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Lagerbestinde

1. Grofihandelsstatistik
Datennachweis: ab 1963

2. Einzelhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Wert der Vorrite an Waren, die zum Wiederverkauf oder zur Be- und Verarbeitung bestimmt sind.

Nicht zu den Lagerbestéinden gerechnet werden die Vorrite, die zur Verwendung im eigenen Unternehmen
bestimmt sind wie Biiro- und Verpackungsmaterial, Reinigungsmittel, Brenn- und Kraftstoffe und dergleichen.

Die Waren- und Materialbestinde werden mit ihren Inventurwerten angegeben, wie sie in die Einkommen- und
Korperschaftsteuerbilanzen zum Jahresende eingestellt werden. Fehlt eine Bilanz, so werden die Bestéinde an
Handelswaren zu Einstandspreisen, die Bestinde an selbsterstellten oder bearbeiteten Waren zu Herstellungs-
kosten bewertet. Als Einstandspreis gilt der Einkaufspreis ochne Mehrwertsteuer zuziiglich Beschaffungskosten
(Fracht, Zoll, Verpackungskosten usw.), abziiglich Preisvergiinstigungen (Preisnachlisse, Rabatte, Jahresvergii-
tungen, Boni, Skonti usw.).

In der GroBhandelsstatistik werden Wertindizes (MeBzahlen) fiir Lagerbestinde bei Unternehmen des Grofi-
handels ausgewiesen, die die Entwicklung der Lagerbestinde beschreiben. Zur Berechnung dieser Wertmef3-
zahlen werden die repréisentativ erhobenen Lagerbestinde auf die Gesamtheit der GroBhandelsunternehmen
hochgerechnet. Im Anschlufl daran werden Quotienten aus den Lager bestinden im Berichtszeitpunkt und den
Lagerbestinden eines Basiszeitpunktes berechnet.

In der Einzelhandelsstatistik werden Beziehungszahlen fiir Lagerbestinde bei Unternehmen des Einzelhandels
berechnet. Zu ihrer Berechnung werden die représentativ erhobenen Lagerbestinde auf die Gesamtheit der Ein-
zelhandelsunternehmen hochgerechnet. Anschliefend wird die Veranderung der Lagerbestinde zum Ende des
Geschiftsjahres gegeniiber den Lagerbestinden am Ende des Vorjahres ermittelt.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1967 war im Einstandspreis die Umsatzsteuer enthalten. Zudem wurden Skonti bis zu diesem Zeit-
punkt nicht abgesetzt.

Begriffsbeziehungen:

Lagerbestinde und >>> Vorrite (Investitionserhebung im Bergbau und in der Industrie (ochne Bauindustrie))
bezeichnen prinzipiell vergleichbare Tatbestinde, unterscheiden sich jedoch in den folgenden Einzelheiten:

In den Lagerbestinden sind Vorrite, die im eigenen Unternehmen als Verbrauchsmittel verwendet werden, wie
beispielsweise Biiromaterial, Verpackungsmaterial, Reinigungsmittel, nicht enthalten. Bei den Vorriten sind
Bestinde an derartigen Materialien dagegen miterfafit.

Den Vorratspositionen liegen Wertansitze aus der Handelsbilanz, den Lagerbestandspositionen Wertansitze
aus der Steuerbilanz zugrunde. :

Vorrite werden fiir Unternehmen mit 50 und mehr Beschiftigten, Lagerbestinde dagegen fiir simtliche Unter-
nehmen dargestellt.

Lander
1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1974

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974
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4. Vierteljihrliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1974

5. Jihrliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Zentrale staatliche Gebietskorperschaften der Bundeslidnder. Finanzstatistisch rechnen dazu sowohl die Fl3-
chenlinder als auch die Stadtstaaten und zwar im einzelnen:

Schleswig-Holstein

Niedersachsen

Nordrhein-Westfalen

Hessen

Rheinland-Pfalz

Baden-Wiirttemberg

Bayern

Saarland

Hamburg

Bremen (Bremen und Bremerhaven)

Berlin (West)
Die Landschaftsverbinde in Nordrhein-Westfalen sowie die Landeswohlfahrts verbinde in Baden-Wiirttemberg
und Hessen gelten dagegen als kommunale Gebietskorperschaften (= Gemeindeverbinde).

Anderungen im Zeitablauf:
In den rechnungsstatistischen Datenreihen ist Berlin (West) ab 1951 und das Saarland ab 1961 beriicksichtigt.

Landeslisten-Sitze

Bundestagswahlstatistik
Datennachweis: ab 1949

Begriffsinhalt:

Sitze, die die Parteien nach dem Ergebnis der fiir sie abgegebenen giiltigen >>> Zweitstimmen unter Anwen-
dung des Systems Niemeyer erhalten.

Die Gesamtzah! der Abgeordneten einer Partei richtet sich nach der Zahl der fiir sie abgegebenen Zweitstim-
men. .
Zunichst werden daher die Sitze auf die einzelnen Parteien entsprechend dem Verhiltnis ihrer Zweitstimmen
zur Gesamtzahl aller Zweitstimmen verteilt.

Danach wird eine Weiterverteilung der von jeder Partei auf Bundesebene gewonnenen Sitze nach dem Ver-
haltnis der fiir ihre einzelnen Landeslisten in den Landern abgegebenen Zweitstimmen vorgenommen.
Nachdem errechnet ist, wie viele Sitze jeder Partei fiir jedes Land zustehen, werden die Sitze abgerechnet, die
in den Wahlkreisen direkt gewonnen wurden (>>> Wahlkreis-Sitze).

Bei der Verteilung der Sitze auf die Landeslisten werden nur Parteien beriicksichtigt, die mindestens 5 vom
Hundert der im Wahlgebiet abgegebenen giiltigen Zweitstimmen erhalten oder i in mindestens drei Wahlkreisen
einen Sitz errungen haben.

Zur ersten gesamtdeutschen Bundestagswahl am 2.12. 1990 wurde die 5%-Sperrklause1 getrennt auf die neuen
Bundeslinder einschl. des friiheren Berlin (Ost) und auf das friithere Bundesgebiet angewendet.

Anderungen im Zeitablauf:

Das oben beschriebene System Niemeyer wurde erstmals zur Wahl zum 11. Bundestag angwandt. Bis einschl.
der Wahl zum 10. Bundestag wurden die Sitze unter Anwendung des d'Hondt'schen Hochstzahlverfahrens ver-
teilt.
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Landessteuern

1. Statistik iiber den Steuerhaushalt
Datennachweis: ab 1972

2. Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Steuern, deren Aufkommen gemif Artikel 106 Abs. 2 Grundgesetz den Landern zusteht. Die Landessteuern

umfassen die >>> Vermégen-, >>> Erbschaft- und >>> Grunderwerbsteuer, die >>> Kraftfahrzeug-,

>>> Rennwett- und Lotterie-, >>> Feuerschutz- und >>> Biersteuer sowie die Abgabe von Spielbanken (die

Spielbankabgabe ist im Steuernachweis nicht enthalten).

Zu 2:
Aufgrund der Rundung der Angaben fir die Steuereinnahmen aus den einzelnen nachgewiesenen Lander-
steuern auf Mill. DM besteht eine statistische Differenz zwischen den unter der Position Landersteuern
(Landessteuern) in den Finanzberichten nachgewiesenen Steuereinnahmen abziiglich der Summe der bei
den einzelnen Lindersteuern nachgewiesenen Steuereinnahmen. Diese statistische Differenz wird unter
"Sonstige Landersteuern” nachgewiesen.

Anderungen im Zeitablauf:

Die >>> Kapitalverkehr-, >>> Versicherung- und >>> Wechselsteuer rechneten bis einschl. 1969 zu den Lan-
dessteuern, ab 1970 (Inkrafttreten des Finanzreformgesetzes vom 12.5.1969 (BGBI. 1 S. 359)) gehdren sie zu
den >>> Bundessteuern.

Landes- und Bundesstrafien

Preisindizes fiir Bauwerke
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Kiinstlich angelegte, befestigte Verkehrswege.
Neben den Fahrbahnen gehoren dazu:

Uberfithrungen bis 2 m lichte Weite, Damme, Griben, Boschungsbefestigungen, Trenn-, Seiten-, Rand- und
Sicherheitsstreifen, aber auch Leitpfahle, -planken und -steine und Fahrbahnmarkierungen.

Landes- und Staatsstraflien

Statistik der StraBen des iiberdrtlichen Verkehrs
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt: .

Verkehrswege, die dem weitrdumigen Verkehr dienen, aber nicht zum BundesfernstraBennetz gehoren. Trager
der Baulast sind die Léander.

Fiir die >>> Ortsdurchfahrten bestehen unterschiedliche Regelungen beziiglich der Ubernahme der Baulast.
Bei der Ermittlung der >>> Strafenlidnge werden Kreuzungen der jeweils hoherwertigen Strafie zugeordnet, al-
so z.B. der Landes- oder StaatsstraBe bei einer Kreuzung mit einer >>> Kreisstrafie oder der vorfahrtberechtig-
ten gegeniiber der vorfahrtbeachtenden Strafle. Bei gleichwertigen Strafien erfolgt die Zuordnung zur breiteren,
bei gleicher Breite zur lingeren Strafie. Die Linge der Ortsdurchfahrten rechnet zur Gesamtlinge der Landes-
und Staatsstrafien.
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Land fiir Verkehrszwecke

Statistik der Kaufwerte fiir Bauland
Datennachweis: ab 1962 fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 3/1991

Begriffsinhalt:

Gelinde, das Strafien, Parkplitzen, Flugplitzen, Eisenbahnen und dhnlichen Zwecken dient oder dafiir vorge-
sehen ist.

StraBenland, das gewerblich genutzt wird (z.B. zur Aufstellung von Zeitungskiosken oder Verkaufsstianden),
rechnet nicht zum Land fiir Verkehrszwecke, sondern zum baureifen Land.

Nachgewiesen werden Kaufwerte fiir Land fiir Verkehrszwecke (zu Einzelheiten siehe >>> Kaufwerte fur
Bauland).

Land- und Forstwirtschaft

Statistik der Studien- und Berufswiinsche
Datennachweis: 1972 bis 1979

Begriffsinhalt:
Zusammenfassung folgender Studienbereiche an Hochschulen:

- Agrarwissenschaften,

- Gartenbau, Landespflege,

- Forstwissenschaft, Holzwirtschaft,

- Ernidhrungs- und Haushaltswissenschaften.

Nachgewiesen werden Abiturienten und Schiiler der Abschluﬁklassen der 12. Klassenstufe, die beabsichtigen,
Land- oder Forstwirtschaft zu studieren.

Begriffsbeziehungen:

Die Fichergruppe Land- und Forstwirtschaft entspricht der Fachergruppe >>> Agrar-, Forst- und Ernah-
rungswissenschaft (Statistik der Studien- und Berufswiinsche, ab 1976).

Land- und forstwirtschaftliches Vermogen

Vermaogensteuerstatistik
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:

Alle Wirtschaftsgiiter, die einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft am Bewertungsstichtag dauernd zu die-
nen bestimmt sind.

Dies sind alle Teile einer wirtschaftlichen Einheit des land- und forst wirtschaftlichen Vermogens, insbesonde-
re der Grund und Boden, die Wohn- und Wirtschaftsgebdude sowie die stehenden und ein normaler Stand an
umlaufenden Betriebsmitteln, der zur gesicherten Fortsetzung des Betriebs bis zum Beginn der nichsten Ernte
erforderlich ist. Zu den Betriebsmitteln gehoren auBer den Pflanzenbestinden und Vorriten die Maschinen und
. Gerite sowie nach Mafigabe des Bewertungsgesetzes die Tierbestéinde. Der Begriff des Betriebes der Land- und
Forstwirtschaft setzt weder eine MindestgroBe noch einen vollen land- und forstwirtschaftlichen Besatz mit
Wirtschaftsgebiuden, Betriebsmitteln usw. voraus. Eine wirtschaftliche Einheit des land- und forstwirtschaftli-
chen Vermégens bilden demzufolge auch einzelne land-'und forstwirtschaftlich genutzte Fléchen, bei denen die
Wirtschaftsgebiude oder die Betriebsmittel bzw. beide Arten von Wirtschaftsgiitern nicht dem Eigentiimer des
Grund und Bodens gehéren (Stiicklidndereien). Ob die Wirtschaftsgiiter zum Teil dem Ehegatten gehoren ist
unbedeutend, wenn das >>> Gesamtvermégen der Ehegatten ohnehin zusammenzurechnen ist. Unerheblich ist
auch, ob der Grund und Boden sowie die Gebaude auch tatsichlich bewirtschaftet werden.
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Sind Wirtschafisgjiter dazu bestimmt, sowohl einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft als auch einem ge-
werblichen Betrieb desselben Inhabers dauernd zu dienen, so sind sie beiden Betrieben anteilméafBig zuzurech-
nen.

Nicht zum land- und forstwirtschaftlichen Vermogen gehoren u.a. Zahlungsmittel, Geldforderungen, Wertpa-
piere und Geschéftsguthaben sowie Geldschulden und die Uberbestinde an umlaufenden Betriebsmitteln. Dies
gilt auch fiir Wirtschaftsgiiter, die einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft zu dienen bestimmt sind, tat-
sichlich an dem fiir die Veranlagung zur Vermégensteuer mafigebenden Zeitpunkt aber einem derartigen Be-
trieb des Eigentiimers nicht dienen.

Die Bewertung des land- und forstwirtschaftlichen Vermogens erfolgt seit 1974 fiir den Wirtschaftsteil und den
Wohnteil getrennt. Zum Wirtschaftsteil gehéren die in § 34 BewG aufgefiihrten Nutzungen sowie Wirtschafts-
giiter; Hof- und Gebaudefldchen, Hausgarten und Wirtschaftswege werden dabei in die Nutzungen einbezogen
(§ 40 Abs. 3 BewG). Der Wirtschaftswert wird in der Regel nach der Ertragsfahigkeit der einzelnen Nutzung
oder des Nutzungsanteils in einem auf Bewertungsstiitzpunkte bezogenen vergleichenden Verfahren ermittelt.
Mit Hilfe spezifischer Vergleichszahlen werden Vergleichswerte errechnet, die nach Beriicksichtigung von Zu-
bzw. Abschligen den individuellen Ertragswert ergeben. Das Einzelertragswertverfahren ist fiir bestimmte
Fille von Nebenbetrieben (§ 42 BewG) und beim Abbauland vorgesehen oder wenn ein vergleichendes Verfah-
ren nicht durchfiihrbar ist. Die Summe der so ermittelten Ertragswerte ergibt den Wert des Wirtschaftsteils
(Wirtschaftswert). Der Wohnanteil wird wie Grundvermogen entsprechend den Vorschriften fir Mietwohn-
grundstiicke im Ertragswertverfahren bewertet. Demnach resultiert der Wohnungswert aus der Multiplikation
von "iiblicher" Jahresrohmiete und Vervielfiltiger, jedoch abziiglich 15 v.H., um eine doppelte Bewertung der
bereits im Wirtschaftswert erfaiten Grundstiicksfliche des Wohngebéudes zu vermeiden.

Wirtschafts- und Wohnungswert bilden zusammen den Einheitswert des Betriebs der Land- und Forstwirt-
schaft.

Nachgewiesen wird bis 1972 das land- und forstwirtschaftliche Vermégen von unbeschrénkt

>>> Vermogensteuerpflichtigen (natiirliche Personen) mit der Summe der nach den Wertverhltnissen vom
1.1.1935 (Saarland 1936) festgestellten, fortgeschriebenen oder nachfestgestellten Einheitswerten und/ oder -
im Falle steuerrelevanten Besitzes auslindischen land- und forstwirtschaftlichen Vermogens - gemeinen Werte,
ab 1974 nach Wertverhiltnissen vom 1.1.1964.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Bewertung des land- und forstwirtschaftlichen Vermogens erfolgte bis 1973 nach den Grundsitzen iiber die
Bewertung nach Ertragswerten, wobei zur Feststellung des Einheitswertes zundchst der Vergleichswert zu ei-
nem Vergleichs-(Richt-)betrieb der sich aus der Vervielfachung des fiir den Betrieb festgestellten Hektarsatzes
und der Fliche des Betriebs ergibt, ermittelt wird. Zu- und Abschlége kénnen diesen Wert verandern. Der flir
einen Betrieb anzusetzende Wert darf jedoch nicht geringer sein als der Wert, mit dem das Wohngebaude des
Betriebsinhabers oder der seiner Wohnung dienende Gebiudeteil allein nach den Vorschriften iiber die Bewer-
tung bebauter Grundstiicke anzusetzen sein wiirde, zuziiglich des Werts, der sich fiir den tibrigen Teil des Be-
triebs ergibt (Mindestwert). Hinsichtlich der Grofie des Betriebs und des Umfangs und Zustands der stehenden
Betriebsmittel waren die Verhiltnisse im Feststellungszeitpunkt, hinsichtlich der umlaufenden Betriebsmittel
der letzte Tag des maBgebenden Wirtschaftsjahrs (grundsitzlich der 30.6. vor dem Feststellungszeitpunkt)
mafgebend. Zu Einzelheiten siche Bewertungsgesetz vom 16.10.1934 (RGBI. I S. 1035) und Anderungsgeset-
ze.

Ab 1965 sind die Tierbestinde nur insoweit in das land- und forstwirtschaftliche Vermogen einzubeziehen als
sie ganz bestimmte gesetzlich festgelegte Grenzen, die 1971 nochmals geandert wurden, nicht iiberschreiten.
Ferner wurden 1971 die Einheitswerte des land- und forstwirtschaftlichen Vermogens zur Anpassung an die
riickldufige Reinertragsentwicklung in der Forstwirtschaft, im Obstbau und im Hopfenbau in bestimmten Fallen
ohne Riicksicht auf die Fortschreibungsgrenzen durch Wertfortschreibung ermaBigt. Ab 1972 schlieBlich gelten
die neuen Bestimmungen beziiglich der gemeinschaftlichen Tierhaltung und ihre Zuordnung zur landwirt-
schaftlichen Nutzung. ;

Begriffsbezichungen:

Im Unterschied zum land- und forstwirtschatlichen Vermogen rechnen zum >>> Grundvermogen
(Vermogensteuerstatistik) u.a. der Grund und Boden, die Gebiude sowie die sonstigen Bestandteile und das
Zubehor, soweit es sich nicht um land- und forstwirtschaftliches Vermogen oder um Betriebsgrundstiicke han-
delt. Mineralgewinnungsrechte sowie >>> Maschinen und dhnliche Anlagen, die zu einer Betriebsanlage geho-
ren (Betriebsvorrichtungen) rechnen dabei in der Regel nicht zum Grundvermégen; dagegen sind Maschinen
usw., die zu einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb gehoren, land- und forstwirtschaftliche Vermogen.
Land- und forstwirtschaftlich genutzte Flichen werden u.a. nur dann dem Grundvermogen und nicht dem land-
und forstwirtschaftlichen Vermégen zugerechnet, wenn nach ihrer Lage, den im Feststellungszeitpunkt beste-
henden Verwertungsméglichkeiten oder den sonstigen Umstinden anzunehmen ist, daB sie in absehbarer Zeit
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anderen als land- und forstwirtschaftlichen Zwecken, z.B. als Bauland, Industrieland oder Land fiir Verkehrs-
zwecke, dienen werden.

Unterschiede zwischen dem land- und forstwirtschaftlichen Vermdégen und dem >>> Betriebsvermdgen
(Vermégensteuerstatistik) ergeben sich durch die unterschiedlichen Betriebszwecke, denen die Vermogensgiiter
dienen. Wihrend das land- und forstwirtschaftliche Vermégen alle Wirtschaftsgiiter umfafit, die einem Betrieb
der Land- und Forstwirtschaft zu dienen bestimmt sind, rechnen zum Betriebsvermégen alle Teile einer wirt-
schaftlichen Einheit, die einem gewerblichen Betrieb als Hauptzweck dienen.

Wird dagegen die Land- und Forstwirtschaft planméaBig im Interesse eines gewerblichen Betriebs z B. einer
Gastwirtschaft und Metzgerei mit Landwirtschaft gefiihrt, so daB die Verbindung nicht ohne Nachteil fiir den
Gesamtbetrieb geldst werden kann, so liegt ein einheitlicher gewerblicher Betrieb vor; die Land- und Forstwirt-
schaft gehért in diesem Fall als Untereinheit (Betriebsgrundstiick) zum Betriebsvermdgen. Betriebsvermdgen
liegt auch vor, wenn dauernd und nachhaltig fremde Erzeugnisse liber den betriebsnotwendigen Umfang hinaus
zugekauft werden. Zudem sei auf die Sonderregelung des § 97 Abs. 1 des Bewertungsgesetzes
(Betriebsvermégen kraft Rechtsform des Eigentiimers) hingewiesen.

Zu beachten ist, daB das Betriebsvermégen sowohl fiir unbeschriankt vermogensteuerpflichtige natiirliche Per-
sonen als auch fiir unbeschriankt vermégensteuerpflichtige nichtnatiirliche Personen nachgewiesen wird. Im
Unterschied dazu wird das land- und forstwirtschaftliche Vermégen bei den nichtnatiirlichen Personen nicht
gesondert ausgewiesen, sondern verrechnet zu einem Betrag, der dem Gesamtvermdgen vor Abzug der Vermoé-
gensabgabe entspricht.

Im Gegensatz zum land- und forstwirtschaftlichen Vermogen handelt es sich bei >>> Betriebsgrundstiicken
(Statistik der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe) um zu einem gewerblichen Betrieb gehérigen Grund-
besitz, der losgeldst von seiner Zugehorigkeit zu einem gewerblichen Betrieb, entweder zum Grundvermégen
oder zum land- und forstwirtschaftlichen Vermogen gehoren wiirde. Grundbesitz der im § 97 Abs. 1 des Be-
wertungsgesetzes bezeichneten inldndischen Kérperschaften, Personenvereinigungen und Vermégensmassen
gehort kraft Rechtsform des Eigentiimers stets zu den Betriebsgrundstiicken.

Bewegliche Wirtschaftsgiiter, die einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft zu dienen bestimmt sind, tat-
sachlich aber an dem fiir die Veranlagung zur Vermégensteuer mafigebenden Zeitpunkt einem derartigen Be-
trieb des Eigentiimers nicht dienen, gehoren nicht zum land- und forstwirtschaftlichen Vermégen, sondern -
sofern ihr Wert 1 000 DM iibersteigt - zum >>> sonstigen Vermdgen (Vermdgensteuerstatistik); letzteres gilt
auch fiir den Uberbestand an umlaufenden Betriebsmitteln eines Betriebes der Land- und Forstwirtschaft.

Landwirtschaft

1. Landwirtschaftszihlung 1971
Datennachweis:

Begriffsinhalt:

>>> Landwirtschaftliche Betriebe und >>> Forstbetriebe, die in ihrem Produktionsbereich Landwirtschaft ei-
nen Standarddeckungsbeitrag erwirtschaften, der gleich oder gréfier als 75% des Standarddeckungsbeitrages
des Betriebes ist.

Zum Produktionsbereich Landwirtschaft rechnen (soweit vorhanden) die Produktionszweige Intensivfriichte,
Extensivfriichte, Milchvieh, Rindermast, Schweine, Gefliigel, Weinbau, Hopfenbau und Obstbau.
Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fiir Rechnung ei-
nes Inhabers (des Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfiithrung unterstehen und
land- und/oder forstwirtschaftliche Erzeugnisse hervorbringen. )

Zu Einzelheiten der Zuordnung von Frucht- bzw. Vieharten zu den Produktionszweigen und -bereichen sowie
zur Berechnung der Standarddeckungsbeitrige siehe unter >>> Betriebssystematik.

Begriffsbeziehungen:

Landwirtschaft und landwirtschaftliche Betriebe (Landwirtschaftszihlung 1971, Bodennutzungsvorerhebung)
sind beide Untergliederungen der landwirtschaftlichen Betriebe und Forstbetriebe (Landwirtschaftszihlung
'1971), sind aber unterschiedlich abgegrenzt:

Zur Landwirtschaft rechnen Betriebe mit wirtschaftlichem Schwerpunkt in der Landwirtschaft (in der Abgren-
zung der Betriebssystematik); der wirtschaftliche Schwerpunkt wird bestimmt durch das Verhéltnis der von den

r
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verschiedenen Produktionsbereichen des Betriebes erwirtschafteten Standarddeckungsbeitrage zum Standard-
deckungsbeitrag des Betriebes.

Zu den landwirtschaftlichen Betrieben, aber nicht zur Landwirtschaft rechnen der >>> Gartenbau sowie ein
Teil der >>> Forstwirtschaft und der >>> Kombinationsbetriebe.

Landwirtschaftliche Betriebe sind dagegen Betriebe mit der Hauptproduktionsrichtung Landwirtschaft; die
Hauptproduktionsrichtung wird bestimmt durch das Fliachenverhiltnis zwischen der >>> landwirtschaftlich
genutzten Fliche und der >>> Waldfldche eines Betriebes:

Ist die landwirtschaftlich genutzte Fliche eines Betriebes gleich oder grofer als 10% seiner Waldfléche, dann
gilt der Betrieb als landwirtschaftlicher Betrieb.

2. Berufsbildungsstatistik
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:

Ausbildungsbereich, der die Berufsausbildung in der Landwirtschaft einschi. der landlichen Hauswirtschaft
umfafit. ’

Zustindig fiir die Berufsausbildung sind nach dem Berufsbildungsgesetz die Landwirtschaftskammern oder die
sonstigen durch Rechtsverordnung dazu bestimmten Stellen.

Welche Ausbildungsberufe im einzelnen zum Ausbildungsbereich Landwirtschaft zahlen, ist der Fachserie 11,
Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, 1985, S. 127 - 136 zu entnehmen.

Die Gliederung der Ausbildungsbereiche deckt sich nicht voll mit der Wirtschaftsgliederung nach der Syste-
matik der Wirtschaftszweige, da sich nach dem Berufsbildungsgesetz die Zustindigkeit fiir die Berufsausbil-
dung viel fach nach der Art des Ausbildungsberufs und nicht nach der Zugehérigkeit des Ausbildungsbetriebs
zu einem Wirtschaftsbereich richtet.

Landwirtschaftliche Betriebe

1. Bodennutzungsvorerhebung
Datennachweis: bis 1978

Begriffsinhalt: . :

Technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fiir Rechnung eines Inhabers (des Betriebsinhabers) bewirtschaftet
werden, einer einzigen Betriebsfihrung unterstehen, landwirtschaftliche Erzeugnisse hervorbringen und deren
>>> landwirtschaftlich genutzte Fliche mindestens 10% ihrer >>> Waldflache betrigt
(Hauptproduktionsrichtung). .

Kennzeichen einer Besitzeinheit als technisch-wirtschaftliche Einheit ist, daB fiir sie in der Regel dieselben Ar-
beitshilfsmittel (Gebiude, Maschinen) verwendet werden.

Besitzeinheiten, die aus steuerlichen oder anderen Griinden "nominell" auf mehrere Inhaber aufgeteilt sind,
gelten als eine Einheit, sofern sie in betriebswirtschaftlicher Hinsicht eine organisatorische Einheit bilden.

Mehrere Besitzeinheiten in der Hand eines Inhabers werden als ein Betrieb angesehen, wenn in der Regel die-
selben Arbeitshilfsmittel verwendet werden.

Waldflichen, die gemeinsam mit landwirtschaftlich genutzten Flachen bewirtschaftet werden, bilden zusam-
men mit diesen eine Betriebseinheit. Eine Ausnahme hiervon bilden lediglich die von Gemeinden selbst bewirt-
schafteten landwirtschaftlich genutzten Flichen und Waldflichen, die generell als zwei getrennte Betriebsein-
heiten angesehen werden. -

Betriebsinhaber ist diejenige natiirliche oder juristische Person, fiir deren Rechnung der Betrieb bewirtschaftet
wird, unabhingig von den Eigentumsverhaltnissen.
Zu den landwirtschaftlichen Erzeugnissen rechnen auch Gartenbauerzeugnisse und Erzeugnisse des Weinbaus.

Als Flichen der Betriebe gelten jeweils die selbstbewirtschafteten Fléchen. Zugepachtete und unentgeltlich
iibernommene Flichen sind einbezogen, verpachtete und unentgeltlich abgegebene Flachen rechnen zur Fliche
des sie bewirtschaftenden Betriebes.

Die landwirtschaftlichen Betriebe sind mit allen ihren Angaben jeweils derjenigen regionalen Einheit
(Gemeinde, Kreis, Land) zugeordnet, in der sich der Betriebssitz (die wichtigsten Wirtschaftsgebéude) befindet.
Zu weiteren Einzelheiten siehe unter >>> landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe. '
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Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1970 wurde die Hauptproduktionsrichtung der landwirtschaftlichen Betriebe und der Forstbetriebe
nicht nach dem Flichenverhiltnis von landwirtschaftlich genutzter Flache und Waldflache zueinander festge-
legt, sondern iiber das Schwergewicht der Produktion, gemessen am Verkaufswert der eigenen Erzeugnisse
(einschlieBlich des Eigenverbrauchs), erfragt.

Bis einschl. 1969 wurde statt der landwirtschaftlich genutzten Fldche die landwirtschaftliche Nutzfliche ver-
wendet.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 2.

2. Landwirtschaftszihlung 1971
Datennachweis:

Begriffsinhalt:

wie unter 1.

In der Landwirtschaftszdhlung wird fiir die landwirtschaftlich genutzte Flache und die Waldfliche getrennt die
Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe nachgewiesen, die die jeweilige Flichenart bewirtschaften. Betriebe, die
beide Flichenarten bewirtschaften, werden bei jeder Flachenart nachgewiesen.

Zur landwirtschaftlich genutzten Fldche rechnen Flichen, die zur Erzeugung pflanzlicher landwirtschaftlicher
Produkte genutzt werden (als >>> Ackerland, >>> Dauergriinland, >>> Dauerkulturen oder Gartenland).

Zur Waldfliache rechnen mit Waldbdumen bestockte Flichen, ferner die Saat- und Pflanzgirten der Forstbetrie-
be, flichenmiBig aus der Waldflache nicht ausgeschiedene Wege und Schneisen unter fiinf Metern Breite, Fli-
chen mit verminderter Produktion (Nichtwirtschaftswald), BléBen und unbestockte Flachen, deren Gréfie den
Zuwachs nicht wesentlich mindert.

Zur selbstbewirtschafteten Fliche eines Betriebes rechnet seine selbstbewirtschaftete Eigenfliche sowie zuge-
pachtete Flachen, zur Bewirtschaftung unentgeltlich iibernommene Flidchen, aufgeteilte Allmende u. dgl. Ver-
pachtete und unentgeltlich abgegebene Flichen rechnen zur Flache des Betriebes, der sie bewirtschaftet.

Nicht zu den landwirtschaftlichen Betrieben mit landwirtschaftlich genutzter Fliche/Waldfliche rechnen

>>> Forstbetriebe, die diese Fldchenarten bewirtschaften.

In der Grunderhebung werden getrennt nachgewiesen:

- Landwirtschaftliche Betriebe, die Legehennen, Masthiihner, Milchkiihe, Rinder, Schafe, Schweine oder
Zuchtsauen halten.
Es wird jeweils die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe nachgewiesen, die die jeweilige Viehart halten.
Halt ein Betrieb Tiere mehrerer Vieharten, so wird er bei jeder Viehart gezihlt.
Als Halten von Tieren gilt das Unterbringen von Tieren in den Stillen oder auf den Flichen eines landwirt-
schaftlichen Betriebes. Dazu gehéren auch in Pension aufgenommene Tiere. .
Zu den Legehennen zdhlen Hithner, die zur Erzeugung von Eiern bestimmt und mindestens 1/2 Jahr alt
sind.
Die Masthiihner umfassen die Masthdhnchen und die Masthithnchen, einschl. der zur Mast bestimmten
Kiiken, aber ohne die Eintagskiiken.

Als Milchkiihe gelten Kiihe, die ein Alter von mindestens zwei Jahren haben und die zur Milchgewinnung
bestimmt sind, einschl. der trockenstehenden und abgemolkenen Milchkiihe, jedoch ohne Ammen- und
Mutterkiihe. ‘

Zu den Rindern rechnen sémtliche Rinder einschl. der Kélber, des Jungviehs, der Férsen, Kalbinnen und
Sterken, der Milchkiihe, der Ammen- und Mutterkiihe, der Schlacht- und Mastkiihe, der Mastochsen und -
bullen, der Zuchtbullen, der Zugochsen und -stiere.

Die Schafe umfassen Schafe jeden Alters.

Zu den Schweinen zihlen sdmtliche Schweine einschl. der Ferkel mit weniger als 20 kg Lebendgewicht und
der Zuchtsauen und zur Zucht bestimmten Jungsauen mit 50 kg und mehr Lebendgewicht.

Als Zuchtsauen gelten zur Zucht bestimmte weibliche Schweine mit 50 kg und mehr Lebendgewicht
einschl. der zur Zucht bestimmten Jungsauen mit 50 kg und mehr Lebendgewicht.

Zu den landwirtschaftlichen Betrieben mit Vieh zihlen auch gewerblich gefiihrte landwirtschaftliche Tier-
haltungen sowie - sofern sie aufgrund der Gréfien ihrer landwirtschaftlich genutzten Flache als landwirt-
schaftliche Betriebe gelten - auch Bullen- und Eberhaltungen und Versuchsbetriebe und -anstalten.
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- Landwirtschaftliche Betriebe, die Ackerland, Dauergriinland oder Dauerkulturen selbst bewirtschaften.

Fiir jede Flachenart wird getrennt die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe nachgewiesen, die die jeweili-
ge Flachenart bewirtschaften. Betriebe, die mehrere dieser Flichenarten nebeneinander bewirtschaften,
werden bei jeder Flichenart nachgewiesen.

Das Ackerland umfaft Flichen, auf denen landwirtschaftliche Feldfriichte angebaut werden; zu diesen
rechnen Getreide, Hackfriichte, Gartengewdchse, Feldgemiise, Futterpflanzen, Hiilsenfriichte und Handels-
gewichse.

Als Dauergriinland gelten Flichen, die ohne Unterbrechung durch andere Kulturen zur Futter- oder Streu-
gewinnung oder zum Abweiden bestimmt sind.

Zu den Dauerkulturen rechnen Obstanlagen, Baumschulen, Rebland sowie Korbweidenanla-
gen,Pappelanlagen und Weihnachtsbaumkulturen aufierhalb des Waldes.

Nicht zu den landwirtschaftlichen Betrieben mit Ackerland/ Dauergriinland/ Dauerkulturen zhlen
>>> Forstbetriebe, die diese Flichenarten bewirtschaften.
In der Vollerhebung werden getrennt nachgewiesen:

- Fiir jede Maschinenart landwirtschaftliche Betriebe, die im Erhebungsjahr Mahdrescher, Feldhécksler,
Kartoffelsammelroder und Zuckerriibensammelroder eingesetzt haben, unabhingig -davon, ob sich diese
Maschinen im Alleinbesitz der Betriebe oder im gemeinschaftlichen Besitz mehrerer Betriebe befanden,
oder ob sie von Lohnmaschinenunternehmen, Genossenschaften, Maschinenringen oder im Rahmen der
Nachbarschaftshilfe gemietet oder ausgeliehen wurden. Betriebe, die wihrend des Berichtsjahres mehrere
dieser Maschinenarten eingesetzt haben, werden bei jeder Maschinenart gezihit.

Zu den Mihdreschern rechnen Mahdrescher fiir Schlepperzug sowie selbstfahrende Mihdrescher, jeweils un-

abhingig von der Schnittbreite.

Die Feldhicksler umfassen sowohl an Schlepper angebaute Spezialerntemaschinen fir Griin- und Silomais wie

auch gezogene Feldhicksler mit Pick-up-Vorrichtung und Schiegelfeldhicksler zur Ernte von Griinfutter,

Welkheu und Heu.

Als Kartoffelsammelroder gelten Vollerntemaschinen, die in einem Arbeitsgang roden und sammeln. Sie sind

iiberwiegend mit automatischer Steintrennung und Sammelbunker ausgestattet.

Bei den Zuckerriibensammelrodern handelt es sich um Vollerntemaschinen, die Riiben- und Blatternte in ei-

nem Arbeitsgang durchfiihren.

- Landwirtschaftliche Betriebe, die im Erhebungsjahr Schlepper einsetzten, die sich im Alleinbesitz der Be-
triebe befanden. '

Zu den Schieppern rechnen Vierradschlepper, Kettenschlepper, Geritetrager und Spezialschlepper.
Nicht zu den Schleppern zdhlen Einachsschlepper, Motormiher und andere einachsige Motorgeréte.
. Landwirtschaftliche Betriebe, die Biicher fiihren und Abschliisse erstellen.

Als Fithren von Biichern gilt die regelmaBige und systematische Aufzeichnung aller Einnahmen und Ausgaben
des Betriebs. . -

Buchfiihrung mit Jahresabschluf liegt vor, wenn der Betrieb jahrlich eine Inventur durchfiihrt und eine Ge-
winn- und Verlustrechnung aufstellt.

Nachgewiesen werden sowohl Betriebe, die aufgrund der Steuergesetze Biicher fiihren miissen, als auch Betrie-
be, die freiwillig Biicher fiihren. :

Buchfiihrungspflichtig waren im Berichtsjahr Betriebe, die eine der folgenden Grenzen erreichen oder tiber-
schreiten: |

DM 250 000,-- Gesamtumsatz,
DM 100 000,-- land- und forstwirtschaftliches Vermogen (Einheitswert),
DM 12 000,-- Gewinn aus Land- und Forstwirtschaft.

- Landwirtschaftliche Betriebe, die landwirtschaftlichen Erzeugergemeinschaften Erzeugerorganisationen fur
Obst und Gemiise oder landwirtschaftlichen Erzeugerringen fiir tierische Erzeugnisse angeschlossen sind.

Ein landwirtschaftlicher Betrieb, der mit einer Erzeugnisgruppe mehreren Erzeugergemeinschaften, -
organisationen oder -ringen angeschlossen ist, wird nur einmal nachgewiesen. Ist er mit mehreren Erzeugnis-
gruppen angeschlossen, wird er bei jeder dieser Erzeugnisgruppen nachgewiesen. Nicht zu den landwirtschaft-
lichen Erzeugergemeinschaften zihlen Maschinenringe, Milchkontrollringe, Beratungsringe u.a.

- Landwirtschaftliche Betriebe, die im Erhebungsjahr Zimmer (mit oder ohne Verpflegung) an Kur- oder Fe-
riengdste vermietet haben. Nicht nachgewiesen werden landwirtschaftliche Betriebe, deren Inhaber zugleich
Inhaber eines Hotels, eines Gasthofs, einer Pension sind.
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Begriffsbeziehungen:

Die landwirtschaftlichen Betriebe zdhlen zu den >>> landwirtschaftlichen Betrieben und Forstbetrieben
(Landwirtschaftszahlung 1971) welche neben den landwirtschaftlichen Betrieben auch die Forstbetriebe umfas-
sen.

Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe (Landwirtschaftszihlung 1971, Bodennutzungsvorerhebung)
unterscheiden sich durch die Hauptproduktionsrichtung: Der Hauptproduktionsrichtung landwirtschaftliche
Betriebe wird ein landwirtschaftliche Flichen und/oder Waldflachen bewirtschaftender Betrieb dann zugeord-
net, wenn seine landwirtschaftlich genutzte Fliche mindestens 10% seiner Waldfliche betrdgt; der Hauptpro-
duktionsrichtung Forstbetriebe wird er entsprechend zugeordnet, wenn seine landwirtschaftlich genutzte Fliche
weniger als 10% seiner Waldfldche betragt.

Landwirtschaftliche Betriebe und >>> Landwirtschaft (Landwirtschaftszidhlung 1971) sind beide Untergliede-
rungen der landwirtschaftlichen Betriebe und Forstbetriebe, sind aber unterschiedlich abgegrent: Landwirt-
schaftliche Betriebe sind Betriebe mit der Hauptproduktionsrichtung Landwirtschaft, wobei die Hauptprodukti-
onsrichtung durch das Flachenverhiltnis zwischen der landwirtschaftlich genutzten Flache und der Waldflache
eines Betriebes bestimmt wird. Zur Landwirtschaft rechnen dagegen Betriebe mit wirtschaftlichem Schwer-
punkt in der Landwirtschaft (in der Abgrenzung der Betriebssystematik); der wirtschaftliche Schwerpunkt wird
bestimmt durch das Verhiltnis der von den verschiedenen Produktionsbereichen des Betriebes erwirtschafteten
Standarddeckungsbeitrige zum Standarddeckungsbeitrag des Betriebes.

Die Begriffe landwirtschaftliche Betriebe mit Legehennen und >>> Legehennenhaltungen
(Landwirtschaftszidhlung 1971) sind synonym.

Die Begriffe landwirtschaftliche Betriebe mit Milchkiihen und >>> Milchkuhhaltungen
(Landwirtschaftszdhlung 1971) sind synonym.

Die Begriffe landwirtschaftliche Betriebe mit Rindern und >>> Rindviehhaltungen (Landwirtschaftszihlung
1971) sind synonym.

Die Begriffe landwirtschaftliche Betriebe mit Zuchtsauen und >>> Zuchtsauenhaltungen
(Landwirtschaftszihlung 1971) sind synonym.

Landwirtschaftliche Betriebe, deren Inhaber einen oder mehrere
Gewerbebetriebe betreiben

N

Landwirtschaftszihlung 1971

Begriffsinhalt:

>>> Landwirtschaftliche Betriebe, deren Inhaber zugleich Inhaber eines oder mehrerer gewerblicher Betriebe
sind. i

Landwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fiir Rechnung eines Inhabers (des
Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfiithrung unterstehen, landwirtschaftliche Er-
zeugnisse hervorbringen und deren landwirtschaftlich genutzte Flidche mindestens 10% ihrer Waldfldche be-
tragt.

Inhaber eines landwirtschaftlichen Betriebes ist diejenige natiirliche oder juristische Person, fiir deren Rech-
nung der Betrieb bewirtschaftet wird, unabhingig von den bestehenden Eigentumsverhéltnissen.

Als Gewerbebetrieb gelten hier Betriebe, die in steuerlicher Hinsicht (bei der Einheitsbewertung, der Einkom-
mensteuer, der Gewerbesteuer) als gewerblicher Betrieb gelten, einschlieBlich der Ausiibung eines freien Beru-
fes und der gewerblichen Bodenbewirtschaftung (z.B. Bergbau, Gewinnung von Torf, Steinen und Erden).

Im einzelnen rechnen dazu z.B. Gastwirtschaften, Fuhrunternehmen, Viehhandelsunternehmen, Brauereien,
Sagewerke, Blumenbindereien, Landschaftsgirtnereien, Bickereien, Metzgereien, Miihlen, Dienstleistungsbe-
triebe der land- und forstwirtschaftlichen Erzeugerstufe (z.B. Mahdrusch, Schidlingsbekdmpfung), Unterneh-
men des Landmaschinenhandels und der Herstellung oder Reparatur von landwirtschaftlichen Maschinen, Ge-
raten oder Fahrzeugen.

Nicht zu den Gewerbebetrieben rechnen gewerbliche Nebenbetriebe landwirtschaftlicher Betriebe und gewerb-
liche Viehhaltungen landwirtschaftlicher Tiere.

Als Nebenbetriebe gelten Teile von landwirtschaftlichen Betrieben, die land- und forstwirtschaftliche Produkte,
die vorwiegend aus dem Betrieb stammen, zu dem der Nebenbetrieb gehort,

- verarbeiten (z.B. Sdgewerke, Obstbrennereien, Kornbrennereien),
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- in Verbindung mit Dienstleistungen fiir Dritte verwenden (z.B. Friedhofsgirtnereien, Landschaftsgirtnerei-
en),

- unter Verwendung von Hilfsstoffen bearbeiten und in einem Verkaufsraumanbieten (z.B. Blumenldden mit
Blumen- und Kranzbinderei) oder

- unter Zukauf fremder Erzeugnisse zur Ergiinzung des angebotenen Sortiments in einem Verkaufsraum an-
bieten (z.B. Obst- und Gemiiseldden).

Nebenbetriebe konnen demnach auch zugekaufte Erzeugnisse verarbeiten. Wenn sie die in den Gewerbesteuer-
Richtlinien bezeichneten Zukaufsmengen fiir fremde Erzeugnisse iiberschreiten oder wenn sie sich liberwie-
gend mit Dienstleistungen, wie Grabpflege, Errichtung von Gartenanlagen und dgl., befassen, werden sie je-
doch steuerlich als Gewerbebetriebe eingestuft. Nach diesen Gewerbesteuer-Richtlinien wird der Zukauf frem-
der Erzeugnisse, wenn er gemessen an dem Einkaufswert der fremden Erzeugnisse - als dauernd und nachhal-
tig anzusehen ist, wie folgt behandelt:

- Betrigt der Zukauf bis zu 20% des Umsatzes, so wird grundsitzlich ein landwirtschaftlicher oder ein
forstwirtschaftlicher Nebenbetrieb anerkannt,

- betrigter zwischerll 20 und 30% des Umsatzes, so wird unter Wiirdigung aller Umstande entschieden, ob
die sonstigen Merkmale darauf schliefien lassen, daf} es sich um einen landwirtschaftlichen oder einen
forstwirt schaftlichen Nebenbetrieb oder um einen Gewerbebetrieb handelt;

- betrigt er mehr als 30% des Umsatzes, so wird in der Regel steuerlich ein Gewerbebetrieb angenommen.

Als gewerbliche Viehhaltungen landwirtschaftlicher Tiere gelten Tierhaltungen, bei denen die Viehbestinde im
Verhiltnis zur landwirtschaftlich genutzten Fliche der Betriebe bestimmite, in den Steuergesetzen festgelegte
Grenzen iiberschreiten.

Landwirtschaftliche Betriebe, bei denen nur der Ehegatte des Inhabers Inhaber eines Gewerbebetriebes ist, wer-
den nicht einbezogen.

Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe

Landwirtschaftszihlung 1971

Begriffsinhalt:

Technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fiir Rechnung eines Inhabers (des Betriebsinhabers) bewirtschaftet
werden, einer einzigen Betriebsfiihrung unterstehen und land- und/ oder forstwirtschaftliche Erzeugnisse her-
vorbringen.

Kennzeichen einer Besitzeinheit als technisch-wirtschaftliche Einheit ist, daB fiir sie in der Regel dieselben
Arbeitshilfsmittel (Gebiude, Maschinen) verwendet werden.

Besitzeinheiten, die aus steuerlichen oder anderen Griinden "nominell" auf mehrere Inhaber aufgeteilt sind,
gelten als eine Einheit, sofern sie in betriebswirtschaftlicher Hinsicht eine organisatorische Einheit bilden.
Mehrere Besitzeinheiten in der Hand eines Inhabers werden als Einheit angesehen, wenn in der Regel diesel-
ben Arbeitshilfsmittel verwendet werden.

>>> Waldflichen, die gemeinsam mit >>> landwirtschaftlich genutzten Flichen bewirtschaftet werden, bilden
zusammen mit diesen eine Betriebseinheit. Eine Ausnahme hiervon bilden lediglich die von Gemeinden selbst
bewirtschafteten landwirtschaftlich genutzten Flichen und Waldflichen, die generell als zwei getrennte Be-
triebseinheiten angesehen werden.

Betriebsinhaber ist diejenige natiirliche oder juristische Person, fiir deren Rechnung der Betrieb bewirtschaftet
wird, unabhingjg von den bestehenden Eigentumsverhéltnissen.

Als landwirtschaftliche Erzeugnisse gelten auch Gartenbauerzeugnisse und Erzeugnisse des Weinbaus.

Der Nachweis erstreckt sich auf solche Einheiten (Betriebe), deren landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder
fischwirtschaftlich genutzte Fliche jeweils mindestens ein Hektar betrégt.

Als Flichen der Betriebe gelten jeweils die selbstbewirtschafteten Fléchen. Zugepachtete und unentgeltlich
iibernommene Flichen sind einbezogen, verpachtete und unentgeltlich abgegebene Fliachen rechnen zur Fliche
des sie bewirtschaftenden Betriebes.

Erfaft werden ferner solche Einheiten (Betriebe), deren landwirtschaftlich genutzte Fliache zwar kleiner als ein
Hektar ist, deren natiirliche Erzeugungseinheiten (Umfang ausgewahlter Frucht- und Vieharten) aber einer
jahrlichen landwirtschaftlichen Markterzeugung im Werte von mindestens 4 000 DM entsprecheri. Eine jahrli-
che Markterzeugung von 4 000 DM wird als gegeben angesehen, wenn die Einheit mindestens eine der folgen-
den Merkmale (Vieharten oder Flichenumfang) aufweist:
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3 Kiihe, die mindestens 2 Jahre alt und zur Milchgewinnung oder zur Zucht bestimmt sind;
5 Kéilber unter 3 Monaten,

5 ibrige Rinder (3 Monate und élter);

5 Zuchtsauen einschl. zur Zucht bestimmter Jungsauen, die dlter als 1/2 Jahr sind,

8 iibrige Schweine, die mindestens 8 Wochen alt sind; 50 Schafe jeden Alters;

120 Hiihner, die zur Erzeugung von Eiern bestimmt und alter als 1/2 Jahr sind (Legehennen),
400 Schlacht- und Masthihnchen und -hithnchen;
200 Ginse, Enten oder Truthiihner;

3 000 qm bestocktes Rebland oder Tabak;
3 000 qm Hopfen;
5 000 gm Obstanlagen, im Ertrag und nicht im Ertrag;
2 000 gqm Baumschulen;,
3 000 gm Gemiiseanbau im Freiland,
1 000 qm Blumen und Zierpflanzen im Freiland;
100 qm Anbau unter Glas fiir Erwerbszwecke;
100 gm Anbau von Heil- und Gewiirzpflanzen.
Als land- und forstwirtschaftliche Betriebe gelten auch solche Betriebe, die aufgrund des Umfangs ihrer Vieh-
haltung bei der Besteuerung als Gewerbebetriebe eingestuft werden sowie landwirtschaftliche bzw. forstwirt-
schaftliche Betriebsteile gewerblicher Unternehmen, die als Betriebsteile zur Gewerbesteuer herangezogen
werden, sofern sie aufgrund ihrer Betriebsgrofie und -richtung als Landwirtschaftliche Betriebe bzw. Forstbe-
triebe anzusehen sind.

Zu den land- und forstwirtschaftlichen Betrieben rechnen ferner Forstimter und Revierforstereien, die Waldfli-
chen bewirtschaften ,

Betriebe, die ausschliefilich Teichwirtschaft oder Fischwirtschaft betreiben, sind in den Ergebnissen nicht ent-
halten. Ebenso zdhlen die Betriebe der Hochsee- und Kiistenfischerei nicht zu den land- und forstwirtschaftli-
chen Betrieben.

In der Grunderhebung, aber nicht in der Vollerhebung der Landwirtschaftszihlung 1971 werden auch Besit-
zeinheiten als Betriebe nachgewiesen, die zwar iiber Bodenflichen oder Viehbesténde, jedoch nicht iiber Ar-
beitskrifte oder Arbeitshilfsmittel (Geb4ude und Maschinen) verfiigen und insofern nicht bewirtschaftet wer-
den. :

Die landwirtschaftlichen Betriebe und Forstbetriebe sind mit allen ihren Angaben jeweils derjenigen regionalen
Einheit (Gemeinde, Kreis, Land) zugeordnet, in der sich der Betriebssitz (die wichtigsten Wirtschaftsgebiude)
befindet.

Beziiglich der Klassifizierung der landwirtschaftlichen Betriebe und Forstbetriebe nach dem wirtschaftlichen
Schwerpunkt (Berechnung von Standarddeckungsbeitragen) siehe unter >>> Betriebssystematik.

Fiir jede Flachenart (landwirtschaftlich genutzte Flachen, >>> nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Fla-
chen, Waldflichen) wird getrennt die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe und Forstbetriebe ausgewiesen,
die mit der jeweiligen Flachenart ausgestattet sind. Ist ein Betrieb mit mehreren dieser Flichenarten ausgestat-
tet, wird er bei jeder Flichenart gezihlt.

Zur landwirtschaftlich genutzten Fliche zdhlen Flichen, die zur Erzeugung pflanzlicher landwirtschaftlicher
Produkte genutzt werden (als >>> Ackerland, >>> Dauergriinland, >>> Dauerkulturen oder Gartenland).

Als nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Fliche gelten Flichen aus Ackerland, Dauergriinland, Gartenland,
Rebland, Obstanlagen u.a., die aus sozialen, wirtschaftlichen o.4. Griinden nicht mehr genutzt werden
(Sozialbrache).

Zur Waldfliche rechnen mit Waldbiumen bestockte Flichen, ferner die Saat und Pflanzgirten der Forstbetrie-
be, flichenmiBig aus der Waldflache nicht ausgeschiedene Wege und Schneisen unter fiinf Metern Breite, Fli-
chen mit verminderter Produktion (Nichtwirtschaftswald), Blofien und unbestockte Flichen, deren Gréfe den
Zuwachs nicht wesentlich mindert.

Zur selbstbewirtschafteten Fliche eines Betriebes rechnet seine selbstbewirtschaftete Eigenfliche sowie zuge-
pachtete Flachen, zur Bewirtschaftung unentgeltlich iibernommene Flichen, aufgeteilte Allmende u. dgl. ver-
pachtete und unentgeltlich abgegebene Flidchen rechnen zur Fliche des Betriebes, der sie bewirtschaftet.

Begriffsbeziehungen:

Die landwirtschaftlichen Betriebe und Forstbetriebe werden nach dem Flichenverhiltnis zwischen landwirt-
schaftlich genutzter Flache und Waldflache in >>> landwirtschaftliche Betriebe und in >>> Forstbetriebe
(jeweils Landwirtschaftszdhlung 1971, Bodennutzungsvorerhebung) gegliedert. Betrigt die landwirtschaftlich
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genutzte Fliche eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes mindestens 10% seiner Waldflache, dann ist er
ein landwirtschaftlicher Betrieb, ist sie kleiner als 10%, gilt er als Forstbetrieb.

Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe unterscheiden sich von den >>> Arbeitsstitten
(Arbeitsstittenzihlungen) aus dem Bereich der Land- und Forstwirtschaft wie folgt:

In den Arbeitsstattenzihlungen sind aus dem Bereich der Land- und Forstwirtschaft lediglich die landwirt-
schaftliche Tierhaltung und -zucht, Dienstleistungen auf der land- und forstwirtschaftlichen Erzeugerstufe (z.B.
Lohndrescherei, Schadlingsbekdmpfung), Hochsee- und Kiistenfischerei, gewerbliche Gértnerei und gewerbli-
che Tierhaltung einbezogen. Kriterium fiir den Nachweis dieser Betriebe in deén Arbeitsstittenzihlungen ist,
daB sie in steuerlicher Hinsicht (Gewerbe-, Umsatz-, Einkommensteuer) als Gewerbebetriebe und nicht als
landwirtschaftliche Betriebe gelten. -

Zur Abgrenzung der landwirtschaftlichen Betriebe und Forstbetriebe gegeniiber den >>> Unternehmen
(Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen) siehe dort.

Landwirtschaftliche Betriebsgebiude

1.1 Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Lander und Berlin-Ost ab 1991

1.2 Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:

>>> Nichtwohngebiude, die iiberwiegend land- oder forstwirtschaftlichen, Gartnerei- oder Fischereizwecken
dienen.

Dazu zihlen Gebiude, die iiberdacht und von Winden umschlossen sind und fiir die Lagerung von Erzeugnis-
sen, Betriebsstoffen u.4. oder fir die Unterbringung von Tieren, Geriten und Maschinen bestimmt sind, z.B.
Silos, Scheunen, Stallgebéude, Lagergebiude sowie landwirtschaftliche Betriebsgebiude mit Wohnungen.

Bauernhiuser, die Wohn- und Nutzflachen unter einem Dach vereinen, gelten nicht als landwirtschaftliche
Betriebsgebiude, sondern als Wohngebéude, auch wenn die >>> Nutzflache groBer ist als die >>> Wohnflache.
t

Begriffsbeziechungen:

Im Unterschied zu den landwirtschaftlichen Betriebsgebauden umfafit der >>> landwirtschaftliche Bau
(Monatlicher Baubericht, Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe (einschl.
Fertigteilbau), Statistik iiber den Auftragsbestand im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau)) sowohl Hoch-
als auch Tiefbauten. Landwirtschaftliche Bauten, die sowohl iiber Nutzflidche als auch iiber Wohnfléche verfu-
gen, rechnen nicht zu den landwirtschaftlichen Betriebsgebiuden, jedoch zum landwirtschaftlichen Bau, wenn
die Nutzfliche iiberwiegt.

2. Preisindizes fiir Bauwerke
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt: ,

Wie unter 1., aber ohne >>> Nichtwohngebdude, die-iiberwiegend forstwirtschaftlichen, Girtnerei- oder Fi-
schereizwecken dienen. ’

Landwirtschaftliche Gemischtbefriebe

Landwirtschaftszihlung 1971

Begriffsinhalt:

>>> Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe mit wirtschaftlichem Schwerpunkt im Produktionsbereich
>>> Landwirtschaft, aber ohne ausgeprigten Schwerpunkt innerhalb dieses Produktionsbereiches.

Zum Produktionsbereich Landwirtschaft rechnen die Produktionszweige Intensivfriichte, Extensivfriichte,
Milchvieh, Rindermast, Schweine, Gefliigel, Weinbau, Hopfenbau und Obstbau.
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Der wirtschaftliche Schwerpunkt der landwirtschaftlichen Betriebe und Forstbetriebe liegt im Produktionsbe-
reich Landwirtschaft, wenn sie im Produktionsbereich Landwirtschaft einen Standarddeckungsbeitrag erwirt-
schaften, der gleich oder gréBer als 75% des Standarddeckungsbeitrages des Betriebes ist.

Zu den landwirtschaftlichen Gemischtbetrieben rechnet ein Betrieb, wenn zwar sein Schwerpunkt im Produkti-
onsbereich Landwirtschaft liegt, aber keiner der folgenden Produktionszweige einen Standarddeckungsbeitrag
erwirtschaftet, der gleich oder grofler als 50% des Standarddeckungsbeitrages des Betriebes ist:

- Extensivfriichte und Intensivfriichte zusammengenommen,
- Milchvieh und Rindermast zusammengenommen,

- Schweine und Gefliigel zusammengenommen,

- Obstbau, Weinbau und Hopfenbau zusammengenommen.

.Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fiir Rechnung ei-
nes Inhabers (des Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfithrung unterstehen und
land- und/ oder forstwirtschaftliche Erzeugnisse hervorbringen.

Zu Einzelheiten der Zuordnung von Frucht- bzw. Vieharten zu den Produktionszweigen und -bereichen sowie
zur Berechnung der Standarddeckungsbeitrige siche unter >>> Betriebssystematik.

Landwirtschaftliche Maschinen
1. Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: 1962 bis 1976

2. Aufienhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Ausgewihlte Waren (Warenarten) aus den Warenklassen
Landmaschinen Warenklasse 3241
Landwirtschaftliche Férder- und Transportmittel " 3242
Milchwirtschaftliche Maschinen " 3243
Ackerschlepper (einschl. Einachsschlepper und andere einachsige Motorgeréte) " 3244

des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik, Ausgabe 1970 bzw. 1975, die zu den

>>> Investitionsgiitern zihlen.

Als Investitionsgiiter gelten Waren, die von der Industrie hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die iiberwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegiiter
gekauft werden. )

Dazu rechnen alle Warenarten aus den Warenklassen Landmaschinen, landwirtschaftliche Forder- und Trans-
portmittel, milchwirtschaftliche Maschinen, Ackerschlepper, mit Ausnahme der dazugehdrigen Zubehor-, Ein-
zel- und Ersatzteile.

Im wesentlichen rechnen dazu:

Maschinen und Gerite fiir die Bodenbearbeitung und -pflege, zum Sien, Pflanzen und Diingen, fiir den Pflan-
zenschutz, fir Beregnung und Bewisserung, fiir die Ernte, zum Dreschen, Sortieren und Aufbereiten landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse, fiir die Tierhaltung, Rasenmaher,

Foérdermittel fiir die Landwirtschaft, landwirtschaftliche Ladewagen,

milchwirtschaftliche Maschinen fiir die Landwirtschaft und fiir Molkereien,

Einachsschlepper, Rad- und Raupenschlepper, einachsige Motorgerite.

In der AuBBenhandelsstatistik sind die landwirtschaftlichen Maschinen als "Landwirtschaftliche Maschinen
(einschl. Ackerschlepper)" nachgewiesen.

Nur zu den landwirtschaftlichen Maschinen (einschl. Ackerschlepper) rechnen Dampf- und Kochgerite fiir
Viehfutter.

Die Ergebnisse der Auflenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis fiir die Aufienhan-

delsstatistik (WA) werden auf die entsprechen den Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die
Industriestatistik (WI) umgeschliisselt. Da im WI die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen,
im WA dagegen nach zolltechnischen (materialmafligen) Kriterien gegliedert werden, konnen sich bei der Ge-
geniiberstellung geringfiigige Abweichungen ergeben.
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Die Aufteilung der Waren nach Verbrauchsgiitern und Investitionsgiitern erfolgt in Anlehnung an die Waren-
auswahl, die zur Berechnung des Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitionsgiiter und Ver-
brauchsgiiter getroffen wurde.

Anderungen im Zeitablauf:

In den ilteren Segmenten des Statistischen Informationssystems des Bundes sind von 1960 bis 1974 die land-
wirtschaftlichen Maschinen (einschl. Ackerschlepper) als "Landwirtschaftliche Maschinen und Ackerschlep-
per" nachgewiesen. Nur zu den landwirtschaftlichen Maschinen (einschl. Ackerschlepper) rechnen Zugma-
schinen mit mehr als 7,5 PS und mehr als einem Liter Hubraum sowie Motorspritzgerite.

Begriffsbeziechungen:

Die Begriffe landwirtschaftliche Maschinen und >>> Herstellung von Maschinen fiir die Landwirtschaft (Index
des Auftragsbestands fiir das Verarbeitende Gewerbe) bzw. Maschinen fiir die Landwirtschaft (Index der Brut-
toproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter. Index des Auftragseingangs und des Auftragsbestands in
der Industrie) sind dhnlich abgegrenzt. Sie unterscheiden sich lediglich dadurch, daf unter den Begriffen Her-
stellung von Maschinen fiir die Landwirtschaft und Maschinen fiir die Landwirtschaft die zu den zusammenge-
faBten Warenklassen zihlenden Zubehdr-, Einzel- und Ersatzteile mit enthalten sind, bei den landwirtschaftli-
chen Maschinen dagegen nicht.

Landwirtschaftliche Nutzfléiche

Statistik des Schlepperbestandes
Datennachweis: 1965 bis 1976

Begriffsinhalt:

Flichen, die zur Erzeugung pflanzlicher landwirtschaftlicher Produkte bestimmt sind. Hierzu rechnen die Fl4-
chen der folgenden Nutzungsarten: ‘

>>> Ackerland, >>> Dauergriinland, Gartenland, >>> Obstanlagen, >>> Baumschulen, >>> Rebland, Korb-
weidenanlagen, ferner die >>> nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Fliche sowie die privaten Parkanlagen,
Ziergirten und Rasenflachen. '

Das Ackerland umfaBt Flichen, auf denen landwirtschaftliche Feldfriichte angebaut werden.

Zum Dauergriinland rechnen Griinlandfléchen, die ohne Unterbrechung durch andere Kulturen zur Futter- oder
Streugewinnung oder zum Abweiden bestimmt sind, einschl. der Griinlandflichen mit Obstbiumen, bei denen
der Obstanbau nur die Nebennutzung darstellt.

Zum Gartenland zihlen Gartenflichen, auf denen fiir den eigenen Bedarf Gartengewichse (Obst, Gemiise,
Zierpflanzen) oder Kartoffeln u.a. angebaut werden, sowie das Grabeland auf dem Acker auflerhalb der
Fruchtfolge. ,

Obstanlagen sind ertragfahige und noch nicht ertragfahige Anlagen von Obstbaumen und -strauchern ohne
Unterkultur oder als Hauptnutzung mit Unterkultur.

Baumschulen umfassen Flichen zur Aufzucht und Vermehrung von Gehdlzen, einschlieBlich der fiir das
Frithjahr vorbereiteten Neuanlagen sowie der Forstbaumschulen.

Zum Rebland rechnen die mit Weinreben bestockten Flichen, einschi. der Rebschulen, Rebschnittgirten und
Junggirten sowie die Rebbrache. ’

Zur niheren Abgrenzung der Obstanlagen, Baumschulen und des Reblandes siehe unter >>> Dauerkulturen.

Zur nicht mehr genutzten landwirtschaftlichen Fliche rechnen nicht mehr bestelltes Ackerland, nicht mehr
gemihtes oder beweidetes Dauergriinland, nicht genutztes Rebland und nicht genutzte Obstanlagen
("Sozialbrache").

Begriffsbeziehungen:

Im Unterschied zur landwirtschaftlichen Nutzfliche umfaft die >>> landwirtschaftlich genutzte Flache
(Landwirtschaftszihlung 1971, Statistik des Schiepperbestandes ab 1979, Bodennutzungsvorerhebung, Statistik
der Arbeitskrifte in der Landwirtschaft) auch die Pappelanlagen und Weihnachtsbaumkulturen auflerhalb des
Waldes, nicht aber die nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Fliche und die privaten Parkanlagen, Ziergar-
ten und Rasen fldchen.
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Landwirtschaftlicher Bau

1. Monatlicher Baubericht
Datennachweis: 1950 bis 1977

2. Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau)
Datennachweis: ab 1977; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991/92

Begriffsinhalt:

Errichtung von Hoch- und Tiefbauten, die iiberwiegend landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen, Gartnerei-
oder Fischereizwecken dienen.

Zum landwirtschaftlichen Hochbau zihlen z.B. Scheunen, Silos, Stille und Garagen fiir Traktoren, in der Re-
gel jedoch nicht Wohnhduser zur Unterbringung von landwirtschaftlichen Arbeitskréften oder des Leiters des
landwirtschaftlichen Betriebes. Verfiigt ein Gebdude sowohl iiber Wohn- als auch iiber Nutzfliche (z.B. Woh-
nungen und Stallungen unter einem Dach), so wird es nur dann dem landwirtschaftlichen Bau zugeordnet,
wenn die Nutzfliche iiberwiegt.

Zum landwirtschaftlichen Tiefbau rechnen z.B. Entwidsserungsanlagen und sonstige Wasserbauten, die beson-
ders der Intensivierung der Landwirtschaft dienen.

Auch in der Statistik iiber den Auftragsbestand im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau) rechnet - entgegen
der Unterordnung unter den Hochbau - zum landwirtschaftlichen Bau auch der landwirtschaftliche Tiefbau.

Begriffsbeziehungen:

Im Unterschied zum landwirtschaftlichen Bau umfassen die >>> landwirtschaftlichen Betriebsgebaude
(Statistik der Baugenehmigungen, Statistik der Baufertigstellungen, Preisindizes fiir Bauwerke) ausschliefilich
Hochbauten. Landwirtschaftliche Bauten, die sowohl iiber Nutzflache als auch iiber Wohnfldche verfiigen,
rechnen zum landwirtschaftlichen Bau, wenn die Nutzfliche iiberwiegt, sie rechnen jedoch in der Statistik der
Baugenehmigungen und der Statistik der Baufertigstellungen nicht zu den landwirtschaftlichen Betriebsgebdu-
den.

Landwirtschaftlich genutzte Fliche

Alle folgenden Statistiken

Begriffsinhalt:
Flachen, die zur Erzeugung pflanzlicher landwirtschaftlicher Produkte genutzt werden. Hierzu rechnen die
Flachen der folgenden Nutzungsarten:

>>> Ackerland, >>> Dauergriinland, Gartenland, >>> Obstanlagen, >>> Baumschulen, >>> Rebland sowie
>>> Korbweiden-, Pappelanlagen und Weihnachtsbaumkulturen auflerhalb des Waldes.

Das Ackerland umfafit Flichen, auf denen landwirtschaftliche Feldfriichte angebaut werden.

Zum Dauergriinland rechnen Griinlandflichen, die ohne Unterbrechung durch andere Kulturen zur Futter- oder
Streugewinnung oder zum Abweiden bestimmt sind, einschl. der Griinlandflichen mit Obstbidumen, bei denen
der Obstanbau nur die Nebennutzung darstellt.

Zum Gartenland zihlen Gartenflichen, auf denen fiir den eigenen Bedarf Gartengewichse (Obst, Gemiise,
Zierpflanzen) oder Kartoffeln u.a. angebaut werden, sowie das Grabeland auf dem Acker auflerhalb der
Fruchtfolge.

Obstanlagen sind ertragfahige und noch nicht ertragfahige Anlagen von Obstbdumen und -striuchern ohne
Unterkultur oder als Hauptnutzung mit Unterkultur. ’

Baumschulen umfassen Flichen zur Aufzucht und Vermehrung von Geholzen, einschliefilich der fiir das
Frithjahr vorbereiteten Neuanlagen sowie der Forstbaumschulen.

Zum Rebland rechnen die mit Weinreben bestockten Flichen, einschl: der Rebschulen, Rebschnittgirten und
Junggirten, sowie die Rebbrache.

Zur nidheren Abgrenzung der Obstanlagen, Baumschulen und des Reblandes siehe unter >>> Dauerkulturen.
Nicht enthalten ist die nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Fléche.
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Zur nicht mehr genutzten landwirtschaftlichen Fléche rechnen aus sozialen, wirtschaftlichen 0.4. Griinden
nicht mehr bestelltes Ackerland, nicht mehr geméhtes oder beweidetes Dauergriinland, nicht genutztes Rebland
und nicht genutzte Obstanlagen ("Sozialbrache"), jedoch nicht die Schwarzbrache auf dem Acker innerhalb der
Fruchtfolge und die zur wiederbestockung vorgesehene Rebbrache, die unter den jeweiligen Nutzungsarten er-
fafit werden.

Die landwirtschaftlich genutzte Flache wird in der Agrarstatistik nach dem Betriebsprinzip erhoben und nach-
gewiesen, d.h. jeweils nach dem Ort des Betriebssitzes. Die Flichennachweisungen - vor allem fiir kleinere
Gebietseinheiten (Gemeinde, Kreis) - lassen daher keinen unmittelbaren Riickschluf auf die tatsichliche Nut-
zung der Katasterflidche der jeweiligen Gebietseinheit zu. Aufgrund der Verwendung des Betriebsprinzips bei
diesen Erhebungen werden auch die in den Nachbarstaaten der Bundesrepublik Deutschland belegenen Flachen
einbezogen, die von Betrieben mit Betriebssitz im Inland bewirtschaftet werden, nicht aber im Inland belegene
Flichen, die von Betrieben mit Betriebssitz im Ausland bewirtschaftet werden.

Im Unterschied zur landwirtschaftlich genutzten Flache enthalt die >>> landwirtschaftliche Nutzfliche
(Statistik des Schlepperbestandes) auch die nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Fléche, die privaten Park-
anlagen, Ziergirten und Rasenflichen, nicht aber die Pappelanlagen und Weihnachtsbaumkulturen auflerhalb
des Waldes.

1. Landwirtschaftszihlung 1971

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen wird - je nach Darstellungseinheit - die von >>> land- und forstwirtschaftlichen Betrieben bzw.
die von >>> landwirtschaftlichen Betrieben selbstbewirtschaftete landwirtschaftlich genutzte Fliche, sofern
diese Betriebe iiber eine landwirtschaftlich genutzte Fliche oder eine >>> Waldflache von mindestens 1 ha
verfiigen oder aber - bei einer geringeren Fliiche - eine jahrliche landwirtschaftliche Markterzeugung von min-
destens DM 4 000 aufweisen.

Land- und forstwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fiir Rechnung eines Inha-
bers (des Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfiihrung unterstehen sowie land- und/
oder forstwirtschaftliche Erzeugnisse hervorbringen.

Landwirtschaftliche Betriebe sind solche land- und forstwirtschaftlichen Betriebe, deren landwirtschaftlich ge-
nutzte Fliche mindestens 10% ihrer Waldfldche betragt.

Die Flichennutzung wird nach dem Ort des Betriebssitzes erhoben und nachgewiesen, nicht nach der Belegen-
heit (vgl. oben).

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.

2. Bodennutzungsvorerhebung
Datennachweis: bis 1978

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen wird einerseits - als Gliederungsposition der >>> Wirtschaftsflache - die von Betrieben selbst-
bewirtschaftete sowie die von anderen als den Betrieben bewirtschaftete landwirtschaftlich genutzte Fléiche, an-
dererseits - beim Nachweis der BetriebsgrofBenstruktur - die von >>> landwirtschaftlichen Betrieben selbstbe-
wirtschaftete landwirtschaftlich genutzte Fléche.

Zur landwirtschaftlich genutzten Fliche als Teil der Wirtschaftsfliche rechnet sowohl die von Betrieben mit
mehr als 0,5 ha Betriebsfliche und die von Kleinstbetrieben selbstbewirtschaftete landwirtschaftlich genutzte
Fliche als auch die landwirtschaftlich genutzte Fliche aufierhalb der Betriebe (z.B. gemeindeeigener Hutungen
und Streuungen, die weder bewirtschaftet noch verpachtet werden und dgl.). Im Rahmen der Betriebsgrofien-
struktur wird dagegen nur diejenige landwirtschaftlich genutzte Fliche nachgewiesen, die von landwirtschaftli-
chen Betrieben mit mindestens 0,5 ha Betriebsfliche selbst bewirtschaftet wird. Nicht einbezogen werden die
Flichen der >>> Forstbetriebe, der Kleinstbetriebe (mit weniger als 0,5 ha Betriebsfliche) und die Flachen au-
Berhalb von Betrieben.

Landwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fiir Rechnung eines Inhabers (des
Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfithring unterstehen, land- und/ oder forstwirt-
schaftliche Erzeugnisse hervorbringen und deren landwirtschaftlich genutzte Fliche mindestens 10% ihrer
Waldfliche betragt.

In der Gliederung der Wirtschaftsfliche wird die landwirtschaftlich genutzte Flache z.T. nach dem Betrieb-
sprinzip erfafit und nachgewiesen - nimlich in den Betrieben mit 0,5 ha und mehr Betriebsflache -, z.T. nach
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der Belegenheit - nimlich fiir alle Flichen auBerhalb dieser Betriebe. In der BetriebsgroBengliederung werden
die Fliachen grundsitzlich nach dem Ort des Betriebssitzes nachgewiesen (vgl. oben).

Anderungen im Zeitablauf:

Die Bezeichnung landwirtschaftlich genutzte Flache wird erst seit 1970 verwendet und 16ste die zuvor verwen-
dete Kategorie >>> landwirtschaftliche Nutzfliche ab. Hierin sind zum einen auch die nicht mehr genutzten
Flichen der oben genannten Nutzungsarten enthalten, die in der Gliederung der Wirtschaftsfléiche seit 1970 ge-
sondert unter der Flachenkategorie >>> nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Fliche ausgewiesen werden.
Zum anderen rechnen zur landwirtschaftlichen Nutzfliche auch die privaten Parkanlagen, Ziergirten und Ra-
senfldchen, die seit 1970 in der Gliederung der Wirtschaftsfliche unter den >>> Parkanlagen, Sport-, Flug-
und Ubungsplitzen nachgewiesen werden. Andererseits zdhlen die Pappelanlagen und Weihnachtsbaumkultu-
ren auflerhalb des Waldes nur zur landwirtschaftlich genutzten Fliche und werden daher erst seit 1970 einbe-
zogen,; in der landwirtschaftlichen Nutzfliche waren nur die Korbweidenanlagen enthalten.

Bis einschl. 1970 galt fiir die Abgrenzung der landwirtschaftlichen Betriebe von den Forstbetrieben ein anderes
Kriterium (vgl. dort).

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.

3. Statistik der Arbeitskrifte in der Landwirtschaft
Datennachweis: ab 1964

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen wird die von >>> landwirtschaftlichen Betrieben selbstbewirtschaftete landwirtschaftlich ge-
nutzte Fliche, sofern diese Betriebe iiber eine landwirtschaftlich genutzte Fldche von mindestens 1 ha verfiigen
oder aber - bei einer geringeren Fldche - mindestens eine entsprechende jéhrliche landwirtschaftliche Markter-
zeugung aufweisen.

Landwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fir Rechnung eines Inhabers (des
Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfithrung unterstehen, land- und/ oder forstwirt-
schaftliche Erzeugnisse hervorbringen und deren landwirtschaftlich genutzte Fliche mindestens 10% ihrer
>>> Waldfldche betrigt.

Die Flichennutzung wird nach dem Ort des Betriebssitzes erhoben und nachgewiesen, nicht nach der Belegen-
heit der jeweiligen Fliche (vgl. oben).

Anderungen im Zeitablauf:

Vor 1972 wurde nicht die landwirtschaftlich genutzte Fliche, sondern die >>> landwirtschaftliche Nutzfliche
ausgewiesen. Die landwirtschaftliche Nutzfliche enthilt zum einen auch die nicht mehr genutzten Flachen der
oben genannten Nutzungsarten, zum anderen die privaten Parkanlagen, Ziergérten und Rasenflichen. Anderer-
seits zdhlen die Pappelanlagen und Weihnachtsbaumkulturen auflerhalb des Waldes nur zur landwirtschaftlich
genutzten Fliche und werden daher erst seit 1972 einbezogen; in der landwirtschaftlichen Nutzfliche waren
nur die Korbweidenanlagen enthalten.

Ferner galt vor 1972 fiir die Abgrenzung der landwirtschaftlichen Betriebe ein anderes Kriterium. Erfafit wur-
den nur Betriebe mit mindestens 2 ha landwirtschaftlicher Nutzfliche sowie Betriebe mit einer Nutzfliche von
0,5 bis 2 ha, aber mit einer jahrlichen landwirtschaftlichen Markterzeugung von mindestens DM 1 000.

Begriffsbeziehungen:

In der Abgrenzung der landwirtschaftlich genutzten Fliche bestehen zwischen den Statistiken im wesentlichen
keine Unterschiede. Die landwirtschaftlich genutzte Fliche wird jedoch in der Bodennutzungsvorerhebung so-
wohl fiir den Bereich der landwirtschaftlichen Betriebe als auch fiir den gesamten Bereich der Bodennutzung
ausgewiesen, in der Landwirtschaftszihlung fiir den Bereich der landwirtschaftlichen Betriebe und den der
land- und forstwirtschaftlichen Betriebe und schlieBlich in der Statistik der Arbeitskréfte in der Landwirtschaft
fiir den Bereich der landwirtschaftlichen Betriebe. Ferner ist zu beriicksichtigen, daB in den genannten Statisti-
ken jeweils unter schiedliche Abschneidegrenzen bei der Einbeziehung der Betriebe aus dem Bereich der Land-
und Forstwirtschaft bestehen und daB in der Bodennutzungsvorerhebung bei der Flichenzuschitzung aufgrund
anderer Erhebungseinheiten iiberwiegend nach dem Belegenheitsprinzip verfahren wird.

Im Unterschied zur landwirtschaftlich genutzten Fliche umfafit die >>> landwirtschaftliche Nutzflache
(Statistik des Schlepperbestandes, 1965 bis 1976) auch die nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Flache und
die privaten Parkanlagen, Ziergirten und Rasenflichen, nicht aber die Pappelanlagen und Weihnachtsbaumkul-
turen auflerhalb des Waldes.
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4, Statistik des Schlepperbestandes
Datennachweis: ab 1979

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen werden >>> Schlepper im Alleinbesitz landwirtschaftlicher Betriebe und Schlepper im iiberbe-
trieblichen Einsatz nach Gréfenklassen der landwirtschaftlich genutzten Fliche (von 1965 bis 1978 die Land-
wirtschaftliche Nutzfliche).

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3. bzw. >>> Landwirtschaftlicher Nutzfliche

5. Bodennutzungshaupterhebung
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Bewirtschaftete Flichen der landwirtschaftlichen Kulturarten.

Hierzu gehéren >>> Ackerland, >>> Dauergriinland, >>> Haus- und Nutzgirten, >>> Obstanlagen,

>>> Baumschulen, >>> Rebland, >>> Korbweiden-, Pappelanlagen und Weihnachtsbaumkulturen aufierhalb
des Waldes; ohne nicht genutzte Acker, Wiesen, Weiden, Obstanlagen, Rebland und ohne Ziergirten, Park-
und Rasenfldchen.

Erfafit werden land- und forstwirtschaftliche Betriebe ab 1 ha Betriebsfliche und Gesamtflichen ab 1 ha, die
ganz oder teilweise land- oder forstwirtschaftlich genutzt werden, land- und forstwirtschaftliche Betriebe unter
1 ha Betriebsfliche und Gesamtflichen unter 1 ha mit bestimmten Mindesterzeugungseinheiten sowie sonstige
Flachen auf denen Reben, Obst, Gemiise, Zierpflanzen oder Baumschulerzeugnisse fiir den Verkauf angebaut
werden.

Anderungen im Zeitablauf: ‘

Bis 1978 wurden die Fliachen und Betriebe ab 0,5 ha Gesamtfléche erfafit und alle anderen landwirtschaftlich
genutzten Flichen durch die Gemeinden festgestellt.

Bis einschl. 1969 waren nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Flichen (nicht mehr bestelltes Ackerland,
nicht mehr gemihtes oder beweidetes Dauergriinland, nicht genutztes Rebland, nicht genutzte Obstanlagen)
sowie private Parkanlagen, Ziergérten und Rasenflachen in der landwirtschaftlich genutzten Fliche enthalten.

Bis 1969 wurden Pappelanlagen und Weihnachtsbaumkulturen dem Wald zugerechnet.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.

Landwirtschaftsfléiche

Flichenerhebung
Datennachweis: ab 1979; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost mit den Ergebnissen aus der Erhebung 1993 vorgesehen.

Begriffsinhalt:
Flichen, die dem Ackerbau, der Wiesen- und Weidewirtschaft, dem Gartenbau. oder dem Weinbau dienen.

Zu der Landwirtschaftsfliche gehort auch die Heide. Heideflichen sind unkultivierte, sandige, meist mit Hei-
dekraut oder Ginster bewachsene Flichen, wobei ein geringwertiger Baumbestand (Gehélz) nicht den Charak-
ter "Heide" dndert.

Ebenfalls bei der Landwirtschaftsfliiche nachgewiesen wird auch die als Moor bezeichnete unkultivierte Flache
mit einer mindestens 20 cm starken oberen Schicht aus vertorften oder vermoorten Pflanzenresten, unabhingig
davon ob ein geringwertiger Baumbestand (Geh6lz) vorhanden ist.

Nicht zum Moor zihlen Flichen, die durch Abbau der Bodensubstanz als Abbauland genutzt werden (siehe
auch unter >>> Betriebsflache).
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Lénge der benutzten Wasserstrafien

Statistik der benutzten WasserstraBien
Datennachweis: ab 1963

Begriffsinhalt: .
Linge der Fliisse und Kanile, die von Schiffen mit mindestens 50 t Tragfahigkeit benutzt werden kénnen und
auf denen regelmafiger Giiterverkehr stattfindet.

Fliisse oder Teilstiicke von Fliissen, die nur gelegentlich von >>> Giiterschiffen befahren werden oder die aus-
schlielich fiir den Personenverkehr genutzt werden, werden nicht mitgerechnet. Seen sind ebenfalls nicht Teil
der benutzten Wasserstrafien.

Die Lange der benutzten Wasserstraflen wird nach der Gréfle der Schiffe, die sie befahren kénnen, gegliedert.
Die Grofle der Schiffe bemifit sich an ihrer Tragfahigkeit, ausschl. dem Gewicht der Besatzung und Betriebsla-
sten wie Treibstoffe, Ballast, Proviant usw.

Lénge der Rohrfernleitungen

Rohrfernleitungsstatistik
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:

Linge der Rohrleitungen, die dem Transport von rohem Erdol dienen und die sich insgesamt iiber mindestens
50 km erstrecken. )

Bei grenziiberschreitenden Leitungen werden nur die Teile einbezogen, die innerhalb des Bundesgebietes ver-
laufen. Dies gilt auch, wenn der Teil der Rohrfernleitung, der innerhalb des Bundesgebietes verlauft, keine
50 km lang ist, vorausgesetzt, zwischen Anfang und Ende der Gesamtleitung liegen mindestens 50 km.

Lastenausgleich

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Konsumtive Leistungen nach dem Lastenausgleichsgesetz.
Zu den konsumtiven Leistungen fiir den Lastenausgleich zihlen die Unterhaltshilfe, Entschidigungsrenten,

Beihilfen aus dem Hértefonds, Hausratsentschidigung und Ausbildungshilfe sowie gleichartige Leistungen
nach dem Fliichtlingshilfe- und Reparationsschiadengesetz (Beihilfen und Entschidigungsrenten).

Anspruchsberechtigt sind Personen, die durch Vertreibung und Zerstorung in der Kriegs- und Nachkriegszeit
Schéden und Verluste erlitten haben. Die Unterhaltshilfe wird jeweils der wirtschaftlichen Entwicklung ange-
pafit. .

Die Durchfithrung des Lastenausgleichs obliegt den bei den Stadt- und Landkreisen eingerichteten Aus-
gleichsdmtern. Das Bundesausgleichsamt iiberwacht die Aufbringung der >>> Lastenausgleichsabgaben und
verwaltet den >>> Lastenausgleichsfonds. Zur Unterhaltshilfe leisten Bund und Lander Zuschiisse. Der Bund
zahlt einen Zuschuf} zu den Leistungen aus dem Hirtefonds, wihrend fiir das Sterbegeld die Leistungsberech-
tigten selbst einen Beitrag zu entrichten haben. Die Verwaltung wird von den Gebietskdrperschaften finanziert.

Lastenausgleichsabgaben

Statistik iiber den Steuerhaushalt
Datennachweis: ab 1972
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Begriffsinhalt:
Abgaben, die nach dem Lastenausgleichsgesetz zur Durchfiihrung des Lastenausgleichs erhoben wurden.

Die Lastenausgleichsabgaben dienten dem Ausgleich von Schiden und Verlusten, die durch Vertreibungen und
kriegsbedingte Zerstdrung sowie im Zusammenhang mit der Neuordnung des Geldwesens durch die Wahrungs-
reform 1948 entstanden sind. Sie setzten sich aus einer Vermogensabgabe nach dem Vermégensstand am Wah-
rungsstichtag und zwei Wihrungsgewinnabgaben, der Hypothekengewinnabgabe und der Kreditgewinnabgabe
zusammen. Die Laufzeit endete spatestens am 31.12.1979. Ab 1980 nachgewiesene Daten stellen auslaufende
Betrige dar.

Die Lastenausgleichsabgaben werden nur nachrichtlich ausgewiesen; sie sind in der Summe der Steuern nicht
enthalten.

Lastenausgleichsfonds

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsumsatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1970

4. Vierteljihrliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1974

5. Jihrliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:

Sondervermégen des Bundes, das in erster Linie der Eingliederung von Kriegsgeschidigten durch laufende
Hilfen, Vermdgensentschidigungen sowie Hilfen zum Existenzaufbau diente. Die Abwicklung entsprechender
Leistungen an Spitaussiedler und Fliichtlinge aus der ehem. DDR kamen spéter als Aufgabe hinzu. Die Fi-
nanzierung des Fonds erfolgte bis 1979 in der Hauptsache aus Vermogensabgaben (Lastenausgleichsabgaben).

Anderungen im Zeitablauf:

Mit dem Auslaufen der eigentlichen Lastenausgleichsabgaben im Jahr 1979 finanziert sich der Lastenaus-
gleichsfonds iiberwiegend aus Zuweisungen des Bundes. Der Bund hat ab 1980 die Schulden des Lastenaus-
gleichsfonds iibernommen. Die schuldenstatistischen Datenreihen weisen daher fiir den Lastenausgleichsfonds
nur bis 1979 Werte auf.

Lastenzuschufl

Wohngeldstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Durchschnittliche monatliche Héhe der Anspriiche auf Lastenzuschufi, die in den bewilligten Antrigen der
>>> LastenzuschuBempfinger geltend gemacht werden.

Lastenzuschufberechtigt sind fiir den eigengenutzten Wohnraum Eigentiimer eines eigenen Hauses, Eigentii-
mer einer Eigentumswohnung und Inhaber eines eigentumsihnlichen Dauerwohnrechts.

Die Hohe des Lastenzuschusses richtet sich nach der Hohe der zuschuBfahigen Belastung, der Hohe des Fami-

lieneinkommens und der Zahl der zum Haushalt des Antragstellers rechnenden Familienmitglieder. Fiir die bei
der Gewiihrung des Lastenzuschusses beriicksichtigungsfahige Belastung bestehen Hochstgrenzen, die sich
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nach der Zahl der Familienmitglieder, der Mietenstufe der jeweiligen Gemeinde (>>> regionales Mietenni-
veau) sowie der Ausstattung und dem Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit des Wohnraums richten.

Als Belastung gelten die Belastung aus dem Kapitaldienst und der Bewirtschaftung des lastenzuschuf}fahigen
Wohnraums. Die Belastung wird in einer Wohngeld-Lastenberechnung ermittelt. Zur Belastung aus dem Kapi-
taldienst gehdren Ausgaben fiir Zinsen, Tilgungen, laufende Verwaltungskostenbeitrage und Biirgschaftskosten
der ausgewiesenen Fremdmittel, zur Belastung aus der Bewirtschaftung rechnen Instandhaltungs-, Betriebs-
und Verwaltungskosten.

Aufler Betracht bleiben anteilige Aufwendungen fiir Wohnraum, der ausschliefilich gewerblich oder beruflich
genutzt wird oder der einem anderen unentgeltlich oder entgeltlich zum Gebrauch iiberlassen wird, Beitrage
Dritter zur Aufbringung der Belastung sowie anteilige Aufwendungen fiir Wohnraum, der von Personen mit-
bewohnt wird, die keine Familienmitglieder im Sinne des Gesetzes sind. Zu Einzelheiten siehe §§ 6 - 8 Wohn-
geldgesetz und Anderungsgesetze.

Ein Anspruch auf Lastenzuschuf} besteht nur, wenn das Familieneinkommen bestimmte, nach der Familien-
groBe gestaffelte Hochstgrenzen nicht iibersteigt. Beziiglich der Ermittlung des Familieneinkommens siehe
unter >>> Wohngeldanspruch.

Beziiglich der bei der Errechnung des Wohngeldanspruchs zu beriicksichtigenden, zum Haushalt des Antrag-
stellers zahlenden Familienmitglieder siehe unter >>> Wohngeldempfénger.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Hohe der Anspriiche auf Lastenzuschuf ist im Zeitablauf wiederholt von verschiedenen Anderungen von
"Rechtsvorschriften beeinflufit worden: Diese haben vor allem die Héhe der jeweils vorgesehenen Lastenzu-
schiisse, die Hochstgrenzen der zuschufifahigen Belastung und des zu beriicksichtigenden Familieneinkommens
betroffen.

LastenzuschuRempfiinger

Wohngeldstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Personen, die im Berichtszeitpunkt bzw. -zeitraum einen bewilligten Anspruch auf die Gewdhrung von
>>> Lastenzuschuf3 haben. )

Lastenzuschuflberechtigt sind fiir den eigengenutzten Wohnraum Eigentiimer eines eigenen Hauses, Eigentii-
mer einer Eigentumswohnung und Inhaber eines eigentumsahnlichen Dauerwohnrechts.

Zu den Eigentiimern im eigenen Haus zédhlen

- Eigentiimer eines Eigenheims oder einer Kleinsiedlung im Sinne von § 100 Zweites Wohnungsbaugesetz in
Verbindung mit §§ 9 und 10 dieses Gesetzes,

- Inhaber einer landwirtschaftlichen Nebenerwerbsstelle zur Erginzung des Einkommens oder einer land-
wirtschaftlichen Vollerwerbsstelle, falls Wohn- und Wirtschaftsteil voneinander getrennt sind, der Wohnteil
nicht mehr als zwei Wohnungen enthilt und fiir diesen eine Wohngeld-Lastenberechnung durchgefiihrt
werden kann,

- Personen, die Anspruch auf Ubereignung des Gebaudes als Eigenheim, Kleinsiedlung oder landwirtschaftli-
cher Nebenerwerbsstelle haben.

Zu den Eigentiimern einer Eigentumswohnung rechnen Wohnungselgentumer und Personen, die Anspruch auf
Bestellung oder Ubertragung des Wohnungseigentums haben.

Dem Eigentiimer bzw. Wohnungseigentiimer stehen der Erbbauberechtigte bzw Wohnungserbbauberechtigte
gleich, und dem Anspruch auf Ubereignung des Gebaudes bzw. auf Bestellung oder Ubertragung des Woh-
nungseigentums stehen der Anspruch auf Einrdumung oder Ubertragung des Erbbaurechts bzw. des Woh-
nungserbbaurechts gleich.

Zu den Inhabern eines eigentumsihnlichen Dauerwohnrechts rechnen auch Personen, die Anspruch auf Bestel-
lung oder Ubertragung eines solchen Rechts haben. Eigentiimer ist auch der Miteigentiimer. Wohnen Miteigen-
tiimer in demselben Wohngebiude, so ist jeder Miteigentiimer fiir den von ihm genutzten Wohnraum antragbe-
rechtigt. Entsprechendes gilt, wenn mehrere Erbbauberechtigte, Wohnungserbbauberechtigte oder Personen,
die einen Anspruch auf Einrdumung oder Ubertragung des Erbbaurechts oder Wohnungserbbaurechts haben, in
demselben Wohngebiude wohnen. Zu Einzelheiten siehe § 3 Abs. 2 und 3 Wohngeldgesetz und Anderungsge-
setze.
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Die genannten Personenkreise erhalten, sofern die sonstigen Voraussetzungen erfiillt sind und ein entsprechen-
der Antrag gestellt wurde, Wohngeld in der Form des Lastenzuschusses.

Zu diesen Voraussetzungen siehe unter Lastenzuschufl und >>> Wohngeldempfanger.

Anderungen im Zeitablauf:

Der anspruchsberechtigte Personenkreis ist im Zeitablauf wiederholt von verschiedenen Anderungen von
Rechtsvorschriften beeinflufit worden. Siehe hierzu unter Wohngeldempfanger.

Lastkraftwagen

Statistik des Kraftfahrzeug- und Kraftfahrzeuganhingerbestandes
Datennachweis: ab 1952

Begriffsinhalt:

Mehrspurigé Kraftfahrzeuge, die nach Bauart und Einrichtung nur zum Transport von Giitern oder Sachen im
eigenen Nutzraum, auf eigener Ladefléche oder mit eigener Vorrichtung geeignet und bestimmt sind.

Bei den Neuzulassungen (>>> Neuzulassungen fabrikneuer Kraftfahrzeuge und -anhénger) werden fabrikneue
Lastkraftwagen erfafit, denen im Berichtszeitraum ein amtliches Kennzeichen zugeteilt wurde.

Der >>> Fahrzeugbestand umfaft die zugelassenen oder nur voriibergehend, d.h. bis zu einem Jahr, abgemel-
deten Lastkraftwagen.

Bei den Besitzumschreibungen (>>> Besitzunischreibungen gebrauchter Kraftfahrzeuge und -anhénger) wer-
den gebrauchte Lastkraftwagen erfafit, die im Berichtszeitraum auf einen anderen Fahrzeughalter iibergegan-
gen sind, sofern der Standort des Fahrzeugs vor und nach dem Halterwechsel im Bundesgebiet liegt.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschlieBlich 1953 wurde bei den Lastkraftwagen auch ein Teil des Bestandes an
>>> Kombinationskraftwagen einbezogen.

Bis einschl. 1968 wurden "Lastkraftwagen mit Spezialaufbau" (z.B. Tankwagen, Glastransporter, Langmate-
rialtransporter, Betontransportmischer, bei den >>> Sonderkraftfahrzeugen nachgewiesen.

Laufende Ausgaben (Staat)

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Summe aus geleisteten >>> Vermogenseinkommen des Staates (>>> Zinsen auf offentliche Schulden), geleiste-
ten >>> laufenden Ubertragungen des Staates (>>> Subventionen, >>> soziale Leistungen, >>> sonstige lau-
fende Ubertragungen) und >>> Staatsverbrauch.

Begriffsbeziehungen:

1. Laufende Ausgaben des Staates

+ Geleistete Vermdgensiibertragungen des Staates
+ Bruttoinvestitionen des Staates
= Ausgaben des Staates

2. Laufende Einnahmen des Staates

- Laufende Ausgaben des Staates
= Ersparnis des Staates
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Laufende Einkommensiibertragungen vom Staat

Wirtschaftsrechnungen ausgewiihlter privater Haushalte
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Laufende Ubertragungen der Sozialversicherung und der Gebietskorperschaften an die privaten Haushalte je
Haushalt und Monat.

Im einzelnen rechnen zu den laufenden Einkommensiibertragungen vom Staat:

- Laufende Ubertragungen der Sozialversicherung, wie >>> Renten der gesetzlichen Renten- und Unfallver-
sicherung (Berufs- und Erwerbsunfihigkeitsrenten, Altersruhegeld, Altersgeld der landwirtschaftlichen Al-
terskasse, Renten der Unfallversicherung an Verletzte, Erkrankte und Hinterbliebene usw.), Renten der Zu-
satzversorgungskassen, Krankengeld der gesetzlichen Krankenversicherung (einschl. Ersatzkassen) und
Ubertragungen der Arbeitslosenversicherung (Arbeitslosengeld, Kurzarbeitergeld, Schlechtwettergeld usw.),

- laufende >>> Ubertragungen der Gebietskérperschaften, wie Sozialhilfe einschl. Mietbeihilfe, Arbeitslo-
senhilfe, Entschidigungsrente sowie Unterhaltshilfe u.4. nach dem Lastenausgleichsgesetz, Wohngeld nach
dem Wohngeldgesetz, Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz, Ausbildungszuschiisse nach dem
Bundesausbildungsforderungsgesetz (BAF6G), Renten, Unterstiitzungen und dhnliche Geldleistungen im
Rahmen der Kriegsopferversorgung und -fiirsorge (z.B. Grundrenten, Ausgleichsrenten), Wiedergutma-
chungszahlungen usw.;

- offentliche Pensionen, wie Ruhegelder, Witwen- und Waisengeld, Unterstiitzungen und Beihilfen an ehe-
malige Beamte sowie an Hinterbliebene von Beamten der Gebietskorperschaften einschl. Bundesbahn und
Bundespost, der Bundesbank, der Sparkassen und anderer offentlicher Unternehmen, der Sozialversiche-
rungstrdger und der Kirchen.

Kinderzuschlige zum Lohn oder Gehalt, die unabhingig vom gesetzlichen Kindergeld gezahlt werden, sind

nicht hier, sondern im >>> Bruttoeinkommen aus unselbstindiger Arbeit enthalten.

Anderungen im Zeitablauf:

Der besonders hohe Anstieg der laufenden Ubertragungen der Gebietskdrperschaften im Jahre 1975 bei den
Haushaltstypen 2 und 3 erklirt sich in erster Linie durch das seit 1975 unabhéngig vom Einkommen des Haus-
halts gezahlte Kindergeld.

Laufende Einnahmen (Staat)

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Summe aus empfangenen >>> Vermégenseinkommen (Zinsen, Nettopachten u.a,, Ausschiittungen der Unter-
nehmen) und empfangenen >>> laufenden Ubertragungen (Steuern, >>> Sozialbeitriage, >>> sonstige laufende
Ubertragungen) des Staates.

Begriffsbeziehungen:

1. Laufende Einnahmen des Staates

+  Empfangene Vermogensiibertragungen des Staates
+  Abschreibungen des Staates
= Einnahmen des Staates

2. Laufende Einnahmen des Staates

- Laufende Ausgaben des Staates
= Ersparnis des Staates
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Laufender Sachaufwand

1. Rechnungsstatistik

Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik

Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik

Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Ausgabeart mit den Ausgaben fiir

Unterhaltung von unbeweglichem Vermdgen
Laufende Unterhaltung eigener, gemieteter und gepachteter Gebaude, Grundstiicke und Anlagen. Unterhal-
tung von Strafen, Wegen, Briicken, WasserstraBen, Dimmen und Deichen.

Bewirtschaftung der Grundstiicke
Heizung, Beleuchtung, Gas, Wasser, Reinigung, Miillabfuhr, Entwésserung, Schneerdumen, Versicherun-
gen, Steuern, Abgaben.

Mieten und Pachten

fiir Gebiude, Dienstraume und -wohnungen, Grundstiicke, Maschinen, Fahrzeuge und Gerite, Erbau- und
Erbpachtzinsen, laufende Leistungen fir Leasingvertrage, soweit das Objekt nicht in das Eigentum iiber-
geht.

Sonstige sichliche Verwaltungsausgaben

Geschiftsbedarf, Biicher und Zeitschriften, Post- und Fernmeldegebiihren, Haltung von Fahrzeugen, Be-
schaffung und Unterhaltung von Geréten, Ausstattungs- und Ausriistungsgegenstinden, Dienst- und
Schutzkleidung, Verbrauchsmittel, Kunst- und wissenschaftliche Sammlungen und Bibliotheken, Lehr- und
Lernmittel. Ausgaben fiir Aus- und Fortbildung sowie Umschulung, fur Sachverstindige, Gerichte u.d.,
Dienstreisen. Verfiigungsmittel. Ausgaben fiir die Schiilerbeférderung. Kosten fiir Veroffentlichungen, Um-
zugs- und Verlegungskosten, Mitgliedsbeitrage, Reinigungskosten, Versicherungsbeitrige, Abgaben. Be-
schaffung von beweglichen Verkehrszeichen, von Tieren, sonstiges.

Militdrische Beschaffungen, Anlagen usw.

Militarische Beschaffungen, Materialerhaltung, Wehrforschung, wehrtechnische und sonstige militirische
Entwicklung und Erprobung sowie militdrische Anlagen.

Erstattung an andere Bereiche

Ersatz von Aufwendungen (Verwaltungs- und Zweckausgaben) an Unternehmen, Handels- und Hand-
werkskammern, Innungen, Genossenschaften fiir 6ffentliche Aufgabenerfiillung. Leistungen fiir die Unter-
bringung von Sozialhilfeempféngern in Anstalten und Einrichtungen von Verbinden der freien Wohl-
fahrtspflege bzw. der Jugendpflege.

Sonstige Zuschiisse fur laufende Zwecke

Zuschiisse an Korperschaften, Verbénde, Vereine u.a. Institutionen im Inland, die entweder gleichzeitig
folgende Bedingungen erfiillen: .

in der Regel Leistungen fiir Unternehmen erbringen, .
von ihrer Aufgabenstellung her jedoch nicht auf die Erzielung eines Gewinnes ausgerichtet sind,

ihre Leistungen in erster Linie nicht gegen Entgelt erbringen, sondern sich iiberwiegend aus Beitragen,
Spenden u.4. freiwilligen Zahlungen von Unternehmen finanzieren und daneben Zuschiisse aus dem offent-
lichen Bereich erhalten :

oder

Aufgaben erfiillen, die denen des Staates entsprechen und deshalb im wesentlichen aus Zuschiissen des 6f-
fentlichen Bereichs finanziert werden, wie z.B. Wirtschafts- und Berufsvertretungen (Kammern u.dgl), Or-
ganisationen der Erziehung, Wissenschaft und Kultur. Geldleistungen der Gemeinden/ Gemeindeverbénde,
soweit sie nicht soziale Leistungen sind an natiirliche Personen, wie Leistungen der Ausbildungs- und Be-
gabtenforderung - Zuschiisse fiir Dorf- und Stadtchroniken, zur Gemeinschaftspflege, an Biichereien, fiir
Heimatfeste, an historische Vereine, Altertums-, Heimatvereine, fir Denkmalpflege, fiir Ortsverschone-
rungswettbewerbe, Forderungsbeitrége.
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Anderungen im Zeitablauf:

Bis zum Jahr 1973 sind auch die laufenden Zahlungen Gebietskérperschaften an kommunale Zweckverbinde
finanzstatistisch als laufender Sachaufwand nachgewiesen (Quasi-Staatsaufwand). Da die kommunalen Zweck-
verbinde ab 1974 selbst in den Berichtskreis der Finanzstatistik einbezogen sind, werden diese Zahlungen
nicht mehr als laufender Sachaufwand, sondern als laufende Zuweisungen an den 6ffentlichen Bereich behan-
delt.

In den Rechnungsergebnissen von Bund und Léndern bis zum Jahr 1969 und in den Rechnungsergebnissen der
Gemeinden/ Gv. bis zum Jahr 1973 enthilt der laufende Sachaufwand auch die Ausgaben fiir Umzugskosten-
vergiitungen und die Zuschiisse zur Gemeinschaftsverpflegung, die danach >>> den Personalausgaben zuge-
ordnet sind.

Laufende Ubertragungen

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Geldleistungen, fiir die keine direkt zurechenbaren Gegenleistungen erbracht und die nicht als
>>> Vermégensiibertragungen angesehen werden (auch als Transferzahlungen bezeichnet).

Die Darstellung der von den Sektoren der Volkswirtschaft geleisteten und empfangenen laufenden Ubertragun-
gen im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen ist Gegenstand der Umverteilungsrechnung
(sekundire Einkommensverteilung). Ausgehend von den Anteilen der Sektoren am Volkseinkommen (als Ab-
schlufl der primaren Einkommensverteilung) wird gezeigt, welche laufenden Ubertragungen die Sektoren
empfangen und welche sie geleistet haben. Den Abschlufi der Umverteilungsrechnung bildet das verfiigbare
Einkommen der Sektoren, das fiir den letzten Verbrauch und fur die Ersparnis zur Verfiigung steht. - Die Dar-
stellung erfolgt auch in konsolidierter Form fiir die gesamte Volkswirtschaft in Beziehung zur iibrigen Welt.

Im einzelnen werden folgende Arten von laufenden Ubertragungen unterschieden:

>>> Subventionen

>>>  Indirekte Steuern (Produktionssteuern, nichtabzugsfahige Umsatzsteuer, Einfuhrabgaben)

>>> Direkte Steuern

>>>  Sozialbeitrdge

>>>  Soziale Leistungen

>>> Sonstige laufende Ubertragungen (Nettoprimien fiir Schadenversicherungen,
Schadenversicherungsleistungen, iibrige laufende Ubertragungen).

Begriffsbeziehungen:

Von den laufenden Ubertragungen zu unterscheiden sind >>> Vermégensiibertragungen. Die Zuordnung zu
einer der beiden Ubertragungskategorien ist nicht immer einfach. Als Vermégensiibertragungen werden im all-
gemeinen solche Ubertragungen angesehen, die zumindest fiir eine der beteiligten Wirtschaftseinheiten eine
unmittelbare Vermégenszu- oder -abnahme darstellen. Ausschlaggebend ist dabei im Regelfall, wie die jeweils
kleinere Einheitden Vorgang wirtschaftlich beurteilt, z.B. die Unternehmen oder privaten Haushalte, wenn der
Partner der Staat ist. »

Laufende Ubertragungen an bzw. von Institutionen der EG

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Die Zahlungen an die EG umfassen folgende Leistungen an die Européischen Gemeinschaften: Haushaltsbei-
trage sowie die iiber den Staat geleiteten Einnahmen der EG, wie Umsatzsteueranteile, Zélle, Abschopfungs-
und Wahrungsausgleichsbetrige. Die Leistungen von der EG enthalten Zahlungen des Européischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds, des Europdischen Sozialfonds u.4.
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Die laufenden Ubertragungen an bzw. von Institutionen der EG sind Bestandteil der >>> laufenden Ubertra-
gungen im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit.

Laufende Ubertragungen an private Organisationen ohne
Erwerbszweck

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Finanzielle Zuschiisse des Staates an Verbande der freien Wohlfahrtspflege und deren Einrichtungen, Religi-
qnsgemeinschaﬁen, Arbeitnehmerverbinde, politische Parteien, Sportvereine u.a.m. (siehe auch >>> Laufende
Ubertragungen).

Laufende Ubertragungen im Rahmen der internationalen
Zusammenarbeit

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt: '

Leistungen an die iibrige Welt, die folgende vom Staat geleisteten >>> laufende Ubertragungen umfassen:
Beitrige an die Europdischen Gemeinschaften (Haushaltsbeitréige sowie die iiber den Staat geleiteten Einnah-
men der EG, wie Umsatzsteueranteile, Zélle, Abschépfungs- und Wihrungsausgleichsbetrige), sonstige Beitra-
ge an internationale Organisationen, Wiedergutmachungsleistungen an Israel und aufgrund weiterer Globalver-
trige mit auslindischen Staaten sowie Leistungen im Rahmen der Entwicklungshilfe, Stralenbenutzungsge-
biihren an die ehem. DDR, Erstattungen von Sozialversicherungsbeitragen der in ihre Heimatlander zuriick-
kehrenden auslindischen Arbeitnehmer, den Wert unentgeltlicher Ausfuhren, wozu auch die Ausgaben im Zu-
sammenhang mit ausldndischen Streitkréften (ohne Bauten) zihlen, u.a.m., ferner als Leistungen aus der iibri-
gen Welt, Zahlungen des Europdischen Ausrichtungs- und Garantiefonds, des Europdischen Sozialfonds u.a.

Laufende Ubertragungen innerhalb des Staates

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt

Zuweisungen und Zuschiisse (soweit >>> laufende Ubertragungen) zwischen Koérperschaften des Staatssektors,
wie allgemeine Finanzzuweisungen (z.B. Zuweisungen im Rahmen des gesetzlich geregelten Finanzausgleichs
zwischen den Gebietskérperschaften) und zweckgebundene Zuweisungen (z.B. zur Wissenschafts- und Wirt-
schaftsforderung, Zuschiisse des Bundes an die Rentenversicherungen uam).

Laufende Zuschiisse an andere Bereiche

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970
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3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

Ausgabeart mit Ausgaben fur

- >>>Renten, Unterstiitzungen, u.i. z.B. Sozial- und Jugendhilfe, Wohngeld, Kindergeld, Kriegsopferfursor-
ge,u.a.

- Laufende Zuschiisse an Unternehmen Zuschiisse an &ffentliche und private Unternehmen

- laufende Zuschiisse an soziale o0.4. Einrichtungen

- laufende Zuschiisse an die iibrige Welt z.B. an andere Staaten, supra- und internationale Einrichtungen
(Europiische Gemeinschaften, Vereinte Nationen, Internationaler Wahrungsfonds, u.a.).

Anderungen im Zeitablauf:

Bis zum Jahr 1973 sind Schuldendiensthilfen an die o.g. Bereiche zusammen mit den Zuschiissen, ab 1974 je-
doch gesondert nachgewiesen.

Die laufenden Zuweisungen an Zweckverbinde und die Sozialversicherung sind bis 1973 hier nachgewiesen,
da diese Bereiche erst ab 1974 in der Finanzstatistik erfafit werden.

Laufende Zuschiisse und Schuldendiensthilfen von anderen
Bereichen

Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Einnahmeart mit Einnahmen aus

- laufenden Zuschiissen und Erstattungen (ohne Verwaltungskostenerstattungen) aus dem In- und Ausland
Forderungs- und Kostenbeitrige, Spenden vom nicht-6ffentlichen Bereich des Inlandes sowie vom Ausland,
Riickerstattung von Sozialleistungen u.&.

- >>> Schuldendiensthilfen aus dem In- und Ausland vom nicht-6éffentlichen Bereich des Inlandes sowie vom
Ausland ’

- Geldstrafen, Geldbuflen u.a.

Die Erstattungen fiir Verwaltungsausgaben sind finanzstatistisch den >>> sonst. laufenden Einnahmen zuge-
ordnet. '

Laufende Zuweisungen an Organisationen ohne Erwerbszweck

Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Ausgabeart mit den Ausgaben fiir Zuschiisse an bestimmte Organisationen ohne Erwerbszweck.

Einbezogen werden Zuschiisse fiir laufende Zwecke (Personal- und Sachaufwand an juristische Personen des
offentlichen oder privaten Rechts (Kérperschaften, Verbiande und dhnliche Institutionen), die auf Dauer iiber-
wiegend aus Zuwendungen der Gebietskorperschaften oder der Europiischen Gemeinschaften finanziert wer-
den, sofern die Zuwendungen den Betrag von 50 000 DM jihrlich iibersteigen und diese Institutionen finanz-
statistisch erfafit sind.

Anderungen im Zeitablauf:

Siehe unter >>> Organisationen ohne Erwerbszweck.
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Laufende Zuweisungen an/vom offentlichen Bereich

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

2. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Ausgabeart mit den Ausgaben fiir

- Allgemeine Zuweisungen und Umlagen Allgemeine Finanzzuweisungen im Finanzausgleich zwischen
Bund-und Lindern, der Linder untereinander (Linderfinanzausgleich) sowie zwischen Lindern und Ge-
meinden/ Gv. (Kommunaler Finanzausgleich), BundeszuschuB zum Berliner Haushalt; allgemeine Umla-
gen an Gemeindeverbénde, Zweckverbinde und ans Land.

- Zuweisungen fiir laufende Zwecke, Erstattungen Laufende Zuweisungen zur Férderung der verschiedenen
Aufgaben; Erstattungen von Verwaltungsausgaben oder sonst. Ausgaben, die ein Haushalt fiir einen ande-
ren geleistet hat. g

Einnahmeart mit den Einnahmen, die den o.g. Ausgaben entsprechen, zuziiglich der Einnahmen aus Schul-
dendiensthilfen.

Die Zuweisungsgeber und Zuweisungsempfanger des offentlichen Bereichs sind:
>>> Bund, Lastenausgleighsfonds, ERP-Sondervermogen

>>> Sozialversicherung

>>> Lander

>>>  Gemeinden/ Gv.

>>>  Zweckverbidnde

Lebende Tiere
AuBenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Ausgewihlte Waren (Warennummern) des Warenverzeichnisses fiir die Aufenhandelsstatistik.

Im wesentlichen zdhlen dazu: :

Pferde, Rindvieh, Schweine, sonstige lebende Tiere wie z.B. Esel, Maultiere, Maulesel, Schafe, Ziegen, Hiih-
ner, Enten, Ganse, Truthiihner, Perlhiihner, Kaninchen, Tauben.

Begriffsbeziehungen:

Die Zusammenfassung der Positionen lebende Tiere und >>> Nahrungsmittel tierischen Ursprungs
(AuBenhandelsstatistik) entspricht der Position >>> Erndhrungsgiiter tierischen Ursprungs (Index der Einfuhr-
und Ausfuhrpreise). :

Lebendgeborene

Statistik der natiirlichen Bevolkerungsbewegung
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Geborene, bei denen nach der Scheidung vom Mutterleib entweder das Herz geschlagen oder die Nabelschnur
pulsiert oder die natiirliche Lungenatmung eingesetzt hat.
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Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1957 galten Geborene nur dann als Lebendgeborene, wenn die natiirliche Lungenatmung einge-
setzt hatte.

Begriffsbeziehungen:

Die Begriffe Lebendgeborene und >>> Lebendgeburten (Bevolkerungsvorausschétzung) unterscheiden sich
nicht. In der 5. koordinierten Bevolkerungsvorausschitzung wird jedoch nur die Untergruppe der Lebendgebo-
renen mit deutscher Staatsangehérigkeit beriicksichtigt.

Lebendgeburten

Bevilkerungsvorausschiitzung
Datennachweis: 1972 bis 1999

Begriffsinhalt:

Der Begriff Lebendgeburten entspricht dem Begriff >>> Lebendgeborene. Zu Einzelheiten siehe dort.

In der 5. koordinierten Bevélkerungsvorausschitzung werden nur Lebendgeborene mit deutscher Staatsange-
horigkeit berechnet. Hierzu zédhlen ehelich Lebendgeborene mit mindestens einem deutschen Elternteil sowie
nichtehelich Lebendgeborene von einer Deutschen.

Leder

Index der Grofiandelsverkaufspreise
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:

Ausgewihlte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe 61 "Leder" des Systematischen Warenverzeichnisses
fiir die Industriestatistik, Ausgabe 1975 bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fiir die Produktionsstati-
stiken, Ausgabe 1982.

Einbezogen sind Fliachen- und Gewichtsleder (d.s. Oberleder, Futterleder, Sonstige Flidchenleder, Gewichtsle-
der, nicht jedoch Lederabfille und Lederaustauschstoffe sowie veredelte Leder).

Lederwaren und Schuhe

Index der GroBhandelsverkaufspreise
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:

Ausgewihlte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe 62 "Lederwaren und Schuhe” des Systematischen Wa-
renverzeichnisses fiir die Industriestatistik, Ausgabe 1975 bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fiir die
Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982.

Einbezogen sind Sattler-, Feintdschner- und Galanteriewaren aus Leder sowie Schuhe.

Nicht beriicksichtigt werden technische Artikel aus Leder, Kunstlederartikel, Arbeitsschutzartikel, Lederhand-
schuhe und Schuhbestandteile.
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 Leerstehende Wohneinheiten

Gebiude- und Wohnungszihlung 1987

Begriffsinhalt:

Eine >>> Wohneinheit (Wohnung/ sonstige Wohneinheit) gilt als leerstehend, wenn Sie am Erhebungsstichtag
(25. Mai 1987) weder vermietet war, noch vom Eigentiimer selbst genutzt wurde.

Legehennenhaltungen

Landwirtschaftszihlung 1971

Begriffsinhalt:
>>> Landwirtschaftliche Betriebe, die Legehennen halten.

Landwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fir Rechnung eines Inhabers (des
Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfiihrung unterstehen, landwirtschaftliche Er-
zeugnisse hervorbringen und deren landwirtschaftlich genutzte Fliiche mindestens 10% ihrer Waldflache be-

tragt.
Als Legehennen gelten Hiihner, die zur Erzeugung von Eiern bestimmt und mindestens 1/2 Jahr alt sind.

Als Halten von Legehennen gilt das Unterbringen von Legehennen in den Stillen und auf den Flachen eines
landwirtschaftlichen Betriebs. Dazu gehéren auch etwaige in Pension aufgenommene Legehennen.

Nicht in den Nachweis der Legehennenhaltungen sind >>> Forstbetriebe einbezogen, die Legehennen halten.

Landwirtschaftliche Betriebe, die im Berichtszeitpunkt mehrere Tierarten halten, werden bei jeder dieser Tier-
arten als Tierhaltung gezdhit.

Die Begriffe Legehennenhaltungen und "landwirtschaftliche Betriebe mit Legehennen"
(Landwirtschaftszdhlung 1971) sind synonym.

Legerassen

Gefliigelstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

>>> Eingelegte Bruteier bzw. >>> geschlipfte Kiiken fiir die Aufzucht von Legehennen, die zur Erzeugung
von Konsumeiern bestimmt sind, untergliedert in:

- zur Zucht und Vermehrung und
- zum Gebrauch. .

Anderungen im Zeitablauf:

Vor 1973 wurden Enten-, Génse-, Trut- und Perlhithnerkiiken (zur Zucht und Vermehrung) sowie Perlhiihner-
kiiken (Gebrauchsschlachtkiiken) nicht nachgewiesen; dasselbe gilt fiir eingelegte Bruteier von Génsen und
Perlhithnern. Vor 1972 waren zur Mast aussortierte Hahnenkiiken sowie eingelegte Bruteier von Enten und
Truthithnern nicht enthalten. Vor 1970 wurden zur Zucht und Vermehrung bestimmte Legehennen und
Schiachthiihner bzw. eingelegte Bruteier fiir die Erzeugung von Legehennen und Schlachthiihnern nicht aus-
gewiesen.

Lehramtspriifung fiir aligemeine Schulen/berufliche Schulen

1. Statistik des allgemeinen Schulwesens
Datennachweis: ab 1972
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2. Statistik des beruflichen Schulwesens
Datennachweis: ab 1973

Begriffsinhalt:
Fiir eine bestimmte Schulart abgelegte Lehramtspriifung bzw. erteilte Unterrichtsberechtigung,

Ein Lehrer muB nicht an der Schulart unterrichten, fiir die er seine Lehramtspriifung abgelegt hat. Der Begriff
Lehramt bezieht sich hier nicht auf die rechtliche Stellung des Lehrers. Bundeseinheitliche Definitionen und
Abgrenzungen fiir die verschiedenen Lehramtsbezeichnungen gibt es nicht.

Nachgemesen werden hauptberuflich voll- und teilbeschiftigte >>> Lehrer sowie nebenberuﬂxche Lehrer.

Lehramtsstudenten

Studentenstatistik
Datennachweis: ab Wintersemester 1976/77

Begriffsinhalt:
>>> Studenten, die als Studienabschluf} die Staatspriifung fiir ein Lehramt an Schulen anstreben.

Dabei ist es gleichgiiltig an welcher >>> Hochschule (z.B. >>> pidagogische Hochschule, >>> Universitit,
>>> Gesamthochschule) und welche Facher sie studieren.

Lehrer

1. Statistik des allgemeinen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

2. Statistik des beruflichen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:

Als Lehrer gelten alle Personen, die ganz oder teilweise im Rahmen gesetzlich oder vertraglich festgesetzter
Pflichtstunden an Schulen der allgemeinen oder der beruflichen Aus- und Fortbildung unterrichten bzw unter
Beriicksichtigung von Anrechnungsstunden eine Schule leiten.

Dabei ist es unbedeutend, ob es sich um o6ffentliche oder private Schulen handelt.

Zu den Schulen des allgemeinen Schulwesens rechnen >>> Schulkindergirten, >>> Grundschulen,

>>> Hauptschulen, >>> Sonderschulen, >>> Realschulen, >>> Gymnasien, >>> Gesamtschulen,

>>> Abendrealschulen, >>> Abendgymnasien und >>> Kollegs sowie die Technischen Oberschulen in Baden-
Wiirttemberg und die Berufsoberschulen in Bayern, die aus statistischen Griinden den Kollegs zugeordnet wer-
den.

Zu den Schulen des beruflichen Schulwesens rechnen >>> Berufsschulen, >>> Berufssonderschulen,
>>> Berufsaufbauschulen, >>> Berufsfachschulen, >>> Fachoberschulen und >>> Fachgymnasien,
>>> Fachschulen und >>> Schulen des Gesundheitswesens.

Hauptberufliche Lehrer stehen in einem Beamten-, Angestellten- oder sonstigen Dienstverhdltnis und sind mit
voller Pflichtstundenzahl titig (vollbeschiftigte Lehrer) oder ihre Pflichtstundenzahl ist aufgrund landerspezifi-
scher Regelungen bis zu 50% ermiBigt worden (teilbeschiftigte Lehrer).

Nebenberufliche Lehrer sind stundenweise beschiiftigt, d.h. sie erteilen weniger als 50% der vorgeschriebenen
Pflichtstunden eines vollbeschiftigten Lehrers.

Lehrer, die an mehreren Schulen unterrichten, werden in der Regel mehrfach gezihlt - und zwar jeweils unter
dem entsprechenden Beschiftigungsverhiltnis.
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Leistungsgruppen

Alle folgenden Statistiken

Begriffsinhalt:

>>> Beschiftigte werden je nach ihrer Qualifikation Leistungsgruppen zugeordnet, um eine grobe Untergliede-
rung von Ergebnissen iiber Verdienste, durchschnittlich bezahlte Wochenstunden, Mehrarbeitsstunden u.a. zu
ermoglichen.

1. Verdiensterhebung in Industrie und Handel (nur Arbeiter)
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Bei den >>> Arbeitern werden die folgenden drei Leistungsgruppen unterschieden, wobei die Leistungsgrup-
pe 1 den Facharbeitern, die Leistungsgruppe 2 den angelernten Arbeitern und die Leistungsgruppe 3 den Hilfs-
arbeitern entspricht.

Leistungsgruppe 1: Arbeiter, die auf Grund ihrer Fachkenntnisse und Fahigkeiten mit Arbeiten beschftigt
werden, welche als besonders schwierig oder verantwortungsvoll oder vielgestaltig anzusehen sind. Die Beféhi-
gung kann durch abgeschlossene Lehre oder durch langjihrige Beschiftigung bei entsprechenden Arbeiten er-
worben sein. In den Tarifen sind die Angehérigen dieser Gruppe meist als Facharbeiter, auch qualifizierte oder
hochqualifizierte Facharbeiter, Spezialfacharbeiter, Facharbeiter mit meisterlichem Koénnen, Meister und Vor-
arbeiter im Stundenlohn, Betriebshandwerker, gelernte Facharbeiter, Facharbeiter mit Berufsausbildung und
Erfahrung und dhnlich bezeichnet.

Leistungsgruppe 2: Arbeiter, die im Rahmen einer speziellen, meist branchengebundenen Tétigkeit mit
gleichmaBig wiederkehrenden oder mit weniger schwierigen und verantwortungsvollen Arbeiten beschéftigt
werden, fiir die keine aligemeine Berufsbefdhigung vorausgesetzt werden muB. Die Kenntnisse und Fahigkeiten
fiir diese Arbeiten haben die Arbeiter meist im Rahmen einer mindestens drei Monate dauernden Anlernzeit
mit oder ohne AbschluBpriifung erworben. In den Tarifen werden die hier erwihnten Arbeiter meist als Spezi-
alarbeiter, qualifizierte angelernte Arbeiter, angelernte Arbeiter mit besonderen Fihigkeiten, angelernte Arbei-

ter, vollwertige Betriebsarbeiter, angelernte Hilfshandwerker, Betriebsarbeiter und dhnlich bezeichnet.

Leistungsgruppe 3: Arbeiter, die mit einfachen, als Hilfsarbeiten zu bewertenden Tétigkeiten beschiftigt sind,
fiir die eine fachliche Ausbildung auch nur beschréinkter Art nicht erforderlich ist. In den Tarifen werden diese
Arbeiter meist als Hilfsarbeiter, ungelernte Arbeiter, einfache Arbeiter und dhnlich bezeichnet.

2. Verdiensterhebung in Industrie und Handel (nur Angestellte)
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:
Bei den >>> Angestellten werden die folgenden vier Leistungsgruppen unterschieden:

Leistungsgruppe II: Kaufménnische bzw. technische Angestellte mit besonderen Erfahrungen und selbstindi-
gen Leistungen in verantwortlicher Tétigkeit mit eingeschrankter Dispositionsbefugnis, die Angestellte anderer
Titigkeitsgruppen einzusetzen und verwantwortlich zu unterweisen haben; ferner Angestellte mit umfassenden-
kaufmannischen oder technischen Kenntnissen; auferdem Angestellte, die als Obermeister, Oberrichtmeister
oder Meister mit hohem beruflichen Kénnen und besonderer Verantwortung grofien Werkstatten oder Abtei-
lungen vorstehen.

Leistungsgruppe III: Kaufménnische bzw. technische Angestellte mit mehrjahriger Berufserfahrung oder be-
sonderen Fachkenntnissen und Fahigkeiten bzw. mit Spezialtatigkeiten, die nach allgemeiner Anweisung selb-
stindig arbeiten, jedoch in der Regel keine Verantwortung fiir die Tatigkeit anderer tragen. Aufierdem Ange-
stellte mit qualifizierter Tétigkeit, die die fachlichen Erfahrungen eines Meisters, Richtmeisters oder Gieflerei-
meisters aufweisen, bei erhdhter Verantwortung grofieren Abteilungen vorstehen und denen Aufsichtspersonen
und Hilfsmeister unterstellt sind.

Leistungsgruppe 1V: Kaufménnische bzw. technische Angestelite ohne eigene Entscheidungsbefugnis in einfa-
cher Titigkeit, deren Ausiibung eine abgeschlossene Berufsausbildung oder durch mehrjihrige Berufstitigkeit,
den erfolgreichen Besuch einer Fachschule oder privates Studium erworbene Fachkenntnisse voraussetzt; au-
Berdem Angestellte, die als Aufsichtspersonen einer kleineren Zahl von iiberwiegend ungelernten Arbeitern
vorstehen, sowie Hilfsmeister, Hilfswerkmeister oder Hilfsrichtmeister.
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Leistungsgruppe V: Kaufminnische bzw. technische Angestellte in einfacher, schematischer oder mechani-
scher Tétigkeit, die keine Berufsausbildung erfordert.

Nicht einbezogen werden kaufméinnische bzw. technische Angestellte in leitender Stellung mit voller Auf-
sichts- und Dispositionsbefugnis (Leistungsgruppe I).

Anderungen im Zeitablauf:
Ab 1973 werden Meister im Angestelltenverhiltnis einbezogen und zu den technischen Angestellten gerechnet.

Letzte inlindische Verwendung (von Giitern)

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Im Rahmen der Verwendungsrechnung des Sozialprodukts Summe aus >>> letztem Verbrauch (>>> Privater
Verbrauch und >>> Staatsverbrauch) und >>> Bruttoinvestionen (>>> Anlageinvestitionen und Vorratsverin-
derung).

Begriffsbeziehungen:
1. Letzter Verbrauch
Privater Verbrauch
Staatsverbrauch
+ Bruttoinvestitionen
Anlageinvestitionen
Vorratsverdnderung,
= Letzte inldndische Verwendung von Giitern
+ Aufienbeitrag
Ausfuhr
- Einfuhr
= Bruttosozialprodukt
2. Letzte inldndische Verwendung von Giitern
+ Ausfuhr
= Letzte Verwendung von Giitern
- Einfuhr
= Bruttosozialprodukt

Letzter Verbrauch

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Summe aus >>> Privatem Verbrauch und >>> Staatsverbrauch.

Letzte Verwendung von Giitern

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960
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Begriffsinhalt:

Im Rahmen der Verwendungsrechnung des Sozialprodukts Summe aus der >>> letzten inlandischen Verwen-
dung und der >>> Ausfuhr von Giitern.

Begriffsbeziehungen:
Letzter Verbrauch
Privater Verbrauch
Staatsverbrauch
+ Bruttoinvestitionen
Anlageinvestitionen
Vorratsveranderung
Letzte inlindische Verwendung von Giitern
Ausfuhr
Letzte Verwendung von Giitern
- Einfuhr
Bruttosozialprodukt.

+

Leuchtmittelsteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Dem Bund zustehende Verbrauchsteuer, die von der Zollverwaltung verwaltet wird.

Die Leuchtmittelsteuer wird auf elektrische Gliihlampen und Entladungslampen erhoben, die im Geltungsbe-
reich des Leuchtmittelsteuergesetzes (Bundesrepublik Deutschland einschlieflich Berlin (West) bzw. seit 3.10.
1990 Deutschland mit Ausnahme der Zollausschliisse und Zollfreigebiete) hergestellt oder in dieses Gebiet ein-
gefiihrt werden. i

Dabei wird unterschieden zwischen Kraftfahrzeuglampen, anderen elektrischen Glithlampen und Entladungs-
lampen, bei denen es wiederum jeweils zwei Unterarten (z.B. stab- oder réhrenformige/ andere Gliihlampen)
gibt. Insgesamt bestehen Steuersétze fir 29 Gruppen von Lampen. Von einer Ausnahme abgesehen werden die
Gruppen nach der unterschiedlichen Leistungsaufnahme der Lampen in Watt gestaffelt.

Der Steuersatz fiir eine normale Allgebrauchslampe (Glithlampe in Standardausfihrung) bis 100 Watt betragt
0,13 DM, fiir eine Lampe in anderer Ausfiihrung (z.B. Kerzen-, Tropfen- oder Pilzform) bis 100 Watt
0,18 DM.

Steuerschuldner ist der Hersteller der Leuchtmittel bzw. bei der Einfuhr der Zollbeteiligte, wobei die fiir Zolle
geltenden Vorschriften sinngemil Anwendung finden.

Von der Besteuerung ausgenommen sind Lampen, die nicht im eigentlichen Sinne der Beleuchtung dienen
(z.B. Entladungslampen fiir Werbezwecke) oder deren Leuchtkraft unerheblich ist. Hierzu rechnen u.a. Signal-
lampen, die entsprechend ihrem Zweck gebaut sind, Sonderlampen fiir technische Priif- und MeBverfahren und
fiir medizinische Untersuchungen, elektrische Metalldrahtlampen fiir Spannungen bis zu 42 Volt, soweit ihre
Leistungsaufnahme 15 Watt nicht iibersteigt. '

Ebenfalls unversteuert, unter Steueraufsicht, bleiben Leuchtmittel, die in einen anderen Herstellungsbetrieb
oder nach Einfuhr zur weiteren Bearbeitung in einen Herstellungsbetrieb verbracht, von einem Herstellungsbe-
trieb, einem Ausfuhrlager oder bestimmten anderen Betrieben aus dem Erhebungsgebiet ausgefiihrt oder zu ei-
nem besonderen Zollverkehr oder einer aktiven Veredelung, bei der keine der Leuchtmittelherstellung dienen-
den Handlungen vorgenommen werden, abgefertigt werden.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis Juli 1974 wurden auch Brennstifte zu elektrischen Bogenlampen, Gliihkorper zur ErhShung der Leucht-
kraft von Flammen und Leuchtrohren fiir Werbezwecke besteuert.

Die Besteuerung fiir elektrische Gliihlampen und Entladungslampen betrug bis zur Einfiihrung des Stiicksteu-
ersystems am 1.8.1974 10 v.H. ihres listenméfigen Kleinverkaufspreises und bei Leuchtrohren fiir Werbe-
zwecke 1 DM je laufender Meter.
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Liefer-, Lastkraftwagen und sonstige Straflenfahrzeuge

AuBenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Ausgewihlte Waren (Warennummern) des Warenverzeichnisses fiir die Auflenhandelsstatistik, die im wesent-
lichen den Warengruppen

Liefer- und Lastkraftwagen Warengruppe 3313
Kommunalfahrzeuge " 3314
Omnibusse und Obusse " 3315
Straflenzugmaschinen " 3321
Kraftfahrzeuganhinger " 3345
Gespannfahrzeuge " 3347

des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik, Ausgabe 1970 bzw. 1975 oder des Systema-
tischen Giiterverzeichnisses fiir Produktionsstatistiken (GP), Ausgabe 1982, entsprechen und zu den

>>> Investitionsgiitern zihlen.

Als Investitionsgiiter gelten Waren, die von der Industrie hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die iiberwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegiiter
gekauft werden.

Im wesentlichen zihlen dazu Lastkraftwagen, Sattelzugmaschinen, Kraftomnibusse, Feuerwehrkraftwagen,
Kommunalfahrzeuge, andere Kraftwagen zu besonderen Zwecken (z.B. LKW-Betonmischer), Kraftfahrzeu-
ganhinger und Gespannfahrzeuge.

Die Ergebnisse der Aufienhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis fiir die Auflenhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die
Industriestatistik (WI) umgeschliisselt. Da im WI die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen,
im WA dagegen nach zolltechnischen (materialm:Bigen) Kriterien gegliedert werden, konnen sich bei der Ge-
geniiberstellung geringfiigige Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach Verbrauchsgiitern und Investitionsgiitern erfolgt in Anlehnung an die Waren-
auswahl, die zur Berechnung des Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitionsgiiter und Ver-
brauchsgiiter getroffen wurde.

Anderungen im Zeitablauf:

In den ilteren Segmenten des Statistischen Informationssystems des Bundes wurden von 1960 bis 1974
"Liefer-, Lastkraftwagen und sonstige Straflenfahrzeuge” unter "Liefer- und Lastkraftwagen (einschl. Kombi-
nationskraftwagen, Zugmaschinen und Anhénger)" nachgewiesen.

Begriffsbeziehungen:

Nur zu den Liefer-, Lastkraftwagen und sonstigen Strafienfahrzeugen zdhlen die Kraftwagen zu besonderen
Zwecken. Nur zu den Liefer- und Lastkraftwagen (einschl. Kombinationskraftwagen, Zugmaschinen und An-
hinger) rechnen die Kombinationskraftwagen (Warenklasse 3312).

Liefer- und Lastkraftwagen, Omnibusse und
Straflenzugmaschinen

1. Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: 1962 bis 1976

'

2. Index der Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Ausgewihlte Waren/ Giiter (Waren-/ Giiterarten) aus den Waren-/ Giiterklassen
Liefer- und Lastkraftwagen Waren-/ Giiterklasse 3313
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Lastwagen mit Spezialaufbauten : " 3314
Omnibusse und Obusse " 3315
StraBenzugmaschinen " 3321

des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik, bzw. des Systematischen Giiterverzeichnis-
ses fiir Produktionsstatistiken, die zu den >>> Investitionsgiitern zédhlen.

Als Investitionsgiiter gelten Waren/ Giiter, die von der Industrie hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die iiberwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegiiter
gekauft werden. '

Zur Waren-/ Giiterklasse Lastwagen mit Spezialaufbauten rechnen Motorcaravans, Abschleppwagen, LKW-
Betonmischer, LK W-Betonpumpen u.3. Fahrzeuge. Die Begriffe "Liefer- und Lastkraftwagen" und Liefer- und
Lastkraftwagen, Omnibusse und Straflenfahrzeuge sind synonym.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Auswahl der zu den Liefer- und Lastkraftwagen, Omnibusse und StraBenzugmaschinen rechnenden Fahr-
zeuge auf der Grundlage des Systematischen Giiterverzeichnisses fur Produktionsstatistiken weicht von der
Gliederung nach dem Systematischen Warenverzeichnis fiir die Industriestatistik (Liefer- und Lastkraftwagen,
Kommunalfahrzeuge) ab.

Lieferungen aus/nach Berlin (West)

Statistik des Warenverkehrs mit Berlin (West)
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhait:

Lieferungen von Waren, fiir die im Giiterverkehr zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West)
Warenbegleitscheine erforderlich sind.

ErfaBt werden alle Warentransporte im Eisenbahn-, Straflen- und Binnen schiffsverkehr, nicht jedoch Luft-
frachtsendungen sowie Post- und Kleinsendungen.

Einbezogen ist auch der Warenverkehr zwischen Berlin (West) und dem Ausland, wenn die Sendungen auf
dem Wege von oder nach Berlin durch das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland verbracht werden. Ausge-
nommen sind Lieferungen von Waren, deren Versandort im Ausland liegt und die mit im Ausland zugelasse-
nen Transportmitteln nach Berlin befordert werden.

Umzugs- und Erbschaftsgut, gebrauchtes Verpackungsmaterial, Mustersendungen, Geschenke und sonstige
Sendungen ohne Handelswert sind im Wert der Lieferungen nicht enthalten.

Lieferungen des Bundesgebietes

Statistik des Warenverkehrs mit der ehem. DDR und Berlin (Ost)
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Verbringen von Waren aus dem Bundesgebiet in die Deutsche Demokratische Republik einschlieflich Berlin
(Ost). -

Die Lieferungen umfassen im wesentlichen alle Waren, die fiir den Ge- oder Verbrauch, zur Bearbeitung oder
Verarbeitung geliefert werden, sowie Riickwaren und Ersatzlieferungen.

Nicht zu den Lieferungen des Bundesgebietes rechnen die Durchfuhr, d.h. die Lieferung von Waren ails dem
Ausland durch die Bundesrepublik und das Gebiet der ehem. DDR unmittelbar ins Ausland, der Durchgang,
der die Warenlieferungen aus dem Ausland durch die Bundesrepublik in das Gebiet der ehem. DDR erfafit, und
Warenlieferungen aus der Bundesrepublik durch das Gebiet der ehem. DDR in das Ausland, die Teil der

>>> Warenausfuhr sind.

Waren sind alle beweglichen Sachen. In den Ergebnissen sind nicht enthalten: Lieferungen von Energie sowie
alle Sendungen, fiir die nach den Verfahrensvorschriften fiir den Warenverkehr mit der ehem. DDR keine Er-
klarungen, Genehmigungen oder Begleitscheine zum Verbringen der Waren erforderlich sind. Dies sind u.a.
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mit der Post oder der Eisenbahn aus dem Bundesgebiet verbrachte Briefe, Pickchen, Pakete und Exprefigutsen-
dungen sowie Wertpakete mit einer Wertangabe bis zu 500 DM soweit alle diese vorgenannten Sendungen
bestimmte Gewichtsgrenzen nicht iiberschreiten und keine zum Handel bestimmte Waren enthalten.

Die Warenwerte beziehen sich im allgemeinen auf Rechnungswerte. Bei den Lieferungen nach Veredelung ist
der volle Warenwert einschliellich der Veredelungskosten angesetzt.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis 1969 wurden die >>> Riickwaren und Ersatzlieferungen nicht erfafit.

Begriffsbeziehungen:

Die Lieferungen des Bundesgebietes sind kein Bestandteil der Warenausfuhr (Auflenhandelsstatistik). In die
>>> Ausfuhr (Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen) sind die Lieferungen des Bundesgebietes dagegen ein-
bezogen.

Linienléinge

Statistik der Personenbeforderung im Strafienverkehr
Datennachweis: 1952 bis 1980

Begriffsinhalt:

Linge einer zur Personenbeforderung eingerichteten, genehmigungspflichtigen Verkehrsverbindung mit vorge-
schriebenen Ein- und Ausstiegsstellen.

Bei jeder dieser Verkehrsverbindungen (Linien), fir die am Erhebungsstichtag eine Genehmigung zum regel-
miBigen Betrieb erteilt war, wird die einfache Linge gemessen. Dabei ist es gleichgiiltig, ob am Stichtag Ver-
kehr auf diesen Linien stattfand oder nicht.

Fiihren mehrere Linien iiber die gleiche Wegstrecke, so wird dieses Teilstiick bei jeder Lini¢ mitgerechnet.

Anderungen im Zeitablauf:

Von 1952 bis 1968 galt als Stichtag der 30.6., ab 1969 der 30.9. Ab Berichtsjahr 1984 sind die Langen von
Pkw-Linien nicht mehr enthalten.

Begriffsbeziehungen:
Im Unterschied zur Linienldnge gibt es bei der Erfassung der >>> Streckenldnge keine Mehrfachzdhlungen.

Linienverkehr

1. Statistik der Personenbeforderung im Straflienverkehr
Datennachweis: ab 1952 .

Begriffsinhalt:
Genehmigungspflichtiger regelmaBiger Verkehr zur Personenbeférderung im Strafienverkehr mit bestimmten
Ausgangs- und Endpunkten und vorgeschriebenen Haltestellen.

Der Linienverkehr umfafit den Verkehr mit >>> Stadtbahnen, >>> Straﬁenbaﬁnen herkémmlicher Bauart,
>>> QObussen sowie >>> Kraftomnibussen und Personenwagen, sofern diese eine regelméfige Verkehrsverbin-
dung herstellen. )

Eingeschlossen sind die Sonderformen des Linienverkehrs, die der regelmaBigen Beforderung bestimmter
Fahrgastgruppen unter Ausschlufl anderer Fahrgiste dienen, z.B. Schiilerfahrten, Markt- und Theaterfahrten.

Der Linienverkehr umfafit auch den >>> Freigestellten Schiilerverkehr, d.h. den unentgeltlichen Transport von
Schiilern zwischen Wohnort und Schule, sofern er von Unternehmen durchgefiihrt wird, die auch genehmi-
gungspflichtigen Stralenpersonenverkehr betreiben. Der Freigestellte Schiilerverkehr ist dagegen nicht ge-
nehmigungspflichtig,

Anderungen im Zeitablauf:
Bis Ende 1968 wurde der Freigestellte Schiilerverkehr nicht beriicksichtigt.
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Begriffsbeziehungen:

Im Unterschied zum Linienverkehr wird beim >>> Gelegenheitsverkehr (Statistik der Personenbeforderung im
StraBenverkehr) der nicht regelmafige Verkehr zur Personenbeforderung im Strafienverkehr erfafit, bei dem
ausschlieBlich Kraftomnibusse und Personenkraftwagen als Transportmittel eingesetzt werden.

2. Statistik des gewerblichen Luftverkehrs auf ausgewihlten Flugplitzen
Datennachweis: ab 1972

Begriffsinhalt:

Jede ffentliche zwischen bestimmten Flugplatzen eingerichtete, regelmifige Flugverbindung mit Beforde-
rungspflicht fiir Personen, Fracht und Post, fiir die dem durchfiihrenden Luftfahrtunternehmen eine Genehmi-
gung erteilt wurde.

Léhne und Gehiilter

1. Handwerkszihlung 1977

Begriffsinhalt: _

Zusammenfassung der >>> Bruttolohnsumme, >>> Bruttogehaltsumme und der >>> Sozialkosten.

Zu den Lohnen und Gehiltern zihlen alle Bruttobeziige (Bar- und Sachbeziige) der Arbeiter, Angestellten und
Auszubildenden, die Beitrige zu den Sozialkassen des Baugewerbes (Lohnausgleichs-, Urlaubs-, Zusatzversor-
gungskasse), die Winterbauumlage, die Arbeitgeberbeitrige zur Sozialversicherung und die Beitrige zur Be-
rufsgenossenschaft.

Nicht enthalten sind die Entgelte (Privatentnahmen) fiir >>> Tatige Inhaber (und Mitinhaber) und fur die
>>> unbezahlt mithelfenden Familienangehdrigen. '

Nicht einbezogen sind ferner Erstattungen fiir Urlaub, Arbeitsausfille u.dgl. durch Lohnausgleichskasse, Ur-
laubskasse oder Arbeitsamt, Vergiitungen, die nur Spesenersatz sind und allgemeine soziale Aufwendungen.

Erfaft werden alle Léhne und Gehilter von >>> selbstindigen Handwerksunternehmen und handwerklichen
>>> Nebenbetrieben nichthandwerklicher Unternehmen.

2. Arbeitsstittenzihlung 1970

Begriffsinhalt:

Bruttolohn- und -gehaltsumme, die von >>> Unternehmen bzw. >>> Arbeitsstitten im Kalenderjahr 1969 an
ihre >>> Arbeitnehmer gezahlt wurde.

Die Bruttolohn- und -gehaltsumme umfaBt alle tariflichen oder frei vereinbarten Zulagen (z.B. Akkord-,
Nachtarbeits- und Schmutzzulagen), Naturalvergiitungen (z.B. Deputate), Vergiitungen fiir ausgefallene Ar-
beitszeit (z.B. Urlaubsgeld), Zuschiisse des Arbeitgebers zum Krankengeld, Urlaubsbeihilfen, Entschadigungen
fir nichtgewihrten Urlaub, Gratifikationen, Gewinnbeteiligungen, Erfolgspramien, Erfindergeld sowie vermé-
genswirksame Leistungen nach dem Gesetz zur Forderung der Vermogensbildung der Arbeitnehmer v.
8.7.1965 (BGBI. I S. 585).

Einbezogen sind ferner die Gehilter von Gesellschaftern, Vorstandsmitgliedern und anderen leitenden Kriften,
soweit sie steuerlich als >>> Einkiinfte aus nichtselbstindiger Arbeit anzusehen sind, sowie Provisionen und
Tantiemen, die neben einem festen Gehalt gezahlt werden.

Nicht einbezogen sind die Pflichtanteile des Arbeitgebers zur Sozialversicherung, Heimarbeiterlohne, Zahlun-
gen aufgrund des Kindergeldgesetzes, allgemeine soziale Aufwendungen (z.B. fiir Kantinen, Werkskindergar-
ten, Erholungsheime usw.), Spesenersatz, Bergmannsprémien fur Bergleute unter Tage sowie Ruhegelder und
Betriebspensionen.

Die Arbeitnehmer umfassen die >>> Beamten, >>> Angestellten, >>> Arbeiter und die >>> Nachwuchskrifte.

Die Lohne und Gehiilter fiir 1969 werden im einzelnen fiir >>> Arbeitsstétten mit Léhnen und Gehiltern und
fiir >>> Unternehmen mit Lohnen und Gehiltern nachgewiesen. Daraus ergeben sich u.a. folgende Besonder-
heiten:

In den Lohn- und Gehaltsummen fiir 1969 sind auch die Léhne und Gehélter von Arbeitsstitten bzw. Unter-
nehmen enthalten, die zwar 1969 Arbeitnehmer beschiftigten, in denen aber am Zihlungsstichtag (27.5.1970)
nur noch >>> Titige Inhaber und/ oder >>> Mithelfende Familienangehérige titig waren. Nicht in den Loh-
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nen und Gehiltern fiir 1969 sind die Lohn- und Gehaltsummen von Arbeitsstiitten bzw. Unternehmen enthal-
ten, die
- zwar fiir 1969 Lohne und Gehalter gezahlt hatten, aber am Zahlungsstichtag nicht mehr existierten,

- erst 1970 gegriindet wurden,

- 1969 keine Arbeitnehmer beschiftigten und folglich keine Lohne und Gehélter gezahlt hatten.

Bei allen anderen Arbeitsstitten bzw. Unternechmen wurden fehlende Lohn- und Gehaltsummen vom erheben-
den Statistischen Landesamt im Wege eines Schitzverfahrens ermittelt. Die Lohn- und Gesamtsummen von
Bundesbahn, Bundespost und Bundeswehr wurden bei den Zentralen jeweils fiir ganze Dienststellen erhoben
und auf die zugehorigen Arbeitsstitten nach der Beschiftigtenzahl aufgeteilt.

Die Lohn- und Gehaltsummen von Unternehmen mit Léhnen und Gehltern umfassen u.a. auch die Léhne und
Gehilter von Unternehmensteilen, die nicht als Arbeitsstitten in der Arbeitsstéttenzihlung einbezogen wurden.
Dazu zihlen insbesondere die Lohne und Gehélter unternehmenszugehoériger Arbeitsstétten aus dem Bereich
der Land- und Forstwirtschaft. Einbezogen sind ferner die Léhne und Gehilter der im Jahre 1969 unterneh-
menszugehdrigen Arbeitsstitten, die am Zihlungsstichtag aber nicht mehr bestanden.

Begriffsbeziehungen: .
Addiert man die >>> Lohnsumme und >>> Gehaltsumme (jeweils Monatlicher Industriebericht, Monatsbericht
fiir Unternehmen und Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe) bzw. die >>> Bruttolohnsumme
und die >>> Bruttogehaltsumme (jeweils Monatlicher Baubericht, Monatsbericht einschl. Auftragseingangser-
hebung im Bauhauptgewerbe, Erhebung bei den 6ffentlichen Elektrizititsversorgungsunternehmen, Erhebung
bei den Gasversorgungsunternehmen), so sind diese Summen vergleichbar abgegrenzt wie die Léhne und Ge-
halter fiir 1969 und die >>> Bruttolohn- und Gehaltsumme (Jahreserhebung einschl. Investitionserhebung bei
Unternehmen des Bauhauptgewerbes). Zu beachten ist jedoch u.a., dafl die Léhne und Gehilter fiir 1969 auch
die Dienstbeziige der Beamten umfassen.

Loéhne und Gehiilter je Beschiiftigten

Berechnung von Lohnstiickkosten
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Mefgrofie fiir die Entwicklung der >>> Lohnsumme und >>> Gehaltsumme je >>> Beschiftigten im
>>> Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe.
Die Entwicklung der Lohne und Gehilter wird durch Mefzahlen der Lohn- und Gehaltsummen reprisentiert.
Die Lohn- und Gehaltsumme umfafit die Summe der im Berichtskreis des Monatsberichts fiir >>> Betriebe (im
allgemeinen mit 20 Beschéftigten und mehr) im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe nachgewiesenen Brut-
tobeziige fiir Arbeiter und Angestellte.
Die Entwicklung der Beschiftigtenzahlen wird durch Mefizahlen der Anzahl der Beschiftigten im Berichts-
kreis des Monatsberichts fiir Betriebe (im allgemeinen mit 20 Beschiftigten und mehr) im Bergbau und im
Verarbeitenden Gewerbe reprisentiert.
Die Lohne und Gehdlter je Beschiftigten werden iiber folgende Beziehung errechnet:

MefBzahl der Lohne und Gehilter (1980 = 100)
- x 100

Mefizahl der Beschiiftigten (1980 = 100) .
Die Mefizahlen der Lohne und Gehalter (bzw. der Beschiiftigten) werden durch Division der Léhne und Gehal-
ter (bzw. der Beschéftigten) im jeweiligen Berichtszeitraum durch die entsprechenden Lohne und Gehilter
(bzw. Beschiftigten) im Basiszeitraum ermittelt.

Lohne und Gehilter je Beschiiftigtenstunde

Berechnung von Lohnstiickkosten
Datennachweis: ab 1970
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Begriffsinhalt:

MeBgrofe fiir die Entwicklung der >>> Lohnsumme und >>> Gehaltsumme je Beschéftigtenstunde im
>>> Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe.

Die Entwicklung der Lohne und Gehilter wird durch MeBzahlen der Lohn- und Gehaltsummen représentiert.
Die Lohn- und Gehaltsumme umfafit die Summe der im Berichtskreis des Monatsberichts fiir >>> Betriebe (im
allgemeinen 20 Beschiftigte und mehr) im >>> Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe nachgewiesenen Brutto-
beziige fiir Arbeiter und Angestellte. )

Die Entwicklung der Beschéftigtenstunden wird durch Mefzahlen der Beschiftigtenstunden reprasentiert. Als
Beschiftigtenstunden gelten die tatsichlich geleisteten - nicht die bezahlten - Arbeitsstunden der Beschiftigten.
Als Beschiftigte gelten Titige Inhaber, Tétige Mitinhaber und Mithelfende Familienangehorige, soweit sie
mindestens ein Drittel der iiblichen Arbeitszeit tatig sind, sowie alle Personen (einschl. Auszubildende, aber
ohne Heimarbeiter), die in einem arbeitsrechtlichen Verhiltnis zum Betrieb stehen. Zu den Beschéftigtenstun-
den zihlen auch die geleisteten Mehrarbeitsstunden (z.B. Uberstunden, Sonntagsstunden) nicht jedoch die be-
zahlten Ausfallstunden (z.B. wegen gesetzlichen Urlaubs, Krankheit, Betriebsferien).

Die Beschiftigtenstunden werden schitzungsweise ermittelt, und zwar werden fiir jene Beschéftigten, die keine
>>> Arbeiter sind, die durchschnittlich geleisteten Arbeiterstunden zugrunde gelegt. Als Arbeiter gelten dabei
alle Beschiftigten, die der Versicherungspflicht in der Arbeiterrentenversicherung unterliegen.
Die Lohne und Gehalter je Beschiftigtenstunde werden iiber folgende Beziehung errechnet:

MeBzahl der Léhne und Gehilter (1980 = 100)

x 100
MeRzah! der Beschiftigtenstunden (1980 = 100)

Die MeBzahlen der Lohne und Gehélter (bzw. der Beschéftigtenstunden) werden durch Division der Léhne und
Gehilter (bzw. der Beschiftigtenstunden) im jeweiligen Berichtszeitraum durch die entsprechenden Léhne und
Gehilter (bzw. Beschaftigtenstunden) im Basiszeitraum ermittelt.

Loéhne und Gehiilter je Produkteinheit

Berechnung von Lohnstiickkosten
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:

MeBgroBe fiir die Entwicklung der >>> Lohnsumme und >>> Gehaltsumme (Lohne und Gehalter) je Produk-
teinheit im >>> Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe. :

Die Entwicklung der Produktion wird durch den >>> Index der Nettoproduktion représentiert. Fiir die Berech-
nung der Lohnkosten je Produkteinheit wird der "kalendermonatliche" _Nettoproduktionsindex fur "fachliche
Betriebsteile" verwendet, d.h. der Index ohne Ausschaltung von Kalenderunregelmifigkeiten.

Die Entwicklung der Lohne und Gehdlter wird durch MeBzahlen der Lohn- und Gehaltsummen représentiert.
Die Lohn- und Gehaltsumme umfaBt die Summe der im Berichtskreis des Monatsberichts fiir >>> Betriebe (im
allgemeinen 20 Beschiftigte und mehr) im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe nachgewiesenen Brutto-
beziige fiir Arbeiter und Angestellte.

Entsprechend dem Nettoproduktionsindex wird die Lohn- und Gehaltsumme fiir "fachliche Betriebsteile" be-
rechnet: Von der fiir Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe nachgewiesenen Lohn- und Ge-
haltsumme werden die entsprechenden Summen fiir die Wirtschaftszweige SYPRO-Nt.: 24, 35, 65, 21, 71,
2180, 3030, 6301, 6355, 6357, 6391 und 6499 in Abzug gebracht. )
Die Lohne und Gehilter je Produkteinheit werden iiber folgende Beziehung errechnet:

MeBzahl der Lohne und Gehilter (1980 = 100)
x 100

Index der Nettoproduktion (1980 =100)
Die MeBzahlen der Léhne und Gehilter werden durch Division der Léhne und Gehélter im jeweiligen Be-
richtszeitraum durch die entsprechenden Lohne und Gehalter im Basiszeitraum ermittelt. Als Index der Netto-
produktion wird hier der kalendermonatliche Index der Nettoproduktion verwendet.
Neben dem Nachweis der Léhne und Gehlter je Produkteinheit fiir den Bergbau und das Verarbeitende Ge-
werbe erfolgt auch ein Nachweis der entsprechenden Beziehungszahlen fiir das >>> Verarbeitende Gewerbe,
fiir das >>> Grundstoff und Produktionsgiitergewerbe, fiir das >>> Investitionsgiiter produzierende Gewerbe,
fiir das >>> Verbrauchsgiiter produzierende Gewerbe und das >>> Nahrungs- und Genufmittelgewerbe.
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Lohne und Gehiilter je Umsatzeinheit

Berechnung von Lohnstiickkosten
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:

MefgroBe fiir die Entwicklung der >>> Lohnsumme und >>> Gehaltsumme je Umsatzeinheit im >>> Bergbau
und Verarbeitenden Gewerbe.

Die Entwicklung der Lohne und Gehilter wird durch MeBzahlen der Lohn- und Gehaltsummen représentiert.
Die Lohn- und Gehaltsumme umfaft die Summe der im Berichtskreis des Monatsberichts fiir >>> Betriebe (im
allgemeinen 20 Beschiftigte und mehr) im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe nachgewiesenen Bruttobezii-
ge fiir Arbeiter und Angestellte.

Im gleichen Berichtskreis wird der >>> Umsatz fiir Betriebe nachgewiesen. Die Entwicklung des Umsatzes
wird durch MeBzahlen des Umsatzes (Wertindizes) reprisentiert.

Der Umsatz umfafit die Summe der Entgelte fiir Lieferungen eigener Erzeugnisse und fiir Leistungen, die von
Betrieben im Zusammenhang mit dem Betriebszweck erbracht werden.

Die Lohne und Gehilter je Umsatzeinheit werden iiber folgende Beziehung errechnet:

MeBzahl der Lohne und Gehidlter (1980 = 100)
x 100

Mefizahl des Umsatzes (1980 =100)
Die Mefizahlen der Léhne und Gehilter (bzw. des Umsatzes) werden durch Division der Lohne und Gehilter
(bzw. des Umsatzes) im jeweiligen Berichtszeitraum durch die entsprechenden Léhne und Gehélter (bzw. des
Umsatzes) im Basiszeitraum ermittelt.

Lohnsteuer

1. Statistik @iber den Steuerhaushalt
Datennachweis: ab 1972

2. Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Besondere Erhebungsform der Einkommensteuer, die bei >>> Einkiinften aus nichtselbstindiger Arbeit durch
Abzug vom Arbeitslohn erhoben wird. Zur Abgrenzung des Arbeitslohns, nach dem die Lohnsteuer erhoben
wird, siehe unter >>> Bruttolohn.

Die Hohe der Lohnsteuer ergibt sich aus amtlichen Tabellen unter Beriicksichtigung der Eintragungen auf der
Lohnsteuerkarte (z.B. Steuerklasse, Familienstand, Kinder). In die Tabellen sind der Steuerklasse entsprechend
ein Arbeitnehmer-Freibetrag, ein Werbungskosten-Pauschbetrag, ein Sonderausgaben-Pauschbetrag, eine Vor-
sorgepauschale, die ab 1983 bei nicht rentenversicherungspflichtigen Arbeitnehmern eingeschrénkt (besondere
Lohnsteuertabelle) ist, ein Haushaltsfreibetrag und ein Kinderfreibetrag eingearbeitet.

Die Eintragung weiterer Freibetrage erfolgt teils von Amts wegen (z.B. Altersfreibetrag), teils durch das Fi-
nanzamt auf Antrag. Wegen des Einkommensteuertarifs siche unter >>> Veranlagte Einkommensteuer.

Die Lohnsteuer ist vom Arbeitgeber bis zum 10. Tage nach Ablauf jedes Kalendermonats an das Finanzamt ab-
zufiihren, sofern die einbehaltene Lohnsteuer beim Arbeitgeber im vorangegangenen Kalenderjahr mehr als

6 000 DM betragen hat, andernfalls erfolgen Vierteljahreszahlungen oder ggf. Jahreszahlungen.

Das Lohnsteueraufkommen folgt somit der Lohnzahlung um mindestens einen Monat.

Ubersteigt die im Laufe eines Kalenderjahres einbehaltene Lohnsteuer die auf den Jahresarbeitslohn entfallende
Lohnsteuer, so wird der Unterschiedsbetrag - sofern ein Lohnsteuerjahresausgleich durchgeflihrt wird - erstat-
tet.

Die Lohnsteuer ist eine Gemeinschaftsteuer von Bund und Landern, an der die Kommunen durch den Gemein-
deanteil an der Lohn- und Einkommensteuer beteiligt sind.
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Anderungen im Zeitablauf:

Das Einkommensteuerrecht wurde im Zeitablauf hiufig geindert, von den Anderungen waren tiberwiegend der
Einkommensteuertarif und die Freibetrige des Einkommensteuerpflichtigen betroffen.

Niheres entnehmen Sie bitte den jeweiligen Einkommensteuergesetzen.

Begriffsbeziehungen:

Die Lohnsteuer stellt eine besondere Erhebungsform der Einkommensteuer dar. Unter bestimmten Vorausset-
zungen wird auch bei Arbeitnehmern, bei denen Lohnsteuer einbehalten wird, eine Veranlagung zur Einkom-
mensteuer durchgefiihrt. Hierbei kommt es héufig zu Erstattungen, die aus dem Aufkommen an veranlagter
Einkommensteuer (Statistik iiber den Steuerhaushalt) geleistet werden; zu weiteren Einzelheiten siehe dort.

Als kassenmiBige Steuereinnahme unterscheidet sich die Lohnsteuer der Statistik iiber den Steuerhaushalt
(Lohnsteueraufkommen) von der >>> Lohnsteuer der Lohnsteuerpflichtigen (aus der Lohnsteuerstatistik).

Weitere spezielle Unterschiede im statistischen Nachweis: Das Lohnsteueraufkommen ist bereits um folgende
Zulagen und Pramien gekiirzt: Arbeitnehmersparzulage nach dem Vermdgensbildungsgesetz, Arbeitnehmerzu-
lage nach dem Berlinforderungsgesetz und Bergmannsprimien.

Lohnsteuer der Lohnsteuerpflichtigen

Lohnsteuerstatistik
Datennachweis: ab 1961

Begriffsinhalt:

Summe der gemih Nachweis in der Lohnsteuerkarte vom Arbeitgeber einbehaltenen und abgefiihrten Betrage
gef. nach Abzug der im Lohnsteuer-Jahresausgleich erstatteten oder verrechneten Betrage.

Die >>> Lohnsteuer ist eine besondere Erhebungsform der Einkommensteuer, die bei Lohneinkiinften vom Ar-
beitgeber einbehalten und an das Finanzamt abgefiihrt wird.

Die Lohnsteuer (Jahreslohnsteuer) bemifit sich nach dem Arbeitslohn, den der Arbeitnehmer im Kalenderjahr
(Erhebungszeitraum) bezogen hat (Jahresarbeitslohn). Zur Abgrenzung des Arbeitslohns, nach dem die Lohn-
steuer berechnet wird, siehe unter >>> Bruttolohn.

Die Héhe der einbehaltenen Lohnsteuer, die vom laufenden Arbeitslohn erhoben wird, ergibt sich aus amtli-
chen Lohnsteuertabellen unter Beriicksichtigung der Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte (z.B. Steuerklasse,
Familienstand, Zahl der Kinderfreibetrige). Eintragungen weiterer Freibetrige in der Lohnsteuerkarte erfolgen
teils von Amts wegen (z.B. Altersfreibetrag), teils durch das Finanzamt auf Antrag,

In die Lohnsteuertabellen sind nach Steuerklassen und Zahl der Kinderfreibetrige eingearbeitet: Arbeitnehmer-
freibetrag, Pauschbetriige fiir Werbungskosten und Sonderausgaben, Vorsorgepauschale, Haushaltsfreibetrag
(Steuerklasse IT) usw. -

Der Unterschiedsbetrag zwischen der Jahreslohnsteuer und der fiir den Lohnzahlungszeitraum einbehaltenen
und abgefiihrten Lohnsteuer wird, sofern ein Lohnsteuer-Jahresausgleich durchgefiihrt wird, erstattet oder ver-
rechnet. Der Lohnsteuer-Jahresausgleich kann sowoh! vom Arbeitgeber als auch auf Antrag vom Finanzamt
durchgefiihrt werden; im letzten Fall ist nur eine Erstattung méglich.

Nachgewiesen wird die Lohnsteuer der >>> Lohnsteuerpflichtigen. Lohnsteuerpflichtige sind natiirliche Perso-
nen, die als unbeschriinkt steuerpflichtige Arbeitnehmer der Einkommensteuer unterliegen; hierbei werden
Ehegatten, die beide Arbeitslohn beziehen, in der Regel jeweils als ein Lohnsteuerpflichtiger gezahit. Im
Nachweis der (Jahres-)Lohnsteuer der Lohnsteuerpflichtigen wird bei

Arbeitnehmer-Ehegatten, fir die ein gemeinsamer maschineller Lohnsteuer-Jahresausgleich durchgefiihrt wird, -
die Jahreslohnsteuer fiir beide zusammen ermittelt; bei Ehegatten, die anhand der Lohnsteuerkarten (manuelle
Fille) erfaBt werden, werden jeweils die zusammengerechneten Jahres Lohnsteuerbetrige ermittelt. Bei Lohn-
steuerpflichtigen die zur Einkommensteuer veranlagt werden und die neben Lohneinkiinften noch andere steu-
erpflichtige Einkiinfte haben, wird im Nachweis die nach dem eventuellen Lohnsteuerjahresausgleich durch
den Arbeitgeber einbehaltene Lohnsteuer nachgewiesen; bei Ehegatten mit jeweils eigenen Einkiinften werden
diese Betrige zusammengerechnet.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Lohnsteuer der Lohnsteuerpflichtigen wird erst seit 1968 dargestellt. Bis einschl. 1965 wurde beziiglich die
Lohnsteuer der >>> Lohnsteuerfille erfafit und nachgewiesen: Die Lohnsteuer der Ehepaare mit zwei Ein-
kommensbeziehern wurde bis 1965, dementsprechend bei jedem Ehegatten individuell erfafit (einbehaltene
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Lohnsteuer gemif den Eintragungen in der Lohnsteuerkarte). Dabei wurden auch die beriicksichtigten Jahre-
sausgleichsbetrige nach bestimmten Verfahren aufgeteilt.

Auf die Hohe der Lohnsteuer haben sich ferner Anderungen der steuerrechtlichen Vorschriften im Zeitablauf
ausgewirkt; von diesen Anderungen sind ins besondere die Freibetrige und die Tarife betroffen worden.

Zu Einzelheiten siehe jeweilige Einkommensteuergesetze.
Heimreise von Auslindern, die aus Staaten auflerhalb der EG stammen.

Begriffsbeziehungen:

Die Lohnsteuer der Lohnsteuerpflichtigen unterscheidet sich von der Lohnsteuer (Statistik iiber den Steuer-
haushalt) als kassenmiBige Steuereinnahme wie folgt:

Die Lohnsteuer der Lohnsteuerpflichtigen umfafit die fiir das jeweilige Erhebungsjahr (Kalenderjahr) abzufiih-
renden Jahreslohnsteuerbetrige unter Beriicksichtigung des Lohnsteuer-Jahresausgleichs, gleichgiiltig, wann
sie tatsachlich gezahlt werden.

Bei der kassenmifigen Lohnsteuer (dem Lohnsteueraufkommen) handelt es sich dagegen um die innerhalb ei-
nes bestimmten Zeitraums in die Finanzkassen von Bund und Landern geflossenen und um gewisse Leistungen
gekiirzten Betrige, gleichgiiltig, fiir welches Jahr sie gezahlt und ob sie durch Erstattungen gemindert werden.

Wahrend sich die Lohnsteuer der Lohnsteuerpflichtigen auf die Lohneinkiinfte von unbeschrénkt oder be-
schrinkt steuerpflichtigen Arbeitnehmern erstreckt, bezieht sich die >>> Einkommensteuerschuld
(Einkommensteuerstatistik) auf simtliche Einkunftsarten, jedoch nur, soweit es sich um steuerpflichtige Ein-
kiinfte von unbeschrinkt Einkommensteuerpflichtigen handelt.

Lohnsteuerfille

Lohnsteuerstatistik

Datennachweis: ab 1961

Begriffsinhalt:

Natiirliche Personen, die als unbeschrinkt oder beschrinkt steuerpflichtige >>> Arbeitnehmer der Einkom-
mensteuer unterliegen.

Als unbeschrinkt steuerpflichtig gelten Arbeitnehmer, wenn sie im Inland einen Wohnsitz oder gewéhnlichen
Aufenthalt haben. Arbeitnehmer, die weder ihren Wohnsitz noch ihren gewdhnlichen Aufenthalt im Inland ha-
ben, sind beschrinkt steuerpflichtig,

Als Arbeitnehmer gelten Personen, die im 6ffentlichen oder privaten Dienst angestellt oder beschiftigt sind
oder waren und aus diesem oder einem fritheren Dienstverhiltnis Arbeitslohn beziehen oder bezogen haben,
sowie die Rechtsnachfolger dieser Personen, soweit sie Arbeitslohn aus dem friiheren Dienstverhiltnis ihres
Rechtsvorgingers beziehen.

Die Lohnsteuerpflicht ist eine besondere Art der Einkommensteuerpflicht. Die Besonderheit besteht vor allem
darin, daf} die Steuer bereits vom Arbeitgeber durch Abzug vom Arbeitslohn einbehalten wird
(Quellenabzugsverfahren).

Einbezogen werden sowohl zur Einkommensteuer veranlagte (gemif § 46 Einkommensteuergesetz) als auch
nichtveranlagte Arbeitnehmer.

Zur Einkommensteuer werden Arbeitnehmer - auch wenn ihr Arbeitgeber die Lohnsteuer einbehalten

hat - dann veranlagt, wenn ihre - bei zusammenveranlagten Ehegatten - zusammengerechneten - Lohneinkiinf-
te bestimmte Einkommensgrenzen iibersteigen oder aufier den Lohneinkiinften noch andere Einkiinfte vorhan-
den sind oder wenn andere Tatbestinde zutreffen, die zu einer Veranlagung fithren.

Zu Einzelheiten siche entsprechende Paragraphen des/ der jeweils geltenden Einkommensteuergesetzes/ Lohn-
steuerdurchfiihrungsverordnung,

Erfaft werden Arbeitnehmer, in deren Lohnsteuerbeleg ein >>> Bruttolohn eingetragen ist.

Bei Ehegatten, die beide Arbeitslohn bezogen haben (Arbeitnehmer-Ehegatten), wird jeder Ehegatte als ein Fall
(Individualzdhlung) gerechnet. Dies geschieht auch dann, wenn ein gemeinsamer maschineller Lohnsteuer-
Jahresausgleich oder eine maschinelle Veranlagung durchgefiihrt wird.

Die Lohnsteuerfélle werden gegliedert nach der Hohe ihres jeweiligen individuellen Bruttolohns nachgewiesen.
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Anderungen im Zeitablauf:
Im Zeitablauf sind methodische Anderungen beziiglich des Zugriffs auf maschinelle Datentrager eingetreten.

Begriffsbeziehunéen:
Arbeitnehmer-Ehegatten werden normalerweise, als ein >>> Lohnsteuerpflichtiger (Lohnsteuerstatistik), bei
"der sog. Individualzihlung dagegen als zwei Lohnsteuerfalle gezahlt.

Lohnsteuerpflichtige

Lohnsteuerstatistik
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:

Natiirliche Personen, die als unbeschrinkt oder beschrankt steuerpflichtige >>> Arbeitnehmer der Einkom-
mensteuer unterliegen.

Als unbeschrinkt steuerpflichtig gelten Arbeitnehmer, wenn sie im Inland einen Wohnsitz oder gewdhnlichen
Aufenthalt haben. Arbeitnehmer, die weder ihren Wohnsitz noch ihren gewohnlichen Aufenthalt im Inland ha-
ben, sind beschrinkt steuerpflichtig,

Als Arbeitnehmer gelten Personen, die im éffentlichen oder privaten Dienst angestelit oder beschaftigt sind
oder waren und aus diesem oder einem friiheren Dienstverhéltnis Arbeitslohn beziehen oder bezogen haben,
sowie die Rechtsnachfolger dieser Personen, soweit sie Arbeitslohn aus dem friiheren Dienstverhltnis ihres
Rechtsvorgingers beziehen.

Die Lohnsteuerpflicht ist eine besondere Art der Einkommensteuerpflicht. Die Besonderheit besteht vor allem
darin, daB die Steuer bereits vom Arbeitgeber durch Abzug vom Arbeitslohn einbehalten wird
(Quellenabzugsverfahren).

Einbezogen werden sowohl zur Einkommensteuer veranlagte (gemaf § 46 Einkommensteuergesetz) als auch ,
nichtveranlagte Arbeitnehmer. Zur Einkommensteuer werden Arbeitnehmer - auch wenn ihr Arbeitgeber die
Lohnsteuer einbehalten hat - dann veranlagt, wenn ihre - bei zusammenveranlagten Ehegatten - zusammenge-
rechneten - Lohneinkiinfte bestimmte Einkommensgrenzen iibersteigen oder auBer den Lohneinkiinften noch
andere Einkiinfte vorhanden sind oder wenn andere Tatbestinde zutreffen, die zu einer Veranlagung fihren.
Zu Einzelheiten siehe entsprechende Paragraphen des/ der jeweils geltenden Einkommensteuergesetzes/ Lohn-
steuerdurchfiithrungsverordnung,

ErfaBt werden Arbeitnehmer, in deren Lohnsteuerbeleg ein Bruttolohn eingetragen ist.

Ehegatten, die beide Arbeitsiohn bezogen haben (Arbeitnehmer-Ehegatten) und fiir die ein gemeinsamer ma-
schineller Lohnsteuer-Jahresausgleich durchgefiihrt wird, werden aufgrund ihrer Erfassung iiber maschinelle
Datentriger als ein Steuerpflichtiger erfafit.

Das gleiche gilt fiir die anhand der Lohnsteuerkarten (manuelle Flle) erfafiten Ehegatten, deren Lohnsteuer-
karten zusammengefiihrt werden kénnen >>> Lohnsteuerfalle.

Die Lohnsteuerpflichtigen werden gegliedert nach der Hohe ihres jeweiligen >>> Bruttolohns nachgewiesen.

Anderungen im Zeitablauf:
Im Zeitablauf sind methodische Anderungen beziiglich des Zugriffs auf maschinelle Datentriger eingetreten.

Begriffsbeziehungen:

Arbeitnehmer-Ehegatten werden norinalerweise als ein Lohnsteuerpflichtiger, bei der sog. Individualzihlung
aber als zwei >>> Lohnsteuerfille (Lohnsteuerstatistik) gezihit. .

Die >>> Einkommensteuerpflichtigen (Einkommensteuerstatistik) mit Einkiinften aus nichtselbstiandiger Ar-
beit stellen eine Teilmenge der Lohnsteuerpflichtigen dar:

Nur zu den Lohnsteuerpflichtigen, aber nicht zu den Einkommensteuerpflichtigen mit Einkiinften aus nicht-
selbstéindiger Arbeit rechnen steuerpflichtige Arbeitnehmer, die Lohneinkiinfte bis zu einer bestimmten
Héchstgrenze beziehen und nicht iiber andere Einkiinfte verfligen.
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Lohnsumme

1. Monatlicher Industriebericht
Datennachweis: 1950 bis 1976

2. Monatsbericht fiir Unternehmen und Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:

Summe der Bruttobeziige (Bar- und Sachbeziige) der Arbeiter einschliellich der gewerblichen Auszubildenden
ohne die Pflichtanteile des Arbeitgebers zur Sozialversicherung,

In die Lohnsumme einbezogen sind u.a. Lohnzuschlige (z.B. Akkord-, Schichtzuschlag), Vergiitungen fiir Ur-
laub und Feiertage, Erfindergelder sowie an andere Unternehmen fiir die entgeltliche Uberlassung von Arbei-
tern gezahlte Betriige, ferner die vermégenswirksamen Leistungen und die Lohnfortzahlungen im Krankheits-
falle einschl. der Zuschiisse zum Krankengeld.

Nicht einbezogen sind u.a. Kurzarbeitergeld, Heimarbeiterentgelte, allgemeine soziale Aufwendungen (z.B.
Zuschiisse fiir Kantinen), Vergiitungen, die als Spesenersatz (z.B. Trennungsentschidigung) anzusehen sind,
Bergmannspramien, Ruhegelder sowie Aufwendungen zur betrieblichen Altersversorgung,

Zu den Arbeitern zihlen alle Personen, unabhingig von der Lohnzahlungs- und Lohnabrechnungsperiode, die
der Versicherungspflicht in der Arbeiterrentenversicherung unterliegen einschl. der gewerblichen Auszubil-
denden. Nicht einbezogen sind Heimarbeiter.

Gewerbliche Auszubildende sind Personen, die aufgrund eines Ausbildungsvertrages nach dem Berufsbil-
dungsgesetz in anerkannten gewerblichen Ausbildungsberufen ausgebildet werden. Normalerweise miindet die
Ausbildung dieser Personen in einen Arbeiterberuf ein.

Anderungen im Zeitablauf:

Die vermogenswirksamen Leistungen sind seit 1962, die Lohnfortzahlungen im Krankheitsfalle seit 1972 in
der Lohnsumme enthalten.

Begriffsbeziehungen:

Die Begriffe Lohnsumme und >>> Bruttolohnsumme (Monatlicher Baubericht, Monatsbericht einschl. Auf-
tragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe, Erhebung bei den 6ffentlichen Elektrizititsversorgungsunter-
nehmen, Erhebung bei den Gasversorgungsunternehmen) bezeichnen annihernd gleiche Begriffe. Zu beriick-
sichtigen ist jedoch, daf fiir die Zuordnung zu den Arbeitern bei der Ermittlung der Bruttolohnsumme im Mo-
natlichen Baubericht und im Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe nicht die
Beitragspflicht in der Arbeiterrentenversicherung sondern die Art der ausgeiibten Tétigkeit mafigebend ist. Die
Bruttolohnsumme umfafit in diesen Statistiken deshalb auch die Gehailter der Meister, Schachtmeister und Po-
liere im Angestelltenverhiltnis.

Im Unterschied zur Lohnsumme umfafit die >>> Gehaltsumme (Monatlicher Industriebericht, Monatsbericht
fiir Unternehmen und Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe) bzw. die >>> Bruttogehaltsumme -
(Monatlicher Baubericht, Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe, Erhebung
bei den offentlichen Elektrizititsversorgungsunternehmen, Erhebung bei den Gasversorgungsunternehmen) die
entsprechende Summe der Bruttobeziige (Bar- und Sachbeziige) der >>> Angestellten einschl. der

>>> kaufménnischen und technischen Auszubildenden.

Addiert man die Lohnsumme und Gehaltsumme bzw. die Bruttolohnsumme und Bruttogehaltsumme, so sind
diese Summen vergleichbar abgegrenzt wie die >>> Loéhne und Gehalter (Arbeitsstittenzdhlung 1970) und die
>>> Bruttolohn- und Gehaltsumme (Jahreserhebung einschl. Investitionserhebung bei Unternehmen des Bau-
hauptgewerbes). Zu beachten ist jedoch, daf in der Arbeitsstittenzahlung bei den Lohnen und Gehiltern auch
die Dienstbeziige der Beamten enthalten sind.

Lohnsummensteuer

1. Statistik iiber den Steuerhaushalt
Datennachwets: 1972 - 1979
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2. Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: 1950 - 1979

Begriffsinhalt: ,
Sonderform der Gewerbesteuer (Realsteuer), die an die Lohnsumme inlandischer Betriebe ankniipfte.

Ab 1.1.1980 ist die Lohnsummensteuer aufgrund des Steuerdnderungsgesetzes 1979 weggefallen; Restbetrige
wurden bis einschl. 1981 nachgewiesen.

Besteuerungsgrundlage war die Lohn- und Gehaltsumme, die an die >>> Arbeitnehmer der in der jeweiligen
Gemeinde liegenden Betriebsstitte gezahlt worden ist. Hierzu gehorten alle Vergiitungen der Arbeitnehmer im
Sinne des § 19 Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes, soweit sie nicht durch andere Rechtsvorschriften
von der Einkommensteuer befreit waren. Zu diesen Vergiitungen rechneten u.a. Léhne, Gehilter, Gratifikatio-
nen und Tantiemen. Einbezogen waren ferner - unbeschadet ihrer einkommensteuerlichen Behandlung, - Zu-
schlige fiir Mehrarbeit und fiir Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit. '
Nicht zur Lohn- und Gehaltsumme gehérten u.a. Vergiitungen von Personen, die zu ihrer Berufsausbildung be-
schiftigt waren. Zu weiteren Einzelheiten siche Gewerbesteuergesetz.

Bei der Berechnung der Lohnsummensteuer wurde von einem SteuermeBbetrag ausgegangen, der durch An-
wendung eines Tausendsatzes (Steuermefizahl) auf die um den Freibetrag gekiirzte Lohnsumme ermittelt wur-
de. Die SteuermeBzahl betrug 2 v.T.; eine erméifigte MeBzahl von 1 v.T. galt fiir Hausgewerbetreibende und
ihnen gleichgestellte Personen. Der Freibetrag in Héhe von 5 000 DM fur jeden vollen oder angefangenen Ka-

lendermonat wurde bei mehreren Betriebsstitten eines Gewerbebetriebes nur einmal beriicksichtigt.

Der Hebesatz auf die LohnsummensteuermeBbetrége wurde von der hebeberechtigten Gemeinde bestimmt und
war fiir alle in der Gemeinde vorhandenen Gewerbebetriebe bzw. deren Betriebsstatten gleich hoch. Von Ge-
meinde zu Gemeinde galten in der Regel jedoch unterschiedliche Hebesatze. Die Lohnsummensteuer wurde nur
von einem Teil der Gemeinden erhoben (1979: knapp 630 von insgesamt fast 8 500 Gemeinden, die allerdings
35 v.H. der Gesamtbevolkerung représentierten).

Die Lohnsummensteuer war bei Monatszahlung (Regelfall) spatestens am 15. des auf die Lohn- und Gehalts-
zahlung folgenden Monats zu entrichten, bei vierteljahrlicher Zahlung spétestens am 15. Tage nach Ablauf des
Vierteljahres. Sie folgte der Lohn- und Gehaltszahlung somit - in der Regel - im Abstand von einem Monat.

Bei der Lohnsummensteuer handelte es sich um eine >>> Gemeindesteuer.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1977 betrug der jahrliche Freibetrag bei der Lohnsummensteuer 9 000 DM, wenn die Lohn- und
Gehaltsumme 24 000 DM im Kalenderjahr nicht iiberstieg (entsprechende Kiirzung, wenn die Steuerpflicht
nicht wihrend des ganzen Kalenderjahres bestand).

Zu beachten war ferner eine tendenziell zunehmende Hebesatzanspannung,

Luftfahrzeugbestand

Statistik der Luftfahrtunternehmen
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:

Zahl der verfiigbaren Luftfahrzeuge der >>> Unternehmen, denen eine Genehmigung fiir die Beférderung von
Personen und Sachen durch Luftfahrzeuge erteilt wurde, sowie der Unternehmen, die Reklame-, Bild- oder
sonstige Fliige gewerbsmaflig gegen Entgelt durchfiihren, soweit diese Fliige einer besonderen Erlaubnis bediir-
fen. ' ’

Es werden nur Unternehmen mit Sitz im Bundesgebiet ohne Berlin (West) beriicksichtigt.

Als verfiigbar gelten die Luftfahrzeuge, die sich im Eigentum des jeweiligen Unternehmens befinden, abziiglich
der von ihm vermieteten, zuziiglich der angemieteten Luftfahrzeuge. '

Neben den Flugzeugen aller Startgewichtsklassen zdhlen auch Hubschrauber und Luftschiffe zum Luftfahr-
zeugbestand.
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Mangels Masse abgelehnte Konkursantrige

Statistik der Konkurs- und Vergleichsverfahren
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:
Beantragte Konkursverfahren, deren Eréffnung vom zustindigen Amtsgericht mangels einer die Kosten des
Verfahrens deckenden Teilungsmasse abgelehnt wird.

Das Konkursverfahren ist in der Konkursordnung geregelt. Es bezweckt eine gleichzeitige und gleichmiBige
Verteilung des Vermdgens eines zahlungsunfihigen und/oder iiberschuldeten Schuldners (des

>>> Gemeinschuldners) an die Glidubiger unter Leitung des Konkursgerichts. Zu Einzelheiten siehe Konkurs-
ordnung v. 20.5.1898 (RGBI. S. 612) und Anderungsgesetze.

Marktfruchtbetriebe

Landwirtschaftszihlung 1971

Begriffsinhalt:

>>> Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe mit wirtschaftlichem Schwerpunkt in der

>>> Landwirtschaft, die in den Produktionszweigen Intensivfriichte und Extensivfriichte Standarddeckungsbei-
triage erwirtschaften, die zusammengenommen gleich oder grofler als 50 % des Standarddeckungsbeitrages des
Betriebes sind.

Der wirtschaftliche Schwerpunkt der landwirtschaftlichen Betriebe und Forstbetriebe liegt im Produktionsbe-
reich Landwirtschaft, wenn sie im Produktionsbereich Landwirtschaft einen Standarddeckungsbeitrag erwirt-
schaften, der gleich oder grofier als 75% des Standarddeckungsbeitrages des Betriebes ist.

Zum Produktionsbereich Landwirtschaft rechnen die Produktionszweige Intensivfriichte, Extensivfriichte,
Milchvieh, Rindermast, Schweine, Gefliigel, Weinbau, Hopfenbau und Obstbau.

Die Intensivfriichte umfassen Kartoffeln, Zuckerriiben, Gemiise, Spargel, Erdbeeren (im Wechsel mit landwirt-
schaftlichen Kulturen), Tabak, Riiben und Graser zur Samengewinnung, alle anderen Handelsgewichse.

Die Extensivfriichte umfassen sdmtliche Getreide- und Hiilsenfruchtarten, Winterraps, Sommerraps, Winter-
und Sommerriibsen. .

Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fiir Rechnung ei-
nes Inhabers (des Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfithrung unterstehen und
land- und/ oder forstwirtschaftliche Erzeugnisse hervorbringen.

Zu Einzelheiten der Zuordnung von Frucht- bzw. Vieharten zu den Produktionszweigen und -bereichen sowie
zur Berechnung der Standarddeckungsbeitréige siche unter >>> Betriebssystematik.

Markt- und Theaterfahrten

Statistik der Personenbeforderung im Straflenverkehr
Datennachweis: ab 1980

Begriffsinhalt:

Regelmifige Beforderungen von Personen von und zu Mirkten bzw. Theaterauffithrungen u.4. Veranstaltun-
gen (z.B. Konzerten) durch zur Verkehrsstatistik auskunftspflichtige >>> Unternehmen.

Anderungen im Zeitablauf:

Ab IV. Quartal 1984 bzw. ab Berichtsjahr 1985 ist Strafienpersonenverkehr mit Pkw nicht mehr enthalten.
Weitere Anderungen ergeben sich durch Anderungen im Berichtskreis der zur Verkehrsstatistik auskunfts-
pflichtigen Unternehmen (siehe auch unter: Unternehmen).
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Maschinenbauerzeugnisse

1.1 Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitions und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: 1962 bis 1976

1.2 Index der Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Ausgewiihlte Waren/Giiter (Waren-/ Giiterarten) aus der Waren-/ Giitergruppe
Maschinenbauerzeugnisse (einschl. Ackerschlepper) Waren-/ Giitergruppe 32

des Systematischen Warenverzeichnisses fir die Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Giiterver-
zeichnisses fiir Produktionsstatistiken (GP), die zu den >>> Investitionsgiitern zdhlen.

Als Investitionsgiiter gelten Waren/ Giiter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die iiberwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegiiter
gekauft werden.

Zu den Maschinenbauerzeugnissen rechnen folgende Waren/ Giiter:

Metallbearbeitungsmaschinen der spanabhebenden und der spanlosen Formung
Hiitten- und Walzwerkseinrichtungen

GieBereimaschinen

Holzbe- und -verarbeitungsmaschinen zum Bearbeiten von Kork, Bein, Hart-
kautschuk, Kunststoff und dhnlichen harten Stoffen

Dieselmotoren (ohne solche fiir Kraftfahrzeuge), Dampfturbinen (einschl.

Zubehor, Einzel- und Ersatzteile fir Dampfturbinen a.n.g.)

Verdichter und Vakuumpumpen

Lufttechnische Einzelapparate und Anlagen

Kiltemaschinen und -anlagen, Warmepumpen

Maschinen fiir die Verarbeitung von Gummi und Kunststoff

Baumaschinen

Baustoff-, Keramik- und Glasmaschinen

Trocknungsanlagen und -maschinen (Trockner)

Landmaschinen, landwirtschaftliche Ladewagen, milchwirtschaftliche Maschinen, Ackerschlepper
Nahrungsmittelmaschinen, Maschinen fiir verwandte Gebiete der Nahrungsmit-
telherstellung, Verpackungsmaschinen

Einzelapparate und -maschinen sowie Anlagen fiir die chemische und verwandte Industrie
Maschinen und Einrichtungen fiir den Bergbau

Krane und Hebezeuge, Serienhebezeuge und handbetriebene Krane, Flurforderzeuge
Stetigforderer, Aufziige

Papier- und Druckereimaschinen

Grof3- und Schnellwaagen

Textilmaschinen

Nihmaschinen (ohne Haushaltsndhmaschinen)

Schuh- und Lederindustriemaschinen

Feuerwehr- Aufbauten fiir Kraftfahrgrofigerite.

Von den Maschinenbauerzeugnissen sind gesondert nachgewiesen: >>> Metallbearbeitungsmaschinen,

>>> Hiitten- und Walzwerkseinrichtungen, >>> Holzbe- und -verarbeitungsmaschinen, >>> Bau-, Baustoff-,
Keramik- und Glasmaschinen, >>> Landwirtschaftliche Maschinen, >>> Nahrungsmittelmaschinen und Ma-
schinen fiir verwandte Gebiete der Nahrungsmittelherstellung, >>> Verpackungsmaschinen, >>> Papier- und
Druckereimaschinen, >>> Textil- und Ndhmaschinen, Maschinen fiir die Leder-, Schuh- und Lederwarenher-
stellung und "Sonstige Maschinenbauerzeugnisse”. ’

Sonstige Maschinenbauerzeugnisse sind ausgewdhlte Waren/ Giiter (Waren-/ Giiterarten) aus der Waren-/
Giitergruppe
Maschinenbauerzeugnisse Waren-/ Giitergruppe 32

Im wesentlichen zdhlen dazu:
Giefgreimaschinen Waren-/ Giiterklasse ~ 3215
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Dieselmotoren (ohne solche flir

Kraftfahrzeuge) " 3223
Dampfturbinen " 3227
Verdichter und Vakuumpumpen " 3231
Lufttechnische Einzelapparate

und Anlagen " 3232
Kiltemaschinen und -anlagen " 3233
Maschinen fiir die Verarbeitung

von Gummi und Kunststoff " 3235
Trocknungsanlagen und -maschinen " 3239
Einzelapparate und -maschinen

fiir die Chemische und verwandte Industrie " 3251
Anlagen fiir die Chemische und

verwandte Industrie " 3252
Maschinen und Einrichtungen fiir )

den Bergbau " 3254
Krane und Hebezeuge " . 3255
Serienhebezeuge und handbetriebene Krane " 3256
Flurforderzeuge " 3257
Stetigforderer " 3258
Aufziige " 3259
Grof3- und Schnellwaagen " 3264
Feuerwehr- Aufbauten fiir Kraftfahrzeuge " 3271

Bei samtlichen Waren-/Giiterklassen sind die zugehérigen Zubehor-, Einzel- und Ersatzteile nicht mit einbezo-
gen (ausgenommen Zubehdr, Einzel- und Ersatzteile fiir

Anderungen im Zeitablauf:

Die Auswahl der zu den Maschinenbauerzeugnissen rechnenden Waren auf der Grundlage des Systematischen
Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik unterscheidet sich erheblich von der o.g. Giiterauswahl nach dem
Systematischen Giiterverzeichnis fiir Produktionsstatistiken.

2. AuBlenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Im wesentlichen wie unter 1., aber ohne Montagearbeiten.

Die Ergebnisse der AuBenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis fiir die Aufienhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die
Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fiir Produktionsstatistiken (GP) umge-
schliisselt.

Da im WI bzw. GP die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA dagegen nach zoll-
technischen (materialméBigen) Kriterien gegliedert werden, kénnen sich bei der Gegeniiberstellung geringfu-
gige Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach Verbrauchsgiitern und Investitionsgiitern erfolgt in Anlehnung an die Waren-
auswahl, die zur Berechnung des Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitionsgiiter und Ver-
brauchsgiiter getroffen wurde.

Anderungen im Zeitablauf:
Siehe unter 1.

Begriffsbeziehungen:

Maschinenbauerzeugnisse sowie >>> Maschinen und maschinelle Anlagen (Auienhandelsstatistik) unterschei-
den sich in einigen Waren.

Nur zu den Maschinenbauerzeugnissen rechnen Dieselmotoren, Dampfkraftmaschinen und Dampfturbinen fur
den Schiffsantrieb, Wasserkraftmaschinen, GroBkompressoren, Rohrpostanlagen, Maschinen zur Herstellung
von Fufibodenbelag, stufenlose Getriebe und auf Lkw-Fahrgestelle montierte Krane und Bagger.

Nur zu den Maschinen und maschinellen Anlagen rechnen Biiromaschinen, Datenverarbeitungsgeréte und
-einrichtungen.
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3. Index der GroBhandelsverkaufspreise
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:
Ausgewihlte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe
Maschinenbauerzeugnisse (einschl. Ackerschlepper) Warengruppe 32

des Systematischen Warenverzeichnisses fir die Industriestatistik, Ausgabe 1975 bzw. des Systematischen Gii-
terverzeichnisses fiir die Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982.

Einbezogen sind Metallbearbeitungsmaschinen der spanabhebenden und spanlosen Formung, Holzbe- und -
verarbeitungsmaschinen, Maschinen- und Priizisionswerkzeuge, Baumaschinen, Luft- und wéarmetechnische
Anlagen, Maschinen und Geréte fur die Bodenbearbeitung, Ackerschlepper, Nahrungsmittelmaschinen, Stetig-
forderer, Feuerwehrgerite und Armaturen.

Maschinen fiir die Landwirtschaft
1. Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitions und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: 1962 bis 1976

2. Index der Bruttoproduktion fiir Investitions--und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: ab 1970

3. Index des Auftragseingangs in der Industrie
Datennachweis: 1962 bis 1976

4. Index des Auftragsbestands in der Industrie
Datennachweis: 1970 bis 1976

Begriffsinhalt:

Ausgewihlte Waren/Giiter (Waren-/Giiterarten) aus den Waren-/ Giiterklassen
Landmaschinen © Waren-/Giiterklasse 3241
Landwirtschaftliche Ladewagen " 3242
Milchwirtschaftliche Maschinen " 3243

* Ackerschlepper, Rad- und Raupenschlepper " 3244

des Systematischen Warenverzeichnisses fur die Industriestatistik bzw. des Systematischen Giiterverzeichnis-
ses fiir Produktionsstatistiken, die zu den >>> Investitionsgiitern zahlen. ‘

Als Investitionsgiiter gelten Giiter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die iiberwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegiiter
gekauft werden. :

Dazu rechnen alle Giiterarten aus den Giiterklassen Landmaschinen, landwirtschaftliche Ladewagen, milch-
wirtschaftliche Maschinen, Ackerschlepper, mit Ausnahme der dazugehérigen Zubehor-, Einzel- und Ersatztei-
le.

Im wesentlichen rechnen dazu: Maschinen und Gerite fiir die Bodenbearbeitung und -pflege, zum Diingen, fur
den Pflanzenschutz, fiir die Ernte, zum Dreschen, landwirtschaftliche Ladewagen, milchwirtschaftliche Ma-
schinen fiir die Landwirtschaft, Rad- und Raupenschlepper.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Auswahl der zu den landwirtschaftlichen Maschinen rechnenden Waren auf der Grundlage des Systemati-
schen Warenverzeichnisses fir die Industriestatistik unterscheidet sich erheblich von der o.g. Giiterauswahl
nach dem Systematischen Giterverzeichnis fiir Produktionsstatistiken.

Begriffsbeziehungen:

Die Begriffe Maschinen fiir die Landwirtschaft und >>> Herstellung von Maschinen fiir die Landwirtschaft
(Index des Auftragsbestands fiir das Verarbeitende Gewerbe) sind synonym.

Zur Abgrenzung gegeniiber dem Begriff >>> Landwirtschaftliche Maschinen (Index der industriellen Brutto-
produktion fur Investitions- und Verbrauchsgjiter, AuBenhandelsstatistik) siche dort.
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Maschinen fiir die Nahrungsmittelindustrie und verwandte
Gebiete

AuBenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Ausgewihlte Waren/Giiter (Waren-/ Giiterarten) aus den Waren-/ Giiterklassen

Maschinen fiir die Nahrungsmittelindustrie Waren-/ Giiterklasse 3245

Maschinen fiir verwandte Gebiete der

Nahrungsmittelindustrie " 3246

des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik bzw. des Systematischen Giiterverzeichnis-
ses fiir Produktionsstatistiken, die zu den >>> Investitionsgiitern zihlen.

Als Investitionsgiiter gelten Waren/Giiter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die iiberwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegiiter
gekauft werden.

Dazu rechnen alle Waren-/ Giiterarten aus den Waren-/ Giiterklassen Maschinen fiir die Nahrungsmittelindu-
strie, Maschinen fiir verwandte Gebiete der Nahrungsmittelindustrie mit Ausnahme der dazugehérigen Zube-
hor-, Einzel- und Ersatzteile.

Im wesentlichen zdhlen dazu:

Maschinen fiir die Konservenindustrie,
Miillereimaschinen und -anlagen,
Béckerei- und Konditoreimaschinen und -éfen,
Teigwaren- und Dauerbackwarenherstellungsmaschinen,
Maschinen und Einrichtungen fiir die Fleischverarbeitung,
Maschinen und Apparate fiir die SiiBwarenindustrie, fiir die Zuckerindustrie, fiir die Olmiillerei und
Speisefettindustrie,
gewerbliche Futterherstellungsmaschinen,
Brauerei-, Kellerei- und Getrankeindustriemaschinen,
Maschinen und Einrichtungen fiir Groflkiichen und Gastwirtschaften,
Maschinen und Apparate fiir die Verarbeitung von Kaffee und Tee,
Maschinen und Apparate fiir die Tabakindustrie,
Maschinen fiir die Herstellung von Farben, Seifen und Kerzen, Maschinen fiir die pharmazeutlsche und
kosmetische Industrie,
Universal-Misch-, -Knet- und -Siebmaschinen,
Sondermaschinen fiir die Herstellung von Blechpackungen,
Verpackungsmaschinen.

Die Ergebnisse der Aufienhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis fiir die Aufienhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die
Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fiir Produktionsstatistiken (GP) umge-
schliisselt. Da im WI bzw. GP die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA dagegen
nach zolltechnischen (materialméaBigen) Kriterien gegliedert werden, konnen sich bei der Gegeniiberstellung
geringfiigige Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach Verbrauchsgiitern und Investitionsgiitern erfolgt in Anlehnung an die Waren-
auswahl, die zur Berechnung des Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitionsgiiter und Ver-
brauchsgiiter getroffen wurde.

Anderungen im Zeitablauf:

In den dlteren Segmenten des Statistischen Informationssystems des Bundes sind von 1960 bis 1974 z.T. nur
die Maschinen fiir die Nahrungsmittelindustrie nachgewiesen (Warenklasse 3245). Nur zu den Maschinen fur
die Nahrungsmittelindustrie zihlen Maschinen fiir die Konservenindustrie, Miillereimaschinen und -anlagen,
Bickerei- und Konditoreimaschinen und -éfen, Teigwaren- und Backwarenherstellungsmaschinen, Maschinen
und Einrichtungen fiir die Fleischverarbeitung, Maschinen und Apparate fiir die Siilwarenindustrie, fiir die
Zuckerindustrie, fiir die Olmiillerei und Speisefettindustrie, gewerbliche Futterherstellungsmaschinen, Univer-
sal-Misch-, -Knet-, und -Siebmaschinen, Sondermaschinen fiir die Herstellung von Konservendosen, Verpak-
kungsmaschinen.
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Maschinen und dhnliche Anlagen

Statistik der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:

Die Maschinen und dhnlichen Anlagen umfassen die Maschinen und maschinellen Anlagen sowie die Be-
triebsvorrichtungen.

Die Maschinen und sonstigen Vorrichtungen aller Art, die zu einer Betriebsanlage gehoren
(Betriebsvorrichtungen) sind selbst dann, wenn sie wesentliche Bestandteile eines Grundstiicks sind, nicht in
dieses einzubeziehen, sondern gehdren zum beweglichen >>> Anlagevermégen. .

Betriebsvorrichtungen sind alle Vorrichtungen einer Betriebsanlage, die in so enger Beziehung zu dem Gewer-
bebetrieb stehen, daB dieser unmittelbar mit ihnen betrieben wird (z.B. Fabrikschornsteine, Arbeitsbiihnen zur
Bedienung von Maschinen, Lastenaufziige). Verstirkungen von Decken sowie die nicht ausschlieflich zu einer
Betriebsanlage gehorenden Stiitzen und sonstigen Bauteile wie Mauervorlagen und Verstrebungen sind dage-
gen Bestandteile des Betriebsgrundstiicks. Uber die Abgrenzung zwischen Betriebsvorrichtungen und

>>> Betriebsgrundstiicken wird - ausgehend vom Gebaudebegriff - bei der Feststellung des Einheitswerts fur
das Betriebsgrundstiick entschieden. '

Fiir den Bestand und die Bewertung der Maschinen und dhnlichen Anlagen sind grundsitzlich die Verhaltnisse
am Hauptfeststellungszeitpunkt mafigebend. Bei Betrieben, die regelmafig jahrliche Abschliisse am Schlufl des
Kalenderjahres machen, ist dieser Abschlufitag zugrunde zu legen. Auf Antrag kann fiir Betriebe, die regel-
maBig jahrliche Abschliisse auf einen anderen Tag machen (Betriebe mit einem vom Kalenderjahr abweichen-
den Wirtschaftsjahr), als Bewertungsstichtag der Schluf} des Wirtschaftsjahres zugrunde gelegt werden, das
dem Feststellungszeitpunkt vorangeht.

BewertungsmaBstab fiir die Maschinen und dhnlichen Anlagen ist der Teilwert. Dies ist der Betrag, den ein
Erwerber des ganzen Unternehmens bei dessen Fortfihrung im Rahmen des Gesamtkaufpreises fur das einzel-
ne Wirtschaftsgut ansetzen wiirde. Der Teilwert findet in der Regel seine obere Grenze in den Wiederbeschaf-
fungskosten fiir ein Wirtschaftsgut gleicher Art und Giite am Feststellungszeitpunkt und seine untere Grenze in
dem Material- oder Schrottwert. Um die Wiederbeschaffungskosten des zu bewertenden Wirtschaftsguts zu
ermitteln, sind von den ggf. um Zu- oder Abschlage verdnderten Anschaffungs- oder Herstellungskosten am
Bewertungsstichtag die Absetzungen fiir Abnutzung vorzunehmen. Unbeschadet der jeweils angewendeten Ab-
setzungsmethode ist jedoch bei Wirtschaftsgiitern, die noch im Betrieb voll genutzt werden, in jedem Fall ein
angemessener Restwert anzusetzen.

Maschinen und maschinelle Anlagen

Auflenhandelsstatistik
Datennachweis: 1960 bis 1974

Begriffsinhalt: )

Ausgewihlte Waren (Warennummern) des Warenverzeichnisses fiir die Aufienhandelsstatistik, die im wesent-
lichen den Warengruppen

Maschinenbauerzeugnisse Warengruppe 32
Biiromaschinen; Datenverarbeitungsgeréte und -einrichtungen " 50

des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik, Ausgabe 1970, entsprechen und zu den
>>> [nvestitionsgiitern zédhlen.

Als Investitionsgiiter gelten Waren, die von der Industrie hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die iiberwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegiiter
gekauft werden.

Zu den Maschinen und maschinellen Anlagen rechnen im wesentlichen:

Metallbearbeitungsmaschinen der spanlosen und der spanabhebenden Formung,
Hiitten- und Walzwerkseinrichtungen,

Industriedfen,

GieBereimaschinen,

Priifmaschinen,
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Maschinen zum Be- und Verarbeiten von Holz, Bein, Kork, Kunststoff und dhnlichen harten Stoffen,
Autogengerite und -maschinen,

Lokomotiven,

Dieselmotoren (ohne solche fiir Kraftfahrzeuge und fiir den Schiffsantrieb),

Kessel- und Kolbendampfmaschinen, Dampfturbinen,

Verbrennungsturbinen, .

Verdichter und Vakuumpumpen, Druckluftgerite und -werkzeuge, lufttechnische Einzelapparate und Anla-

gen, .
gewerbliche Kiihimobel und -gerite, Kéltemaschinen und -anlagen,

Fliissigkeitspumpen,

Maschinen fiir die Verarbeitung von Gummi und Kunststoff,

Maschinen fiir die Bauwirtschaft,

Maschinen fiir die Baustoff-, Keramik- und Glasindustrie,

Maschinen und Einrichtungen fiir den Bergbau,

Trocknungsanlagen und -maschinen, Landmaschinen, landwirtschaftliche Férder- und Transportmittel,
milchwirtschaftliche Maschinen, Ackerschlepper,

Maschinen fiir die Nahrungsmittelindustrie und verwandte Gebiete,

Einzelapparate und -maschinen sowie Anlagen fiir die chemische und verwandte Industrie,

Waren- und Leistungsautomaten,

GroB- und Schnellwaagen,

Krane und Hebezeuge,

Flurforderzeuge, Gleis- und Drahtseilférderer, Stetigforderer, Aufziige,

Papier- und Druckereimaschinen,

Textilmaschinen, Nahmaschinen (ohne Haushaltsndhmaschinen),

Wascherei- und verwandte Maschinen fiir gewerbliche Zwecke,

Schuh- und Lederindustriemaschinen,

Feuerwehrgerite, Eisenbahnsicherungsanlagen,

Getriebe,

Geldschrinke und Tresoranlagen,

Gerdite fiir 6lhydraulische Anlagen und pneumatische Steuerungen,

Schreibmaschinen,

Rechenmaschinen,

Abrechnungs-(Buchungs-)Maschinen und Registrierkassen, Vervielfaltigungs-, Adressier- und sonstige
Biiromaschinen,

Kopier- und Lichtpausapparate,

Gerite und Einrichtungen der automatischen Datenverarbeitung,

Die Ergebnisse der Aulenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis flir die Aufienhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses fur die
Industriestatistik (WI) umgeschliisselt. Da im WI die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen,
im WA dagegen nach zolltechnischen (materialmifBigen) Kriterien gegliedert werden, konnen sich bei der Ge-
geniiberstellung geringfligige Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach Verbrauchsgiitern und Investitionsgiitern erfolgt in Anlehnung an die Waren-
auswahl, die zur Berechnung des Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitionsgiiter und Ver-
brauchsgiiter getroffen wurde.

Von den Maschinen und maschinellen Anlagen werden gesondert nachgewiesen:

>>> Metallbearbeitungsmaschinen, >>> Landwirtschaftliche Maschinen, >>> Maschinen fiir die Nahrungsmit-

telindustrie, >>> Textil- und Nahmaschinen, Maschinen fur die Leder-, Schuh- und Lederwarenherstellung
und "Sonstige Maschinen und maschinelle Anlagen".

Zu den sonstigen Maschinen und maschinellen Anlagen zdhlen im wesentlichen:

Hiitten- und Walzwerkseinrichtungen,
Industriedfen,

Giefereimaschinen,

Priifmaschinen,

Holzbe- und -verarbeitungsmaschinen,

Werkzeugmaschinen zum Bearbeiten von Kork, Bein, Hartkautschuk, Kunststoff und dhnlichen harten Stoffen,

Autogengerite und -maschinen,

Lokomotiven,

Kesseldampfmaschinen und Dampfturbinen (ohne solche fiir den Schiffsantrieb),
Verbrennungsturbinen,

Verdichter und Vakuumpumpen (ohne GroB-Kompressorer
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Drucklufigerite und -werkzeuge,

Lufitechnische Einzel-Apparate und Anlagen,

gewerbliche Kithimébel und -anlagen,

Kaltemaschinen und -anlagen,

verschiedene Arten von Flissigkeitspumpen,

Maschinen fiir die Verarbeitung von Gummi und Kunststoff,
Maschinen fiir die Bauwirtschaft,

Maschinen fiir die Baustoff-, Keramik- und Glasindustrie,
Maschinen und Einrichtungen fir den Bergbau,
Trocknungsanlagen und -maschinen,

Einzelapparate und -maschinen sowie Anlagen fir die chemische und verwandte Industrie,
Waren- und Leistungsautomaten,

Grof3- und Schnellwaagen,

Krane und Hebezeuge (ohne auf LK W-Fahrgestellen montierte),
Serienhebezeuge und handbetriebene Krane sowie Flurforderzeuge, Gleis- und Drabtseilférderer, Stetigforderer
(ohne Rohrpostanlagen), Aufziige, ’

Papier- und Druckereimaschinen,

Waischerei- und verwandte Maschinen fiir gewerbliche Zwecke,
Feuerwehrgerite, Eisenbahnsicherungsanlagen,

Getriebe (nicht stufenlose),

Geldschriinke und Tresoranlagen, ,
Geriite fiir 6lhydraulische Anlagen und pneumatische Steuerungen,
Biiromaschinen, Datenverarbeitungsgerate und -einrichtungen,
Maschinen fiir verwandte Gebiete der Nahrungsmittelindustrie,
Ackerschlepper mit mehr als 7,5 PS.

Begriffsbeziehungen: \
Maschinen und maschinelle Anlagen sowie >>> Maschinenbauerzeugnisse (Index der Bruttoproduktion fiir
Investitions- und Verbrauchsgiiter, AuBenhandelsstatistik) unterscheiden sich in einigen Waren.

Nur zu den Maschinen und maschinellen Anlagen rechnen die Biiromaschinen, Datenverarbeitungsgerate und -
einrichtungen.

Nur zu den Maschinenbauerzeugnissen rechnen Dieselmotoren, Dampfkraftmaschinen und Dampfturbinen fiir
den Schiffsantrieb, Wasserkraftmaschinen, GroB-Kompressoren, Rohrpostanlagen, Maschinen zur Herstellung
von FuBbodenbelag, stufenlose Getriebe und auf LK W-Fahrgestelle montierte Krane und Bagger

Maschinen und maschinelle Anlagen, Betriebs- und Geschifts-
ausstattung

1. Investitionserhebung bei Unternehmen des Bergbaus ind des Verarbeitenden Gewerbes
Datennachweis: ab 1976

2. Investitionserhebung im Bergbau und in der Industrie (ohne Bauindustrie)
Datennachweis: 1962 bis 1975

3. Jahreserhebung ﬁei Unternehmen, Investitionserhebung bei Unternehmen und Betrieben der Energie-

und Wasserversorgung
Datennachweis: ab 1975

4. Investitionserhebung in der éffentlichen Energieversorgung
Datennachweis: 1962 bis 1974

5. Investitionserhebung im Produzierenden Handwerk (ohne Bauhauptgewerbe)
Datennachweis: 1967 bis 1975
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Begriffsinhalt:

Bruttozuginge an erworbenen und selbstersteliten Maschinen und maschinellen Anlagen, Betriebs- und Ge-
schiftsausstattungen (einschlieflich Werkzeugen), aktivierter germgwemger Wirtschaftsgiiter, Fahrzeugen und
Schiffen).

Diese Art der >>> Anlageinvestitionen umfafit also alle Bruttozuginge an Sachanlagen, die nicht als
>>> Grundstiicke mit Bauten bzw. ohne Bauten gelten.

In den Statistiken der Energie- und Wasserversorgung (4. u. 5.) rechnen hierzu auch Bruttozuginge an
>>> Leitungs- und Rohrnetzen sowie Zuginge an >>> Zihlern und Mefigeraten.

Die Zugiinge an Maschinen und maschinellen Anlagen, Betriebs- und Geschéfsausstattungen werden zu An-
schaffungs- oder Herstellungskosten bewertet. Investitionssteuer ist, soweit sie erhoben wurde, einbezogen.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschlieBlich 1967 war die Umsatzsteuer in den Wertansitzen fiir Maschinen und maschinelle Anlagen,
Betriebs- und Geschiftsausstattung enthalten.

Begriffsbeziehungen:

Der Begriff Maschinen und maschinelle Anlagen, Betriebs- und Geschiftsausstattung entspricht weitgehend
dem Begriff >>> Baugerite, Maschinen, Betriebs- und Geschaftsausstattung (Unternehmens- und Investiti-
onserhebung im Bauhauptgewerbe, Jahreserhebung einschliefllich Investltlonserhebung bei Unternehmen des
Bauhauptgewerbes (einschlieflich Fertigteilbau)).

Massengut- und Mehrzweckschiffe

Statistik des Bestandes an Seeschiffen
Datennachweis: ab 1971

Begriffsinhalt:

Seeschiffe, die dem Transport von Massengut dienen (Massengutschiffe) oder die dem Transport von sowohl
fester als auch fliissiger Ladung dienen (Mehrzweckschiffe).

Zu den Massengutschiffen rechnen Schiffe zum Transport von Erz, Zement, Sand und anderen Massengjitern.
Zu den Mehrzweckschiffen rechnen Erz-Olschiffe und Massengut-Olschiffe.

ErfaBt werden Massengut- und Mehrzweckschiffe, die unter der Flagge der Bundesrepublik Deutschland fah-
ren.

Unter der Flagge der Bundesrepublik Deutschland kénnen u.a. auch Seeschiffe fahren, die von deutschen Ree-
dern aus dem Ausland gechartert wurden. Entsprechend fahren an das Ausland vercharterte Schiffe im allge-
meinen nicht unter deutscher Flagge.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1973 wurden die Schiffe erfaft, die in die deutschen Seeschiffsregister eingetragen waren, unab-
hingig davon, ob sie unter deutscher Flagge fuhren.

Begriffsbeziehungen:

Die Massengut- und Mehrzweckschiffe wurden bis 1970 nicht gesondert ausgewiesen, sondern waren bei den
>>> Trockenladungsschiffen (Statistik des Bestandes an Seeschiffen, 1951 bis 1970) enthalten.

Mafnahmen zur Verbesserung der Wohnverhiltnisse
auslindischer Arbeitnehmer und deren Familien

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1975

Begriffsinhalt:
- Finanzierungshilfen des Bundes zur Verbesserung der Wohnverhaltnisse ausldndischer Arbeitnehmer.
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Der Bund fordert ModellmaBnahmen zur Verbesserung der Wohnverhaltnisse ausléndischer Arbeitnehmer,
insbesondere in Ballungsgebieten; im Vordergrund steht die Wohnungsmodernisierung,.

Die MaBnahme wird entsprechend den Richtlinien des Bundesministers fiir Raumordnung, Bauwesen und
Stidtebau zur Foérderung der Weiterentwicklung des Wohnungs- und Stidtebaus durch Modellvorhaben, Ver-
suchs- und Vergleichsbauvorhaben und damit verbundene Studien und Untersuchungen im Rahmen des
"experimentellen Wohnungs- und Stadtebaus" vom 27. Juni 1980 durchgefiihrt. )
Durch die ModellmaBnahmen sollen Erkenntnisse gewonnen werden, wie die Wohnungen auslidndischer Ar-
beitnehmer in einer ihren Vorstellungen geméfien Weise gestaltet werden konnen, ohne daB eine unerwiinschte
Konzentration von Auslindern auf bestimmte Wohngebiete erfolgt.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis 1980 wurden fiir den Bau und die Modernisierung von Familienwohnungen Darlehen (bis zu 7 500,- DM je
Wohnung) zur Férderung von Wohnungen fur auslindische Arbeitnehmer gewihrt. Bis einschliefilich 1977
wurden die Bundesmittel nur fiir den Bau von Familienwohnungen, nicht jedoch fiir die Modernisierung von
Altbauwohnungen verwendet.

Mastrassen

Gefliigelstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Fiir Mastzwecke erzeugtes Gefliigel untergliedert in:

- zur Zucht und Vermehrung und

- zum Gebrauch.

Zur Zucht und Vermehrung bestimmte Mastrassen sind >>> eingelegte Bruteier bzw. >>> geschliipfte Kiiken
fiir die Erzeugung von Vermehrungs- oder Gebrauchsschlachtkiiken. )

Zum Gebrauch bestimmte Mastrassen sind eingelegte Bruteier bzw. geschliipfte Kiiken fiir die Mast, die vor
Erlangung der Geschlechtsreife geschlachtet werden.

Anderungen im Zeitablauf:

Vor 1973 wurden Enten-, Génse-, Trut- und Perlhithnerkiiken (zur Zucht und Vermehrung) sowie Perlhiihner-
kiiken (Gebrauchsschlachtkiiken) nicht nachgewiesen; dasselbe gilt fiir eingelegte Bruteier von Génsen und
Perlhiihnern. Vor 1972 waren zur Mast aussortierte Hahnenkiiken sowie eingelegte Bruteier von Enten und
Truthiihnern nicht enthalten. Vor 1970 wurden zur Zucht und Vermehrung bestimmte Legehennen und
Schlachthiihner bzw. eingelegte Bruteier fiir die Erzeugung von Legehennen und Schlachthiithnern nicht aus-
gewiesen.

Mastschweinehaltungen

Landwirtschaftszihlung 1971

Begriffsinhalt:

>>> Landwirtschaftliche Betriebe, die Mastschweine halten. .

Landwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fir Rechnung eines Inhabers (des
Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfihrung unterstehen, landwirtschaftliche Er-
zeubnisse hervorbringen und deren landwirtschaftlich genutzte Fliche mindestens 10% ihrer Waldfliche be-
tragt.

Als Mastschweine gelten hier >>> Schweine (einschl. Eber) mit 20 kg und mehr Lebendgewicht, nicht jedoch
die zur Zucht bestimmten Schweine und die zur Zucht bestimmten Jungsauen mit jeweils 50 kg und mehr Le-
bendgewicht (Zuchtsauen).

Als Halter von Mastschweinen gilt das Unterbringen von Mastschweinen in den Stallen und auf den Flachen
eines landwirtschaftlichen Betriebs. Dazu gehéren auch in Pension aufgenommene Mastschweine.
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Nicht in den Nachweis der Mastschweinehaltungen sind >>> Forstbetriebe ein bezogen, die Mastschweine
halten.

Landwirtschaftliche Betriebe, die im Berichtszeitpunkt mehrere Tierarten halten, werden bei jeder dieser Tier-
arten als Tierhaltung gezihlt.

Materialverbrauch, Einsatz an Handelsware, Kosten fiir
' Lohnarbeiten

1. Jahreserhebung (Kostenstrukturerhebung) bei Unternehmen des Bergbaus und des Verarbeitenden

Gewerbes
Datennachweis: ab 1975

2. Jahreserhebung (Kostenstrukturerhebung) bei Unternehmen des Baugewerbes
Datennachweis: ab 1975, fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:

Zusammenfassung der wichtigsten Vorleistungsgrofen, die zur Ermittlung des >>> Nettoproduktionswerts oh-
ne Umsatzsteuer vom >>> Bruttoproduktionswert ohne Umsatzsteuer abgesetzt werden.

Es handelt sich bei den Aufwandsarten Materialverbrauch, Einsatz an Handelsware und Kosten fiir Lohnarbei-
ten um die wichtigsten und wertmafig bedeutendsten Vorleistungsgrofien.

Der Bruttoproduktionswert ist die im Geschiftsjahr erbrachte Gesamtleistung eines Unternehmens im be-
triebswirtschaftlichen Sinne.

Der Nettoproduktionswert ohne Umsatzsteuer ist eine Nettoleistungsgrofie und entspricht dem Rohertrag in der
betriebswirtschaftlichen Terminologie.

Unter Materialverbrauch versteht man den Verbrauch an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen. Hierzu zihlen alle
Materialien und Fremdbauteile (chne Handelsware), die entweder im Unternechmen be- oder verarbeitet bzw.
verbraucht oder an Dritte zur Be- oder Verarbeitung weitergegeben werden, wobei es keine Rolle spielt, in wel-
chem Unternehmensbereich diese Stoffe verwendet werden. Mit einbezogen sind u.a. Energie und Wasser,
Brenn- und Treibstoffe, Ersatzteile, Biiro- und Werbematerial, nichtaktivierte geringwertige Wirtschaftsgiiter,
zur Herstellung von selbsterstellten Anlagen benétigte Materialien, Verpackungsmaterial und Waren, die in ei-
ner vom Unternehmen auf eigene Rechnung betriebenen Kantine u.dgl. verarbeitet oder verkauft werden.

Als Einsatz an Handelsware wird die Handelsware zu Anschaffungskosten, ohne die als Vorsteuer abzugsfahi-
ge Umsatzsteuer im jeweiligen Geschifisjahr, angegeben. Handelsware sind Erzeugnisse fremder Herkunft, die
im allgemeinen unbearbeitet und ohne fertigungstechnische Verbindung mit eigenen Erzeugnissen weiterver-
kauft werden.

Kosten fiir Lohnarbeiten (Fremd- und Nachunternehmerleistungen) sind Entgelte fiir Leistungen, die vom be-
fragten Unternehmen weitervergeben worden sind (im Baugewerbe z.B. Isolierungsarbeiten, Schreiner-,Maler-,
Montagearbeiten), gleichgiiltig ob sie nach Leistungspositionen oder nicht nach Positionen des Leistungsver-
zeichnisses vergeben wurden.

Aufwendungen fiir Nebenunternehmerleistungen sind nicht enthalten, sie stellen beim Hauptunternehmer
durchlaufende Posten dar; nicht einbezogen sind auch die Fremdgehélter und Fremdl6hne.

Mathematik und N aturwissensch_aften

Statistik der Studien- und Berufswiinsche
Datennachweis: a}) 1972

Begriffsinhalt:

Zusammenfassung folgender Studienbereiche an >>> Hochschulen:
- Mathematik,

- Informatik,

- Physik, Astronomie,
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- Chemie,

- Pharmazie,

- Biologie,

- Geowissenschaften (ohne Geographie),

- Geographie.

Nachgewiesen werden Abiturienten und Schiiler der AbschluBklassen der 12. Klassenstufe, die beabsichtigen,
Mathematik oder Naturwissenschaften zu studieren.

Medikamentoser Abbruch

Schwangerschaftsabbruchstatistik
Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:
Eingriffsart, die neben anderen in der Schwangerschaftsabbruchstatistik erfaft wird.

Als medikamentéser Abbruch wird die nicht-operative Eingriffsform fir einen >>> Schwangerschaftsabbruch
bezeichnet. Dabei wird der Abbruch meist durch Prostaglandin oder Prostaglandinderivate bewirkt.

Nicht als medikamentose Abbriiche gelten Schwangerschaftsabbriiche, bei denen Prostaglandin nur als Vorbe-
reitungsmittel ("priming") eingesetzt wurde, der eigentliche Abbruch jedoch durch eine andere Methode erfolg-
te.

Neben dem medikamentosen Abbruch werden auBerdem die >>> Curettage, die >>> Vakuumaspiration, die
>>> vagjnale Hysterotomie, die >>> abdominale Hysterotomie und die >>> Hysterektomie als Eingriffsarten in
der Scl\mwangerschaﬁsabbruchstatistik erfalBit.

Medizinische Wissenschaften

Statistik der Studien- und Berufswiinsche
Datennachweis: 1972 bis 1979

Begriffsinhalt:

Zusammenfassung folgender Studienbereiche an >>> Hochschulen:
- Humanmedizin (ohne Zahnmedizin),

- Zahnmedizin,

- Veterindrmedizin.

Nachgewiesen werden Abiturienten und Schiiler der AbschluBklassen der 12. Klassenstufe, die beabsichtigen,
medizinische Wissenschaften zu studieren.

Begriffsbeziehungen:

Der Begriff Medizinische Wissenschaften entspricht dem Begriff >>> Human- und Veterindrmedizin (Statistik
der Hochschulpriifungen, ab 1959).

Mehrfamiliengebiiude

Preisindizes fiir Bauwerke
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:

Freistehende oder eingebaute >>> Wohngebaude mit drei oder mehr >>> Wohnungen.
Mehrfamiliengebiude erstrecken sich regelmaBig iiber mehrere Geschosse.

Hierzu gehéren Wohnblocks, Appartementhéuser, Hochhauser.
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Nicht dazu gehéren >>> Wohnheime und >>> Unterkiinfte, die sich von den Mehrfamiliengebauden dadurch
unterscheiden, daf sie in der Regel einem bestimmten Personenkreis vorbehalten sind.

Mehrpersonenhaushalte

1.1 Vorausschitzung der Privathaushalte
Datennachweis: 1961 bis 1990

1.2 Vorausschiitzung der Privathaushalte
Datennachweis: 1982 bis 2000

Begriffsinhalt:

Privathaushalte mit deutschem Haushaltsvorstand (Vorausschitzung 1961 bis 1990), deutscher Bezugsperson
(Vorausschitzung, 1982 bis 2000), die aus mehr als einer Person bestehen.

>>> Privathaushalte mit deutschem Haushaltsvorstand/deutscher Bezugsperson sind Personengemeinschaften,
die zusammen wohnen und eine gemeinsame Hauswirtschaft fiihren und deren Haushaltsvorstand/ Bezugsper-
son >>> Deutsche(r) ist.

Bei der Zuordnung von Personen zu Privathaushalten wird von der >>> deutschen Bevdlkerung in Privathaus-
halten ausgegangen, wobei es zu Mehrfachzihlungen von Personen mit mehr als einer Wohnung kommen
kann. Zu Einzelheiten siehe unter deutsche Bevolkerung in Privathaushalten.

Anderungen im Zeitablauf:

Die in der Vorausschitzung der Privathaushalte 1961 bis 1990 fir 1961 und 1970 als Vergleichszahlen nach-
gewiesenen Daten beruhen auf Ergebnissen der jeweiligen Volks- und Berufszdhlungen, die Daten fiir 1978 auf
Ergebnissen des Mikrozensus. Die Daten fiir 1980 und folgende Jahre stellen geschétzte Werte dar.

Die in der Vorausschétzung der Privathaushalte 1982 bis 2000 fiir 1982 als Vergleichszahlen nachgewiesenen
Daten beruhen auf Ergebnissen des Mikrozensus. Die Daten fir 1985 und folgende Jahre stellen geschétzte
Werte dar.

Metallbearbeitungsmaschinen
1.1 Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: 1962 bis 1976

1.2 Index der Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Ausgewihlte Waren/ Giiter (Waren-/ Giiterarten) aus den Waren-/Giiterklassen
Metallbearbeitungsmaschinen )
der spanabhebenden Formung Waren-/ Giiterklasse 3211
Metallbearbeitungsmaschinen
der spanlosen Formung " 3212

des Systematischen Warenverzeichnisses fur die Industriestatistik bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses
fiir Produktionsstatistiken, die zu den >>> Investitionsgiitern zihlen.

Als Investitionsgiiter gelten Waren/ Giiter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die iiberwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegiiter
gekauft werden.

Dazu rechnen alle Waren-/ Giiterarten aus den Waren-/ Giiterklassen Metallbearbeitungsmaschinen der
spanabhebenden Formung und Metallbearbeitungsmaschinen der spanlosen Formung mit Ausnahme der dazu-
gehérigen Zubehor-, Einzel- und Ersatzteile.

Im wesentlichen zihlen dazu:
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Hobel-, Stof- und Raummaschinen,

Drehmaschinen,

Revolverdrehmaschinen und Drehautomaten,
Bohrmaschinen,

Frismaschinen, Waagerecht-Bohr- und -Frismaschinen,
Sagemaschinen,

Schleif-, Lapp- und Poliermaschinen,

Verzahnmaschinen,

Hammer, Schmiedemaschinen, Biege- und Richtmaschinen,
Pressen mit mechanischem und hydraulischem Antrieb,
Blechbearbeitungsmaschinen,

Drahtbe- und -verarbeitungsmaschinen,

Pressen fiir die Herstellung von Bolzen, Schrauben, Nieten, Muttern u. dgl.

Anderungen im Zeitablauf:
Die Auswahl der zu den Metallbearbeitungsmaschinen rechnenden Waren auf der Grundlage des Systemati-

schen Warenverzeichnisses fir die Industriestatistik unterscheidet sich geringfiigig von der o.g. Giiterauswahl
nach dem Systematischen Giiterverzeichnis fur Produktionsstatistiken.

2. AuBlenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt: ‘
Wie unter 1., aber zusitzlich sonstige vollsténdige Fabrikationseinrichtungen.

Die Ergebnisse der Aufienhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis fiir die Auflenhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses fur die
Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fiir die Produktionsstatistiken (GP) umge-
schliisselt. Da im WI bzw. GP die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA dagegen
nach zolltechnischen (materialméBigen) Kriterien gegliedert werden, konnen sich bei der Gegeniiberstellung
geringfiigige Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach >>> Verbrauchsgiitern und >>> Investitionsgiitern erfolgt in Anlehnung an die
Warenauswahl, die zur Berechnung des Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitionsgiiter und
Verbrauchsgiiter getroffen wurde.

. Anderungen im Zeitablauf:

Der Index des AuBenhandelsvolumens wird sowohl auf Basis 1962 = 100 (fiir die Jahre 1960 - 1974) als auch
auf Basis 1970 = 100 (fiiir die Jahre ab 1970) nachgewiesen. Bei der Umstellung des Index von Basisjahr 1962
auf Basisjahr 1970 wurden bei der Warenauswahl eine Reihe von Anderungen vorgenommen. Nur in der Wa-
renauswahl auf Basis 1970 sind im wesentlichen die sonstigen vollstindigen Fabrikationseinrichtungen enthal-
ten. .

Miete

Gebiude- und Wohnungszihlung 1987

Begriffsinhalt:

Als Miete im Sinne der Bruttokaltmiete wird der monatliche Betrag nachgewiesen, der mit dem Vermieter fiir
die Uberlassung der ganzen Wohnung oder sonstigen Wohneinheit zum Zeitpunkt der Zihlung vereinbart war.
Dabei ist es gleichgiiltig, ob die Miete tatsichlich gezahlt wurde oder nicht.

Zur Miete rechnen auch die monatlich aufzuwendenden Betrage fiir Wasser, Kanalisation, Straflenreinigung,
Miillabfuhr, Treppenhausbeleuchtung und Schornsteinreinigung,

Finanzielle Vorleistungen, z.B. Baukostenzuschiisse in Form einer Mietvorauszahlung bzw. eines Mieterdarle-
hens, vermindern die Miete; es handelt sich dann um ermaBigt iiberlassenen Wohnraum.

Nicht zur Miete rechnen Umlagen fiir den Betrieb einer Zentralheizung oder Warmwasserversorgung, fiir eine
Garage oder einen Einstellplatz, Zuschldge fiir Mébilierung, Gewerberdume oder untervermietete Riume,
Grundgebiiren fiir eine Zentralwaschanlage u.dgl. mehr.

)
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Mietwohneinheiten

Gebiude- und Wohnungszihlung 1987

Begriffsinhalt: .
Das sind >>> Wohneinheiten, die vom Haupt- und ggf. Untermieter genutzt werden.

Gemietete >>> Freizeitwohneinheiten sowie Wohneinheiten in Gebduden mit vollstindiger Wohnheimnutzung
werden nicht zu den Mietwohneinheiten gerechnet.

Beim Ergebnisnachweis von Mietwohneinheiten ist auf eine unterschiedliche Abgrenzung zu achten, da Ange-
horige auslindischer Streitkrifte und dhnlicher Personengruppen vielfach in privatrechtlich gemieteten Woh-
neinheiten wohnen, aber nicht auskunftspflichtig zur Person/ zum Haushalt waren, liegen hieriiber keine An-
gaben vor. Deshalb werden bei Mietwohneinheiten, die im Zusammenhang mit einer Belegung von Personen/
Haushalten nachgewiesen werden, die privatrechtlich gemieteten Wohneinheiten von ausldndischen Streitkraf-
ten und dhnlicher Personengruppen nicht beriicksichtigt.

MietzuschuB

Wohngeldstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Durchschnittliche monatliche Héhe der Anspriiche auf Mietzuschuf3, die in den bewilligten Antrdgen der
>>> Mietzuschuflempfanger geltend gemacht werden.

Mietzuschufiberechtigt sind Haupt- und Untermieter von Wohnraum, Nutzungsberechtigte von Wohnraum bei
einem dem Mietverhiltnis dhnlichen Nutzungsverhaltnis, Heimbewohner PiB sowie Eigentiimer im eigenen
Haus, die nicht lastenzuschufberechtigt sind.

Die Héhe des Mietzuschusses richtet sich nach der Héhe der zuschuBfahigen Miete, der Hohe des Familienein-
kommens und der Zahl der zum Haushalt des Antragstellers rechnenden Familienmitglieder. Fiir die bei der
Gewihrung des Mietzuschusses beriicksichtigungsfahige Miete bestehen Hochstgrenzen, die sich nach der Zahl
der Familienmitglieder, der Mietenstufe der jeweiligen Gemeinde (>>> regionales Mietenniveau) sowie der
Ausstattung und dem Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit des Wohnraums richten.

Miete ist das Entgelt fiir die Gebrauchsiiberlassung von Wohnraum aufgrund von Mietvertrigen oder dhnlichen
Nutzungsverhiltnissen. Zur Miete gehoren auch Umlagen, Zuschlige oder Vergiitungen (z.B. Kosten des Was-
serverbrauchs, der Abwisser- und Miillbeseitigung, der Treppenbeleuchtung, der Fahrstuhlbenutzung u.4.).

Nicht zur Miete rechnen die Kosten des Betriebs zentraler Heizungs- und Warmwasserversorgungsanlagen,
zentraler Brennstoffversorgungsanlagen, die vergleichbaren Kosten fiir Fernheizung, Untermietzuschlage, Zu-
schldge fiir die Benutzung von Wohnraum zu anderen als Wohnzwecken, Vergiitungen fiir die Uberlassung von
Einrichtungsgegenstinden, Vergiitungen fiir die Uberlassung von Garagen, Stellplitzen oder Hausgirten, an-
teilige Miete fiir Wohnraum, der ausschlieBlich gewerblich oder beruflich genutzt wird oder der einem anderen
unentgeltlich oder entgeltlich zum Gebrauch iiberlassen wird, Beitrige Dritter zur Bezahlung der Miete und
anteilige Miete fiir Wohnraum, der von Personen mitbewohnt wird, die keine Familienmitglieder im Sinne des
Gesetzes sind.

Bewohnt der Antragsteller eine Wohnung im eigenen Haus, wird der Mietwert des betreffenden Wohnraums
zugrunde gelegt (Betrag, der der Miete fur vergleichbaren Wohnraum entspricht). Zu Einzelheiten siehe §§ 5, 7
- 8 Wohngeldgesetz v. 28.02.1990 (BGBI. I S. 310) und Anderungsgesetze. =~

Ein Anspruch auf Mietzuschuf} besteht nur, wenn das Familieneinkommen bestimmte, nach der Familiengrofie
gestaffelte Hochstgrenzen nicht iibersteigt. Beziiglich der Ermittlung des Familieneinkommens siehe unter
>>> Wohngeldanspruch.

Beziiglich der bei der Errechnung des Wohngeldanspruchs zu beriicksichtigenden, zum Haushalt des Antrag-
stellers zdhlenden Familienmitglieder siehe unter >>> Wohngeldempféanger.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Héhe der Anspriiche auf MietzuschuB ist im Zeitablauf wiederholt von verschiedenen Anderungen von
Rechtsvorschriften beeinflufit worden: Diese haben vor allem die Hohe der jeweils vorgesehenen Mietzuschiis-

573



. se, die Hochstgrenzen der zuschufifahigen Miete und des zu beriicksichtigenden Familieneinkommens betrof-
fen.

Siehe hierzu auch unter Wohngeldanspruch.

Mietzuschufiempfanger

Wohngeldstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Personen, die im Berichtszeitpunkt bzw. -zeitraum einen bewilligten Anspruch auf die Gewdhrung von
>>> Mietzuschuf} haben.

MietzuschuBberechtigt sind Haupt- und Untermieter von Wohnraum, Nutzungsberechtigte von Wohnraum bei
einem dem Mietverhiltnis dhnlichen Nutzungsverhéltnis, Heimbewohner PiB sowie Eigentiimer im eigenen
Haus, die nicht lastenzuschufiberechtigt sind. ‘

Zu den Nutzungsberechtigten von Wohnraum bei einem dem Mietverhiltnis ahnlichen Nutzungsverhéltnis

zihlen insbesondere

- Inhaber eines mietdhnlichen Dauerwohnrechts,

- Bewohner eines Heimes im Sinne des Heimgesetzes,

- Inhaber einer Genossenschaftswohnung aufgrund eines genossenschaftlichen Nutzungsverhiltnisses,

- Inhaber einer Stifts-, Dienst- oder Werkdienstwohnung,

- Inhaber eines dinglichen Wohnungsrechts im Sinne von § 1093 BGB, die da fiir Aufwendungen aufzubrin-
gen haben und eine Wohngeld-Lastenberechnung nicht aufstellen kénnen,

- Obdachlose, die durch die Obdachlosenbehdrde in Unterkiinfte oder Wohnraume Dritter eingewiesen sind,

- Personen, die anders als in Heimen im Sinne des Heimgesetzes auf Dauer in Wohnraum untergebracht sind.

"Zu den Eigentiimern im eigenen Haus, die nicht lastenzuschuBberechtigt sind, zdhlen im einzelnen Eigentiimer

in Wohngebiuden mit mehr als zwei Wohnungen, gemischt genutzten Gebduden, Geschéftshausern, Gewerbe-

betrieben, in Ein- und Zweifamilienhéusern, die auch Geschiftsraume in einem solchen Umfang enthalten, dafl

sie nicht mehr als Eigenheim angesehen werden kénnen, ferner Inhaber einer landwirtschaftlichen Voller-
werbsstelle, deren Wohnteil nicht vom Wirtschaftsteil getrennt ist.

Die genannten Personenkreise erhalten, sofern die sonstigen Voraussetzungen erfiillt sind und ein entsprechen-
der Antrag gestellt wurde, Wohngeld in der Form des Mietzuschusses. Zu diesen Voraussetzungen siehe unter
Mietzuschuff und >>> Wohngeldempfinger. Zu Einzelheiten siche insbesondere § 3 Abs. 1 Wohngeldgesetz v.
28.02.1990 (BGBI. I S. 310) und Anderungsgesetze.

Anderungen im Zeitablauf:

Der anspruchsberechtigte Personenkreis ist im Zeitablauf wiederholt von verschiedenen Anderungen von
Rechtsvorschriften beeinflufit worden. Siehe hierzu unter Wohngeldempfanger.

Milchkuhhaltungen ’

Landwirtschaftszihlung 1971

Begriffsinhalt:
>>> Landwirtschaftliche Betriebe, die Milchkiihe halten.
Landwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fiir Rechnung eines Inhabers (des

Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfiihrung unterstehen, landwirtschaftliche Er-
zeugnisse hervorbringen und deren landwirtschaftlich genutzte Fliche mindestens 10% ihrer Waldfldche be-
tragt. .

Als Milchkiihe gelten Kiihe, die zur Milchgewinnung bestimmt und zwei Jahre und alter sind. Nicht dazu ge-
héren die Ammen- und Mutterkiihe, d.h. Kiihe, die das ganze Jahr nicht gemolken werden und deren Milch
nur von Kilbern verbraucht wird.
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Als Halten von Milchkiihen gilt das Unterbringen von Milchkiihen in den Stillen und auf den Flachen eines
landwirtschaftlichen Betriebes. Dazu gehoren auch etwaige in Pension aufgenommene Milchkiihe.

Nicht in den Nachweis der Milchkuhhaltungen sind >>> Forstbetriebe einbezogen, die Milchkiihe halten.
Landwirtschaftliche Betriebe, die im Berichtszeitpunkt mehrere Tierarten halten, werden bei jeder dieser Tier-
arten als Tierhaltung gezahlt.

Begriffsbeziehungen: .

Die Begriffe Milchkuhhaltungen und landwirtschaftliche Betriebe mit Milchkiihen (Landwirtschaftszihlung
1971) sind synonym.

Die Milchkuhhaltungen sind Teil der >>> Rindviehhaltungen (Landwirtschaftszahlung 1971), d.s. landwirt-
schaftliche Betriebe, die Rinder halten. Zu den Rindviehhaltungen zihlen neben den Milchkuhhaltungen auch
landwirtschaftliche Betriebe, die neben Milchkiihen noch andere Arten von Rindern (z.B. Zuchtrinder,
Mastrinder) oder nur andere Arten von Rindern halten.

Milchverwendungsarten

Milcherzeugungs- und -verwendungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Untergliederung der erzeugten Kuhmilch nach der Art der Verwendung durch die Kuhhalter.

In der Milcherzeugungs- und -verwendungsstatistik werden Lieferung an Molkereien, Milchsammelstellen und
Hindler, Verfiitterung, Verarbeitung im Haushalt des Kuhhalters, Frischmilchverbrauch im Haushalt des Kuh-
halters sowie sonstige Verwendung unterschieden.

LIEFERUNG AN MOLKEREIEN UND HANDLER

Darunter wird derjenige Teil an erzeugter Kuhmilch erfafit, den die Kuhhalter an Molkereien, Milchsammel-
stellen und Hindler abliefern. Das Aufkommen dieser Milchverwendungsart wird durch die Ablieferungsstellen
erhoben.

VERFUTTERUNG

Das ist diejenige Menge an erzeugter Kuhmilch, die im Betrieb des Kuhhalters an Kalber, Ferkel und andere
Tiere verfiittert wird. Das Aufkommen in dieser Milchverwendungsart wird von Schitzungskommissionen -
ausgehend von der Zah! der Kalber, Ferkel usw. und der pro Tier verfitterten Milchmenge - geschétzt.
VERARBEITUNG IM HAUSHALT DES KUHHALTERS

Darunter wird diejenige Menge an erzeugter Kuhmilch verstanden, die im Haushalt des Kuhhalters weiterver-
arbeitet wird zu Landbutter und Landkise. Auch das Aufkommen in dieser Milchverwendungsart mufl von den
Schitzungskommissionen geschétzt werden.

FRISCHMILCHVERBRAUCH IM HAUSHALT DES KUHHALTERS

Diese Milchverwendungsart umfait die Menge der erzeugten Kuhmilch, die von den im Haushalt des Kuhhal-
ters zu bekostigenden Haushaltsangehérigen als Frischmilch getrunken wird.

Zur Ermittlung des Frischmilchverbrauchs in den Erzeugerhaushalten wird von den Schétzungskommissionen
die Zahl der kuhhaltenden Betriebe und die Durchschnittszahl der zu bekostigenden Haushaltsangehérigen
herangezogen.

SONSTIGE VERWENDUNG

Darunter wird derjenige Teil der erzeugten Kuhmilch erfaBt, der als Deputat abgegeben wird, der Lieferung
von Vorzugsmilch dient oder ab Hof verkauft wird. Auch das Aufkommen in dieser Milchverwendungsart ist
von den Schitzungskommissionen zu veranschlagen.

Mineralolerzeugnisse

Index der GroBihandelsverkaufspreise
Datennachweis: ab 1968
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Begriffsinhalt: '

Ausgewihlte Waren (Warenarten) aus der Waréngruppe 22 "Mineralélerzeugnisse"” des Systematischen Wa-
renverzeichnisses fir die Industriestatistik, Ausgabe 1975 bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fir die
Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982.

Einbezogen sind Kraftstoffe, Heizéle, Fliissiggas (ohne sonstige Raffineriegase), Schmiermittel, Paraffine und
Altél zur Aufbereitung,

Nicht beriicksichtigt sind Rohbenzin (Naphta), Bitumen, Vaselin, Petrolkoks sowie sonstige Mineralélerzeug-
nisse.

Mineralolsteuer

1. Statistik iiber den Steuerhaushalt
Datennachweis: ab 1972

2. Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Verbrauchsteuer, deren Aufkommen dem Bund (>>> Bundessteuer) zuflieft. Die Mineralélsteuer ist eine Fa-
brikatsteuer. Rohél als hauptsichlicher Rohstoff der mineraldlverarbeitenden Industrie sowie andere primare
mineralische Rohstoffe unterliegen ihr nicht. Die genaue Abgrenzung der steuerpflichtigen von den nichtsteu-
erpflichtigen Waren erfolgt anhand des Zolltarifs, weil darin die einzelnen Warengruppen genau aufgegliedert
und beschrieben sind. Das erleichtert auch ihre steuerliche Zuordnung aufierordentlich.

Im Prinzip wird nur der Verbrauch von Mineralélen als Treib-, Heiz- und Schmierstoffe mit Steuer belastet.
Der iibrige Verbrauch einschl. der Ausfuhr ist durch zahlreiche Steuerbefreiungen, in der Hauptsache durch die
Befreiung fiir die Verwendung zu gewerblichen Zwecken nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 des Mineraldlsteuergesetzes,
von einer Belastung ausgenommen.

Kraftstoffe stellen die groBte und fur das Steueraufkommen bedeutsamste Gruppe der steuerpflichtigen Mine-
raldle dar. Die Steuerbelastungen fiir unverbleiten Ottokraftstoff (Normal- und Superbenzin), verbleiten Otto-
kraftstoff (Normal- und Superbenzin) und Dieselkraftstoff unterscheiden sich derzeit noch. :

Besteuert werden auch Substitutionserzeugnisse, die zur Verwendung als Kraftstoff bestimmt sind oder als sol-
che tatsichlich verwendet werden. Danach sind auch Erdgas, Klargas und Kokereigas, d.h. gasférmige Koh-
lenwasserstoffe, mit Mineraldlsteuer belastet, wenn sie als Kraftstoffe z.B. in dafiir entwickelten Spezialmoto-
ren verwendet werden. Solche Kraftstoffe unterliegen dem gleichen Steuersatz wie die Mineraléle, denen sie
nach ihrer Beschaffenheit am nichsten kommen.

Fliissiggase (Propan, Butan) werden mit 158,70 DM fiir 100 kg besteuert, bei unvermischter Verwendung als
Treibstoff (Autogas) mit 61,25 DM fiir 100 kg.

Bei mineralélhaltigen Waren und Additiven zu Schmierstoffen ist der Mineralélanteil der Waren zu versteuern
(Anteilsteuer).

Heizéle werden zu einem ermiBigten Steuersatz versteuert. Die Steuer betragt fiir leichtes Heizél 9,40 DM je
100 kg und fiir schweres Heizol, zum verheizen 3.- DM und zur Stromerzeugung, 5,50 DM je 100 kg. Um
Steuerumgehungen zu verhindern, sind auch heizdldhnliche Brennstoffe aus Mineralél der Heizdlsteuer unter-
worfen. Leichtes Heizél wird zur Verhinderung des Mifibrauchs als Treibstoff fir Dieselmotoren
("Verdieselung") mit Rotfarbstoff und Furfurol gekennzeichnet.

Ab 1.1.1989 sind auch Erdgas, Fliissiggas und andere Kohlenwasserstoffe zur Gewinnung von Licht und War-
me der Besteuerung unterworfen worden. Die Steuer betrégt fir Erdgas 3,60 DM je MWh, fiir Fliissiggas 5.-
DM je 100 kg, :
Die Steuer wird fiir die steuerpflichtigen Waren bereits beim Hersteller oder in der Handelsstufe ab Steuerlager
erhoben und iiber den Warenpreis auf die Verbraucher abgewdlzt. Zur Zeit sind etwa 165 Herstellungsbetriebe
und 920 Steuerlager bewilligt, so daf bei einer verhéltnisméfig begrenzten Anzahl von Steuerschuldnern mit
einem Auferst geringen Verwaltungsaufwand die Steuern eingehoben werden konnen. Die Steuerschuldner ha-
ben ausreichend Zeit (durchschnittlich 55 Tage), die fiir die Steuerzahlung erforderlichen Betrige zu erldsen,
tragen aber das Ausfallrisiko.

Das ‘Aufkommen folgt dem Absatz mit ein- bis zweimonatiger Verzogerung.

«
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Fiir Mineraldl, das innerhalb eines Herstellungsbetriebs dazu verbraucht wird, die Mineral6lherstellung zu er-
moglichen oder zu férdern, entstehen keine Steuerschulden. Dieses Privileg begiinstigt die Herstellungsbetriebe
als Mineraldlverbraucher. Es wirkt sich im wesentlichen beim Heizolverbrauch zur Energiegewinnung aus.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Hohe der Steuersitze hat sich mehrfach gedndert, meist erhoht. Ab 1.1.1964 erfolgte eine grundlegende
Umgestaltung der Mineraldlabgaben: Beseitigung der Binnenzdlle fiir Mineralélerzeugnisse und Aufhebung
des AuBenzolls auf Rohél sowie Anhebung der Mineral6l-Steuersitze; weitere Erhohungen insbesondere ab
1.1.1967, ab 1.3.1972, ab 1.7.1973 (z.T. zweckgebunden fiir Verkehrsaufgaben) und ab 1.4.1981.

Durch das 3. Anderungsgesetz zum MinéstG wurden erstmals ab 1. April 1985 gespreizte Steuersitze fiir blei-
armes und bleihaltiges Benzin zur Férderung des schadstoffarmen Personenkraftwagens eingefuhrt. Die Steuer-
spreizung wurde durch das 4. Anderungsgesetz ab 1.1.1986 deutlich ausgeweitet, um verstirkt zum Verbrauch
unverbleiten Ottokraftstoffs anzuregen. Weitere Anhebungen der Steuersétze zum 1.1.1989, 1.1.1991, 1.7.1991
und 1.1.1994. .

Die Mineraldlsteuer war frither bis zum 25. Tage des zweiten Monats nach Entstehung der Steuerschuld (=
durchschnittlich 70 Tage) zu entrichten. Ab 1.8.1967 erfolgte eine Verkiirzung der Zahlungsfrist auf durch-
schnittlich 55 Tage und eine Sonderregelung fiir November. Ab 1973 wurde eine nochmalige Vorverlegung der
Zahlung der Novembersteuerschuld festgelegt.

Mithelfende Familienangehorige

1.1 Volks- und Berufszihlung 1987
1.2 Arbeitsstiittenzihlung 1970

1.3 Mikrozensus
Datennachweis: ab 1964

Begriffsinhalt:

Als mithelfende Familienangehérige gelten Haushaltsmitglieder, die in einem landwirtschaftlichen oder ge-
werblichen Betrieb eines anderen Haushaltsmitglieds oder im Betrieb eines nicht im gleichen Haushalt woh-
nenden Familienangehorigen mitarbeiten, aber weder Lohn noch Gehalt empfangen. und auch keine Renten-
versicherungspflichtbeitrige entrichten.

Fiir die Zuordnung von Personen zu den Mithelfenden Familienangehorigen ist es unerheblich, welche Arbeits-
zeit von ihnen geleistet wird.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 2.

2. Studentenstatistik
Datennachweis: ab Wintersemester 1976/77

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen werden deutsche >>> Studienanfénger, die auf dem Immatrikulationspapieren als letzte berufli-
che Stellung des Vaters (der Mutter) "Mithelfende(r) Familienangehoriger(r)" eingetragen haben.

Die berufliche Stellung des Vaters (der Mutter) wird auch beriicksichtigt, wenn diese(r) bereits verstorben ist.

Begriffsbeziehungen:

Der Begriff Mithelfende Familienangehdrige ist in den einzelnen Statistiken gleich abgegrenzt; in der Studen-
tenstatistik handelt es sich jedoch um deutsche Studienanfinger, die auf den Immatrikulationspapieren als be-
rufliche Stellung des Vaters (der Mutter) "Mithelfende(r) Familienangehorige(r)" eingetragen haben.

Unterschiede in den Zahlen iiber Mithelfende Familienangehérige zwischen der Volks- und Berufszdhlung und
dem Mikrozensus einerseits sowie der Arbeitsstittenzahlung andererseits ergeben sich auch daraus, dafi ein
Mithelfender Familienangehériger in mehreren Arbeitsstitten beschaftigt und daher in der Arbeitsstéttenzah-
lung mehrfach erfafit und nachgewiesen sein kann. In der Volks- und Berufszihlung und im Mikrozensus wird
jeder Mithelfende Familienangehérige nur einmal erfaBt, da die einzelne Person bzw. der Haushalt und nicht
die Arbeitsstitte Erhebungseinheit ist.
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Von der unterschiedlichen Beriicksichtigung der geleisteten Arbeitszeit abgesehen, beschreiben die Begriffe
Mithelfende Familienangehorige und >>> unbezahlt mithelfende Familienangehorige (Handwerkszdhlung
1977) den gleichen Personenkreis. ‘

Im Unterschied zu den Mithelfenden Familienangehdrigen umfassen die >>> Familienarbeitskrafte (im Erhe-
bungsmonat) (Statistik der Arbeitskrifte in der Landwirtschaft) sowie die >>> Familienarbeitskraifte, mit be-
trieblichen Arbeiten (ohne Haushalt des Betriebsinhabers) beschaftigt (Landwirtschaftszihlung 1971) auch die
Betriebsinhaber. Fiir die Zuordnung zu den Familienarbeitskréften ist auBerdem ihre Zugehorigkeit zum Haus-
halt des Betriebsinhabers mafgebend und nicht die Frage, ob sie Lohn oder Gehalt beziehen: Familienangehd-
rige, die z.B. in einem Lohn- oder Gehaltsverhiltnis zum Betrieb stehen, zihlen nicht zu den Mithelfenden
Familienangehorigen, kénnen aber zu den Familienarbeitskriften rechnen.

Mittlere Reife

Volks- und Berufszihlung 1987

Begriffsinhalt:

Abschluft an einer >>> Realschule mit einem AbschluBzeugnis oder Abgang von einem >>> Gymnasium mit
dem Versetzungszeugnis zur Obersekunda (11. Klasse). '

Zur Erreichung der Mittleren Reife muf} eine Realschule bzw. eine ihr gleichgestellte Schule (z.B.
>>> Abendrealschulen, Aufbauklassen an >>> Hauptschulen, Realschulzweige der additiven
>>> Gesamtschule) bis zur letzten Klasse besucht werden.

Mébel

1. Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: 1962 bis 1976

Begriffsinhalt:
Ausgewihlte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe
Holzwaren Warengruppe 54

des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik (WI), Ausgabe 1970 bzw. 1975, die zu den
>>> Verbrauchsgiitern zihlen.

Als Verbrauchsgiiter gelten Waren, die von der Industrie hergestellt werden, als technisch fertig
(verbrauchsreif) angesehen werden und iiberwiegend von den privaten Haushalten gekauft werden.

Zu den Mébeln rechnen im wesentlichen:

Zimmer- und Kiichenmébel aus Holz, auch Polstermdbel
Matratzen
Korbmébel

Anderungen im Zeitablauf:

Die Auswahl der zu den Mébeln rechnenden Waren auf der Grundlage des W1, Ausgabe 1970, unterscheidet
sich geringfiigig von der o.g. Warenauswahl.

2. AuBenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Im wesentlichen wie unter 1. nach dem Systematischen Warenverzeichnis fiir die Industriestatistik (WI) bzw.
des Systematischen Giiterverzeichnisses fiir Produktionsstatistiken (GP).

Die Ergebnisse der Aufienhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis fiir die Aufienhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die
Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fiir Produktionsstatistiken (GP) umge-
schliisselt. Da im WI bzw. GP die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA dagegen

l
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nach zolltechnischen (materialmaBigen) Kriterien gegliedert werden, kdnnen sich bei der Gegeniiberstellung
geringfligige Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach >>> Verbrauchsgiitern und >>> Investitionsgiitern erfolgt in Anlehnung an die
Warenauswahl, die zur Berechnung des Index der (industriellen) Bruttoproduktion fiir Investitionsgiiter und
Verbrauchsgiiter getroffen wurde.

* Anderungen im Zeitablauf:
Die Auswahl der zu den Mabeln rechnenden Waren auf der Grundlage des WI, Ausgabe 1970 und des GP,
Ausgabe 1982, unterscheidet sich geringfligig von der o.g. Waren-/ Giiterauswahl.
Ebenso wurden bei der Umstellung der AuBenhandelsindizes von Basisjahr 1962 auf Basisjahr 1970 bei der
Warenauswahl eine Reihe von Anderungen vorgenommen. Nur in der Warenauswah! auf Basis 1962 sind im
wesentlichen Stahlrohrmébel und -betten enthalten, nur in der Warenauswahl auf Basis 1970 sind Korbmébel
enthalten.

Mobilitit

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Mafinahmen zur Férderung der Arbeitsaufnahme, des Arbeitsplatzwechsels und der Schaffung von Arbeitsplat-
zen; Mafinahmen zur ganzjihrigen Beschiftigung in der Bauwirtschaft (einschlieflich Schlechtwetter- und
Wintergeld), Arbeitsberatung und -vermittlung.

Die Leistungen zur Férderung der Arbeitsaufnahme und des Arbeitsplatzwechsels sollen die Mobilitdt der Ar-
beitsuchenden erhdhen sowie ihre Eingliederung erleichtern, wenn die Unterbringung unter den iiblichen Be-
dingungen des Arbeitsmarktes erschwert ist. Es handelt sich dabei um Zuschiisse zu Bewerbungskosten und zu
Reise- und Umzugskosten, Arbeitsausriistung, Trennungsbeihilfen, wenn die Arbeitsaufnahme die Fiihrung ei-
nes getrennten Haushalts erfordert, Uberbriickungsbeihilfen, Begleitung bei Sammelfahrten zur Arbeitsauf-
nahme an einem auswirtigen Beschiftigungsort, Familienheimfahrten und sonstige Hilfen, die zur Erleichte-
rung der Arbeitsaufnahme notwendig sind.

Zu den MaBinahmen zur Schaffung von Arbeitsplitzen gehdren u.a. die Férderung der Errichtung von Arbeits-
plitzen nach dem Arbeitsforderungsgesetz und zusitzliche Arbeits- und Eingliederungshilfen fiir 1angerfristig
Arbeitslose. Die Gewihrung von Kurzarbeitergeld iiber die regelmifiige Bezugsdauer hinaus gehort ebenso wie
die Zahlung von Schlechtwetter- und Wintergeld im Rahmen der Mainahmen zur ganzjihrigen Beschiftigung
in der Bauwirtschaft und das Vorruhestandsgeld zu den Leistungen fiir Mobilitét.

Einbezogen sind auierdem die Betreuung der Arbeitsuchenden, Leistungen der Berufsberatung sowie die For-
derung der beruflichen Weiterbildung,

Im Sozialbudget rechnen die Leistungen zur Férderung der Mobilitit gemeinsam mit den Leistungen fiir

>>> berufliche Bildung und bei >>> Arbeitslosigkeit zu den Leistungen im Rahmen der Funktion
"Beschéftigung".

Anderungen im Zeitablauf:

Die Regelungen zur Erleichterung des Ubergangs vom Arbeitsleben in den Ruhestand (Vorruhestandsgesetz)
sind seit dem 1. Mai 1984 in Kraft und auf 5 Jahre befristet.

Mostmenge
Ernteberichterstattung
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Diejenige Menge, die aus den gelesenen Trauben entsteht und zur Weiterverarbeitung zu Wein vorgesehen ist,
sie wird in | oder hl veroffentlicht.
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Mutterschaft

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt: ’ f

Leistungen im Zusammenhang mit Schwangerschaft und Entbindung einschl. Leistungen fiir Mutter und Kind
wiihrend der ersten zehn Tage nach der Entbindung und wihrend der Schutzfristen ferner Mutterschaftsvorsor-
geleistungen.

Frauen, die in der gesetzlichen >>> Krankenversicherung versichert sind, erhalten wihrend der Schutzfristen
Mutterschaftsgeld nach den Vorschriften der Reichsversicherungsordnung oder des Gesetzes iiber die Kranken-
versicherung der Landwirte. Die Schutzfristen belaufen sich auf die letzten sechs Wochen vor der Entbindung
und die ersten acht Wochen nach der Entbindung (bei Friih- und Mehrlingsgeburten zwolf Wochen).

Zu den Leistungen der Mutterschaftshilfe gehéren auch die drztliche Betreuung und Hilfe sowie die Hebam-
menbhilfe, die Versorgung mit Arznei-, Verband und Heilmitteln, Pauschbetrige fiir die im Zusammenhang mit
der Entbindung entstehenden Aufwendungen und die Pflege in einer Entbindungs- oder Krankenanstalt sowie
die Hilfe und Wartung durch Hauspflegerinnen.

Frauen, die Anspruch auf Mutterschaftsgeld haben, erhalten fiir die Zeit der Schutzfristen von ihrem Arbeitge-
ber einen Zuschuf in Hohe des Unterschiedsbetrags zwischen dem Mutterschaftsgeld und dem um die gesetzli-
chen Abziige verminderten durchschnittlichen kalendertiglichen Arbeitsentgelt (>>> Entgeltfortzahlung).

Nicht in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherte Frauen erhalten bei Beginn der Schutzfrist, wenn
sie in keinem Arbeitsverhiltnis stehen oder in Heimarbeit beschéftigt sind oder ihr Arbeitsverhiltnis wihrend
der Schwangerschaft vom Arbeitgeber zuldssig aufgelost worden ist, Mutterschaftsgeld zu Lasten des Bundes,
wobei der Bund den Kassen die nachgewiesenen Aufwendungen fiir das Mutterschaftsgeld in vollem Umfang
erstattet. )

Im Sozialbudget rechnen die Leistungen bei Mutterschaft mit den Leistungen fiir >>> Kinder und fiir
>>> Ehegatten zu den Leistungen im Rahmen der Funktion "Ehe und Familie".

Im Sozialbudget werden nur solche Leistungen als Familienleistungen bezeichnet, die unmittelbar und allein
der Férderung und Unterstiitzung von Familien dienen. Dazu gehoren auch entsprechende Leistungen mit so-
zialer Wirkung aus dem eigensténdigen Sicherungssystem des Beamtenrechts und des Tarifvertragsrechts des
offentlichen Dienstes, die ihrer Rechtsqualitét nach keine Sozialleistungen sind. Nicht im Sozialbudget enthal-
ten sind Familienleistungen nach Programmen und Gesetzen der Bundesldnder (z.B. Familienferienprogramm)
und bestimmte Leistungen karitativer Organisationen, die statistisch nicht bekannt sind, sowie von Wirt-
schaftsunternehmen (z.B. Bundesbahn). '

Uber die im Sozialbudget als Leistungen fur Ehe und Familie ausgewiesenen Leistungen hinaus sind auch Lei-
stungen der Krankenversicherung fiir mitversicherte Familienangehérige, Leistungen der

>>> Ausbildungsforderung, Witwenrenten, Leistungen aufgrund von Kindererziehungszeiten, aber auch Lei-
stungen beim >>> Wohngeld, fiir das >>> Wohnen und Leistungen der >>> Sparforderung als Familienlei-
stungen anzusehen.

Anderungen im Zeitablauf:

Seit dem 1. Juli 1979 haben Miitter im Anschlufl an die Schutzfristen bis zu dem Tag, an dem das Kind sechs
Monate alt wird, Anspruch auf Mutterschaftsurlaub. Vom 1. Juli 1979 bis 1985 wurde den Miittern wihrend
dieser Zeit Mutterschaftsgeld gezahlt. Seit 1987 bekommen stattdessen alle Frauen fiir jeweils zehn Monate
Erziehungsgeld; Einzelheiten hierzu siehe unter Kinder.
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Nachrichten- und Informationstechnische Investitionsgiiter

Index des Auftragsbestands in der Industrie
Datennachweis: 1970 bis 1976

Begriffsinhalt:

Alle Waren der Warenklassen )
Gerite und Einrichtungen der Drahtnachrichtentechnik Warenklasse 3651

Gerite und Einrichtungen der Funknachrichtentechnik " 3653

Elektrische Zeitdienstgerite " 3655

des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik, Ausgabe 1975,

Begriffsbeziehungen: -

Die nachrichten- und informationstechnischen Investitionsgiiter zihlen zu der Produktgruppe >>> Herstellung
von nachrichten- und informationstechnischen Erzeugnissen (Index des Auftragsbestands fiir das Verarbeiten-
de Gewerbe).

Zur Herstellung von nachrichten- und informationstechnischen Erzeugnissen rechnen dariiber hinaus auch die
Warengruppen Rundfunk- und Fernsehempfangsgerite und -einrichtungen, Phonotechnische Geréte und Bau-
elemente der Fernmelde- und Hochfrequenztechnik.

Nachwuchskriifte

Arbeitsstattenzihlung 1987

Begriffsinhalt:

Personen, die aufgrund eines Ausbildungsvertrages nach dem Berufsbildungsgesetz in einem anerkannten
Ausbildungsberuf ausgebildet werden.

Zu den Nachwuchskriften rechnen >>> gewerbliche Auszubildende und >>> kaufménnische, technische und
Verwaltungsauszubildende, also Personen, deren Ausbildung normalerweise in einen Arbeiter- oder Angestell-
tenberuf einmiindet.

Einbezogen sind ferner Anlernlinge, Praktikanten, Volontire und Umschiiler.

Nicht zu den Nachwuchskraiften zahlen Personen, deren berufliche Ausbildung ausschlieflich an Schulen der
beruflichen Ausbildung erfolgt (z.B. Lehre ersetzende >>> Berufsfachschulen oder >>> Schulen des Gesund-
heitswesens) sowie Personen im 6ffentlichen Dienst, die im technischen oder nichttechnischen Vorbereitungs-
dienst den Beamtenstatus anstreben.

Begriffsbeziehungen:

Im Unterschied zu den Nachwuchskréften sind in den >>> Auszubildenden (Statistik der beruflichen Bildung)
die Praktikanten, Volontidre und Umschiiler nicht enthalten.

Die gewerblichen Auszubildenden (Monatlicher Baubericht, Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung
im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau), Erhebung bei den éffentlichen Elektrizititsversorgungsunter-
nehmen, Erhebung bei den Gasversorgungsunternehmen, Volks- und Berufszihlung 1987) bzw. die kaufmén-
nischen, technischen und Verwaltungsauszubildenden (Volks- und Berufszihlung 1987) umfassen im Unter-'
schied zu den Nachwuchskriften jeweils nur die Person, deren Ausbildung in einen Arbeiter- bzw. einen An-
gestelltenberuf einmiindet.

Zu beachten ist ferner, dafl z.B. Praktikanten in mehreren Betrieben, Unternehmen oder Arbeitsstitten be-
schiftigt sind und daher in den Bereichsstatistiken und der Arbeitsstittenzihlung mehrfach erfaft und nach-
gewiesen werden konnen. ‘

In der Volks- und Berufszdhlung 1987 wird jeder Praktikant nur einmal erfafit, da die Person selbst und nicht
der >>> Betrieb, das >>> Unternehmen oder die >>> Arbeitsstitte die Erhebungseinheit ist.
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Nahrungsmittel

Preisindiies fiir die Lebenshaltung
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:

Waren, die der menschlichen Erndhrung dienen und von privaten Haushalten gekauft werden.
Im-einzelnen zihlen dazu:

Fleisch und Fleischerzeugnisse, Fische und Fischerzeugnisse,
Milch, Milcherzeugnisse, Eier, Speisefette und -le,

Brot und andere Backwaren,

Mehl, GrieB u.d. Getreideerzeugnisse,

Kartoffeln, Gemiise, Kartoffel- und Gemiiseerzeugnisse,
Obst, Obsterzeugnisse,

Zucker, SiiBwaren, Marmelade,

Gewiirze, Sofien und verwandte Back- und Speisezutaten,
alkoholfreie Getranke. :

Die Nahrungsmittel sind eine Gliederungsposition der Systematik der Einnahmen und Ausgaben der privaten
Haushalte, Ausgabe 1983.

Nicht zu den Nahrungsmitteln zihlen die Genuimittel (Bohnenkaffee, Tee, alkoholische Getrénke, Tabakwa-
ren) und der Verzehr in Gaststitten.

Als "Besonders ernte-, saison- und witterungsabhangige Nahrungsmittel" gelten Kartoffeln, Frischgemiise,
Frischobst (einschl. Siidfriichte), Frischfische und Eier.

"Sonstige Nahrungsmittel" ist eine Sammelposition, die Nahrungsmittel ochne besonders ernte-, saison- und
witterungsabhingige Nahrungsmittel umfafit.

Begriffsbeziehungen:

Zur Abgrenzung gegeniiber den >>> Erzeugnissen der Nahrungs- und GenuBmittelindustrien
(AuBenhandelsstatistik, Statistik der Auflenhandelspreise, Statistik der Erzeugerpreise industrieller Produkte)
siehe dort.

Nahrungsmittelmaschinen und Maschinen fir verwandte Gebiete
der Nahrungsmittelherstellung '

1. Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: 1962 bis 1976

2.Index der Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:

Ausgewihlte Waren/ Giiter (Waren-/ Giiterarten) aus den Waren-/ Giiterklassen
Nahrungsmitteimaschinen Waren-/ Giiterklasse 3245
Maschinen fiir verwandte Gebiete der .

Nahrungsmittelherstellung " 3246

des Systematischen Warenverzeichnisses fur die Industriestatistik bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses
fiir Produktionsstatistiken, die zu den >>> Investitionsgiitern zéhlen.

Als Investitionsgiiter gelten Waren/ Giiter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die iiberwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegjiter
gekauft werden.

Dazu rechnen alle Giiterarten aus den Giiterklassen Nahrungsmittelmaschinen, Maschinen fir verwandte Ge-
biete der Nahrungsmittelherstellung mit Ausnahme der dazugehdrigen Zubehor-, Einzel- und Ersatzteile.

Im wesentlichen zidhlen dazu:
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Konservierungs- und verwandte Maschinen, Miillereimaschinen und -anlagen, Bickerei- und Konditoreima-
schinen und -6fen, Teigwaren- und Dauerbackwarenherstellungsmaschinen, Maschinen und Einrichtungen fiir
die Fleischverarbeitung, Maschinen und Apparate fiir die Siiiwarenherstellung, fiir die Zuckerindustrie, fiir die
Olmiillerei und Speisefettherstellung, Brauerei-, Kellerei- und Getrinkeherstellungsmaschinen, Maschinen und
Einrichtungen fiir GroBkiichen und Gastwirtschaften, Maschinen und Apparate fiir die Verarbeitung von Kaf-
fee und Tee, fiir die Tabakverarbeitung, Farbenherstellungsmaschinen, Komprimiermaschinen, Universal-
Misch- und -knetmaschinen.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Auswahl der zu den Nahrungsmittelmaschinen und Maschinen fiir verwandte Gebiete der Nahrungsmittel-
herstellung rechnenden Waren auf der Grundlage des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industrie-
statistik unterscheidet sich geringfligig von der o.g. Giiterauswahl nach dem Systematischen Giiterverzeichnis
fur Produktionsstatistiken.

Nahrungsmittel pflahzlichen Ursprungs

AuBlenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Erzeugnisse pflanzlichen Ursprungs die iiberwiegend zur Erndhrung von Menschen, zur Fiitterung von Tieren
oder zu Zierzwecken dienen.

Die Nahrungsmittel pflanzlichen Ursprungs umfassen ausgewihlte Waren (Warennummern) des Warenver-
zeichnisses fiir die AuBenhandelsstatistik.

Im wesentlichen zahlen dazu:

Weizen, Roggen, Gerste, Hafer, Mais, Hirse und sonstiges Getreide,

Reis, Miillereierzeugnisse, Malz, nichtélhaltige Samereien,

Hiilsenfriichte zur Erndhrung, Hiilsenfriichte zur Viehfiitterung,

Griin- und Rauhfutter,

Kartoffeln, andere Hackfriichte,

Gemiise und sonstige Kiichengewichse,

Obst, Siidfriichte,

Gemiise- und Obstkonserven, Fruchtsifte u. dgl.,

Rohkakao, Kakaoerzeugnisse, Gewiirze, Zucker,

Olfriichte zur Erndhrung, pflanzliche Ole und Fette zur Erndhrung, Margarine und dhnliche Speisefette,

Olkuchen, Kleie, sonstige Abfallerzeugnisse zur Viehfiitterung, sonstige pﬂanzhche Nahrungsmittel,
lebende Pflanzen und Erzeugnisse der Ziergirtnerei.

Zu weiteren Einzelheiten sieche Fachserie 7, Auflenhandel, Reihe 3, Auflienhandel nach Lindern und Waren-
gruppen, Anhang 2: Gegeniiberstellung der Warengruppen und -untergruppen der Erndhrungswirtschaft und
der Gewerblichen Wirtschaft und der Nummern des Warenverzeichnisses fiir die AuBenhandelsstatistik.

Begriffsbeziehungen:

Zur Abgrenzung gegeniiber den >>> pflanzlichen Produkten (Statistik der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher
und forstwirtschaftlicher Produkte) siehe dort.

Die Zusammenfassung der Positionen Nahrungsmittel pflanzlichen Ursprungs und >>> Genufimittel
(AuBenhandelsstatistik) entspricht der Position >>> Ernidhrungsgiiter pflanzlichen Ursprungs (Index der Ein-
fuhrpreise und Index der Ausfuhrpreise).

Nahrungsmittel tierischen Ursprungs

Auflenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1950
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Begriffsinhalt:

Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die iiberwiegend zur Erndhrung von Menschen oder zur Fiitterung von Tie-
ren dienen.

Die Nahrungsmittel tierischen Ursprungs umfassen ausgewahlte Waren (Warennummern) des Warenver-
zeichnisses fiir die AuBenhandelsstatistik.

Im wesentlichen zdhlen dazu;

Milch, Butter, Kise,

Fleisch und Fleischwaren, Darme,

Fische und Fischzubereitungen,

Walél zur Erndhrung, Schmalz, Talg, andere tierische Fette und Ole zur Ernidhrung,
Eier, Eiweil, Eigelb,

Honig,

Fischmehl.

Begriffsbeziehungen:

Zur Abgrenzung gegeniiber den >>> tierischen Produkten (Statistik der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher
und forstwirtschaftlicher Produkte) siehe dort.

Die Zusammenfassung der Positionen Nahrungsmittel tierischen Ursprungs und >>> lebende Tiere
(AuBenhandelsstatistik) entspricht der Position >>> Erndhrungsgiiter tierischen Ursprungs (Index der Einfuhr-
preise und Index der Ausfuhrpreise).

Zu weiteren Einzelheiten siehe Fachserie 7, Aufienhandel, Reihe 3, AuBenhandel nach Landern und Waren-
gruppen, Anhang 2: Gegeniiberstellung der Warengruppen und -untergruppen der Erndhrungswirtschaft und
der Gewerblichen Wirtschaft und der Nummern des Warenverzeichnisses fiir die Aufienhandelsstatistik.

Nahrungs- und Genufimittel

1. Index der Einfuhrpreise
Datennachweis: ab 1950

2. Index der Ausfuhrpreise
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:

Zusammenfassung von vorwiegend fiir den privaten Verbrauch bestimmten Erndhrungsgiitern.
Hierzu zihlen im wesentlichen:
- Nahrungsmittel

Fleisch und Fleischerzeugnisse,
Fische und Fischerzeugnisse,
Eier,

Honig,

Milch,

Kise,

Butter,

Speisefette und -6le (ohne Butter),
Brot und Backwaren,

Mehl,

Nahrmittel,

Kartoffelerzeugnisse,

Kartoffeln und Kartoffelerzeugnisse,
Gemiise und deren Zubereitungen,
Obst und deren Zubereitungen,
Zucker,

SiiBwaren,

Alkoholfreie Getrianke,
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- Genufimittel:
Tee,
Kaffee (ohne Kaffee, roh),
Spirituosen,
Bier,
Wein,
Tabakwaren.

Nahrungs- und Genufmittelgewerbe

Monatsbericht fiir Unternehmen und Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:

Hauptgruppe des >>> Verarbeitenden Gewerbes, die die Wirtschaftsgruppen
. Erndhrungsgewerbe SYPRO-Nr. 68

Tabakverarbeitung, " 69

in der Abgrenzung nach der SYPRO, Ausgabe 1979, umfaft.
Zum Erndhrungsgewerbe rechnen die Wirtschaftszweige:

Mahl- und Schilmiihlen,

Herstellung von Teigwaren,

Herstellung von Nihrmitteln (ohne Teigwaren),

Herstellung von Starke, Stirkeerzeugnissen,

Herstellung von Kartoffelerzeugnissen, a.n.g,,

Herstellung von Backwaren (ohne Dauerbackwaren),
Herstellung von Dauerbackwaren,

Zuckerindustrie,

Obst- und Gemiiseverarbeitung,

Herstellung von SiiBwaren (ohne Dauerbackwaren),
Molkerei, Kiserei,

Herstellung von Dauermilch, Milchpriparaten, Schmelzkése,
Olmiihlen, Herstellung von Speiseél,

Herstellung von Margarine u.4. Nahrungsfetten,
Talgschmelzen, Schmalzsiedereien,

Schlachthiuser (ohne kommunale Schlachthofe),
Fleischwarenindustrie (ohne Talgschmelzen, Schmalzsiedereien),
Fleischerei,

Fischverarbeitung,

Verarbeitung von Kaffee, Tee, Herstellung von Kaffeemitteln,
Brauerei,

Milzerei,

Alkoholbrennerei,

Herstellung von Spirituosen,

Herstellung und Verarbeitung von Wein,

Mineralbrunnen, Herstellung von Mineralwasser, Limonaden,
tibriges Erndhrungsgewerbe (ohne Herstellung von Futtermitteln),
Herstellung von Futtermitteln.

Zum Nahrungs- und Genufimittelgewerbe rechnen auch Handwerksunternehmen, die in den genannten Wirt-
schaftsgruppen titig sind.

Begriffsbeziehungen:

Das Nahrungs- und Genufimittelgewerbe und die >>> Nahrungs- und Genufimittelindustrien (Index der indu-
striellen Nettoproduktion und Index der Arbeitsproduktivitit) sind vergleichbar abgegrenzt. Unterschiede erge-
ben sich im wesentlichen daraus, dal zum Nahrungs- und Genufimittelgewerbe Wirtschaftszweige nach der
SYPRO, zu den Nahrungs- und GenuBmittelindustrien dagegen Industriezweige nach dem Systematischen
Verzeichnis zum monatlichen Industriebericht zusammengefafit werden. Nur zum Nahrungs- und Genufimit-
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telgewerbe rechnen Bickerei, Fleischerei, Schlachthauser (ohne kommunale Schlachthéfe) sowie Fabrikschiffe,
die Fische und andere Meerestiere be- und verarbeiten, soweit sie als selbstindige Einheiten anzusehen sind.

Ferner zihlen zum Nahrungs- und Genufmittelgewerbe auch Handwerksunternehmen und -betriebe, die in die-
ser Wirtschaftshauptgruppe titig sind; dagegen rechnen solche Unternehmen und Betriebe in der Regel nicht
zur Industrie.

A}

Nahrungs- und Genufimittelindustrien
1. Index der industriellen Nettoproduktion
Datennachweis: 1962 bis 1976

2. Index der Arbeitsproduktivitiit
Datennachweis: 1962 bis 1976

Begriffsinhalt:

Hauptgruppe der >>> Verarbeitenden Industrie, welche die Industriegruppen
Erndhrungsindustrie IB-Nr. 68
Tabakverarbeitende Industrie " 69

in der Abgrenzung nach dem Systematischen Verzeichnis zum monatlichen Industriebericht, Ausgabe 1972,
umfafit.

Zur Ernshrungsindustrie rechnen die Industriezweige:

Mabhl- und Schilmiihlenindustrie,
Nihrmittelindustrie,
Stirke- und kartoffelverarbeitende Industrie (ohne Brennereti)
Brotindustrie,
Zuckerindustrie,
Obst- und gemiiseverarbeitende Industrie,
Siifwarenindustrie,
Molkerei und Kiserei,
Dauermilch-, Schmelzkise- und Kaseinwerke,
Olmiihlenindustrie,
Margarine-Industrie,
Talgschmelzen und Schmalzsiedereien, '
Fleischverarbeitende Industrie,
Fischverarbeitende Industrie,
Kaffeemittelindustrie,
Kaffee- und teeverarbeitende Industrie,
Brauerei,
Mailzerei,
Alkoholbrennereien und Spiritusreinigungsanstalten,
Spirituosenindustrie,
Weinverarbeitende Industrie,
Mineralbrunnen-, Mineralwasser- und Limonadenindustrie,
. Sonstige Erndhrungsindustrie,
Eisgewinnung,
Futtermittelindustrie.
Nachgewiesen werden der >>> Index der industriellen Nettoproduktion sowie der >>> Index der Arbeitspro-
duktivitit.
Handwerksunternehmen und -betriebe, die in diesen Industriezweigen titig sind, rechnen in der Regel nicht zu
den Nahrungs- und GenuBmittelindustrien.

Anderungen im Zeitablauf:

Zwischen den verschiedenen Ausgaben der Systematik ergaben sich geringfiigige Anderungen.
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Begriffsbeziehungen:

Die Nahrungs- und Genufimittelindustrien und das >>> Nahrungs- und GenuBmittelgewerbe (Monatsbericht
fiir Unternehmen und Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe) sind vergleichbar abgegrenzt.
Unterschiede ergeben sich im wesentlichen daraus, daB zu den Nahrungs- und Genuf3mittelindustrien Indu-
striezweige nach dem Systematischen Verzeichnis zum monatlichen Industriebericht, zum Nahrungs- und Ge-
nufimittelgewerbe dagegen Wirtschaftszweige nach der SYPRO zusammengefafit werden. Nur zum Nahrungs-
und GenuBmittelgewerbe rechnen die Bickerei, die Fleischerei, Schlachthiuser (ohne kommunale Schlachtho-
fe) sowie Fabrikschiffe, die Fische und andere Meerestiere be- und verarbeiten, soweit sie als selbstindige Ein-
heiten anzusehen sind. '

Ferner zihlen zum Nahrungs- und GenuBmittelgewerbe auch Handwerksunternehmen und -betriebe, die in die-
ser Wirtschaftshauptgruppe tétig sind; dagegen rechnen solche Unternehmen und Betriebe in der Regel nicht
zur Industrie.

Nebenbahnen

Eisenbahnstatistik (Bestandsstatistik)
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:
Gleisanlager{, die nicht die technischen Einrichtungen von >>> Hauptbahnen besitzen.
Die Nebenbahnen miissen u.a. weniger strengen Sicherheitsbestimmungen geniigen als die Hauptbahnen.

Die >>> Streckenlidngen der Nebenbahnen ergeben sich aus der in der Achse der Gleise gemessenen Linge fiir
Entfernungen zwischen Stationen, die in den 6ffentlichen Tarifen als selbstindige Anfangs- oder Endpunkte
fiir die Beforderung von Personen oder Giitern bezeichnet sind. Dabei ist es ohne Bedeutung, ob die Strecke
ein- oder mehrgleisig ausgestattet ist.

Anderungen im Zeitablauf:

Seit 1976 werden den Streckenldngen der Nebenbahnen nichtbundeseigener Eisenbahnen die Streckenlidngen
der entsprechenden Hauptbahnen hinzugerechnet.

Begriffsbeziehungen:

Nebenbahnen und Hauptbahnen (Eisenbahnstatistik) unterscheiden sich im wesentlichen dadurch, dafl Neben-
bahnen im allgemeinen fiir niedrigere Geschwindigkeiten und geringere Gewichte der sie befahrenden Ziige
eingerichtet sind als Hauptbahnen und fiir Hauptbahnen strengere Sicherheitsbestimmungen als fiir Nebenbah-
nen gelten.

Nebenbetriebe

Handwerkszihlung 1977

Begriffsinhalt:
Handwerkliche Nebenbetriebe nichthandwerklicher Unternehmen.

Als handwerkliche Nebenbetriebe gelten Betriebe, in denen Waren zum Absatz an Dritte handwerksmiBig her-
gestellt oder Leistungen fiir Dritte handwerks miBig bewirkt werden, es sei denn, daf eine solche Tatigkeit nur
in unerheblichem Umfange ausgeiibt wird oder daB es sich um einen Hilfsbetrieb handelt. Handwerkliche Ne-
benbetriebe sind als solche in die Handwerksrolle eingetragen. Zu Einzelheiten siehe § 3 der Handwerksord-
nung v. 28.12.1965 (BGBL. 19661 S. 1).

Zu den nichthandwerklichen Unternehmen rechnen Unternehmen der Industrie, des Handels, der Landwirt-
schaft oder sonstiger Wirtschafts- und Berufszweige.

Handwerkliche Nebenbetriebe von selbstdndigen Handwerksunternehmen werden bei diesen einbezogen.

Die Angaben fiir die handwerklichen Nebenbetriebe nichthandwerklicher Unternehmen beschrinken sich auf
den handwerklichen Unternehmensteil.
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NE-Metalle und -Metallhalbzeug

Index der GroBhandelsverkaufspreise
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:

Ausgewihlte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe 28 "NE-Metalle und -Metallhalbzeug" des Systemati-
schen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik, Ausgabe 1975 bzw. des Systematischen Giiterverzeichnis-
ses fiir die Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982. ’

Einbezogen sind rohe NE-Metalle sowie deren Halbzeug, Bearbeitungsabfille und Schrott.
Nicht beriicksichtigt sind Edelmetalle und deren Halbzeug sowie Bearbeitungsabfille von Edelmetallen.

- Nettoanlagevermogen

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Nachweis des >>> Anlagevermégens unter Beriicksichtigung der laufenden >>> Abschreibungen.

Bei Anwendung des Nettokonzepts wird der Bestand an Anlagegiitern mit dem Zeitwert nachgewiesen, der sich
nach Abzug der seit dem Investitionszeitpunkt aufgelaufenen Abschreibungen vom Neuwert ergibt, wihrend
beim Bruttokonzept der Neuwert ohne Beriicksichtigung der Wertminderung zugrundeliegt.

Nettoausgaben

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:

Finanzstatistische Summe, die sich aus den >>> Ausgaben ohne besondere Finanzierungsvorgange, abziiglich
der Zahlungen von anderen 6ffentlichen Bereichen errechnet.

Die Nettoausgaben zeigen die aus eigenen Einnahmequellen der jeweiligen Kérperschaft bzw. Korperschafts-
gruppe zu finanzierenden Ausgaben (Belastungsprinzip).

Anderungen im Zeitablauf:
In der Jahresrechnungsstatistik sind folgende Anderungen im Berichtskreis eingetreten:

ab 1951 einschl. Berlins (West),

ab 1960 einschl. Saarland,

ab 1962 einschl. ERP-Sondervermégen,

ab 1974 einschl. Zweckverbinden, Sozialversicherung,
Organisationen ohne Erwerbszweck,
Finanzierungsanteilen der EG.

Ferner ergaben sich ab 1974 durch haushaltsrechtliche, systematische und methodische Unterschiede folgende
Anderungen im Nachweis bestimmter Finanzvorfalle:

Die Nettoausgaben sind gegeniiber der bis 1973 giiltigen Abgrenzung vermindert um
- Zahlungen von der >>> Sozialversicherung (ohne Schuldenaufnahmen) und den >>> Zweckverbanden,

- Erstattungen (innere Verrechnungen) innerhalb des Verwaltungshaushalts der
>>> Gemeinden/ Gemeindeverbinde,

- Zinsausgaben fiir innere Darlehen der Gemeinden/ Gemeindeverbénde,
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- Ausgaben im Zusammenhang mit der Schuldenaufnahme fiir Eigenbetriebe (Darlehensgewidhrung an
Eigenbetriebe) der Gemeinden/ Gemeindeverbinde,

- Zinseinnahmen und Darlehensriickfliisse vom offentlichen Bereich der Gemeinden/ Gemeindeverbinde;

sie sind erhoht um

- Ausgaben der Gemeinden/ Gemeindeverbinde fiir Kreditbeschaffungskosten (Disagio),

- Tilgungsausgaben der Gemeinden/ Gemeindeverbinde an 6ffentlichen Bereich.

In der Haushaltsansatzstatistik sind die Nettoausgaben von >>> Bund, >>> Lastenausgleichsfonds,

>>> ERP-Sondervermégen und >>> Landern ab 1974 vermindert um die Zahlungen von der Sozialversiche-
rung (ohne Darlehen) und den Zweckverbinden.

Nettoeinkommen

Mikrozensus
Datennachweis: ab 1972

Begriffsinhalt:
Summe aller monatlichen Nettoeinkiinfte der befragten Person.

Bei abhéngig Erwerbstitigen wird das Bruttoeinkommen im Monat Mirz des Erhebungsjahres abziiglich Steu-
ern und Sozialversicherungsabgaben (ggf. auch abziiglich der Beitrage fiir private, kommunale oder staatliche
Zusatzversorgungskassen), bei unregelmafligem Einkommen und bei Selbstindigen auflerhalb der Landwirt-
schaft wird der monatliche Nettodurchschnitt im Laufe des Jahres erfragt.

Zum Nettoeinkommen rechnen alle Einkommensarten, also Einkiinfte aus Erwerbstitigkeit, aus 6ffentlichen
Renten, Pensionen und Unterstiitzungen, aus Sozialleistungen, aus privaten Renten und Unterstiitzungen, aus
eigenem Vermdgen, aus Vermietung, Verpachtung usw.

Zu den Einkiinften aus Erwerbstatigkeit zdhlen z.B. auch Gratifikationen, das 13. Monatsgehalt, Vorschiisse,
vermdgenswirksame Leistungen des Arbeitgebers; Naturalbeziige und Deputate werden mit ihrem Wert einbe-
zogen. Nicht als Abziige vom Lohn oder Gehalt, die bei der Errechnung des Nettoeinkommens zu beriicksichti-
gen sind, gelten z.B. die Miete fiir eine Werkswohnung, fiir eine betriebliche Sterbekasse, Ratenzahlungen oder
gerichtliche Lohn- und Gehaltspfandungen, Sparbetrige fiir das vermogenswirksame Sparen und dhnliche Be-
trige, die vom Arbeitgeber vor der Auszahlung einbehalten werden. Freie Unterkunft und Verpflegung und an-
dere Sachbeziige zihlen in entsprechender Hohe ebenfalls zum Nettoeinkommen. Nicht einbezogen werden
Trennungsentschiadigungen, Auslosungen und dhnliche Betrage. '

Einmalige Zahlungen, wie Lotteriegewinne, Auszahlungen von Lebensversicherungen, Hauptentschadigungen
des Lastenausgleichs usw., werden nicht einbezogen.

Das Nettoeinkommen wird nicht bei >>> Selbstdndigen in der Landwirtschaft und nicht bei allen

>>> Mithelfenden Familienangehdrigen ohne Pflichtversicherung in der Rentenversicherung erfragt, auch
dann nicht, wenn diese Personen als Haupteinkommensquelle z. B. Einkiinfte aus Rente 0.4. beziehen.

Begriffsbeziehungen:

Wihrend das Nettoeinkommen die Summe der Nettoeinkiinfte eines einzelnen Haushaltsmitglieds darstellt,
sind im >>> Haushaltseinkommen (Mikrozensus) die Nettoeinkiinfte aller zum jeweiligen Haushalt rechnenden
Personen zusammengefafit.

Nettoinlandsprodukt zu Faktorkosten (Nettowertschopfung)

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Summe der in der Volkswirtschaft (in tieferer Gliederung in den Sektoren bzw. Wirtschaftsbereichen) im Zuge
der Produktion entstandenen >>> Erwerbs- und Vermégenseinkommen, namlich >>> Einkommen aus unselb-
standiger Arbeit und >>> Einkommen aus Unternehmertéitigkeit und Vermégen.
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Der Beitrag eines Sektors bzw. Wirtschaftsbereichs zum Nettoinlandsprodukt zu Faktorkosten (= Nettowert-
schopfung) ergibt sich nach Abzug der >>> Abschreibungen sowie des Saldos aus >>> Produktionssteuern und
>>> Subventionen von seiner >>> Bruttowertschopfung,

N ettoinvestitioneli

Volkswinschaftl{che Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Die Nettoinvestitionen ergeben sich nach Abzug der >>> Abschreibungen von den >>> Bruttoinvestitionen. Sie
stellen - zusammen mit dem >>> Finanzierungssaldo - die >>> Vermégensbildung in den Sektoren (bzw. zu-
sammengefaBit in der gesamten Volkswirtschaft) dar.

Begriffsbeziehungen:
Bruttoanlageinvestitionen

+

Vorratsveranderung,

Bruttoinvestitionen

Abschreibungen

Nettoinvestitionen

Finanzierungssaldo (Verinderung der Forderungen abziigl. Verénderung der Verbindlichkeiten)
Vermogensbildung,

I+ n

Nettolohn- und -gehaltsumme

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt: _
>>> Bruttolohn- und -gehaltsumme minus >>> tatsichliche Sozialbeitrage der Arbeitnehmer und Lohnsteuer.

Die auf Pensionen entfallende Lohnsteuer bleibt bei der Ermittlung der Nettolohn- und -gehaltsumme unbe-
riicksichtigt.

Anderungen im Zeitablauf:

Die zur Ermittlung der Nettolohn- und -gehaltsumme vom Bruttobetrag abzuziehende Lohnsteuer wird nicht
um die seit 1971 gewahrte Arbeitnehmersparzulage gekiirzt. 1970 und 1971 ist der riickzahlbare Konjunktur-
zuschlag in der Lohnsteuer enthalten, seine ab 1972 erfolgte Riickzahlung ist abgezogen. Der abzuziehende
Lohnsteuerbetrag schlieft den 1973 und 1974 erhobenen Stabilitdtszuschlag ein, .

Nettopriimien fiir Schadenversicherungen

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Summe aus den in den Beitragseinnahmen fiir Schadenversicherungen enthaltenen Risikoanteilen und Vermo-
gensertriagen sowie Kursgewinnen aus dem Schadenversicherungsgeschift.

Da die Vermogensanlagen bei der Schadenversicherung - im Gegensatz zur Lebensversicherung - nur aus den
kurzfristig zuriickgesteliten Leistungen fiir Schadenfalle und Beitragsriickerstattungen sowie aus den Beitrags-
iibertrigen gebildet werden, haben die Vermogensertrdge im Schadenversicherungsgeschift, verglichen mit der
Lebensversicherung, nur verhéltnismifig geringe quantitative Bedeutung,
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Nettoproduktionswert ohne Umsatzsteuer

1. Jahreserhebung (Kostenstrukturerhebung) bei Unternehmen des Bergbaus und des Verarbeitenden

Gewerbes
Datennachweis: ab 1975

2. Jahreserhebung (Kostenstrukturerhebung) bei Unternehmen des Baugewerbes
Datennachweis: ab 1975, fiir die neuen Bundeslinder und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:

Der Nettoproduktionswert ohne Umsatzsteuer ist der >>> Bruttoproduktionswert ohne Umsatzsteuer, vermin-
dert um >>> Materialverbrauch, Einsatz an Handelsware, Kosten fiir Lohnarbeiten.

Der Bruttoproduktionswert ist die im Geschéftsjahr erbrachte Gesamtleistung eines Unternehmens im be-
triebswirtschaftlichen Sinne. Hiervon werden die Kosten fiir den Verbrauch an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen
(Materialverbrauch), der Einsatz an Handelsware (bewertet zu Anschaffungskosten) sowie die Kosten fir
Fremd- und Nachunternehmerleistungen als wichtigste Vorleistungsgrofien abgesetzt.

Der Nettoproduktionswert ohne Umsatzsteuer ist eine Nettoleistungsgrofie und entspricht dem Rohertrag in der
betriebswirtschaftlichen Terminologie. Er unterscheidet sich vom Census Value Added der internationalen In-
dustriestatistik insofern, als er noch die Kosten fiir Reparaturen, Instandhaltungen, Installationen, Montagen
u.d. enthilt.

Nettosozialprodukt

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
>>> Bruttosozialprodukt abziiglich >>> Abschreibungen.

Nachweis des Sozialprodukts nach Abzug der infolge von Verschleifl und wirtschaftlichem Veralten im Pro-
duktionsprozef} einer Berichtsperiode eingetretenen Wertminderung am eingesetzten Anlagevermogen.

Nettoumsatz

Handwerkszihlung 1977

Begriffsinhalt:

Gesamtbetrag der abgerechneten Lieferungen und Leistungen an Dritte, die von >>> selbstidndigen Hand-
werksunternehmen und von handwerklichen >>> Nebenbetrieben nichthandwerklicher Unternehmen erbracht
wurden - ohne Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer).

Zum >>> Umsatz rechnen auch die steuerfreien Umsitze sowie die Erlose aus Lieferungen und Leistungen an
mit dem Unternehmen verbundene selbstindige Konzern- und Verkaufsgesellschaften.

Der Eigenverbrauch wird in Hohe des Herstellungswertes oder des Einkaufspreises der bezogenen Waren
einschl. Beschaffungskosten einbezogen.

Ferner sind getrennt in Rechnung gestellte Kosten fiir Fracht, Porto und Verpackung beriicksichtigt.

Preisnachldsse (Rabatte, Boni, Skonti, Abziige, die auf Beanstandungen beruhen, u. dgl.) sowie Retouren sind
dagegen vom Umsatz abgesetzt.

Die Erfassung des Umsatzes erfolgt unabhingig vom Zeitpunkt des Zahlungseinganges.

Nicht im Umsatz enthalten sind auBerordentliche und betriebsfremde Ertrige, wie Erlose aus dem Verkauf von
Anlagegiitern, aus der Verpachtung von Grundstiicken, Zinsen, Dividenden u. dgl.

Der Nettoumsatz zuziiglich der Umsatzsteuer ergibt den "Bruttoumsatz”
(Handwerkszihlung 1977).
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Begriffsbeziehungen:

Der Nettoumsatz und der Umsatz (Monatlicher Industriebericht, Industriebericht-Totalerhebung - September,

Unternehmenserhebung im Berbau und in der Industrie (ohne Bauindustrie), Monatsbericht fiir Unternehmen

und Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe) sind annahernd gleich abgegrenzt. .
In den genannten Statistiken geht jedoch - im Unterschied zur Handwerkszihlung 1977 - der Eigenverbrauch

nicht in den Umsatz ein.

Dagegen wird beim Umsatz in der GroBhandelsstatistik, der Einzelhandelsstatistik und der Gastgewerbestati-

stik der Eigenverbrauch einbezogen.

Nettowertschopfung zu Faktorkosten

1. Jahreserhebung (Kostenstrukturerhebung) bei Unternehmen des Bergbaus und des Verarbeitenden

Gewerbes
Datennachweis: ab 1975

2. Jahreserhebung (Kostenstrukturerhebung) bei Unternehmen des Baugewerbes
Datennachweis: ab 1975; fiir die neuen Bundeslinder und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:

Die Nettowertschopfung zu Faktorkosten ist die >>> Bruttowertschépfung zu Faktorkosten, vermindert um die
>>> Abschreibungen.

Die Bruttowertschopfung zu Faktorkosten enthilt - nach Abzug aller Vorleistungen und des Saldos aus indirek-
ten Steuern und Subventionen - die insgesamt produzierten Giiter und Dienstleistungen zu den am Markt er-
zielten Preisen und ist somit der Wert, der den Vorleistungen durch Bearbeitung hinzugefligt worden ist.

Die Abschreibungen stellen die Wertminderung dauerhafter Produktionsmittel infolge des Verschleifies im
ProduktionsprozeB und wirtschaftlichen Veraltens dar.

Die Nettowertschopfung zu Faktorkosten dient der Entlohnung der im Produktionsprozef eingesetzten Produk-
tionsfaktoren. Sie stellt das Einkommen der Produktionsfaktoren nach Erhaltung des realen Vermogensbestan-
des (d.h. nach Abzug der Abschreibungen), nach Abfiihrung der indirekten Steuern an den Staat und nach Be-
riicksichtigung der vom Staat gewéhrten Subventionen dar.

Die Nettowertschépfung entspricht dem Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Faktorkosten und umfaft neben
dem >>> Bruttoeinkommen aus unselbstindiger Arbeit das >>> Einkommen aus Unternehmertatigkeit und
Vermogen.

Neuausleihungen

Statistik der Boden- und Kommunalkreditinstitute
Datennachweis: 1962 bis Mirz 1980

Begriffsinhalt:

Langerfristige Darlehen, die von Boden- und Kommunalkreditinstituten tatsdchlich neu gewahrt (ausbezahlt)
werden.

Die liangerfristigen Darlehen umfassen Hypothekarkredite auf Grundstiicke und Schiffe,

>>> Kommunaldarlehen ("reine" kommunalverbiirgte Darlehen und kommunalverbiirgte Hypotheken), Lan-
deskulturdarlehen und sonstige Darlehen.

Zu den Boden- und Kommunalkreditinstituten zihlen die unter das Hypothekenbankgesetz, das Pfandbriefge-
setz und das Schiffsbankgesetz fallenden Institute sowie die Landwirtschaftliche Rentenbank, die Deutsche
Siedlungs- und Landesrentenbank (bis 1965 Deutsche Landesrentenbank) und die Bayerische Landesboden-
kreditanstalt (seit 1.7.1972 rechtlich unselbstéindige Anstalt der Bayerischen Landesbank Girozentrale).
Neben den Darlehen im eigenen Namen und fiir eigene Rechnung der Boden- und Kommunalkreditinstitute
werden auch Darlehen im eigenen Namen und fiir fremde Rechnung (durchlaufende Kredite) nachgewiesen.
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Die Neuvausleihungen setzen sich zusammen aus den neu gewihrten >>> Darlehen an Nichtbanken und den
neu gewdhrten >>> Darlehen an Kreditinstitute. Zu den neu gewéhrten Darlehen an Kreditinstitute rechnen
dabei auch Darlehen, die sich die Boden- und Kommunalkreditinstitute gegenseitig gewihren.

‘Nicht zu den Neuausleihungen zihlen neu gewiihrte Kontokorrentkredite, Schuldscheindarlehen an Industrie-

unternehmen in privater Rechtsform, Industriekredite an Industrieunternehmen in privater Rechtsform gegen
Ubereignung bzw. Verpfiandung von Waren oder Inventar sowie die im fremden Namen und fiir fremde Rech-
nung gewdhrten Kredite (Verwaltungskredite).

Anderungen im Zeitablauf:

Bis Ende 1968 wurden bei den Hypothekarkrediten auf Wohngrundstiicke und bei den kommunalverbiirgten
Hypotheken auf Wohngrundstiicke die neu gewéhrten Hypotheken fiir Wohnungsaltbauten (Wohnbauten, die
vor dem 8.5.1945 errichtet wurden) nicht einbezogen.

Neuzulassungen fabrikneuer Kraftfahrzeuge und -anhiinger

Statistik des Kraftfahrzeug- und Kraftfahrzeuganhiingerbestandes
Datennachweis: ab 1952

Begriffsinhalt:

Zulassung fabrikneuer Fahrzeuge zum Verkehr auf 6ffentlichen Straflen, d.h. Erteilung einer Betriebserlaubnis
und Zuteilung eines amtlichen Kennzeichens fiir fabrikneue Kraftfahrzeuge mit einer Héchstgeschwindigkeit
von mehr als 6 km/h bzw. fiir ihre Anhinger.

Nicht zulassungspflichtige Fahrzeuge, die nach der Straflenverkehrs-Zulassungs-Ordnung bestimmt werden,
kénnen auf Antrag einen Fahrzeugbrief erhalten. Sie werden dann dem iiblichen Zulassungsverfahren unter-
worfen und als zugelassene Fahrzeuge an das Kraftfahrt-Bundesamt gemeldet.

Nicht ausgewiesen werden Erstzulassungen von gebrauchten aus dem Ausland eingefiihrten Fahrzeugen, von
inlidndischen Fahrzeugen, die bisher nicht den Bestimmungen der Strafienverkehrs-Zulassungs-Ordnung unter-
lagen und die Wiederzulassungen inldndischer Fahrzeuge, die zwischenzeitlich abgemeldet waren.

Nichtabzugsfiihige Umsatzsteuer

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Die ab 1968, dem Jahr der Einfithrung des Mehrwertsteuersystems, nachgewiesene nichtabzugsfihige Umsatz-
steuer umfaft den Teil der in Rechnung gestellten Mehrwertsteuer und der abgefiihrten Einfuhrumsatzsteuer,
der bei den Kéufern der mit Umsatzsteuer belasteten Giiter bei der Ermittlung ihrer Mehrwertsteuerschuld
nicht als Vorsteuer abgezogen werden kann, also auf den besteuerten Giitern endgiiltig lastet.

Von der Steueraufkommensseite betrachtet umschlieft die nichtabzugsfihige Umsatzsteuer sowohl das Kassen-
aufkommen des Staates an Mehrwertsteuer und Einfuhrumsatzsteuer als auch die "einbehaltene" Umsatzsteuer.

Bei der einbehaltenen Umsatzsteuer handelt es sich um Umsatzsteuerbetriige, die die Produzenten bei der An-
wendung der Normalregelung laut Umsatzsteuergesetz (UStG) hitten zahlen miissen, infolge von Sonderrege-
lungen jedoch ganz oder teilweise nicht an den Staat abzuflihren brauchen. )

Solche Sonderregelungen enthalten § 24 UStG fiir die Besteuerung der Landwirtschaft, § 26 Abs. 4 UStG in
Verbindung mit der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift hierzu vom 16. Mai 1973 fiir die Berechtigung zur
Umsatzsteuerkiirzung fiisr Waren- und Dienstleistungsbeziige aus der ehem. DDR und Berlin (Ost), Artikel I
des Berlinforderungsgesetzes fiir die Besteuerung der Lieferungen Berliner Unternehmen an Unternehmen im
ibrigen Bundesgebiet, die ab 1980 geltende Neufassung des § 19 UStG, der die Besteuerung von Unternehmen
mit niedrigem Gesamtumsatz regelt, sowie § 28 UStG von 1967 fiir die einmalige Entlastung der Altvorrite im
Jahr 1968.

Der den Europdischen Gemeinschaften als eigene Einnahme zustehende Umsatzsteueranteil wird als Steuer-
einnahme des Staates gebucht. Die Betrige werden - diesem Vorgehen entsprechend - auBerdem als laufende
Ubertragungen des Staates an die iibrige Welt nachgewiesen.
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Anderungen im Zeitablauf:

Der Korrekturposten der "nichtabzugsfahigen Umsatzsteuer" (in jeweiligen Preisen) wird mit dem Ubergang,
auf das Mehrwertsteuersystem ab dem Berichtsjahr 1968 erforderlich.

Fiir die Berechnung in konstanten Preisen ergibt sich mit der Wahl eines nach 1968 liegenden Preisbasisjahres
- zur Zeit 1980 - die Notwendigkeit, diesen globalen Korrekturposten fiir den gesamten in konstanten Preisen
dargestellten Zeitraum nachzuweisen, also auch fir die Jahre 1960 bis 1967. Die Deflationierung von reinen
Geldleistungen bereitet - anders als bei den Giiterstrdmen - besondere Probleme, da eine direkte Aufteilung der
Angaben in eine Preis- und eine Mengenkomponente nicht moglich ist, also Behelfslosungen gesucht werden
miissen. Nach einer Konvention auf EG-Ebene soll sich die reale Entwicklung der nichtabzugsfahigen Um-
satzsteuer nach der Volumenentwicklung der besteuerten Giiter richten. Bei dieser Berechnung wird fiir alle
Jahre von den fiir das Jahr 1980 geltenden Steuersitzen ausgegangen, die an die mit nichtabzugsfahiger Um-
satzsteuer belasteten Waren und Dienstleistungen - ebenfalls bewertet mit Preisen von 1980 - angelegt werden.
Unter diesen Annahmen ist es somit méglich, in Preisen von 1980 nicht abzugsfahige Umsatzsteuer auch fiir
die Jahre vor 1968 zu ermitteln. Zur Interpretation dieses Postens sei darauf hingewiesen, daB er keine Aussage
iiber die reale Kaufkraftentwicklung der betreffenden Steuereinnahmen des Staates erlaubt, sondern eine fiktive
GroBe darstellt, die diejenige Um satzsteuerbelastung der Giiter mifit, die sich ergeben hitte, wenn in allen Jah-
ren die Umsatzsteuersitze und die Preise des Jahres 1980 gegolten hétten.

Begriffsbeziehungen:

1. Produktionssteuern

Nichtabzugsfahige Umsatzsteuer

Einfulirabgaben

Indirekte Steuern

2, Bruttowertschopfung aller Wirtschaftsbereiche (bereinigt)

Nichtabzugsfahige Umsatzsteuer

Einfuhrabgaben : ’
Bruttoinlandsprodukt

+
+

+ o+

Nichtbundeseigene Eisenbahnen

1. Eisenbahnstatistik (Bestandsstatistik)
Datennachweis: ab 1966

2. Eisenbahnstatistik (Statistik der Personen- und Giiterbeforderung auf Eisenbahnen)
Datennachweis: ab 1966

3. Statistik der Personenbeforderung im StraBenverkehr
Datennachweis: ab 1980

Begriffsinhalt:

Alle auskunftspflichtigen >>> Unternehmen, die dem &ffentlichen Verkehr dienende Eisenbahnen betreiben,
mit Ausnahme der >>> Deutschen Bundesbahn. ’ ’

Eisenbahnen dienen dann dem offentlichen Verkehr, wenn sie nach ihrer Zweckbestimmung jedermann zur
Personen- und Giiterbeférderung benutzen kann.

Nicht eingeldste Schecks (Riickschecks)

\

Statistik der Wechselproteste und der nicht eingeldsten Schecks
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:

Von Landeszentralbanken, Kreditinstituten (einschlieBlich Teilzahlungskreditinstituten) sowie Postscheck- und
Postsparkassendmtern nicht eingeloste Schecks.
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Nicht eingeldste Schecks sind Schecks, die bei dem bezogenen Institut zur Einlésung vorgelegt und mangels
Zahlung mit einem Vorlegungsvermerk des bezogenen Instituts versehen werden. Der Vorlegungsvermerk ist
eine schriftliche, datierte Erklarung des Bezogenen auf dem Scheck, nach dem der Scheck rechtzeitig eingelie-
fert, aber nicht bezahlt worden ist.

Zu den Kreditinstituten rechnen auch Kreditgenossenschaften, sofern diese berichfspﬂichtig sind.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. November 1980 wurden nicht eingeldste Schecks von Postscheck und Postsparkassenéimtern nicht
nachgewiesen.

Nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene
Rechtspersonlichkeit

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Diese Position enthélt hauptsichlich die nichtentnommenen Gewinne sowie Einlagen und Darlehen (nach Ab-
zug, der Riickzahlungen) der privaten Haushalte in Einzelunternehmen und Personengesellschaften, ferner die
Eigenmittel der privaten Haushalte als Bauherren, sofern diese Mittel nicht iiber Bausparkassen aufgewendet
werden (zugeteilte Bauspareinlagen und Tilgungsbetrige fiir Bauspardarlehen).

Die iiber Bausparkassen aufgebrachten Mittel werden - in Ubereinstimmung mit der Finanzierungsrechnung
der Deutschen Bundesbank - als >>> Vermggensiibertragungen nachgewiesen.

Da die nichtentnommenen Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersénlichkeit nur als RestgroRe
ermittelt werden kdnnen, namlich im Haushaltssektor als Differenz zwischen der >>> Ersparnis und dem Saldo
der Vermogensiibertragungen einerseits und dem aus der Finanzierungsrechnung der Deutschen Bundesbank
ibernommenen >>> Finanzierungssaldo der privaten Haushalte andererseits, kommen in ihnen neben Unge-
nauigkeiten in der Berechnung der erwihnten Positionen auch gewisse Abgrenzungsschwierigkeiten zum Aus-
druck.

So enthalt der Finanzierungssaldo der privaten Haushalte z.B. nicht den Nettoerwerb von GmbH- und Genos-
senschaftsanteilen an Produktionsunternehmen; dieser ist folglich Bestandteil der nichtentnommenen Gewinne
der Unternehmen ohne eigene Rechtspersonlichkeit.

Die Position enthélt auflerdem die Verinderung der Pensionsriickstellungen bei privaten Unternehmen ohne ei-
gene Rechtspersénlichkeit. Ferner schliefit sie die von privaten Organisationen ohne Erwerbszweck zur Finan-
zierung ihrer Nettoinvestitionen verwendeten Mittel ein, sofern hierfiir nicht Kredite in Anspruch genommen
worden sind.

Nichtentnommene Gewinne der Unternehmen (vor und nach der
Einkommensumverteilung)

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Restgrofie, aus dem >>>Volkseinkommen
wie folgt abzuleiten:
1. Volkseinkommen
- Bruttoeinkommen aus unselbstindiger Arbeit

=  Bruttoeinkommen aus Unternehmertitigkeit und Vermégen- Entnommene Gewinne der privaten
Haushalte aus Unternehmen ohne eigene Rechtspersonlichkeit und Vermégenseinkommen des
Staates und der privaten Haushalte, vor Abzug von éffentlichen Abgaben u.4.

= Nichtentnommene Gewinne der Unternehmen vor der Umverteilung
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2. Volkseinkommen
- Bruttoeinkommen aus unselbstindiger Arbeit
=  Bruttoeinkommen aus Unternehmertitigkeit und Vermogen
- Offentliche Abgaben u.a. auf Einkommen aus Unternehmertitigkeit und Vermégen

- Entnommene Gewinne der privaten Haushalte aus Unternehmen ohne eigene Rechtspersonlichkeit und
Vermogenseinkommen des Staates und der privaten Haushalte, nach Abzug von éffentlichen Abgaben
u.a

=  Nichtentnommene Gewinne der Unternehmen nach der Umverteilung

Nichterwerbspersonen

1.1 Volks- und Berufszihlung 1987

1.2 Mikrozensus
Datennachweis: ab 1964

1.3 Vorausschiitzung der deutschen Erwerbspersonen
Datennachweis: 1972 bis 1999

Begriffsinhalt: _
Personen, die keine auf Erwerb gerichtete Titigkeit ausiiben und auch keine Arbeitsstelle suchen.

Dazu zihlen z.B. Kinder, Schiiler, Studenten, iltere Personen und Frauen, die ausschlieBlich im eigenen Haus-
halt titig sind ("Nurhausfrauen").

Personen unter 15 Jahren zihlen grundsitzlich zu den Nichterwerbspersonen.

In der Vorausschéitzung der deutschen Erwerbspersonen werden nur Daten iiber deutsche Nichterwerbsperso-
nen geschitzt und nachgewiesen; es handelt sich um Jahresdurchschnittswerte.

Die Nichterwerbspersonen werden im Mikrozensus auch nach ihrem iiberwiegendem Lebensunterhalt geglie-
dert, wobei als iiberwiegende Unterhaltsquelle Rente und dgl. und Angehérige in Frage kommen. Zu Einzelhei-
ten siehe unter :

>>> Bevélkerung/ Erwerbspersonen/ Nichtemerbspersonen/ Erwerbslose mit
>>> jiberwiegendem Lebensunterhalt durch Rente und dgl. bzw.
>>> iiberwiegendem Lebensunterhalt durch Angehérige/ Angehérige (Eltern usw.).

Anderungen im Zeitablauf:

Im Mikrozensus galten bis einschl. 1975 nur Personen unter 13 Jahren grundsitzlich als Nichterwerbsperso-
nen.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.

2. Wanderungsstatistik
Datennachweis: 1957 bis 1984

Begriffsinhalt:

Personen, die bei >>> Zuziigen bzw. >>> Fortziigen im An- bzw. Abmeldeschein der Einwohnermeldedmter
keine Berufsbezeichnung angegeben haben. Diese Personen haben im An- bzw. Abmeldeschein z.B. die Be-
zeichnungen "Schiiler”, "Student", "Rentner", "Pensiondr" oder "Hausfrau" eingetragen.

Ab April 1984 werden in der Wanderungsstatistik statt der Nichterwerbspersonen >>> Nichterwerbstitige
nachgewiesen (Nichterwerbstitige - Erwerbslose = Nichterwerbspersonen).

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.

3. Statistik des Kraftfahrzeug- und Kraftfahrzeuganhingerbestandes
Datennachweis: ab 1952
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Begriffsinhalt:
Personen, die in den Kraftfahrzeugzulassungsmeldungen keine Berufsbezeichnung angegeben haben.

Diese Personen haben in der Kraftfahrzeugzulassungsmeldung z.B. die Bezeichnungen "Schiiler”, "Student",
"Rentner", "Pensionir", oder "Hausfrau" eingetragen.

In der Statistik des Kraftfahrzeug- und Kraftfahrzeuganhéngerbestandes werden >>> Fahrzeugbestande nach
Fahrzeugarten und Fahrzeughaltern, oder- unter "Nichterwerbspersonen und ohne Angaben" nachgewiesen.
Als Fahrzeughalter gilt derjenige, auf den das Fahrzeug zugelassen wird. Halter und Eigentiimer eines Fahr-
zeuges miissen nicht identisch sein. Als "Nichterwerbspersonen und ohne Angaben" werden alle Fahrzeughal-
ter bezeichnet, die in den Zulassungsmeldungen keine Berufsbezeichnung angegeben oder iiberhaupt keine An-
gaben gemacht haben.

Anderungen im Zeitablauf:

Von 1952 bis 1967 sind die >>> Lastkraftwagen der Nichterwerbspersonen und der Personen ohne Angaben im
Lastkraftwagenbestand der >>> Beamten enthalten.

Begriffsbeziehungen:

/
Unterschiede zwischen dem Begriff Nichterwerbspersonen in den genannten Statistiken ergeben sich bei der
Einbeziehung erwerbstétiger Schiiler, Studenten, Rentner, Pensionire u. dgl.: Geben diese Personengruppen im
An bzw. Abmeldeschein bzw. in den Kraftfahrzeugzulassungsmeldungen die Berufsbezeichnung "Schiiler",
"Studenten”, "Rentner” oder "Pensiondr" an, so rechnen sie in der Wanderungsstatistik bzw. in der Statistik des
Kraftfahrzeug- und Kraftfahrzeuganhingerbestandes in jedem Fall zu den Nichterwerbspersonen, auch wenn
sie nebenbei z.B. geringfiigige oder aushilfsweise Erwerbstatigkeiten ausiiben. In der Volks- und Berufszihlung
1987, im Mikrozensus und in der Vorausschitzung der deutschen Erwerbspersonen hingegen zihlen Personen,
auch wenn sie nur geringfiigig oder aushilfsweise erwerbstitig sind, in keinem Fall zu den Nichterwerbsperso-
nen. In der Vorausschatzung der deutschen Erwerbspersonen werden ferner nur Daten iiber deutsche Nichter-
werbspersonen geschitzt und nachgewiesen.

Im Unterschied zu den Nichterwerbspersonen handelt es sich bei den >>> Erwerbspersonen in der Volks- und
Berufszdhlung 1987, im Mikrozensus und in der Vorausschitzung der deutschen Erwerbspersonen um Perso-
nen im Alter von mindestens 15 Jahren, die entweder eine auf Erwerb gerichtete T4tigkeit ausiiben, unabhén-
gig von der Bedeutung des Ertrags dieser Tatigkeit fiir ihren Lebensunterhalt und ohne Riicksicht auf die von
ihnen geleistete bzw. zu leistende Arbeitszeit (= Erwerbstitige), oder die nicht unmittelbar am Erwerbsleben
teilnehmen, aber eine Erwerbstitigkeit suchen (= Erwerbslose); in der Vorausschitzung der deutschen Erwerb-
spersonen werden nur Daten iiber deutsche Erwerbspersonen geschitzt und nachgewiesen. Zur Abgrenzung,
der Nichterwerbspersonen gegeniiber den >>> Nichterwerbstitigen (Wohngeldstatistik, Gebiude- und Woh-
nungszdhlung 1987) siehe dort.

Nichterwerbstitige

1. Gebiude- und Wohnungsziihlung 1987

Begriffsinhalt;

Personen, die keinerlei auf Erwerb gerichtete Tétigkeit ausiiben. Hierzu zdhlen auch Hausfrauen/ -ménner so-
wie ausschliefitich ehrenamtlich Tétige. Nicht enthalten sind Rentner/ Pensionire, weil sie gesondert nachge-
wiesen werden.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3. ‘

2. Wanderungsstatistik
Datennachweis: ab 1984 .

Begriffsinhalt:

Personen, die bei >>> Zuziigen bzw. >>> Fortziigen im An- und Abmeldeschein der Einwohnermeldesimter
angegeben haben, nicht erwerbstitig zu sein. Alle iibrigen Personen werden als Erwerbstitige nachgewiesen.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.
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3. Wohngeldstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

>>> Rentner, Pensionire sowie Personen, die keine auf Erwerb gerichtete Tétigkeit ausiiben und nicht zu den
Rentnern, Pensionéren rechnen ("sonstige Nichterwerbstitige").

Zu den sonstigen Nichterwerbstétigen zahlen z.B. die Empfanger von Sozialhilfe und von Kriegsopferfiirsorge,
Arbeitslose sowie Schiiler und Studenten.

Nachgewiesen werden >>> Wohngeldempfénger, die zu den Rentnern, Pensioniren bzw. zu den sonstigen
Nichterwerbstitigen rechnen. Wohngeldempfinger sind Personen, die fur sich - und ggf. ihre bei der Gewéh-
rung von Wohngeld zu beriicksichtigenden >>> Familienmitglieder - Wohngeld beziehen. Insoweit konnen
unter den Nichterwerbstitigen auch Haushalte verstanden werden, deren Antragberechtigte bzw. Haushalts-
vorstande zu den Nichterwerbstitigen rechnen.

Begriffsbeziehungen:

Im Unterschied zu den Nichterwerbstitigen in der Gebdude- und Wohnungszihlung und in der Wanderungs-
statistik umfassen die "sonstigen Nichterwerbstétigen" und die "Rentner, Pensionire" (beide Wohngeldstatistik)
auch alle Erwerbslosen. : :

Die >>> Nichterwerbspersonen (Volks- und Berufszahlung 1987, Mikrozensus, Wanderungsstatistik, Voraus-
schitzung der deutschen Erwerbspersonen) umfassen auch die Schiiler und Studenten. Zu beachten ist jedoch,
daf in der Gebiude- und Wohnungszihlung Wohnparteien (Haushalte) nachgewiesen werden, deren Haus-
haltsvorstiinde zu den Nichterwerbstitigen (ohne Schiiler und Studenten) zihlen, wéhrend unter den Nichter-
werbspersonen Personenzahlen nachgewiesen werden. AuBerdem kénnen in den Nichterwerbstétigen (chne
Schiiler und Studenten) auch Erwerbstitige enthalten sein, die ihren iiberwiegenden Lebensunterhalt nicht aus
ihrer Erwerbstitigkeit, sondern z.B. aus Vermégenseinkiinften bestreiten.

Nichtlandwirtschaftliche Betriebsgebiude

1. Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

2. Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Lander und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:
>>> Nichtwohngebiude, die nicht land- oder forstwirtschaftlichen, Gartnerei- oder Fischereizwecken dienen.

Hierzu gehoren alle Nichtwohngebiude, die iiberwiegend fur die Produktion, Lagerung, Verteilung und den
Transport von Waren, fiir den Personenverkehr, die Nachrichteniibermittlung, die Bereitstellung von Dienst-
leistungen und fiir die Beseitigung von Abfallen bestimmt sind.

Nicht mit einbezogen werden >>> Biiro- und Verwaltungsgebdude, >>> Anstaltsgebiude, >>> Schulgebidude
und sonstige Nichtwohngebiude.

Nichtoffentliche Bauherren

Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:
>>> Private Haushalte und >>> Unternehmen als >>> Bauherren.

Bei den Unternehmen wird unterschieden zwischen >>> gemeinniitzigen’ Wohnungs- und lindlichen Sied-
lungsunternehmen, sonstigen Wohnungsunternehmen, >>> Immobilienfonds und sonstigen Unternehmen.

Nicht hierzu gehoren Gebietskorperschaften, sofern sie nicht wirtschaftliche Unternehmen mit eigener Rechts-
personlichkeit sind, Sozialversicherung, Vereine, Verbinde oder andere Zusammenschliisse, die entweder ge-
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meinniitzige Zwecke verfolgen oder der Forderung bestimmter Interessen ihrer Mitglieder bzw. anderer Grup-
pen dienen.

Nichtwohngebiude

1. Preisindizes fiir Bauwerke
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:

>>> Gebdude, die iiberwiegend fiir Nichtwohnzwecke bestimmt sind. Hierzu gehéren: >>> Biiro- und Verwal-
tungsgebiude, >>> landwirtschaftliche Betriebsgebiude und >>> gewerbliche Betriebsgebiude.

2. Alle folgenden Bautiitigkeitsstatistiken

Begriffsinhalt: .

>>> Hochbauten, die iiberwiegend Nichtwohnzwecken dienen. Als Nichtwohnzwecke gelten z.B. gewerbliche,
landwirtschaftliche, soziale, kulturelle oder Verwaltungszwecke. Zu den Nichtwohngebiuden zihlen

>>> Anstaltsgebiude, >>> Biiro- und Verwaltungsgebiude, >>> nichtlandwirtschaftliche Betriebsgebiude,
>>> landwirtschaftliche Betriebsgebdude, >>> Schulgebiude und "sonstige Nichtwohngebiude".

Unter "sonstige Nichtwohngebaude" werden Universitéts- und Hochschulgebiude, Gebiude von Sportanlagen,
Theater, Kirchen und Kulturhallen nachgewiesen.

Wird mindestens die Halfte der Gesamtnutzfliche fiir Wohnzwecke genutzt, so gilt das Gebiude als

>>> Wohngebéaude.

>>> Baumafnahmen, die den Wohnraumbestand nicht verdndern und bei denen der umbaute Raum keine

350 cbm betrégt bzw. deren Bauaufwand keine 25 000 DM erreicht (sog. Bagatellbauten) werden nicht erfafit.
Bauten, die nicht von Wanden umschlossen sind, und freistehende selbstéindige Konstruktionen gelten nicht als
Gebdude und entsprechend auch nicht als Nichtwohngebiude.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis Ende 1964 lag die Grenze fiir die Erfassung von Bagatellbauten bei 100 cbm umbauten Raum bzw. -
5 000 DM veranschlagten reinen Baukosten.

Begriffsbeziehungen:

Die Nichtwohngebaude entsprechen nicht den sonstigen >>> Gebauden in der Gebaude- und Wohnungszih-
lung 1968: Zwar dienen sowohl Nichtwohngebiude als auch "sonstige Gebiude" iiberwiegend Nichtwohnzwek-
ken. In den Bautitigkeitsstatistiken werden jedoch alle Nichtwohngebiude einbezogen, wihrend in der Gebau-
de- und Wohnungszidhlung nur solche beriicksichtigt werden, die zugleich Wohnraum enthalten.

.2.1 Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955

Begriffsinhalt:

Erfafit werden Nichtwohngebaude, fiir die die zustindigen Behorden eine Bauerlaubnis gegeben haben, auch
wenn es sich um eine vorldufige, mit Auflagen versehene oder eine Teilgenehmigung handelt.

Nichtwohngebiude, die lediglich der Zustimmung der Baubehérden bediirfen (Baumafnahmen des Bundes und
der Lander, die unter der erforderlichen qualifizierten Leitung stehen), rechnen ebenfalls zu den genehmigten
Nichtwohngebiuden.

2.2 Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 1955

Begriffsinhalt:

Erfafit werden bezugsfertige Nichtwohngebiude, bei denen die Bauarbeiten weitgehend abgeschlossen sind.
Nichtwohngebdude, bei denen lediglich noch Schénheitsarbeiten vorzunehmen sind, gelten als fertiggestellt.
Beziiglich des Zeitpunktes der Fertigstellung ist die Ingebrauchnahme und nicht die baupolizeiliche SchluBab-
nahme entscheidend. ,
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2.3 Statistik des Bauiiberhanges
Datennachweis: ab 1955

Begriffsinhalt: .

Erfaft werden Nichtwohngebiude, die genehmigt, aber am 31.12. des Berichtsjahres noch nicht fertiggestellt
sind. Zur Abgrenzung der Baugenehmigungen und Baufertigstellungen siehe unter 2.1 und 2.2.

Normalerweise geleistete Arbeitszeit je Woche

Mikrozensus
Datennachweis: ab 1972

Begriffsinhalt:

Normalerweise vom befragten >>> Erwerbstdtigen in einer Woche zu leistende Arbeitszeit (in Stunden).

Gelegentliche oder einmalige Veridnderungen im regelméfigen Wochenablauf, die durch gesetzliche Feiertage,
Urlaub, Krankheit, Arbeitsplatzwechsel, Schichtwechsel, Uberstunden, Kurzarbeit oder Streik verursacht wer-
den, bleiben unberiicksichtigt. - :

Zur Arbeitszeit gehort z.B. bei Lehrpersonen auch der Zeitaufwand fiir Unterrichtsvorbereitung, Korrigieren
~ von Schiilerarbeiten, Teilnahme an Konferenzen usw. Bei Mithelfenden Familienangehérigen wird nur der fiir .
betriebliche, nicht der fiir hauswirtschaftliche Arbeiten benétigte Zeitaufwand beriicksichtigt.

Bei nur gelegentlicher Erwerbstitigkeit gilt die durchschnittliche Wochenarbeitszeit fiir einen langeren Zeit-
raum als normalerweise geleistete Arbeitszeit.

Nicht zur Arbeitszeit rechnet der Zeitaufwand fiir den Weg zu und von der Arbeitsstétte.

Notopfer Berlin

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen

Datennachweis: ab 1950
\

Begriffsinhalt:
Sondersteuer vom >>> Einkommen und Briefmarkensteuer zur finanziellen Unterstiitzung Berlins (West).

Eingefiihrt wurde das Notopfer Berlin nach der Verhdngung der Berlin-Blockade durch die sowjetische Besat-
zungsmacht im Herbst 1948, um die Versorgung der Stadt, die durch einen kostspieligen Luftbriickendienst
‘versorgt werden mufite, zu sichern.

Als Sondersteuer wurden hochstens etwa 4 % vom Einkommen natiirlicher und juristischer Personen erhoben.
Die Briefmarkensteuer betrug zwei Pfennige je Postsendung,

Das Notopfer Berlin war urspriinglich auf drei Monate befristet, wurde aber infolge der fortdauernden
Zwangslage Berlins wiederholt verlingert, geandert und schliefilich in 3 Etappen abgebaut.

Ab 1959 nachgewiesene Daten fiir das Notopfer Berlin stellen auslaufende Zahlungen aus Steuerriickstdnden
und Betriebspriifungen dar.

Anderungen im Zeitablauf:
Am 1.4.1956 fiel die Briefmarkensteuer, am 1.10. 1956 die Abgabe fiir natiirliche Personen und am 1.1.1958
- unter Einbeziehung in die gleichzeitig erhohten Korperschaftsteuersitze - die Abgabe fiir Kaorperschaften fort.

Nutzfliche

1. Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955 fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991
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2. Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 1955 fiir die neuen Linder und Berlin:Ost ab 1991

3. Statistik des Bauiiberhanges
Datennachweis: ab 1955 fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:

Anrechenbare Flichen in Gebduden oder Bauteilen, die nicht zu Wohnzwecken genutzt werden. Bei

>>> Nichtwohngebiuden ist die Nutzflache derjenige Teil der Nettogrundrifliche, welcher der Zweckbestim-
mung und Nutzung des Bauwerks dient. Die Nettogrundrififliche ist die nutzbare Flache zwischen den begren-
zenden Bauteilen, ohne die Konstruktionsfliche. Die Funktions- und die Verkehrsfliche sind ebenfalls Teil der
Nettogrundrififliche, rechnen aber nicht zur Nutzflache.

Die Nutzfliche gliedert sich in die Haupt- und die Nebennutzflichen. Typische Hauptnutzflichen kénnen je
nach der Zweckbestimmung des Bauwerks sein:

Werkhallen, Werkstitten, Labors, Viehstille, Gewichshiuser, Biiro-, Lager und Verkaufsraume, Klassenriu-
me, Horséle, Sporthallen, Ausstellungsrdume, Praxisriume, Speisesile, Pausenrdume usw. Zu den Nebennutz-
flachen zéhlen u.a. Toiletten, Umkleiderdume, Garagen und dgl.

Die Nutzfliche berechnet sich aus den lichten FertigmaBen in Hohe des Fuflbodens ohne Beriicksichtigung von
FuBileisten u.d. Anrechenbar sind auch die Flichen von versetzbaren Bauteilen, freiliegenden Rohren und Lei-
tungen, nicht aber die Grundflidchen von Tiir- und Fensteréffnungen, Nischen usw. (siche hierzu DIN 277,

BI. 1 in der jeweils giiltigen Fassung).

Nicht einbezogen werden die Flichen der begrenzenden Bauteile (Winde) sowie von Stiitzen, Pfeilern, Sdulen
und dgl., die sich innerhalb der Nettogrundrififliche befinden (Konstruktionsflichen).

Ferner bleiben Funktions- und Verkehrsflichen unberiicksichtigt. Funktionsflichen sind die Flidchen fiir be-
triebstechnische Anlagen (Anlagen zur Abwasseraufbereitung und Wasserversorgung, Heizung, Liiftung, Kli-
matisierung, Stromerzeugungsanlagen, fernmeldetechnische Anlagen, Aufzugs- und Férderanlagen usw.). Zu
den Verkehrsflichen rechnen alle Fldchen, die der Verkehrserschliefiung oder -sicherung dienen
(Treppenrdume, Ginge, Flure, Rampen usw.).

Bei Nichtwohngebduden, die auch Wohnungen enthalten, rechnen die Flichen innerhalb der Wohnungen und
die Flachen von Einzelzimmern auBerhalb von Wohnungen nicht zur Nutzfliche, sondern zur

>>> Wohnfliche.

Begriffsbeziehungen:

Wahrend zur Nutzfliche die Flachen in >>> Gebduden oder Bauteilen rechnen, die nicht zu Wohnzwecken ge-
nutzt werden, zdhlen zur Wohnfliche (Statistik der Baugenehmigungen, Statistik der Baufertigstellungen) die
Fldchen von Riumen in Wohnungen und von Einzelzimmern aufierhalb von Wohnungen. Die Zusammenfas-
sung, der beiden Flichen ergibt die Wohn- und Nutzfliche (Statistik des Bauiiberhanges).

Nutz- und Zuchttiere

Viehziihlungen
Datennachweis: ab 1973

Begriffsinhalt:

Insbesondere zur Zucht bestimmte Hausrinder sowie zur Erzeugung von Milch, zur Mast oder zur Verwendung
als Zugtiere bestimmte Rinder, mit Ausnahme der Schlachtrinder.
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Obstanlagen

Bodennutzungshaupterhebung
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Ertragfahige und noch nicht ertragfahige Anlagen von Obstbiumen und -strauchern ohne Unterkultur oder als
Hauptnutzung mit Unterkultur auf Ackern, Wiesen oder Weiden, auf denen die Arbeiten hauptsichlich auf die
Bediirfnisse der Obstkulturen ausgerichtet sind.

Als Anlage gilt eine mit Obstbidumen oder -strauchern bepflanzte Flache, wenn diese nach einem bestimmten
Pflanzsystem angelegt ist. Eine einzelne Baumreihe kann als Obstanlage angesehen werden, wenn sie wenig-
stens zehn Baume nur einer Art umfafit, und wenn diese Bdume in gleichméaBigen Abstinden von héchstens
zehn Metern gepflanzt sind.

Nicht zu den Obstanlagen zihlen Obstbaume und -strducher in >>> Haus- und Nutzgirten, Obstbiume auf Ak-
kern, Wiesen und Weiden, bei denen die Hauptnutzung in der Gewinnung von Ackerfriichten, Gras oder Heu
besteht sowie der Anbau von Erdbeeren.

Erfafit werden land- und forstwirtschaftliche Betriebe ab 1 ha Betriebsfliche und Gesamtflachen ab 1 ha, die
ganz oder teilweise land- oder forstwirtschaftlich genutzt werden, land- und forstwirtschaftliche Betriebe unter
1 ha Betriebsfliache und Gesamtflidchen unter 1 ha mit bestimmten Mindesterzeugungseinheiten sowie sonstige
Flachen auf denen Reben, Obst, Gemiise, Zierpflanzen oder Baumschulerzeugnisse fiir den Verkauf angebaut
werden.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis 1978 wurden land- und forstwirtschaftliche Betriebe ab 0,5 ha Gesamtfliche erfafit, Feststellung der iibri-
gen Obstanlagen durch die Gemeinden.

Obstgeholze

Baumschulerhebung
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Sammelbezeichnung fiir alle Straucher und Baume, die in Baumschulen mit dem Ziel der Produktion von Obst
herangezogen werden.

Hierzu zihlen neben veredelten Obstgehdlzen auch Pflanzen und Obstunterlagen, die aus Samen oder durch
vegetative Vermehrung gewonnen werden.

Als "Obstgeholze (Veredelungen mit Krone)" werden Obstbiume bezeichnet, die auf einer Unterlage mit oder
ohne Stamm-Zwischenveredelung gezogen sind und mehrere Kronentriebe aufweisen.

Obusse

Statistik der Personenbeforderung im StraBenverkehr
Datennachweis: ab 1952

Begriffsinhalt:

Elektrisch angetriebene, fiir die Beforderung von Personen im StraBenverkehr bestimmte Busse, die ihre An-
tricbsenergie einer Fahrleitung entnehmen und nicht schienengebunden sind.

Der Bestand an Obussen ergibt sich aus der Zahl der verfiigbaren Triebwagen bei den Unternehmen, die ge-
nehmigungspflichtigen Verkehr nach dem Personenbeforderungsgesetz betreiben. Dabei werden die Gelenkwa-
gen als ein Fahrzeug gezihlt.
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Als verfiigbar gelten die eigenen, zuziiglich der angemieteten und abziiglich der vermieteten Fahrzeuge. Jedes
am Erhebungsstichtag auch nur stundenweise angemietete Fahrzeug wird einbezogen, wéihrend jedes am
Stichtag - und sei es nur fiir Stunden - vermietete Fahrzeug von der Erfassung ausgeschlossen wird.

Anderungen im Zeitablauf:
Von 1952 bis 1968 galt als Stichtag der 30.6., ab 1969 der 30.9.

Begriffsbeziechungen:
Im Unterschied zu den Obussen sind Kraftomnibusse nicht an eine Fahrleitung gebunden.

Od- und Unland, unkultivierte Moore, Gewisser

Bodennutzungsvorerhebung
Datennachweis: 1950 bis 1978

Begriffsinhalt:

Zusammenfassung der Flichenarten Od- und Unland, unkultivierte Moore und Gewisser.

Zum Od- und Unland rechnen Flichen, die nicht oder nicht ohne weiteres land- oder forstwirtschaftlich nutz-
bar sind, wie Felsen, Schutthalden, Hecken, ferner Sandgruben, Steinbriiche, Torfstiche und anderes Abbau-
land sowie Campingplitze. >>> Landwirtschaftlich genutzte Fldchen, die nur geringe Ertrige bringen, wie z.B.
Streuwiesen und Hutungen, und die >>> nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Fliche, rechnen nicht hierzu,
sondern werden unter den entsprechenden Nutzungsarten erfafit.

Die unkultivierten Moore umfassen Moore und Siimpfe. Die Gewisser umfassen Fliisse, Seen, Kanile, Biche,
Griben, Teiche, Trankl6cher usw. einschl. der mit Schilf (Reth) bestandenen Flichen. Hierzu rechnen auch die
nicht katasteramtlich vermessenen Gewisser, nicht aber der Bodensee und die meisten Kiistengewdsser.

Offentliche Bauherren |

1. Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

2. Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: 1955 bis 1984; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:

Gebietskorperschaften und Sozialversicherung zuziiglich der Vereine, Verbande oder anderer Zusammen-
schliisse, die entweder gemeinniitzige Zwecke verfolgen oder der Forderung bestimmter Interessen ihrer Mit-
glieder bzw. anderer Gruppen dienen.

Zu den Gebietskdrperschaften zihlen der Bund, die Lander, die Gemeinden und die Gemeindeverbinde.

Die Sozialversicherung umfaBt die gesetzliche Renten-, Kranken- und Unfallversicherung, die Arbeitslosen-
versicherung, die Altefsrentenversicherung fiir Landwirte und die Zusatzversorgungseinrichtungen fiir Ange-
horige des offentlichen Dienstes. Schliefllich gehéren zu den Organisationen ohne Erwerbscharakter die Reli-
gionsgemeinschaften, die Organisationen der Erziehung, Wissenschaft, Kultur sowie der Sport- und Jugend-
pflege, die Organisationen des Wirtschaftslebens, die politischen Parteien u.a.m.

Wirtschaftliche Unternehmen mit eigener Rechtspersonlichkeit, die sich im Eigentum von Gebietskorperschaf-
ten befinden, rechnen nicht zu den 6ffentlichen Bauherren.

Offentliche Fernsprechstellen

Statistik der Deutschen Bundespost
Datennachweis: ab 1954
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Begriffsinhalt:

Fernsprechstellen, die unmittelbar mit den Vermittlungsstellen des éffentlichen Fernsprechnetzes verbunden
sind und die jedermann gegen Gebiihr zur Benutzung zur Verfiigung stehen.

Zu den 6ffentlichen Fernsprechstellen rechnen Fernsprechstellen bei Amtern und Amtsstellen der Deutschen
Bundespost sowie auf Strafien, Plétzen und in 6ffentlichen Gebauden (im wesentlichen Miinzfernsprecher), fer-
ner gemeindliche éffentliche Sprechstellen und 6ffentliche Sprechstellen bei Privaten (z.B. in Hotels- und
Gaststitten).

Ausgewiesen wird die Zahl der 6ffentlichen Fernsprechstellen am Jahresende.

Offentlicher Dienst

Berufsbildungsstatistik
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:

Ausbildungsbereich, der die Berufsausbildung, die nach Ausbildungsordnungen des &ffentlichen Dienstes
durchgefiihrt wird, umfaft.

Zustéiindig fiir die Berufsausbildung sind nach dem Berufsbildungsgesetz Stellen des 6ffentlichen Dienstes so-
wie Kirchen und sonstige Religionsgemeinschaften des 6ffentlichen Rechts. .

Welche Ausbildungsberufe im einzelnen zum Ausbildungsbereich éffentlicher Dienst zihlen, ist der Fachse-
rie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, 1985, S. 127 - 136 zu entnehmen.

Die Gliederung in Ausbildungsbereiche deckt sich nicht voll mit der Wirtschaftsgliederung nach der Systema-
tik der Wirtschaftszweige, da sich nach dem Berufsbildungsgesetz die Zusténdigkeit fir die Berufsausbildung
vielfach nach der Art des Ausbildungsberufs und nicht nach der Zugehérigkeit des Ausbildunsbetriebs zu ei-
nem Wirtschaftsbereich richtet.

Anderungen im Zeitablauf:
Fiir die Jahre vor 1973 liegen nur unvollstindige Ergebnisse iiber die Ausbildung im &ffentlichen Dienst vor.

Offentliche Forderung

Gebiude- und Wohnungszihlung 1987

Begriffsinhalt

Als offentlich, d.h. mit Mitteln des sozialen Wohnungsbaus gefordert gelten nur solche Wohnungen, die nach

der Wihrungsreform (20. Juni 1948) fertiggestellt worden sind und fiir die dffentliche Mittel (des Bundes, des

Landes oder der Gemeinde) zur Errichtung von Sozialwohnungen bewilligt wurden (sog. Erster Férderungs-

weg).

Hierzu zédhlen u.a.

- Darlehen zur Deckung der Baukosten (in der Regel dffentliche Baudarlehen oder Landesbaudarlehen ge-
nannt),

- Darlehen oder Zuschiisse zur Deckung der laufenden Aufwendungen (Annuitatshilfen, Aufwendungszu-
schiisse oder -darlehen, Zinszuschiisse). .

Fiir 6ffentlich geforderte Wohnungen miissen bei einer Neuvermietung Mieter einen Wohnberechtigungsschein

der zustindigen Gemeinde- oder Kreisbehorde (z.B. Wohnungsamt, Sozialamt) vorlegen.

Sind fiir Mietwohnungen die éffentlichen Mittel vorzeitig zuriickgezahlt worden, so gelten die meisten Woh-

nungen noch bis zu 8 Jahren als éffentlich gefordert. Bei Eigenheimen und Eigentumswohnungen entfallt in

der Regel die offentliche Bindung mit Riickzahlung oder Ablésung der Férderungsmittel; bei Eigentumswo-

. hungen, die durch Umwandlung entstanden sind, entfallt die Bindung nur, wenn Eigentiimer als Berechtigte

im sozialen Wohnungsbau die Wohnung selbst nutzen. Uber das Ende der Bindung erhalten Eigentiimer eine

Bestitigung der zustandigen Stelle.

Nicht zu den 6ffentlichen Mitteln im oben genannten Sinne z&hlen
- Aufwendungsdarlehen nach dem Regionalprogramm des Bundes (sog. Zweiter Férderungsweg),
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- Aufbaudarlehen nach dem Lastenausgleichsgesetz,

- Wohnungsfiirsorgemittel fiir 6ffentlich Bedienstete des Bundes, der Lander oder Gemeinden,

- Mittel zur Forderung der Modernisierung oder fir Mainahmen zur Einsparung von Heizenergie,
- 7Tb-Abschreibungen und sonstige Steuervergiinstigungen, Bausparpramien.

Offentlicher Gesamthaushalt

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1970

4. Jihrliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1950

5. Vierteljihrliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

Zusammenfassung aller 5ffentlichen Haushalte und zwar

- Bund

- Lastenausgleichsfonds

- ERP-Sondervermdgen

- Lander (Fldchenldnder und Stadtstaaten einschl. Hochschulkliniken und
Krankenhduser mit kaufmannischem Rechnungswesen sowie sonst. Sondervermégen)

- Gemeinden und Gemeindeverbinde (einschl. Krankenhéuser mit kaufmdnnischem Rechnungswesen)

- Sozialversicherung

- Anteile der Europdischen Gemeinschaften

- kommunale Zweckverbénde.

Die Daten der Rechnungsstatistik umfassen alle 0.g. 6ffentlichen Haushalte; in der Haushaltsansatz-, der Kas-
sen- und der vierteljahrlichen Kassenstatistik sind nur die Gebietskorperschaften Bund, Liander und Gemein-
der/ Gv. (ohne ihre Krankenhduser und sonst. Sondervermogen) sowie der Lastenausgleichsfonds und des
ERP-Sondervermogens erfafit und dargestellt.

Die Daten der jahrlichen Schuldenstatistik erstrecken sich auf die Gebietskérperschaften (ohne Krankenhauser
und Sondervermdgen) sowie die kommunalen Zweckverbinde.

Anderungen im Zeitablauf:

In der Rechnungsstatistik und in der jahrlichen Schuldenstatistik sind bis zum Jahr 1973 nur die Gebietskor-
perschaften, der Lastenausgleichsfonds und das ERP-Sondervermdgen erfafit. Die Schulden des Lastenaus-
gleichsfonds werden ab 1980 zusammen mit denen des Bundes nachgewiesen. Daten iiber das ERP-
Sondervermdgen sind erst ab 1962 verfiigbar; die Linder- und Gemeindedaten schlielen ab 1961 auch das
Saarland und ab 1951 Berlin (West) ein.

Die Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern, die Amter, Samtgemeinden und Verbandsgemeinden sind
in den Datenreihen der Kassenstatistik erst ab 1974 und der Haushaltsansatzstatistik erst ab 1978 beriicksich-
tigt.

In allen Datenreihen der Rechnungsstatistik umfaft das Ergebnis fiir 1960 nur die Monate April bis Dezember
(Rumpfrechnungsjahr), da das Haushaltsjahr bis 1959 vom 1. April bis 31. Mérz lief und ab 1960 auf das Ka-
lenderjahr (1. Januar bis 31. Dezember) umgestellt wurde.
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Offentlicher Gesundheitsdienst

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Einrichtungen des 6ffentlichen Dienstes, die die Beobachtung, Begutachtung und Wahrung aller gesundheitli-
chen Verhiltnisse und Belange der Allgemeinheit (einschl. der Beratung der Verwaltung in gesundheitlichen
Fragen) wahrnehmen.

Hauptaufgaben des éffentlichen Gesundheitsdienstes sind die Gesundheitsplanung, der gesundheitliche Um-
weltschutz, die Beratung und Aufklirung der Bevélkerung in gesundheitlichen Fragen sowie die Verhiitung
und Bekiampfung von Krankheiten. Hierzu gehoren préventive und rehabilitative Mafinahmen fiir diejenigen
Bevolkerungsgruppen, die besonderer gesundheitlicher Hilfen bediirfen. Weiterhin werden im Rahmen des 6f-
fentlichen Gesundheitsdienstes Gutachten fiir Behérden und Kdperschaften erstellt.

Die Aufwendungen fiir den éffentlichen Gesundheitsdienst werden zu einem Grofiteil aus 6ffentlichen Mitteln
finanziert und zwar iiberwiegend von Landern und Gemeinden.

Die Leistungen des offentlichen Gesundheitsdienstes konnen von der gesamten Bevolkerung in Anspruch ge-
nommen werden. Sie umfassen unter anderem Beratung und gesundheitliche Fiirsorge fiir Miitter und Schwan-
gere, Gesundheitshilfe fiir Behinderte, psychisch Kranke, siichtige und alte Menschen sowie Tuberkulose- und
Geschlechtskrankenfiirsorge.

In der Jugendgesundheitspflege werden Sduglings- und Kinderfiirsorge, die Schulgesundheitspflege einschl.
des schulzahnarztlichen Dienstes sowie gesundheitsfordernde Mafinahmen fiir Jugendliche durchgefiihrt. Wei-
terhin betreibt der offentliche Gesundheitsdienst gesundheitliche Aufkldrung in Form von Vortriagen, Informa-
tionskampagnen und Ausstellungen. ,

Erbracht werden die Leistungen des éffentlichen Gesundheitsdienstes von haupt- und nebenamtlichen Arzten,
haupt- und nebenamtlichen Zahnarzten, Arzthelfern, medizinisch-technischen Assistenten, Gesundheitsaufse-
hern, Desinfektoren, Sozialarbeitern und sonstigen im Gesundheitsdienst titigem Personal mit staatlicher An-
erkennung,

Anderungen im Zeitablauf:

Bis 1976 wurden nur hauptamtliche Arzte, und bis einschl. 1975 nicht alle Arzthelfer, sondern nur Kranken-
schwestern bzw. -pfleger sowie Kinderkrankenschwestern erfafit.

Offentlicher Hochbau

1. Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau)
Datennachweis: ab 1977; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991/92

2. Monatlicher Baubericht
Datennachweis: 1950 bis 1977

Begriffsinhalt:

Zusammenfassung der Hochbauten im Auftrag von Gebietskérperschaften, Trigern der Sozialversicherung,
Organisationen ohne Erwerbszweck sowie der Deutschen Bundesbahn/ Reichsbahn und Deutschen Bundespost,
mit Ausnahme des >>> Wohnungsbaus. ’

Zu Einzelheiten beziiglich der einbezogenen Bauten siehe die Erlduterungen Zum Hochbau im Auftrag von
Gebietskorperschaften, Trigern der Sozialversicherung und Organisationen ohne Erwerbszweck unter

>>> Bauten fiir 6ffentliche Auftraggeber und Organisationen ohne Erwerbszweck und die Erlduterungen zum
Hochbau im Auftrag von Bundesbahn/ Reichsbahn und Bundespost unter >>> Bauten fiir Bundesbahn/ Reichs-
bahn und Bundespost.

Begriffsbeziehungen:

Die Zusammenfassung des éffentlichen Hochbaus, des “sffentlichen StraBenbaus” und des "6ffentlichen sonsti-
gen Tiefbaus" entspricht dem Begriff >>>"6ffentlicher und Verkehrsbau (Monatsbericht einschl. Auftragsein-
gangserhebung im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau).
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Offentlicher Tiefbau

1. Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau)
Datennachweis: ab 1977, fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991/92

2. Monatlicher Baubericht
Datennachweis: 1950 bis 1977

Begriffsinhalt:
Zusammenfassung des offentlichen Strafenbaus und des 6ffentlichen sonstigen Tiefbaus.

Der Begriff 6ffentlicher Straflenbau entspricht dem Begriff >>> Strafienbau (Monatsbericht einschl. Auftrags-
eingangserhebung und Statistik iiber den Auftragsbestand im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau), Index
des Auftragseingangs und Index des Auftragsbestands fiir das Bauhauptgewerbe, da in beiden Begriffen auch
der nichtéffentliche Straflienbau enthalten ist. Zu Einzelheiten siehe unter Strafienbau.

Der offentliche sonstige Tiefbau stellt die Zusammenfassung der Tiefbauten im Auftrag von Gebietskorper-
schaften, Tragern der Sozialversicherung sowie der Deutschen Bundesbahn/ Reichsbahn und Deutschen Bun-
despost (ggf. auch von Organisationen ohne Erwerbszweck), mit Ausnahme des Straenbaus dar. Zu Einzelhei-
ten beziiglich der einbezogenen Bauten siehe die Erlduterungen zum Tiefbau im Auftrag von Gebietskérper-
schaften und Trigern der Sozialversicherung unter >>> Bauten fiir Gebietskérperschaften, Organisationen oh-
ne Erwerbscharakter sowie sonstige éffentliche Auftraggeber und die Erlduterungen zum Tiefbau im Auftrag
von Bundesbahn/ Reichsbahn und Bundespost unter >>> Bauten fiir Bundesbahn/ Reichsbahn und Bundespost.

Begriffsbeziehungen:

Die Zusammenfassung des offentlichen Tiefbaus und des 6ffentlichen Hochbaus (beide Monatsbericht einschl.
Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau), Monatlicher Baubericht) entspricht
dem Begriff >>> éffentlicher und Verkehrsbau (Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bau-
hauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau)).

Offentlicher und Verkehrsbau

Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau) -
Datennachweis: ab 1962; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991/92

Begriffsinhalt:

Zusammenfassung des >>> offentlichen Hochbaus, "6ffentlichen Straflenbaus" und "6ffentlichen sonstigen
Tiefbaus". ‘

Im &ffentlichen Hochbau und 6ffentlichen sonstigen Tiefbau sind alle Hoch- und Tiefbauten im Auftrag von
Gebietskérperschaften, Trigern der Sozialversicherung, Organisationen ohne Erwerbszweck sowie der Deut-
schen Bundesbahr/ Reichsbahn und Deutschen Bundespost zusammengefafit, mit Ausnahme des Wohnungs-
baus und des Straflenbaus.

Zu Einzelheiten beziiglich der einbezogenen Bauten siehe die Erlduterungen zum Hochbau und zum Tiefbau
im Auftrag von Gebietskorperschaften, Tragern der Sozialversicherung und Organisationen ohne Er-
werbszweck unter >>> Bauten fiir ffentliche Auftraggeber und Organisationen ohne Erwerbszweck und die
Erliauterungen zum Hochbau und zum Tiefbau im Auftrag von Bundesbahn/ Reichsbahn und Bundespost unter
"Bauten fiir Bundesbahn/ Reichsbahn und Bundespost".

Im offentlichen Straflenbau ist der gesamte offentliche (und auch nichtoffentliche) Stralenbau zusammenge-
fafit. Zu Einzelheiten siehe unter >>> Straflenbau.

Offentliche Sicherheit und Ordnung

Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950
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Begriffsinhalt:
Aufgabenbereich mit den Ausgaben fiir
- Behérden, Einrichtungen und Vollzugsorgane (einschl. der Schulen und Beschaffungsamter) von Bundes-

grenzschutz, Bereitschaftspolizei, Gendarmerie, Grenzpolizei, Kriminalpolizei, Schutzpolizei, Verkehrspo-
lizei und Wasserschutzpolizei;

- offentliche Ordnungsaufgaben, wie z.B. fiir Einwohnermeldeamt und Pafiwesen, Amt fiir Wirtschaftsord-
nung, Bauaufsichtsamt, Kraftverkehrsangelegenheiten, Wehrpflichtigenerfassung, Rechtsschutzaufgaben
der Gemeinden/Gemeindeverbinde (Ortsgericht, Schiedsmann, Gemeindegericht), Ordnungsaufgaben auf
dem Gebiet der Gesundheits- und Veterindraufsicht, Fischerei-, Feld- und Forstaufsicht, Wege-, Wasser-
und StrafBenverkehrsaufsicht;

- den Feuerschutz (Feuerléschwesen, vorbeugender Brandschutz, Feuerwehrschulen, Landesamt fiir Brand-
schutz);

- den Katastrophenschutz und den Rettungsdienst,
- sonstige Einrichtungen (z.B. Amt fiir Verfassungsschutz, Munitionsbeseitigung).

Anderungen im Zeitablauf:

Die Ausgaben fiir den Verfassungsschutz sind bis 1976 nicht hier, sondern im Aufgabenbereich >>> Politische
Fithrung und zentrale Verwaltung nachgewiesen.

Bis 1973 sind die Ausgaben der Gemeinden mit weniger als 3 000 Einwohnern fiir das Feuerléschwesen nicht
hier, sondern im Aufgabenbereich >>> Kommunale Gemeinschaftsdienste nachgewiesen.

Organisationen ohne Erwerbscharakter, Gebietskorperschaften,
Sozialversicherung

'

Arbeitsstiattenzidhlung 1970

Begriffsinhalt:

Zusammengefafite Position, die Kirchen, Gewerkschaften, politische Parteien, sonstige Verbinde und Vereini-
gungen, >>> Bund, >>> Linder, >>> Gemeinden, 6ffentliche Zweckverbinde, Arbeitsverwaltung,

>>> Sozialversicherung und verwandte Kérperschaften des offentlichen Rechts umfafit.

Nachgewiesen werden >>> Arbeitsstitten von Organisationen ohne Erwerbscharakter, Gebietskorperschaften
und Sozialversicherung,

Bei Bundeswehr und Bundesgrenzschutz wurden lediglich die Arbeitsstatten des zivilen Personals einbezogen.

Organisationen ohne Erwerbszweck

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

Juristische Personen des 6ffentlichen oder privaten Rechts, die auf Dauer iiberwiegend aus Mitteln des Bundes,
der Linder, der Gemeinden/ Gv., der Zweckverbinde, der Sozialversicherung und/ oder den Europaischen Ge-
meinschaften finanziert werden. :

Dazu gehoren zahlreiche Institutionen aus dem Bereich der Wissenschatft, Forschung und Entwicklung (z.B. -
Max-Planck-Gesellschaft, Kernforschungszentren, Fraunhofer-Gesellschaft, Stiftung Preussischer Kulturbesitz
u.a.) sowie eine Reihe wichtiger Organisationen insbesondere aus den Bereichen Entwicklungshilfe, Bildung,
Kultur, Soziales, Gesundheit und Wirtschaftsférderung (u.a. die Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien, der
Deutsche Entwicklungsdienst, der Deutsche Volkshochschulverband e.V. und der Bundesverband fiir Selbst-
schutz).

Die ausschlieBlich auf den Bereich der Liinder beschrinkten Organisationen werden aus Rationalisierungs-
griinden nicht beriicksichtigt.

Nicht zu den Organisationen ohne Erwerbszweck rechnen ferner die Zweckverbinde und sonstige juristische
Personen zwischengemeindlicher Zusammenarbeit, politische, kirchliche und caritative Organisationen, Orga-
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’

nisationen der Interessenvertretung (Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretungen u.d.) sowie andere Organisa-
tionen, die iiberwiegend aus Mitteln von Unternehmen oder privaten Haushalten finanziert werden.

Nachgewiesen werden Ausgaben und Einnahmen in einer der Haushaltssystematik des Bundes und der Lénder
entsprechenden Form nach den Jahresrechnungen bzw. den Jahresabschliissen.

Anderungen im Zeitablauf:

1974 wurden nur Organisationen einbezogen, die Forschung betreiben, wéhrend alle iibrigen iiberwiegend 6f-
fentlich finanzierten Organisationen, die Zuwendungen vom Bund erhalten bzw. von erheblicher finanzieller
Bedeutung sind, erst seit 1975 erfafit werden.

Begriffsbeziehungen:

Im Unterschied zu den Organisationen ohne Erwerbszweck umfassen die >>> privaten Organisationen ohne
Erwerbszweck (Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen) iiberwiegend aus privaten Mitteln finanzierte Organi-
sationen. Die iiberwiegend aus offentlichen Mitteln finanzierten Organisationen ohne Erwerbszweck werden
dem Sektor "Staat" zugerechnet.

2.1 Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1962; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

2.2 Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:
Vereine, Verbinde und andere Zusammenschliisse, die gemeinniitzige Zwecke verfolgen oder der Férderung
bestimmter Interessen ihrer Mitglieder bzw. anderer Gruppen dienen.

Hierzu gehoren u.a. Kirchen, Orden, religiése und weltliche Vereinigungen, caritative Organisationen der Er-
ziehung, Wissenschaft und Kultur sowie der Sport- und Jugendpflege, Organisationen des Wirtschaftslebens
und der Gewerkschaften, Arbeitgeberverbiande, Berufsorganisationen und Wirtschaftsverbidnde ebenso wie po-
litische Parteien und sonstige nicht auf Erzielung eines wirtschaftlichen Ertrages ausgerichtete Zusammen-
schliisse.

Ortsdurchfahrten

Statistik der Straflen des iiberortlichen Verkehrs
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:

Teile von >>> Bundes-, >>> Landes- oder >>> Kreisstrafien, die innerhalb der geschlossenen Ortslage von
Gemeinden verlaufen.

In der Regel miissen grofere Gemeinden die Baulast von Ortsdurchfahrten teilweise oder vollstiandig liberneh-
men:

Bei den Bundesstrafien sind Gemeinden mit mehr als 80 000 Einwohnern verpflichtet, die Baulast fiir die Orts-
durchfahrten zu tragen, Dabei ist der Stand der jeweils letzten Volkszihlung mafigeblich.

Bei >>> Landes- und Staatsstrafien sowie Kreisstrafien gelten unterschiedliche Regelungen beziiglich der
Ubernahme der Baulast fiir die Ortsdurchfahrten durch die Gemeinden.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis 1961 mufiten Gemeinden mit mehr als 9 000 Einwohnern, von 1962 - 1974 Gemeinden mit mehr als
50 000 Einwohnern die Baulast fiir Ortsdurchfahrten von Bundesstrafien iibernehmen, wobei die Ergebnisse
der Volkszdhlung 1950 mafigeblich waren.
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A Pachtfliche der Betriebe
wung 1971

-‘,,l )
‘J““‘N‘sinhaber zugepachtete und auch selbstbewirtschaftete >>> landwirtschaftlich genutzte Fliche.

Begﬂrpachtete eigene Flichen sowie von einer zugepachteten Fliche weiter verpachtete Fliachen
.beim verpachtenden, sondern jeweils beim zupachtenden Betrieb erfafit und nachgewiesen.
Zogen werden landwirtschaftlich genutzte Fldchen, die ohne jegliche Geld- oder Naturalleistung zur
ng iiberlassen werden, wie Dienstland, aufgeteilte Allmende, Heuerlingsland und dgl.
tflache rechnen auch die landwirtschaftlich genutzten Flichen von Betrieben, die als Ganzes zuge-
fsind.
o{nrtschaﬁllch genutzte Flichen sind Flichen, die zur Erzeugung pflanzlicher landwirtschaftlicher Produk-
enutzt werden (als >>> Ackerland, >>> Dauergriinland, >>> Dauerkulturen oder Gartenland).
Achgemesen wird nur die Pachtfliache der >>> landwirtschaftlichen Betriebe.
Landwxrtschaﬁhche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fiir Rechnung eines Inhabers (des
Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfiihrung unterstehen, land- und/ oder forstwirt-
schaftliche Erzeugnisse hervorbringen und deren landwirtschaftlich genutzte Fliache mindestens 10 % ihrer
Waldflache betragt. . '

Pachtfliche, deren Verpichter natiirliche Personen/ juristische ( / }
Personen sind

Landwirtschaftszihlung 1971

Begriffsinhalt:

Gliederung der >>> Pachtfliche der Betriebe nach Verpéchtergruppen. Als Pachtfliche gilt die von einem ’P

trieb zugepachtete >>> landwirtschaftlich genutzte Fliche, soweit sie vom zupachtenden Betrieb selbst bev

schaftet wird. Die Pachtfliche wird danach unterschieden, ob der Verpéchter eine natiirliche oder _]ul’lStlS’

Person ist. Die natiirlichen Personen werden in Familienangehoérige des Betriebsinhabers und andere na’

Personen unterschieden.

Als Familienangehérige gelten Eltern, Schwiegereltern, Geschwister und Kinder des Betnebsmhabev

anderen natiirlichen Personen rechnen Einzelpersonen, Ehepaare Erbengemeinschaften, BGB- Ges'

oder idhnliche Personengemeinschaften.

Zu den juristischen Personen zidhlen Gebietskorperschaften (Bund, Land, Bezirk, Kreis, Gemem

Kreis- oder Gemeindeverband); Kirchen, kirchliche Anstalten, andere Anstalten oder Stlﬂunge

chen Rechits; emgetragene Genossenschaften oder Vereine, Gesellschaften mit beschrankter I—’
sellschaften und dgl. sowie Anstalten und Stiftungen des privaten Rechts.

Nachgewiesen wird nur die Pachtfliche der >>> landwirtschaftlichen Betriebe.

Pidagogische Hochschulen

Studentenstatistik \
Datennachweis: ab Wintersemester 1967/68

Begriffsinhalt:

Padagogische Hochschulen einschl. erziehungswissenschaftliche Hochschul;

che Hochschulen mit Promotions- und Habilitationsrecht. Die padagogischen P

in allen Landern als selbstindige Einrichtungen. Z.T. sind sie in >>> Umversntx‘

>>> Gesamthochschulen einbezogen und werden bei diesen nachgewiesen. Vorf.
pidagogischen Hochschulen ist die allgemeine oder die fachgebundene Hochscht, ,
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Paletten

isenbahnstatistik (Bestandsstatistik)
tennachweis: ab 1966

riffsinhalt:

sportmittel, die zum Zwecke der Beforderung die Zusammenfassung von Giitern zu einer Ladeeinheit ge-
n, so dafl das Umladen von Einzelteilen entfallt

estand an Paletten umfafit sowohl Flachpaletten, d.h. ebene Ladeflichen, als auch Boxpaletten, die zu-
h iliber Seitenwiinde verfiigen.

gentumsbestand erfafit die Zahl der Paletten, die sich im Eigentum des jeweiligen Eisenbahnunterneh-
finden.

Papier- und Druckereimaschinen
1

Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
veis: ab 1970

alt:

e Giiter (Giiterarten) aus der Giiterklasse

'nd Druckereimaschinen Giiterklasse 3261

ischen Giiterverzeichnisses fiir Produktionsstatistiken, die zu den >>> Investitionsgiitern zihlen.
nsgiiter gelten Giiter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig

tif) angesehen werden und die iiberwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegiiter
n. ' '

alle Giiterarten aus der Giiterklasse Papier- und Druckereimaschinen mit Ausnahme der dazuge-
5r-, Einzel- und Ersatzteile.
n zdhlen dazu:

‘Apparate zur Herstellung von Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe, Rollenschneide- und -
n, Lings- und Querschneider, Schneidemaschinen, Maschinen fiir die Buchbinderei, Maschi-
*ellung von Kartonagen, Maschinen fiir die Herstellung von Briefumschliigen, Papiertiiten, -
ten, Druckmaschinen, Maschinen und Gerite fiir die Satz- und Reproduktionstechnik.
i

Papier und Pappe

‘ndelsverkauf{preise
268

(Warenarten) aus der Warengruppe 55 "Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe" des Sy-
serzeichnisses fiir die Industriestatistik, Ausgabe 1975 bzw. des Systematischen Giiterver-
‘oduktionsstatistiken, Ausgabe 1982

apier fiir Papier und Pappeerzeugung sowie Papier und Pappe unveredelt und gestrichen
verden Holzschliff, Zellstoff, Pergamentpapier und gebleichte Linters

_ Papiér— und Pappewaren

verkaufspreise

\|

—n——
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Begriffsinhalt:

Ausgewihlte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe 56 "Papier- und_Pappewaren" des Systematischen Wa-
renverzeichnisses fiir die Industriestatistik, Ausgabe 1975 bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fiir die
Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982.

Einbezogen sind Tapeten aus Papier, Geschiftsbiicher, Biirohilfsmittel und Lernmittel, Briefumschlige u.a.
sowie Papierausstattungen, Zellstoffwatte-, F ilterpapier- und Kreppapierwaren, Hartpapierwaren sowie Stanz-
und Prigeerzeugnisse aus Papier und Pappe a.n.g. )
Nicht beriicksichtigt sind Lampenschirme aller Art, wasserdichtes, gummiertes und anderes verarbeitetes Pa-
pier, buchbinderische Erzeugnisse, Kalender, Papiersicke, Tiiten und Beutel (ganz oder iiberwiegend aus Pa-
pier), Papierhiilsen und -spulen, Siegelmarken, Etiketten und Anhinger, Rollen u.4. Kunst- und Dekorations-
blumen, Wellpappe, Kartonagen, Etuis, Halbetuis und Etalagen sowie Faltschachteln.

Parkanlagen, Sport-, Flug- und Ubungspliitze

Bodennutzungsvorerhebung
Datennachweis: 1950 bis 1976

Begriffsinhalt:
Die Parkanlagen, Sport-, Flug- und Ubungsplitze umfassen 6ffentliche und private Park- und Griinanlagen
sowie Ziergirten, Friedhéfe und die Sport-, Flug- und Militariibungsplitze.

Hierzu rechnen nicht die Flichen im Besitz von Girtnereien, die entsprechend ihrer Nutzung aufgegliedert
werden, sowie die Haus-, Nutz- und Kleingirten, die unter der >>> landwirtschaftlich genutzten Fléiche erfafit
werden.

Die >>> Gebéude-“und Hoffliiche und die Flichen aus >>> Ackerland und >>> Dauergriinland, die vielfach zu
Sport-, Flug- und Ubungsplétzen gehdren, werden gleichfalls den entsprechenden Nutzungsarten zugerechnet.

N

Anderungen im Zeitablauf:

Die Ziergirten und privaten Parkanlagen werden erst seit 1970 unter dieser Kategorie erfafit und rechneten bi
1969 zur landwirtschaftlich genutzten Fliche.

Pauschalﬂugreisevérkehr (einschl. NAC-Charter)

Statistik des gewerblichen Luftverkehrs auf ausgewihlten Flugpliitzen
Datennachweis: ab 1972

Begriffsinhalt:

Beforderung von Pauschalflugreisenden im turnusméfigen Nicht-Linienverkehr fiir gewerbliche Reiseveran
stalter. NAC-Charterfliige (Nordatlantikcharterfliige) sind Vorausbuchungscharterfliige von und nach den U
und Kanada.

Pendler

Volks- und Berufszihlung 1987

v

Begriffsinhalt:
Personen, deren Arbeits- bzw. Ausbildungsstitte nicht auf ihrem Wohngrundstiick liegt. ‘

Befindet sich die Arbeits- bzw. Ausbildungsstitte in der gleichen Gemeinde, dann handelt es sich um
"innergemeindliche Pendler”, andernfalls um "Pendler iiber die Gemeindegrenze". Liegt die Zielgemeind
einem anderen Kreis, Bundesland oder im Ausland, dann sind Pendler tiber die Gemeindegrenzen zusitz
"Pendler iiber die Kreisgrenze" bzw. "Pendler iiber die Grenze des Bundeslandes, oder ins Ausland".

Pendler "mit unbestimmtem Ziel" bezeichnet Personen, fiir die keine Angaben zum Pendlerziel vorlieger
jedoch aufgrund der vorhandenen Angaben zum "Verkehrsmittel und Zeitaufwand" als Pendler zu betrac
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sind. Bewohner von Freizeitwohnungen und Wehrpflichtige zdhlen nicht zu den Pendlern. Je nachdem, ob es
sich um Erwerbstitige oder Schiiler/ Studenten handelt, wird zwischen >>> Berufspendlern und

>>> Ausbildungspendlern unterschieden. Nach der Richtung der Pendlerwanderung wird zwischen Auspend-
lern und Einpendlern unterschieden.

Pendler werden auch nach ihrem >>> iiberwiegend benutzten Verkehrsmittel nachgewiesen. Dabei handelt es
sich um dasjenige Verkehrsmittel, mit dem Pendler die ldngste Strecke auf dem Hinweg zwischen Wohnung
oder Unterkunft und Arbeitsstitte bzw. Schule/ Hochschule zuriicklegen. :

Pensionen

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Leistungen nach den Beamtengesetzen des Bundes und der Lander fiir die Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung von Beamten, Richtern, Soldaten und deren Angehérigen.

Anspruch auf Leistungen der Alters- und Hinterbliebenenversorgung haben Beamte (einschl. Richter) des Bun-
des, der Bundesbahn und der Bundespost, der Lander und Gemeinden, Beamte sonstiger offentlich-rechtlicher
Koérperschaften sowie die Hinterbliebenen von aktiven oder Ruhestandsbeamten, ferner gleichgestelite Bedien-
stete und ihre Hinterbliebenen der Triger der Renten-, Kranken- und Unfallversicherung, der landwirtschaftli-
chen Altershilfe und der Bundesanstalt fiir Arbeit, die unter Artikel 131 Grundgesetz fallenden Personen sowie
Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit der Bundeswehr.

Die Leistungen fiir Ruhegehalter und Hinterbliebenenversorgung folgen der Einkommensentwicklung im of-
fentlichen Dienst, wobei die verschiedenen Lebenslagen - insbesondere die GréBe der Familie - beriicksichtigt
werden.

Die Leistungen werden meist unmittelbar von den Dienstherren bzw. den 6ffentlichen Arbeitgebern ohne Ein-
schaltung eines besonderen Trigers zur Verfiigung gestellt und iiber den Personalhaushalt der jeweiligen Kér-
perschaft finanziert.

Pensionen werden auch von anderen Institutionen des Sozialbudgets, vor allem den Trigern der Sozialversi-
cherung, an ihre Bediensteten und ehemaligen Bediensteten gezahlt.

Um die Leistungen des beamtenrechtlichen Systems - hierzu gehéren neben den Pensionen auch die

>>> Familienzuschldge und die >>> Beihilfen - vollstindig darzustellen, werden die von diesen Institutionen
gezahlten Betrdge an das beamtenrechtliche System iibertragen (unterstellte Verrechnungen).

Personalausgaben

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

Ausgabeart mit den Ausgaben fiir

- Abgeordnete und ehrenamtlich Tétige
Aufwands- und Grundentschiadigungen, Diiten, Kostenpauschalen, Tagegeldpauschalen, Reisekosten, Ver-
sicherungen, Alters- und Hinterbliebenenversorgung, Unterstiitzungen;

- Dienstbeziige u.dgl.
Alle Beziige einschlieBlich Zulagen, Zuwendungen und sonstigen Leistungen, die auf Gesetz oder Tarifver-
trag beruhen (z.B. Ministerialzulage, Nachversicherung fiir ausscheidende Beamte und Berufssoldaten, Ar-
beitgeberanteile zur Sozialversicherung, Beitrige zur zusitzlichen Altersversorgung, Weihnachts- und Jubi-

613



y

laumszuwendungen, Leistungen zur Vermogensbildung, Krankenbeziige, Abfindungen und Ubergangsgel-
der, Sonderzuwendungen, Abgeltung fiir Uberstunden, Schulbeihilfen, Aufwandsentschadigungen als be-
sondere Zulage fiir einen allgemeinen, mit der Stelle zusammenhéngenden Aufwand, Architekten-, Inge-
nieurleistungen usw. fiir Baumafinahmen (soweit es sich um Ausgaben fiir eigenes Personal handelt), Sach-
beziige, die unter Beriicksichtigung ihres wirtschaftlichen Wertes auf die Dienstbeziige angerechnet werden
(z.B. Holz, Dienstwohnung, Dienstgrundstiicke), Beziige des Bundesprisidenten, Bundeskanzlers, der Mi-
nisterpriisidenten, Minister, Parlamentarischen Staatssekretéire und der Wehrbeaufiragten, Beziige der Be-
amten, Richter, Beziige der Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit, Wehrsold der Wehrpflichtigen sowie Sold
der Zivildienstleistenden, Vergiitungen der Angestellten, Lohne der Arbeiter, Beschéftigungsentgeite, Auf-
wendungen fiir nebenamtlich oder nebenberuflich Tatige.

- Versorungsbeziige
Ruhegehilter, Unterhaltungsbeitrige, Hinterbliebenenbeziige, Witwen- und Waisengelder, Ubergangsge-
biihrnisse und -beihilfen, Versorgung nach G 131 (Art. 131 GG), Verschollenheitsbeziige, Sterbegelder,
Beitréige zu Versorgungskassen.

- Beihilfen, Unterstiitzungen und dgl.
Beihilfen nach den entsprechenden Vorschriften an Beamte, Richter, Soldaten, Angestellte, Arbeiter, Ver-
sorgungsempfanger und Hinterbliebene, Unterstiitzungen, Fiirsorgeleistungen (z.B. Tuberkulosehilfe, Un-
fallfirsorge, Reihenuntersuchungen, Schutzimpfungen)

- Personalbezogene Sachausgaben
Zuschiisse zur Gemeinschaftsverpflegung und zu Gemeinschaftsveranstaltungen sowie fiir soziale Einrich-
tungen, Trennungsgeld, Umzugskostenvergiitungen, Fahrkostenzuschiisse, funktionsbedingte Aufwandsent-
schadigungen (z.B. Kassenverlustentschidigungen, Vergiitungen an Beamte im Vollzugsdienst).

Anderungen im Zeitablauf:

In den Rechnungsergebnissen bis 1969 von Bund und Landern sowie in den Rechnungsergebnissen der Ge-
meinden/ Gemeindeverbinde bis 1973 sind die Ausgaben fiir Umzugskostenvergiitungen und die Zuschiisse zur
Gemeinschafisverpflegung nicht als Personalausgaben, sondern als >>> laufender Sachaufwand nachgewiesen.

In den Rechnungsjahren bis 1973 ist bei den Personalausgaben von Bund, Landern und Gemeinden/ Gemein-
deverbinden auch das Kindergeld fiir Angehérige des 6ffentlichen Dienstes enthalten.

Ab Rechnungsjahr 1975 ist das Kindergeld fiir diesen Personenkreis - mit Ausnahme der Landeshaushalte
Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Bremen und Berlin, die in den Rechnungsjahren 1975 und 1976 das Kin-
dergeld noch bei den Personalausgaben nachgewiesen haben - den >>> laufenden Zuschiissen an andere Berei-
che (Renten, Unterstiitzungen u.d.) zugeordnet.

Personengesellschaften

Statistik der Konkurs- und Vergleichsverfahren
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:

Gesellschaften in den Rechtsformen von offenen Handelsgesellschaften (OHG) oder Kommanditgesellschaften
(KG) (Personenhandelsgesellschaften).

Die offene Handelsgesellschaft und die Kommanditgesellschaft sind Personengesellschaften, deren Zweck auf
den Betrieb eines Handelsgewerbes unter gemeinschaftlicher Firma (d.h. gemeinschaftlichem Namen) gerichtet
ist. '

Bei der offenen Handelsgesellschaft haften den Glaubigern die Gesellschafter unmittelbar und unbeschrinkt
mit ihrem vollen Vermégen (Privat- und Gesellschaftsvermégen) fir die Gesellschaftsschulden.

Bei der Kommanditgesellschaft dagegen haftet mindestens ein Gesellschafter persénlich (Komplementér) und
mindestens ein Gesellschafter nur mit seiner Einlage (Kommanditist).

Auch juristische Personen kénnen Komplementir oder Kommanditist sein (z.B. bei der GmbH & Co KG).

Personenkraftwagen

Alle folgenden Statistiken

614



Begriffsinhalt:

Mehrspurige Kraftfahrzeuge, die nach Bauart und Einrichtung zur Beférderung von Personen einschlieSlich
ihres Reisegepacks geeignet und bestimmt sind und die hdchstens neun Sitzplitze einschlieBlich Fahrersitz
enthalten.

1. Statistik des Kraftfahrzeug- und Kraftfahrzeuganhiingerbestandes
Datennachweis: ab 1952

Begriffsinhalt:

Bei den Neuzulassungen (>>> Neuzulassungen fabrikneuer Kraftfahrzeuge und -anhinger) werden fabrikneue
Personenkraftwagen erfaflt, denen im Berichtszeitraum ein amtliches Kennzeichen zugeteilt wurde.

Der >>> Fahrzeugbestand umfafit die zugelassenen oder nur voriibergehend, d.h. bis zu einem Jahr, abgemel-
deten Personenkraftwagen an einem bestimmten Stichtag.

Bei den Besitzumschreibungen (>>> Besitzumschreibungen gebrauchter Kraftfahrzeuge und -anhénger) wer-
den gebrauchte Personenkraftwagen erfafit, die im Berichtszeitraum auf einen anderen Fahrzeughalter iiberge-
gangen sind, sofern der Standort des Fahrzeugs vor und nach dem Halterwechsel im Bundesgebiet liegt.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1953 gehorte ein Teil des Bestandes an >>> Kombinationskraftwagen zu den Personenkraftwagen.

Begriffsbeziehungen:

Im Unterschied zu den Personenkraftwagen muf} bei den Kombinationskraftwagen (Statistik des Kraftfahrzeug-
und Kraftfahrzeuganhingerbestandes) die Grofle der Ladefliache im Fahrzeugbrief angegeben werden.

Mehrzweckwagen (Kombinationskraftwagen) mit mehr als 2,8 t zuldssigem Gesamtgewicht werden in der Re-
gel als Personenkraftwagen zugelassen, da Kombinationskraftwagen iiber nicht mehr als 2,8 t zulissiges Ge-
samtgewicht verfiigen diirfen.

Siehe auch unter 2.

2. AuBlenhandelsstatistik
Datennachweis: 1960 bis 1974

Begriffsinhalt:

Personenkraftwagen bis 1,5 | Hubraum werden den >>> Verbrauchsgiitern, Personenkraftwagen iiber 1,5 1
Hubraum werden den >>> Investitionsgiitern zugerechnet.

Begriffsheziehungen:

Zur Abgrenzung, der Personenkraftwagen von den >>> Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen
(AuBenhandelsstatistik) siehe dort.

Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen

1.1 Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: 1962 bis 1970

1.2 Index der Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Ausgewihlte Waren/ Giiter (Waren-/ Giiterarten) aus den Waren-/ Giiterklassen
Personenkraftwagen (auch dreirddrig) Waren-/ Giiterklasse 3311
und Kleinomnibusse (bis 9 Sitzplitze)

Kombinationskraftwagen (Mehrzweck- " 3312
wagen) (auch dreirddrig)
des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses
fir Produktionsstatistiken, die zu den >>> Investitionsgiitern oder zu den >>> Verbrauchsgiitern zihlen.
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Als Investitionsgiiter gelten Waren/ Giiter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die iiberwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegiiter
gekauft werden.

Als Verbrauchsgiiter gelten Waren/ Giiter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(verbrauchsreif) angesehen werden und die iiberwiegend von privaten Haushalten verbraucht werden.

Fiir die Berechnung des nach Investitions- und Verbrauchsgiitern gegliederten Index der industriellen Brutto-
produktion werden die Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen auf die Investitionsgiiter einerseits
und die Verbrauchsgiiter andererseits aufgeteilt.

Der Aufteilung der Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen auf die Investitions- bzw. Verbrauchsgii-
ter liegen die - nach Haltergruppen gegliederten - Neuzulassungen nach der Zulassungsstatistik fur Kraftfahr-
zeuge zugrunde. Entsprechend dem Anteil der vom Unternehmen, von Selbstindigen, Organisationen ohne
Erwerbscharakter, Gebietskorperschaften und den Sozialversicherungen neu zugelassene Personen- und Kom-
binationskraftwagen werden die produzierten Personen- und Kombinationskraftwagen den Investitionsgiitern
zugeordnet, entsprechend dem Anteil der von Arbeitnehmern und Nichterwerbspersonen neu zugelassene Per-
sonen- und Kombinationskraftwagen werden die produzierten Personen- und Kombinationskraftwagen zu den
Verbrauchsgiitern gerechnet. \ )

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 2.

2. AuBenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Wie unter 1, jedoch einschlieBlich gebrauchter Personen- und Kombinationskraftwagen.

Zu den >>> Investitionsgiitern rechnen Personenkraftwagen mit einem Hubraum von mehr als 2 1, Kombinati-
onskraftwagen mit einem Hubraum von mehr als 1,5 1 und gebrauchte Personen- und Kombinationskraftwagen
mit einem Hubraum von mehr als 1,5 1.

Zu den >>> Verbrauchsgiitern rechnen Personenkraftwagen mit einem Hubraum von bis zu 2 1, Kombinations-
kraftwagen mit einem Hubraum von bis zu 1,5 1 und gebrauchte Personen- und Kombinationskraftwagen mit
einem Hubraum von bis zu 1,5 1. .

Die Ergebnisse der Aufienhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis fiir die Auflenhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses fur die
Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fur Produktionsstatistiken (GP) umge-
schliisselt. Da im WI bzw. GP die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA dagegen
nach zolltechnischen (materialmiBigen) Kriterien gegliedert werden, kénnen sich bei der Gegeniiberstellung
geringfiigige Abweichungen ergeben.

Begriffsbeziehungen: .

Die Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen sind bei den Produktionsindizes und in der Aufienhan-
delsstatistik dhnlich abgegrenzt.

Der wesentliche Unterschied liegt in der Aufteilung auf die Investitionsgiiter einerseits und die Verbrauchsgii-
ter andererseits.

Beim Index der Bruttoproduktion liegen der Aufteilung die - nach Haltergruppen gegliederten - Neuzulassun-
gen nach der Zulassungsstatistik fiir Kraftfahrzeuge zugrunde; in der AuBenhandelsstatistik wird dagegen nach
Hubraum aufgeteilt.

Die Begriffe Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen (AuBenhandeléstatistik) und

>>> Personenkraftwagen (Aufenhandelsstatistik) sind unterschiedlich abgegrenzt.

Der Index des Volumens fiir die Ein- und Ausfuhr von Investitions- und Verbrauchsgiitern wird sowohl auf
Basis 1962 = 100 (fiir die Jahre 1960 - 1974) als auch auf Basis 1970 = 100 (fiir die Jahre ab 1970) nachgewie-
sen.

Bei der Umstellung des Index von Basisjahr 1962 auf Basisjahr 1970 wurden die Personenkraftwagen mit ei-
nem Hubraum von 1,5 - 2 | von den Investitionsgiitern zu den Verbrauchsgiitern umgesetzt und die Kombinati-
onskraftwagen aus der Position Liefer- und Lastkraftwagen (einschlieBlich Kombinationskraftwagen, Zugma-
schinen und Anhénger) herausgelést, der Position Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen zugeord-
net und je nach Hubraum auf die Investitionsgiiter (mehr als 1,5 1) und die Verbrauchsgiiter (bis zu 1,5 1) aufge-
teilt.
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Personenwagen

Eisenbahnstatistik (Bestandsstatistik)
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:

Schienenfahrzeuge ohne eigenen Antrieb, die iiberwiegend der Personenbeférderung dienen und die nicht
Triebwagenanhinger sind.

Personenwagen kénnen einzelne Rdume oder Abteile fiir Gepéck, Exprefigut oder Post besitzen. Wagen, die
ausschliefilich Diensttransporten dienen, gelten nicht als Personenwagen.

Der Eigentumsbestand erfafit die Zahl der Personenwagen, die sich im Eigentum des jeweiligen Eisenbahnun-
ternehmens befinden.

Begriffsbeziehungen:

Zu den Personenwagen zidhlen im Unterschied zu den >>> Schienenfahrzeugen fiir die Personenbeférderung
(Eigentumsbestand) (Eisenbahnstatistik) nicht die Triebwagen und Triebwagenanhinger mit entsprechender
Ausstattung zur Personenbeforderung,

Pfeifentabak

Verbrauchsteuerstatistiken
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Geschnittener oder anders zerkleinerter oder gesponnener oder in Platten gepreBter Tabak, wenn mindestens
90 v.H. des Gewichts der Tabakteile mindestens 1,4 mm lang und breit sind.

Pferde

Viehzihlungen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Samtliche Pferde einschlieBlich der Ponys und Kleinpferde, der Fohlen, der Arbeits- und Reitpferde.
Zu den Ponys und Kleinpferden zihlen ausgewachsene Pferde unter 148 cm Stockmaf und deren Fohlen.

Nachgewiesen wird die Zahl der Pferde (>>> gehaltene Tiere), die sich am Erhebungsstichtag im unmittelba-
ren Besitz von >>> Haltern von Tieren befinden, unabhingig von den Eigentumsverhéltnissen.).

Pflanzenbestinde

Baumschulerhebung
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

In der Baumschulerhebung festgestellte Bestiinde an Baumschulerzeugnissen unterteilt nach
>>> Obstgehélzen, >>> Ziergehélzen und >>> Forstpflanzen.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis 1963 wurden nur Obst- und Ziergeholze nachgewiesen, ab 1964 auch Forstpflanzen.
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Begriffsbeziehungen:

Forstpflanzen sind nur insoweit nachgewiesen, als sie sich in Betrieben befinden, die Baumschulerzeugnisse
zum Verkauf produzieren. Forstpflanzenbestinde, die in betriebseigenen Pflanzgirten von Forstbetrieben zur
aus- schlieBlich eigenen Verwendung herangezogen werden, sind in der Baumschulerhebung nicht erfafit.

Pflanzliche Produkte

Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte
Datennachweis: ab 1968 '

Begriffsinhalt:

Sammelposition, unter welcher fiir die Ermittlung des >>> Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Pro-
dukte 117 (auf Basis 1985), 106 (auf Basis 1980), 107 (auf Basis 1976) und 98 (auf Basis 1970) pflanzliche
Produkte zusammengefafit sind.

Es bestehen Unterschiede in Auswahl und Gewichtung (Wagungsanteilen) der beriicksichtigten Waren Zwi-
schen den Indizes auf Basis 1985, 1980, 1976 und 1970. Einbezogen sind die Warengruppen

- beim Index der Erzeugerpreise pflanzlicher Produkte auf Basis 1985,1980 und 1976:

Getreide und Hiilsenfriichte (ab 1985): Brot- und Futterweizen, Hartweizen (ab 1985), Brot und Futterrog-
gen, Futter- und Braugerste, Futterhafer, Futtermais, Futtererbsen, Ackerbohnen; )

Saatgut: Getreidesaatgut (1976 ohne Saatgut fiir Wintergerste, ab 1985 mit Hafer), Hackfriichtesaatgut
(1985 und 1980 ohne Saatgut fiir Zucker- und Runkelriiben), Futterpflanzensaatgut, Olsaaten (Winterraps),

Hackfriichte: Speise- und Industriekartoffeln, Zuckerriiben,
Olpflanzen: Raps, \ ~
Heu und Stroh: Wiesenheu und Weizenstroh,

>>> Sonderkulturerzeugnisse: GenuBmittelpflanzen, Obst, Gemiise, Weinmost, Baumschulerzeugnisse,
Schnittblumen und Topfpflanzen.

- beim Index der Erzeugerpreise pflanzlicher Produkte auf Basis 1970:

Getreide und Hiilsenfriichte: Weizen, Roggen, Futtergerste, Braugerste Brenngerste, Futterhafer, Mais,
Speiseerbsen, '

Saatgut: Getreidesaatgut, Hackfriichtesaatgut, Futterpflanzensaatgut, Gemiisesaatgut, Zierpflanzensaatgut,
Hackfriichte: Speise- und Industriekartoffeln, Zuckerriiben, Kohlriiben,

Olpflanzen: Raps,

Heu und Stroh: Wiesenheu und Weizenstroh,

Sonderkulturerzeugnisse: Genufimittelpflanzen, Obst, Gemiise, Weinmost, Baumschulerzeugnisse,
Schnittblumen und Topfpflanzen.

Begriffsbeziehungen:

Pflanzliche Produkte unterscheiden sich von den >>> Ernihrungsgiitern pflanzlichen Ursprungs (Indizes der
Einfuhr- und Ausfuhrpreise) in Art und Gewichtung der einbezogenen Waren.

Nur zu den pflanzlichen Produkten rechnen die GenuBmittelpflanzen. Nur zu den Erndhrungsgiitern pflanzli-
chen Ursprungs rechnen vor allem Waren, die in der Bundesrepublik Deutschland nicht erzeugt werden (soweit
es sich um Einfuhren handelt), ferner Waren, die die landwirtschaftliche Erzeugerstufe iiberschritten haben
und der groBte Teil der Genufimittel. Unter solche Warengruppen fallen im wesentlichen Malz, Siidfriichte,
Gemiise- und Obstkonserven, Fruchtsifte, K"akao und Kakaoerzeugnisse, Gewiirze, Zucker, pflanzliche Ole und
Fette, Margarine und 4hnliche Speisefette, Olkuchen, Kleie u.a.; Tee, Tabakerzeugnisse, Bier, Branntwein,
Wein. .

Pflegetage der stationiir behandelten Kranken

Krankenhausstatistik
Datennachweis: ab 1954
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Begriffsinhalt:

Tage, die stationir behandelte Kranke in >>> Krankenh&dusern verbringen.

Die Zahl der Pflegetage ist die Summe der "Mitternachtsbestinde" des jeweiligen Kalenderjahres. Fiir Kranke,
die am Aufnahmetag wieder entlassen werden (Beobachtungs- und Sterbefalle), wird ein Pflegetag gerechnet.
Zu den stationdr behandelten Kranken rechnen nicht die gesunden Neugeborenen bei Anstaltsentbindungen.

Pflichtbeitriige zur Sozialversicherung

Wirtschaftsrechnungen ausgewiihlter privater Haushalte
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:

Arbeitnehmeranteile je Haushalt und Monat an den Pflichtbeitrdgen zur gesetzlichen Rentenversicherung
(einschl. Zusatzversorgungskassen im 6ffentlichen Dienst), zur gesetzlichen Krankenversicherung und zur
Bundesanstalt fiir Arbeit.

Nicht einbezogen sind die von den Haushalten geleisteten freiwilligen Beitrige zur gesetzlichen Sozialversi-
cherung sowie die Beitrdge zu privaten Versicherungen; beide Beitragsarten werden unter den iibrigen Ausga-
ben erfafit und nachgewiesen. Nicht erfaSt werden die Arbeitgeberanteile an den Beitrigen.

Die relativen Ausgaben fiir die Pflichtbeitrige zur Sozialversicherung sind je nach Haushaltstyp sehr unter-
schiedlich und weichen zwischen Haushaltstyp 2 und 3 besonders aufgrund der begrifflichen Abgrenzung stark
voneinander ab: Die im Haushaltstyp 2 erfaften Bezugspersonen sind simtlich in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung und zum iiberwiegenden Teil auch in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert. Dage-
gen werden von den Bezugspersonen des Haushaltstyps 3 nur von den Angestellten Pflichtbeitréige entrichtet,
da die Beamten in keinem Zweig der Sozialversicherung versicherungspflichtig sind. Uberdies entrichten die in
diesem Haushaltstyp vertretenen Angestellten wegen Uberschreitens der Jahresarbeitsverdienst grenze grofiten-
teils auch keine Pflichtbeitrage zur gesetzlichen Krankenversicherung, sondern nur zur gesetzlichen Renten-
versicherung und zur Bundesanstalt fiir Arbeit.

Begriffsbeziehungen:

Im Unterschied zu den >>> Ausgaben fiir den privaten Verbrauch (Wirtschaftsrechnungen ausgewibhlter priva-
ter Haushalte) zdhlen zu den "sonstigen Ausgaben" alle Ausgaben, die nicht fiir Konsumzwecke getitigt wer-
den; dies sind neben den Pflichtbeitragen zur Sozialversicherung die >>> Einkommen- und Vermégensteuern
und die >>> {ibrigen Ausgaben (Wirtschaftsrechnungen ausgewdhiter privater Haushalte).

Pharmazeutis_che und kosmetische Artikel, Wasch- und Putzmittel

AuBlenhandelsstatistik
Datennachweis: 1960 bis 1974

Begriffsinhalt:
Ausgewahlte Waren (Warennummern) aus dem Warenverzeichnis fiir die AuBenhandelsstatistik, die im we-
sentlichen der Warengruppe

Chemische Erzeugnisse Warengruppe 40 )
des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik, Ausgabe 1970, entsprechen und zu den
>>> Verbrauchsgiitern zahlen.
Als Verbrauchsgiiter gelten Waren, die von der Industrie hergestellt werden, als technisch fertig
(verbrauchsreif) angesehen werden und iiberwiegend von den privaten Haushalten verbraucht werden.
Im wesentlichen zihlen dazu:
Pharmazeutika (Arzneimittel, Sera, Transplantate, Desinfektionsmittel, Empfangnisverhiitungsmittel u.a.),
Seifen, Wasch-, Spiil- und Reinigungsmittel,
Duft- und Rasierwisser, Hautcremes, Puder, Mundpflegemittel, Haarpflegemittel, Mittel der Schonheitspflege,
Badezusitze, sonstige Korperpflegemittel,
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Schuh-, FuBboden- und sonstige Pflegemittel,
Kerzen und Ziindhélzer.

Die Ergebnisse der AuBenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis fiir die Aufienhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die
Industriestatistik (WI) umgeschliisselt. Da im WI die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen,
im WA dagegen nach zolltechnischen (materialméfigen) Kriterien gegliedert werden, konnen sich bei der Ge-
geniiberstellung geringfligige Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach Verbrauchsgiitern und >>> Investitionsgiitern erfolgt in Anlehnung an die Wa-
renauswahl, die zur Berechnung des Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitionsgiiter und Ver-
brauchsgiiter getroffen wurde.

Begriffsbeziehungen:
Zur Abgrenzung gegeniiber den >>> Chemischen Verbrauchsgitern (Aufenhandelsstatistik) siehe dort.

Postscheckguthaben

Statistik der Deutschen Bundespost
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:

Guthaben auf Konten, die die Deutsche Bundespost im Rahmen ihres Postscheckdienstes fiihrt mit einer Kiin-
digungsfrist von unter einem Monat.

Die Deutsche Bundespost iibernimmt im Postscheckdienst die bargeldlose und halbbare Ubermittlung von
Geldbetrigen.

Ausgewiesen werden die Postscheckguthaben im Jahres- bzw. Monatsdurchschnitt. Dabei errechnet sich der
Jahresdurchschnittswert als arithmetisches Mittel der 12 Monatsdurchschnittswerte. Der Monatsdurchschnitt
der Postscheckguthaben wird aus den Endbestinden der Kalendertage errechnet.

Begriffsbeziehungen:
Die Postscheckguthaben sind Teil der Sichteinlagen (Bilanzstatistik).

Postscheckgutschriften

Statistik der Deutschen Bundespost
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:
Betrige, die auf Postscheckkonten iiberwiesen oder eingezahlt werden.

Postscheckkonten sind von den Postscheckimtern im Rahmen des Postscheckdienstes gefiihrte Konten. Im
Postscheckdienst iibernimmt die Deutsche Bundespost die bargeldlose oder halbbare Ubermittlung von Geldbe-
tragen.

Postschecklastschriften

Statistik der Deutschen Bundespost
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:
Betrége, die von Postscheckkonten iiberwiesen oder ausgezahlt werden.

Postscheckkonten sind von den Postscheckimtern im Rahmen des Postscheckdienstesﬂgeﬁihrte Konten. Im
Postscheckdienst iibernimmt die Deutsche Bundespost die bargeldlose oder halbbare Ubermittlung von Geldbe-
tragen.
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Postsparkasseneinzahlungen

Statistik der Deutschen Bundespost
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:
Betrage, die auf Postsparkassenkonten eingezahlt oder iiberwiesen werden.

Postsparkassenkonten sind im Rahmen des Postsparkassendienstes gefiihrte Sparkonten, Die Deutsche Bundes-
post nimmt im Postsparkassendienst Einlagen als verzinsliche Spareinlagen mit gesetzlicher oder vereinbarter
Kiindigungsfrist entgegen. Die Einlagen dienen der Ansammlung oder Anlage von Vermégen.

Postsparkassenguthaben

Statistik der Deutschen Bundespost
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:

Bestand an Spareinlagen auf den Postsparkassenkonten der Deutschen Bundespost.

Postsparkassenkonten sind Konten, die die Deutsche Bundespost im Rahmen ihres Postsparkassendienstes
fithrt.

Die Deutsche Bundespost nimmt im Postsparkassendienst Einlagen als verzinsliche Spareinlagen mit gesetzli-
cher oder vereinbarter Kiindigungsfrist entgegen. Die Einlagen dienen der Ansammlung oder Anlage von
Vermogen.

Ausgewiesen werden die Postsparkassenguthaben im Jahres- bzw. Monatsdurchschnitt. Dabei errechnet sich
der Jahresdurchschnitt als arithmetisches Mittel der 12 Monatsdurchschnittswerte. Der Monatsdurchschnitt der
Postsparkassenguthaben wird aus den Endbestinden der Kalendertage errechnet.

Begriffsbeziehungen:

Die Postsparkassenguthaben sind Teil der >>> Spareinlagen (Konsolidierte Bilanz des Bankensystems, Bi-
lanzstatistik, Spareinlagenstatistik). Ein Vergleich der Zahlen ist jedoch nur bedingt méglich, da sie sich im
Berechnungsmodus unterscheiden: Postsparkassenguthaben werden als Durchschnittswerte fiir den Berichts-
zeitraum ausgewiesen, Spareinlagen als Bestand am Ende des Berichtszeitraums.

Postsparkassenriickzahlungen

Statistik der Deutschen Bundespost
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:
Betrége, die Teilnehmer am Postsparkassendienst von ihren Postsparkassenkonten abheben.
Postsparkassenkonten sind im Rahmen des Postsparkassendienstes gefiihrte Sparkonten.

Die Deutsche Bundespost nimmt im Postsparkassendienst Einlagen als verzinsliche Spareinlagen mit gesetzli-
cher oder vereinbarter Kiindigungsfrist entgegen. Die Einlagen dienen der Ansammlung oder Anlage von
Vermogen.

Primien fiir Kraftfahrzeugversicherung

Wirtschaftsrechnungen ausgewiihlter privater Haushalte
Datennachweis: ab 1965
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Begriffsinhalt:

Je Haushalt und Monat gezahlte Pramien fiir Kraftfahrzeugversicherungen.

Einbezogen sind Pramien fiir die gesetzlich vorgeschriebene Haftpflichtversicherung fiir Kraftfahrzeughalter,
ferner fiir Kasko- und Insassenversicherungen. Die Versicherungsteuer ist enthalten; nicht enthalten sind je-

doch AbschluB-, Ausfertigungs-, Hebe- und Mahngebiihren. Die geleisteten Préimienzahlungen werden nicht
um Riickerstattungen von Beitrigen und Pramien vermindert.

Primien fiir Verkehrsrechtsschutzversicherungen werden unter den >>> Priimien fur sonstige Schaden- und
Unfallversicherung nachgewiesen. Pramien fur Kraftfahrtversicherung, die Betriebsausgaben darstellen, wer-
den nicht erfafit.

Priimien fiir private Krankenversicherung

Wirtschaftsrechnungen ausgewiihlter privater Haushalte
_Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Je Haushalt und Monat gezahlte Pramien fir private Krankenversicherungen, einschl. etwaiger Arbeitgeberan-
teile.

Enthalten sind auch Pramien fiir private Krankenzusatzversicherungen, Tagegeldversicherungen usw. Nicht
enthalten sind AbschluB-, Ausfertigungs-, Hebe- und Mahngebiihren. Nicht hierzu rechnen freiwillige Beitrage
an Ersatzkrankenkassen usw., die unter den >>> freiwilligen Beitrégen zur gesetzlichen Krankenversicherung
nachgewiesen werden.

Primien fiir sonstige Schaden- und Unfallversicherung

Wirtschaftsrechnungen ausgewihlter privater Haushalte
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Je Haushalt und Monat gezahlte Priamien fiir sonstige Schaden- und Unfallversicherung (ohne Kraftfahrtversi-
cherung).

Zu den Schadenversicherungen zihlen alle Versicherungen, die einen durch Schaden entstandenen Bedarf be-
friedigen wollen (Sachversicherungen und Summenversicherungen), z.B. private Personenhaftpflicht, Tierhal-
terversicherungen, Hausratversicherungen (wie Feuer-, Einbruchs-, Diebstahls- und Beraubungsversicherun-
gen, Leitungswasser-, Glas- u.a. Versicherungen), Rechtsschutzversicherungen usw.

Die gezahlten Versicherungsteuern sind enthalten, nicht jedoch Abschlufl-, Ausfertigungs-, Hebe- und Mahn-
gebiihren. Die geleisteten Pramienzahlungen werden nicht um Riickerstattungen von Beitragen und Pramien
vermindert.

Nicht enthalten sind Prémien fir private Unfall- oder Schadenversicherung als Grundstiicks- und Gebiudeei-
gentiimer.

Nicht einbezogen sind die >>> Priamien fiir Kraftfahrzeugversicherung sowie die >>> Pramien fiir private
Krankenversicherung, die jeweils gesondert nachgewiesen werden. Pramien fiir Lebens-, Sterbegeld- und hn-
liche Versicherungen zdhlen ebenfalls nicht hierzu, sondern werden der Position >>> Veranderung (+/-) der
Vermoégens- und Finanzkonten (Ersparnis) zugerechnet.

Primien nach dem Wohpungsbaupriimiengesetz zur Forderung
‘ des Wohnungsbaues

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1975
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Begriffsinhalt:
Pramien des Bundes nach dem Wohnungsbaupriamiengesetz zur Férderung des Wohnungsbaues.

Eine Primie nach dem Wohnungsbaupramiengesetz kénnen natiirliche Personen erhalten, wenn sie unbe-
schrinkt einkommensteuerpflichtig im Sinne des Einkommensteuergesgtzes sind und Aufwendungen zur For-
derung des Wohnungsbaues gemacht haben. Voraussetzung ist, da} die Aufwendungen nicht vermogenswirk-
same Leistungen sind, fiir die eine Arbeitnehmer-Sparzulage nach § 12 Abs. 1 des Vierten Vermégensbil-
dungsgesetzes gewidhrt wird, und das mafigebende Einkommen 24 000 DM bei Alleinstehenden und

48 000 DM bei Verheirateten nicht iibersteigt. Die Einkommensgrenze erhéht sich um 1 800 DM fiir jedes
Kind.

Mafigebend ist das zu versteuernde Einkommen, das in dem Kalenderjahr, das dem der pramienbegiinstigten
Aufwendungen vorangeht, der unbeschriankten Einkommensteuerpflicht unterliegt. Bei Ehegatten ist das zu
versteuernde Einkommen mafigebend, das sich bei einer Zusammenveranlagung nach § 26 b des Einkommen-
steuergesetzes ergeben hat oder, falls eine Veranlagurig nicht durchgefiihrt worden ist, ergeben wiirde; sind die
Ehegatten nach § 26 a des Einkommensteuergesetzes zur Einkommensteuer veranlagt worden, so sind die zu
versteuernden Einkommen beider Ehegatten zusammenzurechnen.

Den zu versteuernden Einkommen sind auslidndische Einkiinfte, die auf Grund von Doppelbesteuerungsab-
kommen von der Einkommensteuer freigestellt sind, Einkiinfte aus nichtselbstidndiger Arbeit, die auf Grund
zwischenstaatlicher Vereinbarungen oder auf Grund volkerrechtlicher Ubung von der Einkommensteuer befreit
sind sowie inlandische Einkiinfte, mit denen der Sparer beschrankt einkommensteuerpflichtig ist, hinzuzurech-
nen.

Als pramienbegiinstigte Aufwendungen zur Férderung des Wohnungsbaues gelten

- Beitriage an Bausparkassen zur Erlangung von Baudarlehen; Baudarlehen sind auch Darlehen, die zum Er-
werb von Wohnbesitzwohnungen bestimmt sind (vgl. § 12 a II. Wohnungsbaugesetz), Beitrdge, die nach Ab-
lauf von vier Jahren seit VertragsabschluB geleistet werden, sind nur insoweit primienbegiinstigt, als sie das
Eineinhalbfache des durchschnittlichen Jahresbetrages der in den ersten vier Jahren geleisteten Beitrdge im
Kalenderjahr nicht iibersteigen;

- Aufwendungen fiir den ersten Erwerb von Anteilen an Bau- und Wohnungsgenossenschaften;

- Beitrige auf Grund von Sparvertrigen, die auf die Dauer von drei bis sechs Jahren als allgemeine Sparvertra-
ge oder als Sparvertrdge mit festgelegten Sparraten mit einem Kreditinstitut abgeschlossen werden, wenn die
eingezahlten Sparbeitrige und die Primien zum Bau oder Erwerb einer Kleinsiedlung, eines Eigenheims oder
einer Eigentumswohnung oder zum Erwerb eines eigentumsihnlichen Dauerwohnrechts oder von Wohnbe-
sitzwohnungen verwendet werden,

- Beitrage auf Grund von Vertrigen, die mit Wohnungs- und Siedlungsunternehmen oder Organen der staatli-
chen Wohnungspolitik nach der Art von Sparvertrigen mit festgelegten Sparraten auf die Dauer von drei bis
sechs Jahren mit dem Zweck einer Kapitalansammlung abgeschlossen werden, wenn die eingezahlten Beitra-
ge und die Pramien zum Bau oder Erwerb einer Kleinsiedlung, eines Eigenheims oder einer Eigentumswoh-
nung oder zum Erwerb eines eigentumsihnlichen Dauerwohnrechts oder von Wohnbesitzwohnungen verwen-
det werden.

Die oben bezeichneten Aufwendungen sind nur primienbegiinstigt, wenn sie weder unmittelbar noch mittelbar
in wirtschaftlichem Zusammenhang mit der Aufnahme eines Kredits stehen, es sei denn, die Beitrage an Bau-
sparkassen zur Erlangung von Baudarlehen werden nach Ablauf von fiinf Jahren seit Vertragsabschluf in der
beim Abschlufl des Vertrages urspriinglich vereinbarten Hohe laufend und gleichbleibend geleistet.

Fiir die Primienbegiinstigung ist weiter Voraussetzung, dafl vor Ablauf von zehn Jahren seit Vertragsabschluf3
(bis 1983: 7 Jahre) weder die Bausparsumme ganz oder zum Teil ausgezahlt noch geleistete Beitrige ganz oder
zum Teil zuriickgezahlt oder Anspriiche aus dem Bausparvertrag abgetreten oder beliehen werden, es sei denn,

- die Bausparsumme wird ausgezahlt oder die Anspriiche aus dem Vertrag werden beliehen und der Bausparer
verwendet die empfangenen Betrdge unverziiglich und unmittelbar zum Wohnungsbau oder

- der Erwerber verwendet im Falle der Abtretung die Bausparsumme oder die auf Grund einer Beleihung emp-
fangenen Betrige unverziiglich und unmittelbar zum Wohnungsbau fiir den Abtretenden oder dessen Ange-
hérige im Sinne des § 15 der Abgabenordnung oder

- der Bausparer oder sein von ihm nicht dauernd getrennt lebender Ehegatte ist nach Vertragsabschluf gestor-
ben oder vollig erwerbsunféahig geworden oder

- der Bausparer ist nach Vertragsabschluf} arbeitslos geworden und die Arbeitslosigkeit hat mindestens ein Jahr
lang ununterbrochen bestanden und besteht im Zeitpunkt der vorzeitigen Verfiigung noch.

Der Pramienberechtigte kann fiir jedes Kalenderjahr wihlen, ob er fiir Bausparantrige eine Pramie nach dem

Wohnungsbaupriamiengesetz oder den Sonderausgabeabzug (§ 10 des Einkommensteuergesetzes) erhalten will.
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Personen, die eine Pramie nach dem Sparpramiengesetz oder den Sonderausgabenabzug beantragt haben, kon-
nen keine Pramie nach dem Wohnungsbauprimiengesetz erhalten (Kumulierungsverbot).

Die Héhe der Primie bemiBt sich auf 14 v.H. der im Kalenderjahr geleisteten pramienbegiinstigten Aufwen-
dungen von hochstens 800 DM bzw. 1 600 DM bei Ehegatten zuziiglich 2 v.H. fiir jedes Kind. Sie wird auf
Antrag nach Ablauf eines Kalenderjahres fiir die pramienbegiinstigten Aufwendungen des vorhergehenden
Jahres gewdhrt und je zur Halfte von Bund und Landern getragen.

Anderungen im Zeitablauf:

Vor 1975 gab es keine Einkommensgrenzen zur Gewahrung einer Wohnungsbaupramie. Das Wohnungsprami-
engesetz ist durch das Subventionsabbaugesetz vom 26. Juni 1981 mit Wirkung vom 1. Januar 1982 geéndert
worden.

Der Pramiensatz betrug bis einschl. 1981 18 v.H. zuziiglich 2 v.H. fir jedes Kind.

Bis einschl. 1981 wurden Aufwendungen, die vermogenswirksame Leistungen darstellen und fur die der Pra-
mienberechtigte eine Arbeitnehmer-Sparzulage nach § 12 Abs. 1 des Vierten Vermogensbildungsgesetzes er-
hilt oder Aufwendungen, die von der Unterhaltssicherungsbehérde an das Unternehmen oder Institut iberwie-
sene Leistungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz darstellen, nicht auf den Héchstbetrag an pramienbe-
giinstigten Sparleistungen von 800 DM, bei Ehegatten zusammen 1 600 DM angerechnet, soweit die vermé-
genswirksamen Leistungen und die Leistungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz den nach dem Vierten
Vermégensbildungsgesetz geforderten Betrag insgesamt nicht iibersteigen.

Preisindex des Produzierenden Gewerbes fiir den Wareneingang

Preisindex fiir den Wareneingang des Produzierenden Gewerbes
Datennachweis: ab 1985

Begriffsinhalt:

1) Der Preisindex fiir den Wareneingang des Produzierenden Gewerbes mifit die Entwicklung der Preise von
Materialien, Hilfs- und Betriebsstoffen inlindischen und auslindischen Ursprungs, die vom Produzierenden
Gewerbe des Inlands gekauft und verarbeitet bzw. verbraucht werden. Als Wareneingéinge werden somit
sog. Vorprodukte angesehen, und zwar sowohl Rohstoffe, die noch unbearbeitet oder aber aufbereitet bzw.
nur geringfiigig bearbeitet sind, als auch Zwischenprodukte wie Halbwaren und Fertigwaren-
Vorerzeugnisse, die zu einem erheblichen Grad, z.T. sogar mehrfach bearbeitet sein konnen. Die Bezugs-
grofe des Gesamtindex ist der Gesamtwert der fiir die Verwendung im Produzierenden Gewerbe bestimm-
ten Wareneingiinge im Basisjahr, wie sie in den Input-Output-Tabellen der Volkswirtschaftlichen Gesam-
trechnungen nachgewiesen werden. ’

Im Hinblick auf die wesentlichen Rechenginge kann der Index als das gewogene Mittel aus den Preisveran-
derungszahlen (iiberwiegend Durchschnittsmefzahlen) bezeichnet werden, die fiir eine reprisentative Aus-
wahl von Wareneingiingen des Produzierenden Gewerbes (die sog. Preisreprisentanten) gebildet werden.
Als Wigungszahlen (= Indexgewichte) dienen die Wertanteile der Wareneingange im Basisjahr.

2) Die Einzelpreisreihen werden in der Form von Mefzahlen auf der Grundlage des Preisstandes im Basisjahr
(=100) dargestellt.

Sie beruhen auf den Ergebnissen monatlicher Erhebungen von vertraglich vereinbarten Preisen bei einer re-
prisentativen Auswahl von Unternehmen, die in die Berichtskreise fur die Statistiken der Erzeuger-, Grof-
handelsverkaufs- und Einfuhrpreise einbezogen wurden. Damit die monatlichen Werte einer Einzelpreis-
reihe in diesen Statistiken nur "reine" Preisverinderungen zum Ausdruck bringen, miissen dort alle fiir die
Hohe des Preises maBgeblichen Faktoren, die sogenannten preisbestimmenden Merkmale, solange wie
moglich konstant gehalten werden. Dies gilt nicht nur fiir die Mengeneinheit des beobachteten Gutes und
dessen qualitative Beschaffenheit, sondern auch fiir die Handels-, Liefer- und Zahlungsbedingungen. An-
dert sich eines dieser Merkmale, so kann die Differenz zwischen dem neuen und dem zuletzt gemeldeten
Preis eine unechte Preisverinderung enthalten, die eliminiert werden muf3.

Die monatlich ermittelten Preise derjenigen Statistiken, denen Angaben fiir den Wareneingangspreisindex
entnommen werden, sind Effektivpreise (keine Listen- oder Grundpreise) ohne Mehrwert- bzw. ohne Ein-
fuhrumsatzsteuer. aber ggf. einschl. Verbrauchsteuern (z.B. Mineralélsteuer, Zuckersteuer) und anderer ge-
setzlicher Abgaben (z.B. Ausgleichsabgabe bei elektrischem Strom, Bevorratungsbeitrag bei Mineraldler-
zeugnissen, Abschopfung und Wihrungsausgleichsbetragen bei eingefiihrten EG-Marktordnungsgiitern,
Zéllen bei sonstigen Importen aus Drittlandern).’ '
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3) Der Index wird nach der sog. Laspeyres-Formel berechnet. Das bedeutet, daf3 die aus dem gegenwirtigen
Basisjahr (1985) stammenden Wégungszahlen bis zur Umstellung des Index auf ein neues Basisjahr unver-
dndert bleiben.

Zu Einzelheiten siehe v. Minding, B.: Preisindex fiir den Wareneingang des Produzierenden Gewerbes auf
Basis 1985 in: Wirtschaft und Statistik 12/90 S.866 ff.

Stichtage fiir die Preisangaben, die aus den Statistiken der GrofShandelsverkaufspreise und der Erzeuger-
preise gewerblicher Produkte iibernommen werden, sind der 10. bzw. 21. eines jeden Monats oder ein je-
weils moglichst nahe benachbarter Tag. Die im Wareneingangspreisindex verwendeten Erzeugerpreise
land- und forstwirtschaftlicher Produkte sowie die Einfuhrpreise beziehen sich auf Monatsmittel, die aus
(bdrsen)tiglichen Notierungen oder anhand von Preisangaben nach Anderungsdaten errechnet werden. Die
jahrlich nachgewiesenen Preisindizes stellen das einfache Zwdlfmonatsmittel aus den monatlichen Preisin-
dizes dar.

Preisindex fiir die einfache Lebenshaltung eines Kindes

Preisindizes fiir die Lebenshaltung
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:

MeBgroBe fiir die durchschnittliche Entwicklung der Preise fiir den Mindestunterhaltsbedarf von Kindern vom
1. bis zum 18. Lebensjahr. Bei den Kindern handelt es sich um Erstkinder, die von der Mutter oder den miit-
terlichen Verwandten betreut werden.

Der Indexformel liegt die Annahme zugrunde, daf sich die Struktur der Bedarfsmengen dieser Kinder seit dem
Basisjahr nicht verindert hat (Laspeyres-Index). In die Berechnung gehen die Preise von rd. 400 Giiterarbeiten
(Waren und Dienstleistungen) ein.

Der Preisindex fiir die einfache Lebenshaltung eines Kindes ist noch nicht auf die Originalbasis des Jahres
1980 umgestellt worden. Er wird zwar auf der Preisbasis des Jahres 1980, aber nach dem Bedarfsschema des
Jahres 1976 berechnet.

Die Grundlage fiir die Aufstellung des Wigungsschemas bildete der von einem Expertenausschuf3 des Deut-
schen Vereins fiir 6ffentliche und private Fiirsorge, (Frankfurt), fiir das Jahr 1976 aufgestellte und fiir die Be-
messung von Unterhaltsrenten fir Minderjédhrige empfohlene "Warenkorb". Dabei wurde vom Mindestbedarf -
und nicht vom tatsichlichen Verbrauch - von Kindern von der Geburt bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres
ausgegangen. Zu Einzelheiten siehe Dr. Rasch, H.G.: Zur Neuberechnung des Preisindex fiir die einfache Le-
benshaltung eines Kindes auf Basis 1976, in WiSta 4/1980, S. 236 ff.

Zu weiteren Einzelheiten siche >>> Preisindex fiir die Lebenshaltung,

Preisindex fiir die Lebenshaltung

Preisindizes fiir die Lebenshaltung
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:
Mefigrofie fur die durchschnittliche Entwicklung der Verbraucherpreise bei den Giitern der Lebenshaltung von
privaten Haushalten.

Der Indexformel liegt die Annahme zugrunde, daf3 sich die Struktur der Verbrauchsausgaben der privaten
Haushalte seit dem Basisjahr nicht verindert hat (Laspeyres-Index). Die Gewichte fiir die Wagung der einzel-
nen Verbraucherpreise wurden aus den Ausgaben flir den privaten Verbrauch der privaten Haushalte im Basis-
Jjahr 1980 abgeleitet.

Preisunterschiede gegeniiber dem Vormonat, die keine echten Preisverdnderungen darstellen, sondern die auf
einer Qualititsinderung oder Anderungen an derer preisbestimmender Merkmale des Erzeugnisses beruhen,
werden bei der Indexberechnung ausgeschaltet.

Die Ausgaben fiir den Privaten Verbrauch umfassen alle tatsichlichen Kiufe von Waren und Dienstleistungen
der inldndischen privaten Haushalte (ohne private Haushalte von Auslidndern und ohne Privathaushalte in An-
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stalten). Einbezogen sind u.a. auch die Ausgaben fiir die Kraftfahrzeugsteuer. Nicht einbezogen sind unterstell-
te Kiufe wie z.B. die Entnahmen aus dem eigenen Betrieb und Deputate.

Im einzelnen werden folgende Preisindizes fiir die Lebenshaltung nachgewiesen: >>> Preisindex fiir die Le-
benshaltung aller privaten Haushalte, >>> Preisindex fur die Lebenshaltung von 4-Personen-
Arbeitnehmerhaushalten mit mittlerem Einkommen, >>> Preisindex fiir die Lebenshaltung von 4-Personen-
Haushalten von Angestellten und Beamten mit héherem Einkommen, >>> Preisindex fir die Lebenshaltung
von 2-Personen-Haushalten von Renten und Sozialhilfeempfangern und der >>> Preisindex fiir die einfache
Lebenshaltung eines Kindes. Der Preisindex fir die einfache Lebenshaltung eines Kindes weicht dabei hin-
sichtlich des Grundkonzepts der Erhebungs- und Berechnungsmethode wesentlich von den anderen o.g. Preis-
indizes der Lebenshaltung ab. .

Die monatlich nachgewiesenen Preisindizes fiir die Lebenshaltung beziehen sich jeweils auf den Preisstand zur
Monatsmitte. Die Jahresindizes sind einfache Durchschnitte aus den monatlichen Preisindizes.

Begriffsheziehungen:

Im Unterschied zu den verschiedenen Preisindizes fiir die Lebenshaltung wird beim >>> Index der Verbrau-
cherpreise (Einzelhandelsverkaufspreise) nur die Preisentwicklung von Giitern beriicksichtigt, die ausschlief3-
lich von Einzelhandelsunternehmen verkauft werden. So geht z.B. die Preisentwicklung von Strom, Gas, Was-
ser, der vom Handwerk hergestellten Waren, ferner von Dienstleistungen verschiedener Art sowie von Miet-
wohnungen und -garagen nicht in den Index der Einzelhandelspreise ein. Umgekehrt wird in ihm die Preis-
entwicklung von Waren beriicksichtigt, die normalerweise nicht von privaten Haushalten gekauft werden und
deshalb auch nicht im Warenkorb der Lebenshaltungsindizes enthalten sind, wie z.B. Biiromaschinen und
Lastkraftwagen. X

Ein weiterer wesentlicher Unterschied zwischen den Indizes besteht auch darin, daB sich die Preisindizes fiir
die Lebenshaltung auf die Ausgaben privater Haushalte beziehen und damit Einkaufspreisindizes sind, deren
Indexgewichte aus Ausgabenanteilen abgeleitet wurden. Der Einzelhandelspreisindex stellt einen Ver-
kaufspreisindex dar, wobei die Umsatzanteile bestimmter Warenarten des Einzelhandels als Wigungszahlen
zugrunde liegen.

Preisindex fiir die Lebenshalfung aller privaten Haushalte

Preisindizes fiir die Lebenshaltung
_ Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:

MeBgrofe fiir die durchschnittliche Entwicklung der Verbraucherpreise bei den Giitern der Lebenshaltung von
privaten Haushalten. Die zugrunde liegenden Haushalte bestehen im Durchschnitt aus 2,4 Personen.

Der Indexformel liegt die Annahme zugrunde, dafB sich die Struktur der Verbrauchsausgaben der privaten
Haushalte seit dem Basisjahr nicht verandert hat (Laspeyres-Index).

In die Berechnung gehen die Preise von ca. 750 Giiterarten (Waren und Dienstleistungen) ein. .

Die Gewichte fiir die Wagung wurden aus den Ausgaben fiir den privaten Verbrauch des Haushaltstyps im Ba-
sisjahr abgeleitet; sie betrugen im Basisjahr 1980 2 665 DM je Haushalt und Monat.

Zu weiteren Einzelheiten sieche >>> Preisindex fiir die Lebenshaltung.

Begriffsbeziehungen:

Zur Abgrenzung des Preisindex fiir die Lebenshaltung aller privaten Haushalte gegeniiber dem >>> Index der
Verbraucherpreise (Einzelhandelsverkaufspreise) siehe Preisindex fiir die Lebenshaltung,

Preisindex fiir die Lebenshaltung von 2-Personen-Haushalten von
Renten- und Sozialhilfeempfiingern

Preisindizes fiir die Lebenshaltung
Datennachweis: ab 1962
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Begriffsinhalt:

Mefigrofie fiir die durchschnittliche Entwicklung der Verbraucherpreise bei den Giitern der Lebenshaltung von
2-Personen-Haushalten mit geringem Einkommen. Zugrunde gelegt werden Haushalte von dlteren Ehepaaren,
deren monatl. Haushaltsbruttoeinkommen in Hohe von 1 566 DM hauptsichlich aus Renten der Sozialversiche-
rung oder aus Unterstiitzungen der &ffentlichen Sozialhilfe besteht.

Der Indexformel liegt die Annahme zugrunde, dafB} sich die Struktur der Verbrauchsausgaben des Haushaltstyps
seit dem Basisjahr nicht verdndert hat (Laspeyres-Index). In die Berechnung gehen die Preise von ca. 750 Gii-
terarten (Waren- und Dienstleistungen) ein. Die Gewichte fiir die Wagung wurden aus den Ausgaben fiir den
privaten Verbrauch des Haushaltstyps im Basisjahr abgeleitet; sie betrugen im Basisjahr 1980 1 192 DM je
Haushalt und Monat.

Zu weiteren Einzelheiten siehe Preisindex fiir die Lebenshaltung,

Begriffsbeziehungen:

Zur Abgrenzung des Preisindex fiir die Lebenshaltung von 2-Personen-Haushalten von Renten- und Sozialhil-
feempfangern gegeniiber dem >>> Index der Verbraucherpreise (Einzelhandelsverkaufspreise) siehe Preisindex
fiir die Lebenshaltung,

Preisindex fiir die Lebenshaltung
von 4-Personen-Arbeitnehmerhaushalten
mit mittlerem Einkommen

Preisindizes fiir die Lebenshaltung
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:

Mefgrofe fir die durchschnittliche Entwicklung der Verbraucherpreise bei den Giitern der Lebenshaltung von
4-Personen-Arbeitnehmerhaushalten mit mittlerem Einkommen. Zugrunde gelegt werden stidtische Haushalte
von Ehepaaren mit zwei Kindern, wobei mindestens ein Kind unter 15 Jahre alt ist. Der Haushaltsvorstand ist
als Arbeiter oder Angestellter titig. Das monatl. Haushaltsbruttoeinkommen betrug im Basisjahr 1980

4178 DM.

Als Arbeiter gelten alle Lohnempfanger - unabhangig von der Lohnzahlungs- und Lohnabrechnungsperiode -,
die in der Arbeiterrentenversicherung beitragspflichtig sind. Als Angestellte gelten alle nicht beamteten Ge-
haltsempfédnger, die iiberwiegend eine kaufméannische, biiro- bzw. verwaltungsmaifige oder technische Tatigkeit
ausiiben und die in der Angestelltenrentenversicherung beitragspflichtig sind.

Zum Bruttoarbeitseinkommen der Arbeiter bzw. Angestellten zihlen die Bruttoléhne bzw. -gehilter vor Abzug
der Arbeitnehmerbeitrige zur Sozialversicherung und der Lohn- und Kirchensteuer.

Einbezogen sind u.a. auch die Uberstundengelder, Kinderzuschlige, Urlaubsgeld, 13. Monatsgehalt, Lohn und
Gehaltsfortzahlungen im Krankheitsfalle, vermégenswirksame Leistungen des Arbeitgebers und Sachleistun-
gen (z.B. Deputate), ferner die Bruttoeinkommen aus nebenberuflicher Tatigkeit (z.B. Vergiitungen fiir Haus-
meistertitigkeiten, Verdienste als Stundenbuchhalter). Nicht einbezogen sind die Arbeitgeberbeitrige zur So-
zialversicherung,

Der Indexformel liegt die Annahme zugrunde, daB sich die Struktur der Verbrauchsausgaben des Haushaltstyps
seit dem Basisjahr nicht verdndert hat (Laspeyres-Index). In die Berechnung gehen die Preise von ca. 750 Gii-
terarten (Waren und Dienstleistungen) ein.

Die Gewichte fiir die Wagung wurden aus den Ausgaben fiir den privaten Verbrauch des Haushaltstyps im Ba-
sisjahr abgeleitet; sie betrugen im Basisjahr 1980 2 575 DM je Haushalt und Monat.

Zu weiteren Einzelheiten siche >>> Preisindex fiir die Lebenshaltung,

Begriffsbeziehungen:

Zur Abgrenzung des Preisindex fiir die Lebenshaltung von 4-Personen- Arbeitnehmerhaushalten mit mittlerem
Einkommen des alleinverdienenden Haushaltsvorstandes gegeniiber dem >>> Index der Verbraucherpreise
(Einzelhandelsverkaufspreise) siche Preisindex fiir die Lebenshaltung,
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Preisindex fiir die Lebenshaltung von 4-Personen-Haushalten von
Angestellten und Beamten mit hoherem Einkommen

Preisindizes fiir die Lebenshaltung
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:

MeBgroBe fiir die durchschnittliche Entwicklung der Verbraucherpreise bei den Giitern der Lebenshaltung von
4-Personen-Haushalten mit hoherem Einkommen. Zugrunde gelegt werden stidtische Haushalte von Ehepaa-
ren mit zwei Kindern, wobei mindestens ein Kind unter 15 Jahre alt ist. Der Haushaltsvorstand ist als Ange-
stellter oder Beamter titig und der Hauptverdiener der Familie. Das monatliche Haushaltsbruttoeinkommen lag
im Basisjahr 1980 bei 6 797 DM.

Als Angestelite gelten alle nicht beamteten Gehaltsempfanger, die iiberwiegend eine kaufménnische, biiro-
bzw. verwaltungsmaBige, hohere technische oder iiberwiegend leitende oder sonst gehobene Tatigkeit ausiiben
und die Beitréige zur Angestelltenrentenversicherung entrichten (soweit ihre Verdienste nicht iiber der Versi-
cherungspflichtgrenze liegen). Beamte sind Personen, die in einem offentlich-rechtlichen Dienst- und Treue-
verhiltnis des Bundes, der Lander, der Gemeinden und sonstiger Korperschaften des 6ffentlichen Rechts ste-
hen, in das sie durch eine Anstellungs-(Ernennungs-)urkunde berufen worden sind.

Das Haushaltsbruttoeinkommen umfaBt die Bruttoeinkommen aus unselbsténdiger Arbeit
(Bruttoarbeitseinkommen), Bruttoeinkommen aus Unternehmertitigkeit und Vermogen und die empfangenen
Einkommensiibertragungen aller Haushaltsmitglieder. .

Zum Bruttoeinkommen aus unselbstéindiger Arbeit rechnen die Bruttogehilter bzw. die Bruttobeziige der Be-
amten vor Abzug der Arbeitnehmerbeitrige zur Sozialversicherung und der Lohn- und Kirchensteuer. Einbe-
zogen sind v.a. auch die Uberstundengelder, Kinderzuschlige, 13. Monatsgehalt und die vermégenswirksamen
Leistungen des Arbeitgebers. Nichtieinbezogen sind die Arbeitgeberbeitrige zur Sozialversicherung,

Zu den Bruttoeinkommen aus Unternehmertitigkeit und Vermégen zéhlen u.a. die Einkiinfte aus Gewerbebe-
trieb bzw. aus freiberuflicher Titigkeit, Einkiinfte aus Vermietung und Verpachtung, Zinsen fiir Sparguthaben
sowie Dividenden auf Aktien, Kuxe u.a.

Als Einkommensiibertragungen gelten z.B. Renten, Pensionen sowie das Arbeitslosen- und Kurzarbeitergeld.
Der Indexformel liegt die Annahme zugrunde, daB sich die Struktur der Verbrauchsausgaben des Haushaltstyps
seit dem Basisjahr nicht verindert hat (Laspeyres-Index). In die Berechnung gehen die Preise von ca. 750 Gii-
terarten (Waren und Dienstleistungen) ein. Die Gewichte fiir die Wagung wurden aus den Ausgaben fiir den
privaten Verbrauch des Haushaltstyps im Basisjahr abgeleitet; sie betrugen im Basisjahr 1980 4 148 DM je
Haushalt und Monat.

Zu weiteren Einzelheiten siehe >>> Preisindex fiir die Lebenshaltung,.

Begriffsbeziehungen:

Zur Abgrenzung, des Preisindex fiir die Lebenshaltung von 4-Personen-Haushalten von Angestellten und Beam-
ten mit hoherem Einkommen gegeniiber dem >>> Index der Verbraucherpreise (Einzelhandelsverkaufspreise)
siehe Preisindex fiir die Lebenshaltung,

Preisindizes fiir Instandhaltung

Preisindizes fiir Bauwerke
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:

MeBgroBe fiir die durchschnittliche Entwicklung der Preise fir >>> Bauleistungen bei der Instandhaltung von
>>> Gebduden.

Bauleistungen fiir Instandhaltung sind die wéhrend der Nutzungsdauer eines Bauwerks zur Erhaltung seines
bestimmungsmaBigen Gebrauchs aufgewendeten Leistungen, um die durch Abnutzung, Alterung und Witte-
rungseinwirkung entstandenen Méngel ordnungsgemaf zu beseitigen.

Die Preisindizes werden aus PreismeBzahlen fiir Regelbauleistungen gebildet, indem diese mit Hilfe von Lei-
stungsstrukturen von Bauwerken zusammengefafit werden, die fiir das jeweilige Basisjahr typisch sind.
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Der Indexformel liegt die Annahme zugrunde, daB die Struktur der Bauleistungen im jeweiligen Berichtszeit-
raum die gleiche ist wie im gewihlten Basisjahr (Laspeyres-Index). Bei der Verwendung dieser Formel werden
in jedem Berichtsmonat dieselben, aus der Leistungsstruktur des Basisjahres abgeleiteten Wagungsanteile zu-
grunde gelegt.

Zu Einzelheiten siche v.Minding, B., Zur Neuberechnung der Baupreisindizes auf Basis 1985, in: Wirtschaft
und Statistik 3/91, S 209-214,

Die fiir die Kalendermonate Februar, Mai, August und November ermittelten Indizes gelten jeweils flir den ge-
samten Monat, nicht fiir bestimmte Kalendertage. Die Jahresindizes sind einfache Durchschnitte aus den Indi-
zes fiir die vier Monate.

Preisindizes fiir Neubau in konventioneller Bauart

Preisindizes fiir Bauwerke
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:

MeBgrofe fiir die durchschnittliche Entwicklung der Preise fiir >>> Bauleistungen bei neu errichteten Hoch-
und Tiefbauten, die regelmiBig konventionell, jedoch unter Einbeziehung der marktiiblichen Fertigteile, gebaut
sind.

Die Preisindizes werden aus Preismefizahlen fiir einzelne Regelbauleistungen gebildet, indem diese Preismef-
zahlen mit Hilfe von - fiir das jeweilige Basisjahr typischen - Leistungsstrukturen von Bauwerken zusammen-
gefafit werden.

Auf Basis 1985 = 100 werden die den Indexberechnungen zugrundeliegenden Preise fiir Bauleistungen einschl.
und ab 1968 auch ohne Umsatz-(Mehrwert-) steuer ermittelt. Dabei sind die Indexwerte ohne und mit Steuerbe-
lastung fiir diejenigen Berichtsmonate gleich, in denen der gleiche Steuersatz wie im Basisjahr zur Anwendung
kam

Der Indexformel liegt die Annahme zugrunde, dafd die Struktur der Bauleistungen im jeweiligen Berichtszeit-
raum die gleiche ist wie im gewahlten Basisjahr (Laspeyres-Index). Bei der Verwendung dieser Formel werden
in jedem Berichtsmonat dieselben, aus der Leistungsstruktur des Basisjahres abgeleiteten Wigungsanteile zu-
grunde gelegt.

Zu Einzelheiten siehe v. Minding, B., Zur Neuberechnung der Baupreisindizes auf Basis 1985; in: Wirtschaft
und Statistik 3/91, S. 209 - 214.

Die fiir die Kalendermonate Februar, Mai, August und November ermittelten Indizes gelten jeweils fiir den ge-
samten Monat, nicht fiir bestimmte Kalendertage. Die Jahresindizes sind einfache Durchschnitte aus den Indi-
zes fiir die vier Monate.

Private Haushalte

1. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Der Sektor private Haushalte umfaBt alle Ein- und Mehrpersonenhaushalte (einschl. der Anstaltsbevilkerung).
Die privaten Haushalte treten in erster Linie als Anbieter von Arbeitskraft, als letzte Kdufer von Ver- und Ge-
brauchsgiitern und als Anleger von Ersparnissen auf. Ihre Einnahmen sind aber nicht allein vom Markt ab-
héngig, denn neben Einkommen aus Erwerbstitigkeit und Vermégen spielen auch Einnahmen aus Ubertragun-
gen (Renten, Pensionen, Unterstiitzungen usw.) eine Rolle.

Die privaten Haushalte produzieren zwar in nicht unerheblichem Umfang Waren und Dienstleistungen, ver-
kaufen sie jedoch nicht, sondern verbrauchen sie selbst. Wegen der Schwierigkeiten der theoretischen Abgren-
zung, der statistischen Erfassung und der Bewertung der hauswirtschaftlichen Produktionstitigkeit wird diese
in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen nur in Hohe der Entgelte fiir das in privaten Haushalten be-
schéftigte Personal erfaft. Die Vermietung von Wohnungen durch private Haushalte und die Eigennutzung von
Eigentiimerwohnungen werden im Sektor >>> Produktionsunternehmen nachgewiesen. Im Sektor der privaten
Haushalte werden ferner keine >>> Anlageinvestitionen im Eigentum von Privatpersonen (z.B. Kéufe von
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Grundstiicken, Wohnungen usw.) erfait. Diese Aufwendungen sind, da ein getrennter Nachweis bisher nicht
moglich ist, in den Angaben fiir den Unternehmenssektor enthalten. Wegen Liicken im statistischen Aus-
gangsmaterial werden die privaten Haushalte héufig mit den >>> privaten Organisationen ohne Erwerbszweck
zusammengefafit.

2. Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

3. Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:
Natiirliche Personen sowie Personengemeinschaften ohne eigene Rechtspersonlichkeit.

Dazu gehéren alle Einzelunternehmen sowie alle Ein- und Mehrpersonenhaushalte. In der Nachweisung des
Nichtwohnbaus werden aus dem Bereich der freien Berufe die natiirlichen Personen und die Personengemein-
schaften ohne eigene Rechtspersonlichkeit nicht zu den privaten Haushalten gerechnet. Nachgewiesen werden
Baugenehmigungen bzw. Baufertigstellungen von Gebéuden, deren Bauherren (inlindische oder ausldndische)
private Haushalte sind.

Private Haushalte und private Organisationen ohne
Erwerbszweck

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Die privaten Haushalte und privaten Organisationen ohne Erwerbszweck bilden zusammengefafit - neben den
Unternehmen und dem Staat - einen der drei groBen Sektoren in der Gliederung der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen.

Der Sektor private Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck umfaft mit den >>> privaten
Haushalten alle Institutionen, die auf dem Markt in erster Linie als Anbieter von Arbeitskraft, als letzte Kdufer
von Ver- und Gebrauchsgiitern und als Anleger von Ersparnissen auftreten. Ihre Einnahmen stammen haupt-
sichlich aus Einkommen aus Erwerbstitigkeit und Vermogen und aus Einkommensiibertragungen. Die priva-
ten Haushalte produzieren zwar in nicht unerheblichem Umfang Waren und Dienstleistungen, verkaufen sie
jedoch nicht, sondern verbrauchen sie selbst. Wegen der Schwierigkeiten der theoretischen Abgrenzung, der
statistischen Erfassung und der Bewertung der hauswirtschaftlichen Produktionstétigkeit wird diese in den
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen nur in Héhe der Entgelte fiir das in privaten Haushalten beschiftigte
Personal erfaBt. Zu den >>> privaten Organisationen ohne Erwerbszweck rechnen alle Organisationen, Ver-
binde, Vereine, Institute usw. - einschlieflich ihrer Anstalten und Einrichtungen -, deren Leistungen vorwie-
gend privaten Haushalten dienen und die sich zu einem wesentlichen Teil aus freiwilligen Zahlungen
(Beitragen, Spenden usw.) von privaten Haushalten und aus Vermogensertrigen und nur zu einem geringen
Teil aus 6éffentlichen Zuwendungen finanzieren.

Private Organisationen ohne Erwerbszweck

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Als private Organisationen ohne Erwerbszweck werden in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen alle
Organisationen, Verbinde, Vereine, Institute usw. - einschlieBlich ihrer Anstalten und Einrichtungen - angese-
hen, deren Leistungen vorwiegend >>> privaten Haushalten dienen und die sich zu einem wesentlichen Teil -
abgesehen von speziellen Entgelten - aus freiwilligen Zahlungen (Beitrigen, Spenden usw.) von privaten
Haushalten und nur zu einem geringen Teil aus ffentlichen Zuwendungen finanzieren. Hierzu gehéren u.a.
Kirchen, religiose und weltanschauliche Vereinigungen, karitative, kulturelle, wissenschaftliche (iiberwiegend
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von privaten Haushalten finanziert) und im Erziehungswesen titige Organisationen, politische Parteien, Ge-
werkschaften, Sportvereine, gesellige Vereine usw. Aus statistischen Griinden sind in diesen Sektor auch Or-
ganisationen ohne Erwerbszweck einbezogen, die iiberwiegend vom Staat finanziert werden und vor allem im
Bereich von Wissenschaft und Forschung tétig sind. Es sei erwéhnt, dafl die von den privaten Organisationen
betriebenen Anstalten und Einrichtungen - unabhéngig von der Art der Finanzierung einzelner Einrichtungen -
wie ihre Trigerorganisationen zugeordnet werden.

Zur Abgrenzung dieses Sektors sei bemerkt, daf (Brutto- und Netto-) >>> Anlageinvestitionen dieser Einrich-
tungen in den Angaben fiir >>> Produktionsunternehmen enthalten sind.

Private Unternehmen

Statistik der Personenbeférderung im Strafienverkehr
Datennachweis: ab 1980

Begriffsinhalt:

Auskunftspflichtige >>> Unternehmen, die nicht zu den >>> kommunalen und gemischtwirtschaftlichen Un-
ternehmen und nicht zu den >>> Nichtbundeseigenen Eisenbahnen gehéren und auch nicht >>> Deutsche
Bundesbahn und nicht >>> Deutsche Bundespost sind.

Privater Verbrauch

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Wert der Kaufe der inldndischen >>> privaten Haushalte fiir Konsumzwecke und Eigenverbrauch der
>>> privaten Organisationen ohne Erwerbszweck.

Neben den tatsidchlichen Kaufen der privaten Haushalte, zu denen u.a. Entgelte fiir das in privaten Haushalten
beschéftigte Personal und an den Staat gézahlte Benutzungsgebiihren gehoéren, sind auch bestimmte unterstellte
Kéufe einbegriffen. Hierzu zihlen der Eigenverbrauch der Unternehmer (im eigenen >>> Unternehmen pro-
duzierte und im privaten Haushalt des Unternehmers verbrauchte Erzeugnisse), der Wert der Nutzung von

>>> Eigentiimerwohnungen, Deputate der Arbeitnehmer sowie Aufwendungen fiir die Verpflegung und Be-
kleidung der Bundeswehr. Von den Primien der privaten Haushalte an Lebens-, Schaden-, private Unfall- so-
wie Krankenversicherungsunternehmen geht nur das hierin enthaltene Dienstleistungsentgelt in den Privaten
Verbrauch ein. ’

Das gleiche gilt fiir Ausgaben der privaten Haushalte fiir Lotto, Toto u.dgl. .. Die Wohnungsmieten (einschl. des
geschitzten Mietwertes fiir Eigentiimerwohnungen) schlieBen Umlagen fiir Treppenhausbeleuchtung, Wasser-
verbrauch, Schornsteinfegen, Miillabfuhr, Strafenreinigung und Hausaufzug ein. Untermieten sind - wie alle
sonstigen Verkdufe zwischen privaten Haushalten, einerlei ob es sich um gebrauchte Giiter, die von den kau-
fenden Haushalten auf dem Markt erworben wurden (z.B. Mébel, Haushaltsgerite, Kraftwagen), oder um im
Haushalt produzierte Waren und Dienstleistungen (z.B. Kleidung, Bastelarbeiten, Transport- und Pflegelei-
stungen) handelt - nicht erfafit.

Entgelte fiir das von privaten Haushalten beschéftigte Personal sind jedoch - wie bereits erwdhnt - im Privaten
Verbrauch enthalten. Verkéufe der inldndischen privaten Haushalte an Unternehmen, an den Staat und an die
iibrige Welt sind, soweit hierfiir Anhaltspunkte vorliegen, von der Summe der Kiufe abgesetzt. Nicht zum Pri-
vaten Verbrauch, sondern zu den Vorleistungen werden alle Ausgaben der Unternehmer und Arbeitnehmer auf
Geschifts-und Dienstreisen fiir Auslosungen, Tagegelder usw. gerechnet. Sofern von Selbstéindigen gekaufte
Giiter zugleich im Unternehmen und im Haushalt des Unternehmers verwendet werden (z.B. elektrischer
Strom, Personenkraftwagen) werden die Kiufe auf >>> Vorleistungen bzw. >>> Anlageinvestitionen einerseits
und den Privaten Verbrauch andererseits aufgeteilt. Ausgeschlossen aus dem Privaten Verbrauch sind ferner
alle Aufwendungen der Eigentiimer von Mietwohnungen und Eigenheimen fiir Reparaturen, da die Woh-
nungsvermietung als unternehmerische Tétigkeit angesehen wird. Schonheitsreparaturen zu Lasten des Mieters
gehen dagegen in den Privaten Verbrauch ein. Im Privaten Verbrauch nicht enthalten sind die Aufwendungen
der Sozialversicherung und der Sozialhilfe fiir Medikamente sowie Arzt- und Krankenhausleistungen.
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Diese Aufwendungen kommen zwar letztlich den privaten Haushalten als Sachverbrauch zugute, sie werden
jedoch als Vorleistungen des Staates gebucht, da Héhe und Art der Kiufe in hohem Mafe von staatlichen Ge-
sichtspunkten bestimmt werden - aufierdem ist die Zuordnung auf einzelne Haushaltsgruppen kaum méglich.

Nach dem vorher Gesagten ist der Private Verbrauch - gemessen an den Kiufen der privaten Haushalte - nicht
identisch mit dem tatsichlichen letzten Verbrauch der privaten Haushalte. Hierzu kann u.a. auch der Wert der
staatlichen Erziehungs-, Gesundheits- und dhnlichen Leistungen, die letztlich von privaten Haushalten ver-
braucht werden, sowie entsprechende Leistungen der Unternehmen (auf den Verbrauch auf Geschéftskosten
wurde schon hingewiesen) gezahlt werden. Ferner ist zu beriicksichtigen, daf} viele Waren und Dienstleistun-
gen, die im Haushalt verbraucht werden, dort erst produziert werden, daf bei langlebigen Gebrauchsgiitern
zwischen dem Zeitpunkt des Kaufs und der Nutzung zu unterscheiden ist, daB in den Haushalten gewisse Vor-
rite an Verbrauchsgiitern gebildet werden usw.

Die Kiufe fiir den Privaten Verbrauch schlieBen >>> Umsatzsteuer ein; sie sind im Zeitpunkt des Entstehens
von Forderungen und Verbindlichkeiten zu erfassen. Dem hauptséchlich verwendeten statistischen Ausgangs-
material (Angaben iiber die Umsitze der Lieferanten der privaten Haushalte - Einzelhandel, Handwerk,
Dienstleistungsunternehmen usw. -) liegt in der Regel der Zeitpunkt der Rechnungsausstellung zugrunde.

AuBer den Kiufen der inlindischen privaten Haushalte umfafit der Private Verbrauch den Eigenverbrauch der
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck. Der Eigenverbrauch ist derjenige Teil des >>> Produktionswertes
dieser Organisationen, der nicht verkauft wird; er wird bestimmten Gruppen der Bevélkerung ohne spezielles
Entgelt zur Verfiigung gestellt.

Bei den Verkiufen der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck an den Staat handelt es sich in erster Linie
um Verkiufe der Krankenhiuser karitativer Verbiinde an den Staat. Die Verkaufe an private Haushalte betref-
fen insbesondere Leistungen der Krankenhauser und Heime dieser Organisationen, die den privaten Haushalten
unmittelbar in Rechnung gestellt werden, ferner Einnahmen aus Veranstaltungen von Sportvereinen usw. Die
Verkiufe der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck an private Haushalte gehen in die Summe der Kiufe
der Haushalte fiir den Privaten Verbrauch ein.

Begriffsbeziechungen:

1. Kiufe der privaten Haushalte im Inland
+  Privater Verbrauch von Inldndern in der iibrigen Welt
- Privater Verbrauch von Gebietsfremden im Inland
=  Kdiufe der inldndischen privaten Haushalte
+  Eigenverbrauch der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck

= Privater Verbrauch
2. Privater Verbrauch
Staatsverbrauch
= Letzter Verbrauch
+  Bruttoinvestitionen
+  Auflenbeitrag
= Bruttosozialprodukt

+

Privatgleisanschliisse

Eisenbahnstatistik (Bestandsstatistik)
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:

Anschliisse von Gleisen des nichtéffentlichen Verkehrs oder einer Gesamtheit von Gleisen, die an ein Gleis der
Eisenbahnverwaltung (Deutsche Bundesbahn oder nichtbundeseigene Eisenbahnen) anschiiefien und die ohne
Umladung auf der Schiene die Bedienung von Unternehmen gestatten.

Gleisanschliisse sind dann nicht éffentlich, wenn sie nicht jedermann zur Benutzung zur Verfigung stehen. Zu
den Privatanschliissen zihlen auch Anschliisse der Bundeswehr, der Bundespost (aufler den Anschliissen der
Bahnpost) sowie der stationierten Streitkrifte. '

Nicht zu den Privatgleisanschliissen rechnen die dienstlichen Anschliisse der Eisenbahnunternehmen.
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Privathaushalte

1. Volks- und Berufszihlung 1987

2. Mikrozensus
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:

Personengemeinschaften, die zusammen wohnen und wirtschaften, insbesondere ihren Lebensunterhalt ge-
meinsam finanzieren (Mehrpersonenhaushalte). Wer allein wirtschaftet bildet einen eigenen Haushalt
(Einpersonenhaushalt) und zwar auch dann, wenn er mit anderen Personen eine gemeinsame Wohnung hat.

Nicht zum Privathaushalt rechnen nur voriibergehend anwesende Besucher und Giste sowie hausliches Perso-
nal, das nicht in der Wohnung iibernachtet.

Bei der Zuordnung von Personen zu Privathaushalten wird von der >>> Bevélkerung in Privathaushalten aus-
gegangen, wodurch Mehrfacherfassungen von Personen mit mehr als einem Wohnsitz z.T. ausgeschlossen
werden. Zu Einzelheiten siehe dort.

Begriffsbeziehungen:

Zur Abgrenzung der Privathaushalte von den >>> Privaten Haushalten (Volkswirtschaftliche Gesamtrechnun-
gen, Statistik der Baugenehmigungen, Statistik der Baufertigstellungen) siche jeweils dort.

Zur Abgrenzung der Privathaushalte von den Haushalten, die Wohngeld beziehen, siehe unter
>>> Wohngeldempfanger (Wohngeldstatistik).

Privathaushalte mit auslindischer Bezugsperson

Vorausschitzung der Privathaushalte
Datennachweis: 1982 bis 2000

Begriffsinhalt:
Privathaushalte, deren Bezugspersonen nicht >>> Deutsche sind.

Privathaushalte sind Personengemeinschaften, die zusammen wohnen und eine gemeinsame Hauswirtschaft
fihren.

Auch eine allein wohnende und wirtschaftende Person kann einen eigenen Privathaushalt bilden (z.B. auch ein
Untermieter). Entscheidendes Merkmal ist das selbstindige Wirtschaften.

Bezugsperson ist die Person, die im Erhebungsbogen als erste eingetragen ist. Ihre Erhebungsmerkmale (z.B.
Alter, Familienstand, Stellung im Beruf) werden dann in der Statistik nachgewiesen.

Personen unter 15 Jahren sind als Bezugsperson ausgeschlossen. Vorgabe bei der Reihenfolge der Eintragun-
gen im Erhebungsbogen: Ehegatten, Kinder, Verwandte, Familienfremde.

Als Austander gelten Personen, die nicht die deutsche Staatsangehérigkeit im Sinne des Art. 116 Abs. 1 GG
besitzen. Dazu zihlen auch die Staatenlosen und die Personen mit ungeklirter Staatsangehorigkeit.

Die Angehdrigen der auslindischen Stationierungsstreitkrifte und der diplomatischen und konsularischen
Vertretungen - soweit sie nicht Deutsche sind, wie z.B. Honorarkonsuln - und ihre Familienangehérigen unter-
liegen nicht den Bestimmungen des Auslindergesetzes und werden somit auch statistisch nicht erfaft.

Bei der Zuordnung von Personen zu Privathaushalten wird von der >>> auslindischen Bevolkerung in Privat-
haushalten ausgegangen, wobei es zu Mehrfachzihlungen von Personen mit mehreren Wohnungen kommen
kann.

Zu Einzelheiten siehe unter ausldndische Bevélkerung in Privathaushalten.

Anderungen im Zeitablauf:

Die fiir 1982 als Vergleichszahlen nachgewiesenen Daten beruhen auf Ergebnissen des Mikrozensus.
Die Daten fiir 1985 und folgende Jahre stellen geschétzte Werte dar.
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Privathaushalte mit deutschem Haushaltsvorstand/
deutscher Bezugsperson

~

1.1 Vorausschitzung der Privathaushalte
Datennachweis: 1961 bis 1990

1.2 Vorausschitzung der Privathaushalte
Datennachweis: 1982 bis 2000

Begriffsinhalt:

>>> Privathaushalte, deren >>> Haushaltsvorsténde (Vorausschétzung 1961 bis 1990)/ Bezugspersonen
(Vorausschitzung 1982 bis 2000) >>> Deutsche sind.

Privathaushalte sind Personengemeinschaften, die zusammen wohnen und eine gemeinsame Hauswirtschaft
fiihren. Auch eine allein wohnende und wirtschaftende Person kann einen eigenen Privathaushalt bilden (z.B.
auch ein Untermieter). Entscheidendes Merkmal ist das selbstindige Wirtschaften.

Haushaltsvorstand (Vorrausschitzung 1961 bis 1990) ist grundsatzlich dasjenige Haushaltsmitglied, das sich
als solcher bezeichnet. Da nach dem Gleichheitsgrundsatz bei Ehepaaren beide Ehepartner Haushaltsvorstand
sein kann, wird in den Fillen, in denen mehr als ein Haushaltsvorstand genannt wird, aus statistischen Grin-
den der Ehemann als Haushaltsvorstand betrachtet.

Bezugsperson (Vorrausschétzung 1982 bis 2000) ist die Person, die im Erhebungsbogen als erste eingetragen
ist. Thre Erhebungsmerkmale (z.B. Alter, Familienstand, Stellung im Beruf) werden dann in der Statistik nach-
gewiesen. Personen unter 15 Jahren sind als Bezugsperson ausgeschlossen. Vorgabe bei der Reihenfolge der
Eintragungen im Erhebungsbogen: Ehegatten, Kinder, Verwandte, Familienfremde.

Als Deutsche gelten Personen mit deutscher Staatsangehérigkeit sowie Personen, die nach dem Grundgesetz
den Personen mit deutscher Staatsangehérigkeit gleichgestellt sind. Privathaushalte von Angehérigen ausldndi-
scher Stationierungsstreitkrifte und von Mitgliedern diplomatischer und konsularischer Vertretungen sind je-
doch auch dann nicht einbezogen, wenn sie in Haushalten mit deutschem Haushaltsvorstand/deutscher Bezugs-
person wohnen.

Bei der Zuordnung von Personen zu Privathaushalten wird von der >>> deutschen Bevélkerung in Privathaus-
halten ausgegangen, wobei es zu Mehrfachzihlungen von Personen mit mehreren Wohnungen kommen kann.
Zu Einzelheiten siche unter deutsche Bevélkerung in Privathaushalten.

Anderungen im Zeitablauf:

Die in der Vorausschétzung der Privathaushalte 1961 bis 1990 fiir 1961 und 1970 als Vergleichszahlen nach-
gewiesenen Daten beruhen auf Ergebnissen der jeweiligen Volks- und Berufszahlungen, die Daten fiir 1978 auf
Ergebnissen des Mikrozensus. Die Daten fiir 1980 und folgende Jahre stellen geschitzte Werte dar.

Die fiir 1961 und 1970 nachgewiesenen Vergleichsdaten umfassen alle Privathaushalte, also auch solche mit
nichtdeutschem Haushaltsvorstand.

1961 wurden die Privathaushalte auf der Grundlage der >>> wohnberechtigten Bevélkerung (ohne

>>> Anstaltsbevolkerung) ermittelt.

1961 wurden von den Betriebshaushalten des Gaststéitten- und Beherbergungsgewerbes nur solche Haushalte
einbezogen, in denen der Betriebsleiter und auBer ihm nicht mehr als fiinf familienfremde Personen des Perso-
nals im Betriebsgebiude wohnten. .

Die in der Vorausschitzung der Privathaushalte 1982 bis 2000 fiir 1982 als Vergleichszahlen nachgewiesenen

Daten beruhen auf Ergebnissen des Mikrozensus. Die Daten fiir 1985 und folgende Jahre stellen geschitzte
Werte dar.

' Privatquartiere

Statistik des Fremdenverkehrs in Beherbergungsstitten
Datennachweis: 1960 bis 1980
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Begriffsinhalt:

Beherbergungsstitten mit weniger als 9 Gastebetten, die keiner Erlaubnis als Beherbergungsbetrieb nach dem
Gaststittengesetz bediirfen und in denen Gisten gegen Entgelt zum voriibergehenden Aufenthalt Unterkunft
gewdhrt wird.

Erfafit wurden Privatquartiere nur in Gemeinden mit im allgemeinen mindestens 5 000

>>> Gisteiibernachtungen im Jahr.

Privatquartiere in Grofistidten (Gemeinden mit mehr als 1 000 000 Einwohnern) wurden dagegen nicht nach-
gewiesen.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. Marz 1971 wurden Privatquartiere grundsétzlich in Gemeinden mit im allgemeinen 3 000 Géste-
iibernachtungen im Jahr erfafit.

Privatwaldbetriebe

Landwirtschaftszihlung 1971

Begriffsinhalt: -
>>> Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe, die >>> Waldfliachen selbst bewirtschaften und deren In-
haber natiirliche Personen oder juristische Personen des privaten Rechts sind.

Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fiir Rechnung ei-
nes Inhabers (des Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfithrung unterstehen und
land-und/ oder forstwirtschaftliche Erzeugnisse hervorbringen.

Zur Waldflache rechnen mit Waldbaumen bestockte Flichen, ferner die Saat und Pflanzgirten der Forstbetrie-
be, flichenmiBig aus der Waldflidche nicht ausgeschiedene Wege und Schneisen unter fiinf Metern Breite, Fli-
chen mit verminderter Produktion (Nichtwirtschaftswald), Bl6en und unbestockte Fliachen, deren Grofie den
Zuwachs nicht wesentlich mindert.

Zur selbstbewirtschafteten Waldflache eines Betriebes rechnet seine selbstbewirtschaftete eigene Waldfléche,
zugepachtete sowie zur Bewirtschaftung unentgeltlich iibernommene Waldflichen und Anteile an forstwirt-
schaftlichen Zusammenschliissen.

Als Betriebsinhaber gilt diejenige Person, fiir deren Rechnung der Betrieb bewirtschaftet wird, unabhéngig von
den Eigentumsverhaltnissen.

Zu den natiirlichen Personen rechnen Einzelpersonen, Ehepaare, Geschwister, Erbengemeinschaften, BGB-
Gesellschaften u.a. Personengemeinschaften.

Zu den juristischen Personen des privaten Rechts rechnen u.a. eingetragene Genossenschaften, eingetragene
Vereine, Gesellschaften mit beschriankter Haftung, Aktiengesellschaften, Anstalten und Stiftungen desprivaten
Rechts.

Begriffsbeziehungen:

Privatwaldbetriebe und >>> Koérperschafts- und Privatforsten (Bodennutzungsvorerhebung) unterscheiden sich
in der Zuordnung bestimmter Betriebe.

Landwirtschaftliche Betriebe, die Waldfldchen bewirtschaften, rechnen, sofern die Inhaber natiirliche Personen
oder juristische Personen des privaten Rechts sind, zu den Privatwaldbetrieben, nicht aber zu den Kérperschafts
und Privatforsten. Dagegen sind Forstbetriebe, deren Inhaber juristische Personen des 6ffentlichen Rechts sind,
in den Kérperschafts- und Privatforsten, aber nicht in den Privatwaldbetrieben enthalten.

Produktionsindex fiir das Baugewerbe

\

Vierteljahrlicher Produktionsindex fiir das Baugewerbe
Datennachweis: ab 1978

Begriffsinhalt:
Mefgréfie fiir die Entwicklung der Nettoleistung im Baugewerbe unter Ausschaltung von Preisinderungen.
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Die Nettoleistung wird berechnet, indem vom Bruttoprqduktionswen der Materialverbrauch, d.h. der Wert der
verbrauchten, fremdbezogenen Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, der Halbwaren, der Teile und dgl. sowie der
Wert der vergebenen Lohnarbeiten abgezogen werden.

Die Nettoleistung entspricht damit annihernd dem Beitrag des Baugewerbes zum >>> Bruttoinlandsprodukt zu
Marktpreisen. Auch in dieser Grofie sind neben der eigentlichen Wertschépfung noch die Abschreibungen und
die Kostensteuern enthalten.

Originir ermittelte Nettoproduktionswerte stehen nur jahrlich zur Verfiigung. Um die Nettoproduktionswerte
eines Basiszeitraumes vierteljahrlich fortzuschreiben, werden deshalb Ersatzreihen herangezogen. Der Produk-
tionsindex fiir das Baugewerbe setzt sich aus Hoch- und Tiefbauleistungen sowie dem Ausbaugewerbe zusam-
men.

Fiir die Hoch- und Tiefbauleistungen, die das Bauhauptgewerbe ergeben, werden als Ersatzreihen die geleiste-
ten Arbeitsstunden verwendet. Die aus den geleisteten Arbeitsstunden errechneten Mefizahlen werden bei der
laufenden Berechnung mit einem Produktivitéitsfaktor modifiziert um dem Einfluf} von technischem Fortschritt
und konjunkturellen Wechsellagen auf die tatséchliche Bauleistung Rechnung zu tragen. Jahrlicher Eckwert
der Produktivititsberechnung ist die preisbereinig'te Jahresbauleistung je geleisteter Arbeitsstunde.

Fiir das Ausbaugewerbe finden die Umsatzangaben aus der Vierteljahrlichen Handwerksberichterstattung, un-
ter Ausschaltung von Preisinderungen, als Ersatzreihen Verwendung.

Der Produktionsindex fiir das Baugewerbe wird kalendermonatlich und von Kalenderunregelmifigkeiten be-
reinigt (ab Basis 1985 = 100 arbeitstiglich bereinigt, zu Einzelheiten siehe Dr. Norbert Herbel WiSta 3/88
S.182 ff) errechnet. Die kalendermonatlichen Indexzahlen spiegeln auch die monatlichen Einfliisse wider, die
sich aufgrund von UnregelmaBigkeiten im Kalender (d.hf unterschiedliche Monatslangen, wechselnder Wo-
chenrhythmus, Feiertage) ergeben. Die Bereinigung der kalendermonatlichen Indexzahlen von den Einfliissen
solcher KalenderunregelmaBigkeiten wird im wesentlichen in zwei Schritten vollzogen. Zunéchst wird ein
Ausgleich der Monatsldngen vorgenommen (mittels Division durch die Zahl der Kalendertage und anschlie-
fiende Multiplikation mit der mittleren Monatslange) und danach durch Gegeniiberstellung der Monatswerte
und der je Monat vorhandenen Wochentagszusammensetzung (unter Beriicksichtigung evtl. Feiertage) mit
Hilfe der Regressionsschitzung ein System von Wochentags-Koeffizienten ermittelt, mit dem die Werte der
Kalenderkomponente berechnet werden. Durch Subtraktion der monatlichen Kalenderkomponente vom kalen-
dermonatlichen Index erhilt man die von KalenderunrelmaBigkeiten bereinigte Indexzahl.

Produktionsindex fiir das Bauhauptgewerbe

Index der Nettoproduktion fiir das Produzierende Gewerbe
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:

MeBgrofe fiir die Entwicklung der Nettoleistung im Bauhauptgewerbe unter Ausschaltung von Preisanderun-
gen.

Die Nettoleistung wird berechnet, indem vom Bruttoproduktionswert der Materialverbrauch, d.h. der Wert der
verbrauchten, fremdbezogenen Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, der Halbwaren, der Teile und dgl. sowie der
Wert der vergebenen Lohnarbeiten abgezogen werden.

Die Nettoleistung entspricht damit annihernd dem Beitrag des Bauhauptgewerbes zum
>>> Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen. Auch in dieser Grofe sind neben der eigentlichen Wertschopfung
noch die >>> Abschreibungen und die Kostensteuern enthalten.

Originir ermittelte Nettoproduktionswerte stehen nur jahrlich zur Verfiigung. Um die Nettoproduktionswerte
eines Basiszeitraumes monatlich fortzuschreiben, werden deshalb Ersatzreihen herangezogen. Als Ersatzreihen
finden im Index auf der Basis 1976 Reihen des BaustoffausstoBies Verwendung. Da der Index die Entwicklung
unter Ausschaltung von Preisinderungen mifit, werden diese BaustoffausstoBreihen preisbereinigt.

Fiir das Bauhauptgewerbe, das sich aus Hochbauleistungen und Tiefbauleistungen zusammensetzt, werden
nunmehr geleistete Arbeitsstunden als Ersatzreihen zur Fortschreibung verwendet. Die aus den geleisteten Ar-
beitsstunden errechneten MeBzahlen werden bei der laufenden Berechnung mit einem Produktivitatsfaktor
modifiziert, um den Einflufl von technischem Fortschritt und konjunkturellen Wechsellagen auf die tatsdchli-
che Bauleistung Rechnung zu tragen. Jahrlicher Eckwert der Produktivitétsberechnung ist die preisbereinigte
Jahresbauleistung je geleisteter Arbeitsstunde.

Der Produktionsindex fiir das Bauhauptgewerbe auf Basis 1980 wird kalendermonatlich und von Kalenderun-
regelmiBigkeiten bereinigt (ab Basis 1985 = 100 arbeitstéglich bereinigt, zu Einzelheiten siehe Dr. N. Herbel
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WiSta 3/88 S. 182 ff) errechnet. Die kalendermonatlichen Indexzahlen spiegeln auch die monatlichen Einfliis-
se wider, die sich aufgrund von Unregelmifigkeiten im Kalender (d.h. unterschiedliche Monatsldngen, wech-
selnder Wochenrhythmus, Feiertage) ergeben.

Die Bereinigung der kalendermonatlichen Indexzahlen von den Einfliissen solcher KalenderunregelmaBigkei-
ten wird im wesentlichen in zwei Schritten vollzogen. Zunichst wird ein Ausgleich der Monatsléngen vorge-
nommen.(mittels Division durch die Zahl der Kalendertage und anschlielende Multiplikation mit der mittleren
Monatslinge) und danach durch Gegeniiberstellung der Monatswerte und der je Monat vorhandenen Wochen-
tagszusammensetzung (unter Beriicksichtigung evtl. Feiertage) mit Hilfe der Regressionsschétzung ein System
von Wochentags-Koeffizienten ermittelt, mit dem die Werte der Kalenderkomponente berechnet werden.

Durch Subtraktion der monatlichen Kalenderkomponente vom kalendermonatlichen Index erhilt man die von
KalenderunregelmaBigkeiten bereinigte Indexzahl.

Anderungen im Zeitablauf:

Mit der Umstellung auf das Basisjahr 1980 wurde ein vollig neu gefafites System von Produktionsindizes einge-
fiihrt. Dabei handelt es sich um Produktionsindizes fiir Unternehmen und fiir fachliche Unternehmensteile.
Hinsichtlich der Datenbasis und des Berechnungsverfahrens ist dieses Indexsystem grundlegend neu gestaltet
und unterscheidet sich deshalb wesentlich von fritheren Indexberechnungen (Siehe hierzu Wirtschaft und Sta-
tistik 12/1983, S. 931 ffu. 3/88 S. 182 ff).

Begriffsheziehungen:

Der Produktionsindex fiir das Bauhauptgewerbe auf Basis 1976 ist konzeptionell vergleichbar mit dem
>>> Index der (industriellen) Nettoproduktion.

Produktionssteuern

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Alle Steuern und dhnliche Abgaben, die der >>> Staat oder Einrichtungen der Europidischen Gemeinschaften
bei Produzenten erheben und die bei der Gewinnermittlung abzugsfahig sind, mit Ausnahme der
>>> nichtabzugsfahigen Umsatzsteuer und der >>> Einfuhrabgaben.

Die von >>> Unternehmen, z.T. auch von Behérden und Einrichtungen des Staates sowie von >>> privaten
Organisationen ohne Erwerbszweck an den Staat gezahlten Produktionssteuern umfassen

- Produktionssteuern i.e.S., wie z.B.

Gewerbesteuer auf Ertrag und Kapital einschl. Lohnsummensteuer
Verbrauchsteuern (einschl. Einnahmen aus dem Branntweinmonopol und dem
Ziindholzmonopol), jedoch ohne Verbrauchsteuern auf Einfuhren,

Grundsteuer A und B,

Grunderwerbsteuer,

Kraftfahrzeugsteuer (soweit nicht von privaten Haushalten gezahlt),

Kapitalverkehrsteuer,

Versicherungsteuer,

Rennwett- und Lotteriesteuer,

Wechselsteuer,

Feuerschutzsteuer,

Getrankesteuer,

Milchmitverantwortungsabgabe (einschl. Abgaben nach der Milch Garantiemengenverordnung),
Schankerlaubnissteuer u.a.m.,

Ausgleichsabgabe zur Finanzierung der Mehrkosten beim Einsatz von
Steinkohle in der Elektrizitdtswirtschaft (Kohlepfennig),

Umlage an die Europdische Gemeinschaft firr Kohle und Stahl (EGKS-Umlage),
Abfithrungen von Lotterien, Toto, Lotto, Abgaben von Spielbanken und sonstige
steuerdhnliche Abgaben wie Jagd- und Fischereiabgaben sowie Fremdenverkehrsabgaben,

bis 1967 auch Umsatzsteuer (ohne Ausgleichsteuer auf Einfuhren),

- Verwaltungsgebiihren (soweit nicht von privaten Haushalten gezahlt).
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Der Zeitpunkt der Buchung entspricht bei den Produktionssteuern dem kassenmaBigen Eingang beim Staat.
Fiir eine Umrechnung auf den angestrebten Zeitpunkt der Filligkeit fehlen die erforderlichen Unterlagen.

Der den Europiischen Gemeinschaften zustehende Anteil an den Produktionssteuern wird als Steuereinnahme
des Staates gebucht. Die Betrige werden - diesem Vorgehen entsprechend - aufierdem als laufende Ubertragun-
gen des Staates an die iibrige Welt nachgewiesen.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Produktionssteuern enthalten bis 1967, dem Jahr vor dem Ubergang auf das Mehrwertsteuersystem, auch
die Allphasenumsatzsteuer. Die bis 1967 auf Einfuhren erhobene Umsatzausgleichsteuer gehort dagegen zu
den Einfuhrabgaben.

Begriffsbeziehungen:

1.  Produktionssteuern
+ Nichtabzugsfahige Umsatzsteuer
+ Einfuhrabgaben

= Indirekte Steuern

2. Nettowertschépfung (zu Faktorkosten)

Produktionssteuern

Subventionen

Nettowertschopfung zu Marktpreisen

Abschreibungen . -
= Bruttowertschépfung (zu Marktpreisen)

+

+ 0

‘

Produktionsunternehmen

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Teilsektor in der Sektorengliederung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, der die >>> Unternehmen
ohne die >>> Kreditinstitute und >>> Versicherungsunternehmen umfafit.

Als Produktionsunternehmen werden in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen alle Unternehmen be-
zeichnet, die iiberwiegend in der Land- und Forstwirtschaft (einschl. Tierhaltung und Fischerei), im Waren-
produzierenden Gewerbe, im Handel und Verkehr und in den Dienstleistungsbereichen - mit Ausnahme der
Kreditinstitute und Versicherungsunternehmen - titig sind. Eingeschlossen sind Organisationen ohne Er-
werbszweck, die ihre Leistungen vorwiegend Unternehmen ohne spezielles Entgelt erbringen und von diesen
finanziert werden (z.B. Arbeitgeberverbinde, Wirtschaftsverbidnde, Kammern, iiberwiegend von Unternehmen
finanzierte wissenschaftliche Institute) sowie die gewerbliche und nichtgewerbliche Vermietung von Wohnun-
gen einschliefilich der Eigennutzung von Eigentimerwohnungen.

Produktionswert

1. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Wert der von inldndischen Wirtschaftseinheiten in der Berichtsperiode produzierten Giiter (Waren und
Dienstleistungen).

Der >>> Produktionswert der Unternehmen stellt den Wert der Verkiufe von Waren und Dienstleistungen aus
eigener Produktion sowie von Handelsware an andere (in- und ausldndische) Wirtschaftseinheiten dar, ver-
mehrt um den Wert der Bestandsverinderung an halbfertigen und fertigen Erzeugnissen aus eigener Produkti-
on und um den Wert der selbsterstellten Anlagen. Firmeninterne Lieferungen und Leistungen sind nicht einbe-
zogen.

Der >>> Produktionswert des Staates und der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck wird - da die Lei-
stungen dieser Institutionen iiberwiegend ohne spezielles Entgelt der Allgemeinheit bzw. bestimmten Gruppen
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der Bevélkerung zur Verfligung gestellt werden - durch Addition der Aufwandsposten dieser Einheiten ermit-
telt.

Der >>> Produktionswert der privaten Haushalte ist wegen der Schwierigkeiten der theoretischen Abgrenzung,
der statistischen Erfassung und der Bewertung der hauswirtschaftlichen Produktionstitigkeit auf die Entgelte
(Bar- und Naturalverdienste sowie Sozialbeitrage der Arbeitgeber) der bei privaten Haushalten beschiftigten
Arbeitnehmer beschrinkt.

Anderungen im Zeitablauf:

Der Produktionswert enthilt bis 1967 die kumulative Allphasenumsatzsteuer (Bruttoverbuchung). Ab 1968,
dem Jahr des Ubergangs auf das Mehrwertsteuersystem, wird der Produktionswert ohne die in Rechnung ge-
stellte Umsatzsteuer nachgewiesen (Nettoverbuchung). Die damit verbundenen quantitativen Auswirkungen
werden durch Vergleichsangaben fiir 1968 mit Bruttoverbuchung dargestellt.

Begriffsbeziehungen:

Produktionswert

Vorleistungen

Bruttowertschéfpung

Nichtabzugsfahige Umsatzsteuer

Einfuhrabgaben

= Bruttoinlandsprodukt
In den Input-Output-Tabellen ist der Produktionswert - im Gegensatz zu der hier dargesteliten Definition des
Produktionswertes in der Entstehungsrechnung des Sozialprodukts - anders abgegrenzt. In der Input-Output-
Rechnung werden die Produktionswerte der Sozialproduktsberechnung erginzt vor allem um firmeninterne
Lieferungen und Leistungen, abgezogen wird hingegen insbesondere der Einstandswert der Handelsware.

+ o+

2. Vierteljahrliche Produktionserhebung
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Wert der >>> zum Absatz bestimmten Produktion.

Der Wert der zum Absatz bestimmten Produktion ist unter Zugrundelegung des im Berichtszeitraum erzielten
oder im Zeitpunkt des Absatzes erzielbaren Verkaufspreises ab Werk, abziiglich der gewihrten Rabatte, be-
rechnet. Der Wert umfafit auch die Kosten der Verpackung, selbst wenn sie gesondert in Rechnung gestellt
sind. Er enthdlt aber weder die in Rechnung gestellte Umsatzsteuer noch die Verbrauchsteuer (z.B. auf Mine-
raldlerzeugnisse, Salz, Kaffee, Bier, Branntwein, Tabakwaren). Auch gesondert in Rechnung gestellte Fracht-
kosten sind nicht einbezogen. Bei der in Lohnarbeit ausgefiihrten Produktion ist als Wert nur die vom Auftrag-
geber gezahlte Vergiitung, jedoch ohne Umsatzsteuer, eingesetzt. Die eigenerzeugten Produktionsmittel sowie
die fiir Deputate verwendeten selbsthergestellten Erzeugnisse sind zu Herstellkosten bewertet. Dies gilt auch fiir
die selbsthergestellten Erzeugnisse, die fiir Einrichtungen des meldenden Betriebes oder fiir einen anderen Be-
trieb desselben Unternehmens verwendet werden.

Bei Vermietung selbsthergestellter Erzeugnisse (z.B. Datenverarbeitungsanlagen, Telefonanlagen, Waschau-
tomaten) wird als Wert dieser Produktion der Erlés unterstellt, der bei einem Verkauf des Erzeugnisses auf dem
Markt voraussichtlich hitte erzielt werden kdnnen.

Fiir einige Erzeugnisse wird statt des Wertes der zum Absatz bestimmten Produktion, der Wert der Gesamtpro-
duktion ausgewiesen. In diesen Fallen wurde die zur Weiterverarbeitung bestimmte Produktionsmenge mit den
vergleichbaren Verkaufspreisen bewertet.

Produktionswert der privaten Haushalte

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Entgelte der bei privaten Haushalten beschiftigten Arbeitnehmer.

Der Produktionswert der >>> privaten Haushalte ist wegen der Schwierigkeiten der theoretischen Abgrenzung,
der statistischen Erfassung und der Bewertung der hauswirtschaftlichen Produktionstitigkeit auf die Entgelte
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(Bar- und Naturalverdienste sowie auf Sozialbeitrage der Arbeitgeber) der in Privathaushalten beschiftigten
Arbeitnehmer beschrinkt. Die Wohnungsvermietung (einschl. der Nutzung von >>> Eigentiimerwohnungen)
wird als unternehmerische Tétigkeit angesehen und ist in den Unternehmenssektor einbezogen. Ebenso werden
die Eigenleistungen der privaten Haushalte im Wohnungsbau im Unternehmenssektor nachgewiesen.

Produktionswert der Unternehmen

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Wert der Verkiufe der Unternehmen von Waren und Dienstleistungen aus eigener Produktion sowie von Han-
delsware an andere (in- und auslidndische) Wirtschaftseinheiten, vermehrt um den Wert der Bestandsverande-
rung an halbfertigen und fertigen Erzeugnissen aus eigener Produktion und um den Wert der selbsterstellten
Anlagen. Firmeninterne Lieferungen und Leistungen sind nicht einbezogen.

Bei der Abgrenzung des Produktionswertes der >>> Unternehmen sind dariiber hinaus die folgenden Beson-
derheiten zu beachten:

Die Summe der Produktionswerte der Unternehmensbereiche ergibt sich im Prinzip aus der Addition der Pro-
duktionswerte der einzelnen Unternehmen. Eine Ausnahme bildet der Produktionswert der Landwirtschaft, der
nach dem Bundeshofkonzept die Verkiufe von landwirtschaftlichen Erzeugnissen (z.B. Futtermittel und Saat-
gut) an andere landwirtschaftliche Betriebe nicht umfafit.

Beim Transithandel (Handelsgeschéfte von Inldndern mit Kontrahenten in der iibrigen Welt, bei denen der
Warenstrom das Inland in der Regel nicht beriihrt) wird als Produktionswert der den Transithandel betreiben-
den Unternehmensbereiche (vor allem GroBhandel) nur die Handelsspanne (Differenz zwischen dem Wert der
Warenverkiufe und dem Wert der eingesetzten Handelsware zu Einstandspreisen) nachgewiesen.

Zu den Verkidufen der Unternehmen rechnet in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen auch der Eigen-
verbrauch der Unternehmer (im eigenen Unternehmen produzierte und im privaten Haushalt des Unternehmers
verbrauchte Erzeugnisse). Ebenso werden die Einnahmen aus der Vermietung gewerblicher Rdume und sonsti-
ger (reproduzierbarer) Anlagen als Verkiufe gebucht, nicht dagegen Einnahmen aus Grundstiickspachten so-
wie Gebiihreneinnahmen aus Patenten, Urheberrechten u.4. (sie stellen in den Volkswirtschaftlichen Gesam-
trechnungen Vermogenseinkommen bzw. Einkommen aus immateriellen Werten dar).

Als unternehmerische Tatigkeit wird u.a. die Wohnungsvermietung (einschl. der Nutzung der Eigentiimerwoh-
nungen) angesehen. Der Produktionswert des Bereichs Wohnungsvermietung umfafit die Summe der Woh-
nungsmieten (einschl. Umlagen fiir Treppenhausbeleuchtung, Wasserverbrauch, Schornsteinfegen, Miillabfuhr,
StraBenreinigung, Hausaufzug) zuziiglich eines geschitzten Mietwertes fiir Eigentiimerwohnungen; Untermie-
ten sind nicht enthalten.

Als Produktionswert des Wett- und Lotteriewesens, der Spielbanken u.4. werden nicht die Bruttoeinnahmen,
sondern die um die Ausschiittungen verminderten Einnahmen als Entgelt fiir die Dienstleistungen dieser Berei-
che nachgewiesen.

Die mit dem Verkauf bzw. Kauf von gebrauchten Anlagen und Land verbundenen Ubertragungskosten sind
Bestandteil des Produktionswertes der die Ubertragungskosten tragenden Unternehmen usw.

In die selbsterstellten Anlagen des Unternehmenssektors sind die Eigenleistungen der privaten Haushalte im
Wohnungsbau einbezogen.

Die Produktionswerte der Unternehmen sind grundsitzlich zu Marktpreisen bewertet. Eine besondere Regelung,
gilt fiir die Verkiufe von verbrauchsteuerpflichtigen Erzeugnissen (vor allem Branntwein und Mineraléler-
zeugnisse) im Begleitscheinverfahren, die in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen stets einschliellich
der entsprechenden Verbrauchsteuern nachgewiesen werden, auch wenn diese vom Produzenten nicht in Rech-
nung gestellt, sondern vom Kaufer an die Finanzverwaltung abgefiihrt werden. Der Wert der Verkaufe schliefit
ab 1968, dem Jahr des Ubergangs auf das Mehrwertsteuersystem, die in Rechnung gestellte Umsatzsteuer nicht
ein. Vor 1968 ist die kumulative Allphasenumsatzsteuer dagegen im Produktionswert enthalten. Gewihrte
Skonti und Rabatte sind im Prinzip abgesetzt. Der Eigenverbrauch der Unternehmer geht mit Erzeugerpreisen
in die Rechnung ein. Die Bestandsverinderung an Halb- und Fertigwaren aus eigener Produktion und die
selbstersteliten Anlagen sind zu Herstellungskosten dargestellt. Der Bewertung der Bestandsverénderung
(Zuginge minus Abgiinge) an Halb- und Fertigwaren liegen die Herstellungskosten der Berichtsperiode zu-

grunde.
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Der Produktionswert der Kreditinstitute schlieit neben den tatsichlichen Einnahmen aus Gebiihren u.4.

>>> unterstellte Entgelte fiir Bankdienstleistungen in Hohe der Differenz zwischen Ertragszinsen, Kreditpro-
visionen und anderen Vermégenseinkommen der Kreditinstitute einerseits und Aufwandszinsen dieser Institu-
tionen andererseits ein. Die untersteliten Entgelte fiir Bankdienstleistungen werden im Produktionswert der
Kreditinstitute als Verkdufe von Bankdienstleistungen gebucht.

Als Produktionswert der Versicherungsunternehmen gilt im wesentlichen das in den Bruttopriimien enthaltene
Entgelt fiir die Dienstleistungen der Versicherungsunternehmen. Dieser Dienstleistungsanteil wird ermittelt,
indem von den Beitragseinnahmen im Erstversicherungsgeschift fiir das Geschiaftsjahr und den Ertrigen aus
der Verzinsung der Vermogensanlagen der Versicherungsunternehmen (einschl. Kursgewinnen bzw. -
verlusten) die in der gleichen Periode falligen Leistungen abgezogen werden. Die Ertrige aus der Verzinsung
umfassen neben den Zinseinnahmen aus Kapitalanlagen (bei der Lebensversicherung) auch die gezahlte und
zuriickgestellte Gewinnbeteiligung der Versicherten. Nicht einbezogen ist der Teil der Vermégensertrige, der

* auf die "eigenen Mittel" der Versicherungsunternehmen entfallt (entsprechend ist dieser Teil der Vermégenser-
trdge auch nicht in der Bruttowertschopfung und in den "entstandenen" Einkommen aus Unternehmertitigkeit
und Vermégen der Versicherungsunternehmen enthalten). Die erwidhnten Leistungen umfassen sowohl Zah-
lungen als auch Riickstellungen fiir das Geschiftsjahr.

Der Produktionswert der Versicherungsunternehmen enthilt auflerdem Erlése aus dem aktiven Riickversiche-
rungsgeschift, der Vermietung von gewerblich genutzten Grundstiicken u.4. Die Erlése aus dem aktiven Riick-
versicherungsgeschift werden als Differenz zwischen den Einnahmen einerseits und den Leistungen und den
Kostenerstattungen an Vorversicherer andererseits ermittelt.

Anderungen im Zeitablauf:

Der Produktionswert der Unternehmen enthilt bis 1967 die kumulative Allphasenumsatzsteuer
(Bruttoverbuchung). Ab 1968, dem Jahr des Ubergangs auf das Mehrwertsteuersystem, wird der Produktions-
wert ohne die in Rechnung gestellte Umsatzsteuer nachgewiesen (Nettoverbuchung). Die damit verbundenen
quantitativen Auswirkungen werden durch Vergleichsangaben fir 1968 mit Bruttoverbuchung dargestellt.

Begriffsbeziehungen:

In den Input-Output-Tabellen ist der Produktionswert der Unternehmen - im Gegensatz zu der hier dargestell-
ten Definition des Produktionswertes in der Entstehungsrechnung des Sozialprodukts - anders abgegrenzt. In
der Input- Output-Rechnung werden die Produktionswerte der Sozialproduktsberechnung ergéinzt vor allem um
firmeninterne Lieferungen und Leistungen, abgezogen wird hingegen insbesondere der Einstandswert der Han-
delsware.

Produktionswert des Staates und der privaten Organisationen
ohne Erwerbszweck

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt: .

Wert der Leistungen des Staates und der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck, die der Allgemeinheit
bzw. bestimmten Gruppen der Bevélkerung zur Verfiigung gestellt werden.

Da >>> Staat und >>> private Organisationen ohne Erwerbszweck ihre Leistungen der Allgemeinheit bzw.
bestimmten Gruppen der Bevolkerung iiberwiegend ohne spezielles Entgelt zur Verfiigung stellen, kann der
Produktionswert dieser Einheiten nur durch Addieren ihrer Aufwandsposten ermittelt werden.

Hierzu rechnen die Einkommen aus unselbstiandiger Arbeit der bei diesen Institutionen Beschiftigten, die von

den betreffenden Behorden und Einrichtungen gezahlten Produktionssteuern, die Abschreibungen und die
Kéufe von Giitern fiir die laufende Produktion (>>> Vorleistungen).

Anderungen im Zeitablauf:

Der Produktionswert enthélt bis 1967 die kumulative Allphasenumsatzsteuer (Bruttoverbuchung). Ab 1968,
dem Jahr des Ubergangs auf das Mehrwertsteuersystem, wird der Produktionswert ohne die in Rechnung ge-
stellte Umsatzsteuer nachgewiesen (Nettoverbuchung). Die damit verbundenen quantitativen Auswirkungen
werden durch Vergleichsangaben fiir 1968 mit Bruttoverbuchung dargestelit.

641



Produktivitits-(Wachstums-)hilfen fiir Betriebe oder Wirt-
schaftszweige

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1975

Begriffsinhalt:

>>> Finanzhilfen und >>> Steuervergiinstigungen des Bundes mit strukturveréndernder Zielsetzung, die in be-
sonderem MaBe fiir das gesamtwirtschaftliche Wachstum von Bedeutung sind.

Zu den Produktivititshilfen rechnen insbesondere die Forderungsmafinahmen fiir die anwendungsnahe indu-
strielle Forschung und Entwicklung sowie die Innovation neuer Verfahren und Produkte.

Begriffsbeziehungen:

Die Gliederung von Finanzhilfen und Steuervergiinstigungen zugunsten von Betrieben oder Wirtschaftszwei-
gen in Erhaltungs-, Anpassungs- und Produktivitéitshilfen ist keineswegs immer eindeutig. Vor allem Erhal-
tungs- und Anpassungshilfen lassen sich oft nur schwer voneinander unterscheiden. Als mafigebliches Kriteri-
um wird angesehen, ob die Inanspruchnahme von Finanzhilfen und Steuervergiinstigungen strukturverandern-
de Wirkungen in Richtung eines marktwirtschaftlichen Wirtschaftsvollzugs auslost oder nicht. Soweit finan-
zielle Hilfen mit strukturverindernder Zielsetzung in besonderem Mafe fiir das gesamtwirtschaftliche Wachs-
tum von Bedeutung sind, sind sie als Produktivititshilfen ausgewiesen.

Produzierendes Gewerbe

1. Mikrozensus
Datennachweis: 1964 bis 1971

Begriffsinhalt:

Wirtschaftsbereich, der die Abteilungen

Energiewirtschaft und Wasserversorgung, Bergbau Abteilung 1
Verarbeitendes Gewerbe Abteilung 2
Baugewerbe Abteilung 3

der Systematik der Wirtschaftszweige fiir die Berufszihlung 1961 bzw. 1970 umfaft.

2. Index der Nettoproduktion fiir das Produzierende Gewerbe
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:

Wirtschaftsbereich, der die Teilbereiche

>>> Elektrizitats- und Gasversorgung SYPRO-Nr. 1010, 1030

>>> Bergbau " 2]

>>> Verarbeitendes Gewerbe " 22 - 69 (ohne 24, 35,
65)

ab Basis 1985 = 100 nur noch ohne SYPRO-Nr. 24

>>> Bauhauptgewerbe " : 72-175

in der Abgrenzung nach der SYPRO umfafit.
Nachgewiesen werden >>> Indizes der Nettoproduktion fiir Unternehmen und fuir fachliche Unternehmensteile

fiir das Produzierende Gewerbe. Zum Produzierenden Gewerbe rechnen auch Handwerksunternehmen und -
betriebe, die in diesem Wirtschaftsbereich tétig sind.

Anderungen im Zeitablauf:

Mit der Umstellung auf das Basisjahr 1980 wurde ein methodisch véllig neu gefaBtes System von Produkti-
onsindizes eingefiihrt. Dabei handelt es sich um Produktionsindizes fir Unternehmen und fiir fachliche Unter-
nehmensteile. Hinsichtlich der Datenbasis und des Berechnungsverfahrens ist dieses Indexsystem grundlegend
neu gestaltet und unterscheidet sich deshalb wesentlich von friiheren Indexberechnungen.
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Psychiatrische Indikation

Schwangerschaftsabbruchstatistik
Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:
Indikation nach § 218a Absatz 1 Nr. 2 des Strafgesetzbuches (StGB) als Begriindung fiir einen
>>> Schwangerschaftsabbruch.

Eine psychiatrische Indikation nach § 218a Absatz 1 Nr. 2 liegt vor, wenn der Abbruch der Schwangerschaft
unter Beriicksichtigung der gegenwirtigen und zukiinftigen Lebensverhiltnisse der Schwangeren nach arztli-
cher Erkenntnis angezeigt ist, um eine Gefahr fiir das Leben oder die Gefahr einer schwerwiegenden Beein-
trachtigung des seelischen Gesundheitszustandes der Schwangeren abzuwenden, und die Gefahr nicht auf eine
andere fiir sie zumutbare Weise abgewendet werden kann.

Aus statistischen Griinden werden die psychiatrische Indikation, die hauptsichlich auf die seelische Situation
der Schwangeren abgestellt ist und die >>> allgemein-medizinische Indikation, die am kérperlichen Gesund-
heitszustand orientiert ist, getrennt aufgefiihrt.

Sie werden zusammen als medizinische Indikation bezeichnet.

Qualititswein

Ernteberichterstattung
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Zu unterscheiden ist zwischen

- Qualititswein (b.A.) und

- Qualititswein mit Pradikat

"Qu:lita"tswein (b.A))" ist der Wein, dem aufgrund einer Qualititspriifung eine Priifungsnummer zuerkannt
worden ist.

Hierfur sind solche Weine geeignet, die ausschlieBlich aus Weintrauben anerkannter >>> Rebsorten stammen,
in einem bestimmten Anbaugebiet geerntet und verarbeitet worden sind, die mindestens die festgelegten Most-
gewichte aufweisen und weder durch Zusatz von konzentriertem Most noch durch Konzentrierung erzeugt
wurden. i

Fiir dhnliche Qualitdtsweine (b.A.) in der EG gelten landesspezifische, gesetzliche Vorschriften.

"Qualititswein mit Pridikat" ist der Wein, dem aufgrund einer Qualititspriifungsnummer ein Pridikat zuer-
kannt worden ist und der die fiir die einzelnen Pridikate typischen Bewertungsmerkmale aufweist.

Dabei darf Qualititswein mit Pradikat nur in einem Anbaugebiet geerntet worden sein, muB die erforderlichen
Mindestmostgewichte aufweisen und darf nicht mit Zucker angereichert werden.

Prédikate sind in aufsteigender Reihe: Kabinett, Spitlese, Auslese, Beerenauslese und Trockenbeerenauslese.
Ein Eiswein mufl mindestens dem Mostgewicht einer Beerenauslese entsprechen.
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Réiume

Gebaude- und Wohnungszihlung 1987

Begriffsinhalt:

Zu den Riumen einer >>> Wohneinheit zihlen die Wohn- und Schiafriume mit 6 und mehr m2 Wohnfliche und
alle Kiichen (diese ohne Riicksicht auf die GroBe) einschliellich der untervermieteten und gewerblich genutzten
sowie der aufierhalb des Wohnungsabschlusses liegenden Riume (z.B. Mansarden). Ebenso zédhlen die zu Wohn-
zwecken ausgebauten Keller- und Bodenrdume dazu.

Im Unterschied dazu sind beim Nachweis der selbstbewohnten Riume die untervermieteten und die gewerblich ge-
nutzten Riume nicht enthalten.

Rauminhalt

1. Statistik der Baugenehmigungen ,
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

2. Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab l95§; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

3. Statistik des Bauiiberhanges
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

v

Begriffsinhalt:
Rauminhalt von >>> Gebduden, der von den duleren Begrenzungsflichen eingeschlossen wird (Bruttorauminhalt).

Der Rauminhalt eines Gebdudes ist das Produkt aus der iiberbauten Fliche und der anzusetzenden Héhe; es umfafit
auch den Rauminhalt der Konstruktionen.

Zur iiberbauten Flache rechnen auch die Auflenmauern. Die Héhe bemifit sich von der Unterfliche der Konstrukti-
on, die den FuBlboden des untersten Geschosses trigt, bis zur Oberfliche des Daches. Fundamente, besondere Kon-
struktionen u.4. bleiben ebenso unberiicksichtigt wie konstruktive und gestalterische Vor- und Riickspriinge, Profi-
lierungen und untergeordnete Bauteile (z.B. Aufientreppen, Eingangsiiberdachungen, Dachgauben usw.).

Der Rauminhalt von nicht allseitig in voller Héhe umschlossenen, jedoch iiberdeckten Bauwerken bzw. Teilen von
>>> Bauwerken (z.B. Lagerhallen, offene Eingangshallen usw.) wird in entsprechender Weise berechnet. Zu Ein-
zelheiten der Berechnung des Rauminhalts sieche DIN 277, BL. 1 in der jeweils giiltigen Fassung,

) Realschulen

1. Statistik des allgemeinen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:

Allgemeinbildende Schulen, die den Besuch einer Grundschule voraussetzen und deren Abschluf} bislang die
Grundlage fiir gehobene nichtakademische Berufe darstellte.

Die Realschule umfaft sechs, teilweise auch nur vier Klassenstufen.

Der Abschlufl an Realschulen wird der Fachschulreife gleichgestellt. Das AbschluBzeugnis berechtigt zum Besuch
von Fachoberschulen oder Fachgymnasien. Auflerdem besteht die Méglichkeit zum Ubergang auf Aufbaugymnasi-
en.
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Realschulklassen an Hauptschulen und Realschulzweige an additiven bzw. kooperativen Gesamtschulen werden -
soweit méglich - bei den Realschulen ausgewiesen.

Erfaft werden offentliche und private Realschulen.
Abendrealschulen werden als Einrichtungen des sog, zweiten Bildungsweges getrennt ausgewiesen.

Realschul- oder gleichwertiger Abschluf§

1. Volks- und Berufszihlung 1987

Als Realschul- oder gleichwertiger Abschlufl zihlen der Abschluf} einer Realschule, Mittelschule, Realschulklasse
oder eines Realschulzuges an Hauptschulen oder einer Abendrealschule.

Als gleichwertig gilt das Versetzungszeugnis in den 11. Schuljahrgang sowie das Abgangszeugnis aus dem 11., 12.
oder 13. Schuljahrgang eines Gymnasiums oder einer Gesamtschule (ohne Hauptschulreife) und das Abschluf3-
zeugnis einer Berufsaufbauschule oder Fachschule, Wirtschaftsfachschule bzw. Berufsfachschule, welcher die soge-
nannte Fachschulreife bescheinigt.

2. Statistik des allgemeinen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:

Allgemeinbildende Schulen, die den Besuch einer Grundschule voraussetzen und deren Abschluf} bislang die
Grundlage fiir gehobgme nichtakademische Berufe darstellte.

Die Realschule umfafit sechs, teilweise auch nur vier Klassenstufen.

Der Abschluf3 an Realschulen wird der Fachschulreife gleichgestellt. Das Abschlufizeugnis berechtigt zum Besuch
von Fachoberschulen oder Fachgymnasien.

AufBerdem besteht die Méglichkeit zum Ubergang auf Aufbaugymnasien.

Realschulklassen an Hauptschulen und Realschulzweige an additiven bzw. kooperativen Gesamtschulen werden -
soweit moglich - bei den Realschulen ausgewiesen.

Erfafit werden 6ffentliche und private Realschulen.
Abendrealschulen werden als Einrichtungen des sog. zweiten Bildungsweges getrennt ausgewiesen.

Rebfliche im Ertrag

P

Ernteberichterstattung .
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Gesamte mit Reben bepflanzte Fliche, die im Herbst Ertrige erwarten 14fit. Neuanlagen und Jungfelder fallen nicht
in diese Kategorie.

Anderungen im Zeitablauf:
Ab 1979 werden nur die Anbauflachen fiir den Verkauf nachgewiesen.

Rebland

Bodennutzungshaupterhebung
Datennachweis: ab 1950
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Begriffsinhalt:

Mit Reben bestockte Flichen, gleichgiiltig ob sie im Ertrag stehen oder nicht (auch Junganlagen, Rebschulen, Un-
terlagenschnittgirten) sowie zeitweilig brachliegende Rebflichen, die wieder mit Reben bepflanzt werden sollen
und hierzu vorbereitet werden, soweit sie nicht anderweitig genutzt werden.

Nicht zum Rebland ziihlen Flichen, die voriibergehend anderweitig genutzt werden sowie ehemalige Rebflichen,
die nicht mehr bestockt werden sollen. Erfafit werden land- und forstwirtschaftliche Betriebe ab 1 ha Betriebsfliche
und Gesamtflichen ab 1 ha, die ganz oder teilweise land- oder forstwirtschaftlich genutzt werden, land- und
forstwirtschaftliche Betriebe unter 1 ha Betriebsfliche und Gesamtflachen unter 1 ha mit bestimmten Mindester-
zeugungseinheiten sowie sonstige Flichen auf denen Reben, Obst, Gemiise, Zierpflanzen oder Baumschulerzeug-
nisse fir den Verkauf angebaut werden.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis 1978 wurden die Flichen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe ab 0,5 ha Gesamtfliche erfaft. Alles sonstige
Rebland wurde durch die Gemeinden festgestellt.

Rebsorten

Ernteberichterstattung
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Selbstindige Reben, die sich mit ihren Unterscheidungsmerkmalen deutlich voneinander abheben.

Als Unterscheidungsmerkmale gelten hierbei die Triebspitze, das Blatt, die Traube, das Holz, Zeit des Austriebs
und der Traubenreife, Anfalligkeit gegen Krankheiten, Winterfrostfestigkeit, Mostgewicht und Saure und ihre An-
spriiche an Lage und Boden.

Rechtlich unselbstiindige Wirtschaftsunternehmen

Statistik iiber den Personalstand des offentlichen Dienstes
Datennachweis: ab 1960 .

Begriffsinhalt: N
Zu den rechtlich unselbstindigen Wirtschaftsunternehmen z&hlen die Regiebetriebe und die Eigenbetriebe der of-
fentlichen Hand.

Nachgewiesen werden die Beschaftigten bei den rechtlich unselbstindigen Wirtschaftsunternehmen. Die Beschaf-
tigten in der Verwaltung der jeweiligen Gebietskérperschaften werden gesondert nachgewiesen.

Rechtsschutz

Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt: .
Aufgabenbereich mit den Ausgaben von Bund und Landern fiir
- Verfassungsgerichte Bundesverfassungsgericht, Staats- bzw. Verfassungsgerichtshof;,

- ordentliche Gerichte und Staatsanwaltschaften
Ausbildungs- und Priifungsamt, Bundesgerichtsbarkeit, Bundesgerichtshof, Generalbundesanwalt, Bundespa-
tentgericht, Oberstes Riickerstattungsgericht, Oberstes Landesgericht, Oberlandes-, Kammer-, Land-, Amtsge-
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richt, Staatsanwaltschaft, Wiedergutmachungssenate und -kammern, zentrale Erfassungsstelle Salzgitter, Ju-
stizverwaltung, Justizkasse, Justizpriifungsamt, freiwillige Gerichtsbarkeit, Gewerbegericht, Rechtspflegeschu-
len;

- Verwaltungsgerichte
Bundesverwaltungsgericht, Oberverwaltungsgericht, Verwaltungsgerlcht Seeamt

- Arbeits- und Sozialgerichte
Bundesarbeitsgericht, Landesarbeitsgericht, Arbeitsgericht, Bundessozialgericht, Landessozialgericht, Sozial-
gericht;

- Finanzgerichte
Bundesfinanzhof, Finanzgericht;

- Justizvollzugsanstalten und sonstige Rechtsschutzaufgaben
z.B. Schiedsgerichte, Schiedsamt.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis 1962 sind die Ausgaben fiir die Finanzgerichte und Verwaltungsgerichte nicht hier, sondern im Aufgabenbe-
reich >>> Politische Fithrung und zentrale Verwaltung nachgewiesen.

Rechtswissenschaft

Statistik der Studien- und Berufswiinsche
Datennachweis: 1972 bis 1979

Begriffsinhalt:
Erfassung des Studienbereichs "Rechtswissenschaft” an Hochschulen.

Nachgewiesen werden >>> Abiturienten und Schiiler der AbschluBklassen der 12. Klassenstufe, die beabsichtigen,
Rechtswissenschaft zu studieren.

Begriffsbeziehungen:

Der Studienbereich Rechtswissenschaft ist bei der Statistik der Studien und Berufswiinsche, ab 1976, in der Fi-
chergruppe >>> Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften enthalten.

RegelmiiBige oder unregelmiiBlige Tatigkeit

Mikrozensus
Datennachweis: ab 1972

Begriffsinhalt:

Erwerbs- oder Berufstitigkeit, die in regelmafigen Zeitabstinden ausgeiibt wird (regelmifige Tatigkeit) oder die
nur gelegentlich oder einmalig ausgeiibt wird (gelegentliche Tatigkeit).

Als regelmifig gelten auch Tétigkeiten, die z.B. nur einmal in der Woche (z.B. am Wochenende) oder wéhrend ei-
ner festgelegten Zahl von Stunden im Monat ausgeiibt werden oder die z.B. in einem dreiwéchigen Rhythmus aus-
geiibt werden, sofern diese Téatigkeiten in die Berichtswoche fallen.

Als gelegentlich gelten Tatigkeiten, bei denen der Befragte nur nach Bedarf eingesetzt wird oder sich selbst nur ei-
ne Arbeit von kurzer Dauer sucht.

Hierzu rechnen auch Tétigkeiten, die z.B. in dreiwdchigem Rhythmus ausgeiibt werden, jedoch nicht in die Be-
richtswoche fallen. Eine Aushilfstitigkeit, die zwar in der Berichtswoche, aber nur gelegentlich ausgeiibt wird, gilt
ebenfalls als gelegentliche Tétigkeit.
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Regionale Strukturmafinahmen

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:

>>> Finanzhilfen und >>> Steuervergiinstigungen um

- Wachstumsreserven in strukturschwachen Gebieten der Bundesrepublik Deutschland zu mobilisieren,
- die konjunkturelle und strukturelle Anfalligkeit bestimmter Regionen zu vermindern und

- regionale Unterschiede in der Einkommensentwicklung und in gewissem Mafle auch der Versorgung mit 6f-
fentlichen und privaten Dienstleistungen zu verringern.

1. Finanzhilfen ) ,

Bei den Finanzhilfen fiir regionale Strukturmafnahmen handelt es sich im einzelnen um

- Zuschiisse fiir betriebliche Investitionen und Frachthilfen an gewerbliche Betriebe aufgrund des Gesetzes iiber
die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" vom 6. Oktober 1969 und des Ge-
setzes zur Forderung des Zonenrandgebietes vom 5. August 1971; diese Hilfen bestehen in Finanzierungser-
leichterungen fiir Errichtungs- und Erweiterungsinvestitionen sowie fir Mafinahmen der Umstellung oder
grundlegenden Rationalisierung von gewerblichen Produktionsbetrieben und Fremdenverkehrsbetrieben zur
Schaffung bzw. Sicherung gefihrdeter Arbeitsplétze; die Frachthilfen sind dazu bestimmt, die aus der Teilung
Deutschlands resultierenden verkehrsmifigen Nachteile zu mildern,

- von 1985 bis 1987 Zuschiisse fiir Sachinvestitionen an Unternehmen im Saarland zur Schaffung neuer Arbeits-
plitze oder zum Ersatz von Arbeitsplatzverlusten in der Stahlindustrie;

- Férderung der Arbeitsaufnahme in Berlin (West) zur besseren Versorgung der Berliner Wirtschaft mit Arbeits-
kriften; Arbeitnehmer aus dem Bundesgebiet, die fiir die Dauer mindestens eines Jahres eine Beschiftigung in
Berlin aufnehmen, erhalten fiir die mit dieser Arbeitsaufnahme verbundenen Mehraufwendungen bestimmte
Leistungen (z.B. Fahrkosten, Uberbriickungsgeld, Umzugskosten, Einrichtungsbeihilfe).

2. Steuervergiinstigungen

Bei den auf dem Berlinforderungsgesetz beruhenden Steuervergiinstigungen fur regionale Strukturmafinahmen
handelt es sich im einzelnen um

- erhéhte Absetzungen bis zu 75 v.H. im Jahre der Anschaffung bzw. Herstellung und in den vier folgenden Jah-
ren bei bestimmten Investitionen im abnutzbaren Anlagevermégen von Betrieben (§ 14 BerlinFG),

- seit 1968 erhohte Absetzung fiir Mehrfamilienhauser von 2 x 10 v.H. und 10 x 3 v.H., im steuerbegiinstigten
und freifinanzierten Wohnungsbau in den ersten drei Jahren bis zu insgesamt 50 v.H. der Herstellungs- oder
Anschaffungskosten (§ 14a BerlinFG),

- seit 1977 erhohte Absetzungen fiir Modernisierungsmafinahmen bei Mehrfamilienhdusern in den ersten drei
Jahren bis zu insgesamt 50 v.H. der Herstellungskosten; die Abschreibungsvergiinstigung wird wahlweise neben
der fiir das ganze Bundesgebiet geltenden Abschreibungsvergiinstigung fiir Modernisierungsmafinahmen nach
§ 82a EStDV gewihrt; diese weitergehende Abschreibungsmoglichkeit dient der Erhaltung des Altbaubestandes
in Berlin (West) (§ 14b BerlinFG),

- seit 1976 erhohte Absetzungen fiir Einfamilienhéuser, Zweifamilienhauser und Eigentumswohnungen von
2 x 10 v.H. und 10 x 3 v.H., im steuerbegiinstigten und freifinanzierten Wohnungsbau in den ersten drei Jahren
bis zu insgesamt 50 v.H. der Anschaffungs- oder Herstellungskosten (§ 15 BerlinFG),

- SteuerermiBigung fiir die Hingabe von Industrie- und Wohnbaukrediten (§§ 16 und 17 BerlinFG),

- Gewidhrung von Investitionszulagen fiir bestimmte Investitionen in Berliner Betriebsstitten (§ 19 BerlinFG),

- ErmiBigung der Einkommen-, Kérperschaft- und Lohnsteuer bei Einkiinften aus Berlin (West) (§§ 21 bis
27 BerlinFG),

- Zulage in Hohe von 8 v.H. des Bruttoarbeitslohns fiir Arbeitnehmer in Berlin (West) zuziiglich eines Zuschlags
von 49,50 DM je Kind des Arbeitnehmers (§§ 28 und 29 BerlinFG);
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- Umsatzsteuervergiinstigungen im Wirtschaftsverkehr mit Berlin (West) zum Ausgleich fir Standortnachteile
und besondere politische Risiken, Starkung der Berliner Wirtschaftskraft durch Anreiz zum Bezug Berliner
Waren; die Vergiinstigungen bestehen in einem Kiirzungsanspruch der Westberliner Unternehmer, einem Kiir-
zungsanspruch der Unternehmer im Bundesgebiet beim Bezug Berliner Waren sowie einem besonderen Kiir-
zungsanspruch fir kleinere Westberliner Unternehmer (§ 1, 1a, 2 und 13 BerlinFG).

Daneben gibt es Sieuervergiinstigungen zur Verbesserung der Wirtschaftsstruktur in wirtschaftlich benachteiligten

Gebieten, insbesondere im Zonenrandgebiet:

- seit 1969 Investitionszulagen fiir Investitionen im Zonenrandgebiet von 10 v.H. und in anderen férderungsbe-
diirftigen Gebieten in Hohe von 8,75 v.H. nach § 1 des Investitionszulagengesetzes sowie

- Sonderabschreibungen und steuerfreie Riicklagen fiir betriebliche Investitionen im Zonenrandgebiet nach § 3
des Zonenrandférderungsgesetzes.

Knderungen'im Zeitablauf:

zul.:

Von 1977 bis 1980 leistete der Bund Zuschiisse zur Frachtverbilligung fiir Erztransporte von Lothringen zum
Saarland.

Von 1978 bis 1981 leistete der Bund Zuweisungen fiir betriebliche Investitionen an Linder im Rahmen des Sonder-
programms zur Flankierung des Anpassungsprozesses der saarldndischen Stahlindustrie, um neue Arbeitsplitze
auflerhalb der Eisen- und Stahlindustrie zu ermoglichen.

Von 1982 bis 1985 wurden die Zuweisungen unter dem Titel "Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur” fiir
die Arbeitsmarktregionen Bochum, Dortmund, Duisburg, Braunschweig-Salzgitter, Osnabriick, Amberg und
Schwandorf sowie im Gebiet "Saarland-Westpfalz" gewihrt.

In den Jahren 1969 und 1970 wurden Investitionszuschiisse gezahlt an gewerbliche Unternehmen im Zonenrand-
gebiet, in den Bundeésausbaugebieten und -orten sowie Orten des Saarlandes, die von besonderen Strukturproble-
men betroffen sind.

zu2.:

Von 1967 bis einschl. 1973 wurde eine Investitionspramie fiir die Errichtung oder Erweiterung einer Betriebsstitte
in einem Steinkohlenbergbaugebiet gewahrt.

Regionales Mietenniveau

Wohngeldstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Durchschnittliche prozentuale Abweichung der Quadratmetermieten in der betrachteten Gemeinde von den Qua-
dratmetermieten vergleichbaren Wohnraums im Bundesdurchschnitt; es werden hierbei nur die Mieten von wohn-
geldbeziehenden Hauptmietern beriicksichtigt.

Das Mietenniveau gibt an, ob Wohnraum vor Ort gemessen an den bundesdurchschnittlichen Quadratmetermieten
vergleichbarer Wohnungen relativ teuer oder relativ billig ist. Eine Abweichung um +10% bedeutet beispielsweise,
daB in der betrachteteten Gemeinde die Quadratmetermieten der Hauptmieter mit Wohngeld durchschnittlich um
10% héher als die bundesdurchschnittlichen Mieten vergleichbarer Wohnungen liegen.

Das regionale Mietenniveau der Gemeinden, das dem seit 1986 giiltigen Wohngeldgesetz zugrunde liegt, wurde auf
der Grundlage der Ergebnisse der Wohngeldstatistik zum 31. Dezember 1984 berechnet. Fiir Gemeinden mit mehr
als 20 000 Einwohnern wurde jeweils ein gesondertes Mietenniveau, fiir kleinere Gemeinden ein nach Kreisen zu-
sammengefafites Mietenniveau ermittelt.

Durch Rechtsverordnung wurden die Gemeinden entsprechend ihrem festgestellten regionalen Mietenniveau in
fiinf Mietenstufen eingeordnet. Diese Mietenstufen der Gemeinden werden bis zur nichsten Anpassung der zu-
schufifahigen Hochstbetrige bei der Wohngeldberechnung mafigebend sein.

649



'

Anderungen im Zeitablauf:

Anstelle der Mietenstufen orientierte sich bis einschl. 1985 die Héhe der zuschuifahigen Miete und Belastung an
der Einwohnerzahl der Wohnsitzgemeinde (unterteilt nach drei GemeindegroBenklassen) . Die Differenzierung der
Hochstbetrige nach den GemeindengroBenklassen beruhte auf der Annahme daf zwischen der Einwohnerzahl und
dem Mietenniveau einer Gemeinde ein enger Zusammenhang besteht.

Umfangreiche Untersuchungen haben jedoch ergeben, daB eine Ausrichtung der Hochstbetrége an der Gemeinde-
grofe den értlichen Wohnkostenunterschieden nur unzureichend Rechnung trigt; nicht in jedem Fall steigen die
Wohnkosten mit der GemeindegroBe. So weisen vielfach die kleineren Gemeinden im Umland von Grofistidten mit
hohen Mieten ein ebenfalls hohes Mietenniveau auf.

Demgegeniiber ist in einigen Grofstidten wie z.B. Berlin, die Lage auf dem Wohnungsmarkt relativ entspannt, so
daf hier generelle Miethochstbetrige nicht gerechtfertigt erscheinen. Im Rahmen der 6. Wohngeldnovelle wurde
deshalb 1986 die bisherige Differenzierung nach Gemeindegréfenklassen durch die Einfiihrung von zunichst funf
Mietenstufen ersetzt.

Ab 1. Januar 1990 wurden die Gemeinden und Kreise, deren Mietenniveau um mindestens 25% iiber dem Bundes-
durchschnitt gelegen hat, der neu eingefiihrten sechsten Mietenstufe mit erhdhten zuschufifahigen Hochstbetragen
zugeordnet.

Am 1. Oktober 1990 wurde die maBgebliche Einwohnergrenze fiir die gesonderte Ausweisung des értlichen Mie-
tenniveaus von 20 000 auf 10 000 Einwohner herabgesetzt.

Reine Mietwohnungen

Gebiude- und Wohnungszihlung 1987

Begriffsinhalt:

Als reine Mietwohnungen gelten alle vermieteten Wohnungen mit Ausnahme von
- Dienst-, Werks-, Hausmeister- und Stiftswohnungen;

- Berufs- und Geschiftsmietwohnungen;

- Mietwohnungen von Angehérigen auslandischer Streitkrafte, diplomatischer oder berufskonsularischer Vertre-
tungen sowie der Stiandigen Vertretung der ehem. DDR,;

- verbilligt, wegen der finanziellen Vorleistuhgen ermaBigt oder kostenlos iiberlassenen Wohnungen,
- vbllig untervermieteten Wohnungen.

Dagegen sind die Wohnungen fiir Bedienstete der 6ffentlichen Hand in den Zahlenangaben iiber reine Mietwoh-
nungen enthalten.

S

Religionszugehdorigkeit

Volks- und Berufszihlung 1987

Begriffsinhalt:
Rechtliche Zugehdrigkeit zu einer Kirche, Religionsgemeinschaft und dgl., unabhingig von der personlichen reli-
giésen Uberzeugung der Person.
Es werden die folgenden Religionszugehorigkeiten unterschieden:
(1) Rémisch-katholische Kirche
Zur Rémisch-katholischen Kirche zihlen nur die Mitglieder dieser Kirche, nicht dagegen Angehorige der
Altkatholischen Kirche und verwandter Gruppen.
(2) Evangelische Kirche
Die Evangelische Kirche umfafit die "Evangelische Kirche'in Deutschland" (EKD), nicht dagegen die Evan-
gelische Freikirche.
Zur Evangelischen Kirche in Deutschland zdhlen
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- die Evangelischen Landeskirchen,

- der Bund Evangelisch-reformierter Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland,
- die Europiisch-Festlindische Bruder-Unitit (Herrnhuter Briidergemeinde)

- Auslindische Kirchen (z.B. Church of England).

(3) Evangelische Freikirche
Hierzu zdhlen
- Deutsche Freikirche (z.B. Lutherische Freikirchen, Reformierte Freie Gemeinden und
- Auslindische Kirchen, die nicht der Evangelischen Kirche zugerechnet werden (z.B. Free Church, Pres-
byterianer und Quiéker).
(4) Angehérige der jiidischen Religionsgesellschaft
(5) Angehérige der Islamischen Religionsgemeinschaft
(6) Andere Religionsgesellschaft
Hierzu zihlen z.B.:
- die Ostkirchen;
- Orientalische Kirche und Sondergruppen;
- die Altkatholische Kirche und verwandte Gruppen;
- die christlich orientierten Sondergemeinschaften wie die Adventisten;
- Bibelforscher, Zeugen Jehovas, Christliche Wissenschaft;
- nichtchristliche Volks- und Weltreligionen sowie die Freireligiésen und Weltanschauungsgemeinschaften.

(7 Keiner Religionsgesellschaft rechtlich zugehérig
Zu ihnen rechnen z.B.
- Atheisten;
- Bekenntnislose und aus der Kirche Ausgetretene.

Rennwett- und Lotteriesteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt: .
>>> Landessteuern nach dem Rennwett- und Lotteriegesetz, die im Ergebnis die Umsétze belasten, die durch den
Spieltrieb des Menschen zustande kommen, wobei Spielgewinne nicht der >>> Einkommensteuer unterliegen.

Der Rennwettsteuer unterliegen die aus AnlaB von Pferderennen an einem Totalisator oder bei einem Buchmacher
abgeschlossenen Wetten. '

Der Lotteriesteuer unterliegen im Inland veranstaltete 6ffentliche Lotterien und Ausspielungen. Von ihr werden ne-
ben der staatlichen Klassenlotterie vor allem das Zahlenlotto und grundsétzlich auch der Fufiballtoto erfafit. Der
Steuer unterliegen auch auslindische Lose und Spielausweise, wenn sie ins Inland eingebracht werden.

In einigen Landern der Bundesrepublik Deutschland wird anstelle der Lotteriesteuer fiir Sportwetten (Fufiballtoto)
eine Sportwettsteuer erhoben.

Grundlage der Besteuerung sind grundsitzlich die von den Wettern oder Spielern geleisteten Einsétze, bei Lotterien
aber der planmaiflige Preis simtlicher Lose.

Sowohl die Rennwettsteuer als auch die Lotteriesteuer und die Sportwettsteuer betragen im Ergebnis 16 2/3 v.H.
der Besteuerungsgrundlage. Bei ausldndischen Losen betrigt die Steuer 0,25 DM fiir jede angefangene Mark des
planmifigen Preises. . .

Alle Veranstaltungen, die der Rennwett-, Lotterie- oder Sportwettsteuer unterliegen, miissen vom Veranstalter beim
zustindigen Finanzamt angemeldet werden.

Bei wiederkehrenden Veranstaltungen ist ein Abrechnungsverfahren zugelassen. Das Finanzamt setzt die Steuer
durch schriftlichen Steuerbescheid fest.
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Renten der gesetzlichen Renten- und Unfallversicherung

Wirtschaftsrechnungen ausgewihlter privater Haushalte
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Rentenzahlungen der gesetzlichen Sozialversicherung (Renten- und Unfallversicherung) an die privaten Haushalte
je Haushalt und Monat.

Zu den Rentenzahlungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung rechnen im einzelnen Berufs- und Erwerbsun-
fahigkeitsrenten, Altersruhegeld, Bergmannsrenten, Knappschaftsrenten und -ruhegeld, Hinterbliebenenrenten
sowie Ubergangsgeld bei Heilbehandlung und Berufsforderung aus der Rentenversicherung der Arbeiter, der An-
gestellten und der knappschaftlichen Rentenversicherung, ferner Renten der Zusatzversorgung fiir Angehérige des
&ffentlichen Dienstes sowie das Altersgeld der landwirtschaftlichen Alterskasse.

Zu den Rentenzahlungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung rechnen im einzelnen die Renten an Verletzte
und Erkrankte sowie an Hinterbliebene und das Krankengeld.

Einbezogen sind auch Rentennachzahlungen, nicht aber Beitragserstattungen, Abfindungen, Sterbegeld und &hnli-
che einmalige oder unregelmaflige Leistungen.

Renten, Unterstiitzungen u.i.

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

Ausgabeart mit den Ausgaben fiir Renten, Unterstiitzungen und dhnliche Leistungen, die an die Begiinstigten in bar
oder durch Uberweisung gezahlt werden (als Barleistungen gelten auch Berechtigungsscheine):

Sozialleistungen, Wohngeld, >>> Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz, Studienbeihilfen, Fahrkostenzu-
schiisse, Entschidigungen, Belohnungen, Taschengeld fiir Anstaltsinsassen, Arbeitsentlohnung an Gefangene u.a.

Rentenversicherung

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Zusammengefafte Leistungen der >>> Rentenversicherung der Arbeiter, der >>> Rentenversicherung der Ange-
stellten und der >>> knappschaftlichen Rentenversicherung,

Die drei Zweige der Rentenversicherung - Arbeiter-, Angestellten- und knappschaftliche Rentenversicherung - ge-
wihren Renten an Berufs- und Erwerbsunfihige, an Hinterbliebene und fiir Alter unter Beriicksichtigung von Kin-
dererziehungszeiten von einem Jahr fiir jedes Kind bei Miittern oder Vitern der Geburtsjahrginge 1921 und spéter.
Die iibrigen Einkommensleistungen, vor allem das Ubergangsgeld, sind nur von untergeordneter Bedeutung. Zu
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den ebenfalls gewidhrten Sachleistungen zihlen medizinische, berufsfordernde und ergdnzende Mafinahmen zur
Rehabilitation.

AuBerdem werden von den Rentenversicherungstragern die Beitrige zur Krankenversicherung der Rentner entrich-
tet.

Die Finanzierung der Rentenversicherung erfolgt durch Beitrége der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber sowie ei-
nem ZuschuB des Bundes. Fiir die Bezieher von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder Unterhaltsgeld werden die
Beitrige zur Rentenversicherung von der Bundesanstalt fiir Arbeit geleistet. Der Beitrag richtet sich nach dem bis-
herigen Bruttoarbeitsentgelt.

Niheres zu den unterschiedlichen Trigern, den Leistungsempfzingern und den Leistungen der drei Zweige der
Rentenversicherung siehe jeweils dort.

Anderungen im Zeitablauf:

Verschiedene Anderungen von Rechtsvorschriften haben die Leistungen der Rentenversicherung im Zeitablauf
wiederholt beeinflufit.

So wurde durch die Rentenreform 1972 die flexible Altersgrenze eingefiihrt und fiir Selbstéindige und Hausfrauen
die Méglichkeit zum Eintritt in die Rentenversicherung erdffnet.

Zu erwihnen ist insbesondere auch das Gesetz iiber die Angleichung der Leistungen zur Rehabilitation vom 15.
August 1974 (BGBI. I S. 1881), nach dem bei gleichen Tatbestinden von allen Rehabilitationseinrichtungen auch
gleiche Leistungen gewdhrt werden miissen.

Von Bedeutung ist ferner das Urteil des Bundessozialgerichts vom 24. Januar 1974, wonach die Versorgung mit
Zahnersatz zum Bereich der kassenirztlichen Versorgung gehort und die Rentenversicherungen von Gesundheits-
mafinahmen fiir Zahnersatz entlastet wurden (vgl. auch unter >>> Krankenversicherung).

Bis einschl. Juni 1978 wurden fiir die Bezieher von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder Unterhaltsgeld Beitra-
ge zur Rentenversicherung nicht von der Bundesanstalt fiir Arbeit gezahlt. Vielmehr wurden die Zeiten der Arbeits-
losigkeit als Ausfallzeit angerechnet und trugen nicht zur Erfiillung der Wartezeiten bei.

Die Beitrige der Rentner zur Krankenversicherung wurden bis einschl. 1981 voll von der jeweiligen Rentenversi-
cherung entrichtet.

Bis einschl. 1985 wurden Kindererziehungszeiten nicht beriicksichtigt.

Begriffsbeziehungen:

Im Gegensatz zu Arbeitern und Angestellten unterliegen Landwirte nicht der gesetzlichen Rentenversicherung, Ih-
re Altersversorgung regelt das Gesetz iiber eine Altershilfe fiir Landwirte. Triager der >>> Altershilfe fiir Landwirte
sind die landwirtschaftlichen Alterskassen. Eine Versicherungspflicht besteht fiir alle landwirtschaftlichen Unter-
nehmer, sofern sie nicht anderweitig ihre soziale Sicherung gefunden haben.

Die der gesetzlichen Rentenversicherung entsprechenden Versorgungseinrichtungen fiir Angehdrige der freien Be-
rufe sind die >>> Versorgungswerke, deren Tatigkeit sich im allgemeinen auf ein Bundesland beschrénkt.

Rentenversicherung der Angestellten

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung der Angestellten.
Tréager der Angestelltenversicherung ist die Bundesversicherungsanstalt fiir Angestellte.

Eine Versicherungspflicht besteht fiir alle gegen Entgelt beschiftigten Angestellten, mit Ausnahme der im Bergbau
Beschiftigten, sowie die entsprechenden Auszubildenden. Die fiir die Versicherungspflicht geltende Jahresarbeits-
verdienstgrenze wird regelmiBig der wirtschaftlichen Entwicklung angepafit.

. Versicherungspflicht besteht auch fiir Selbstindige bestimmter im Gesetz genannter Gruppen, z.B. Artisten, Heb-
ammen, Wochenpflegerinnen, Lehrer usw., ohne Riicksicht auf deren Jahreseinkommen, fiir Mitglieder geistlicher
Genossenschaften, Diakonissen, Rote-Kreuz-Schwestern und Angehérige dhnlicher Gemeinschaften beim Vorlie-
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gen bestimmter Voraussetzungen, fur Wehrpflichtige, die im Zeitpunkt der Einberufung in der Angestelltenversi-
cherung pflichtversichert waren (§ 2 AVG) sowie fiir Personen withrend der Durchfiihrung von Rehabilitations-
mafinahmen (§ 2 AVG).

Selbstindige Erwerbstitige konnen der Angestelltenversicherung auf Antrag als Pflichtversicherte beitreten. Der
Antrag auf Beitritt muf} innerhalb 2 Jahren nach Aufnahme der Selbstindigkeit gestellt werden.

Alle Personen, die nicht in der Rentenversicherung versicherungspflichtig sind und ihren Wohnsitz oder gewohnli-
chen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, konnen fiir Zeiten nach Vollendung des 16. Lebensjah-
res freiwillige Beitrige entrichten, vor allem Hausfrauen und auch Selbstindige, die sich nicht fiir die Pflichtversi-
cherung entscheiden. Die Aufnahme in die freiwillige Versicherung ist auch ohne vorherige Pflichtversicherung
moglich. Fiir Beamte und vergleichbare (versicherungsfreie) Personen, ist die freiwillige Versicherung moglich,
wenn sie schon 60 Kalendermonate Beitrage entrichtet haben.

Die Leistungen der Angestelltenrentenversicherung bestehen im wesentlichen in der Zahlung von Berufs- und Er-
werbsunfahigkeitsrenten, von Hinterbliebenenrente (Witwen/Witwerrente, Waisenrente) sowie von Altersruhegeld.

Altersruhegeld erhalten wegen Vollendung des 60. Lebensjahres Frauen, die in den letzten 20 Jahren iiberwiegend
Pflichtbeitrige gezahlt haben oder Frauen und Ménner wegen Vollendung des 60. Lebensjahres, wenn sie minde-
stens 52 Wochen innerhalb der letzten eineinhalb Jahre arbeitslos waren oder wegen Vollendung, des 60. Lebens-
jahres anerkannte Schwerbehinderte, Berufs- und Erwerbsunfihige, wenn sie mindestens 35 Versicherungsjahre
haben oder wegen Vollendung des 63. Lebensjahres, wenn mindestens 35 Versicherungsjahre nachgewiesen sind
oder wegen Vollendung des 65. Lebensjahres (§ 25 AVG).

Neben den Renten werden von der Angestelltenrentenversicherung auch Leistungen fiir medizinische und berufs-
fordernde MaBnahmen zur Rehabilitation gewdhrt.

AuBerdem werden von der Rentenversicherung Beitragserstattungen geleistet, wenn die Versicherungspflicht in
allen Zweigen der gesetzlichen Rentenversicherung entfallt, ohne daB das Recht zur freiwilligen Versicherung be-
steht, wenn bei Eintritt der Erwerbsunfahigkeit die Wartezeit von 60 Kalendermonaten noch nicht erfiillt und es
nicht mehr moglich ist, bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres die Wartezeit fiir das Altersruhegeld zu erfiillen,
oder wenn ein Anspruch auf Witwenrente wegen nicht erfiillter Wartezeit nicht gegeben ist (§ 82 AVG).

Weiterhin werden von der Angestelltenversicherung die Beitragszahlungen der Rentner zur Krankenversicherung
bezuschufit.

Anderungen im Zeitablauf:
Siehe unter >>> Rentenversicherung

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter Rentenversicherung

Rentenversicherung der Arbeiter

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung der Arbeiter.

Trager der Arbeiterrentenversicherung sind die Landesversicherungsanstalten, fiir die Arbeiter der Bundesbahn die
Bundesbahnversicherungsanstalt und fiir Seeleute die Seekasse.

Eine Versicherungspflicht besteht fiir alle gegen Entgelt beschiftigten Arbeiter und in arbeiterahnlicher Stellung
Tétigen, mit Ausnahme der im Bergbau Beschiftigten sowie die entsprechenden Auszubildenden, fiir Kiistenfischer
und Kiistenschiffer, sofern sie hochstens zwei Versicherungspflichtige beschéftigen, fiir Hausgewerbetreibende so-
wie fiir selbstiindige Heimarbeiter. Ebenfalls versicherungspflichtig sind Mitglieder geistlicher Genossenschaften,
Diakonissen, Rote-Kreuz-Schwestern und Angehérige dhnlicher Gemeinschaften beim Vorliegen bestimmter Vor-
aussetzungen, Wehrpflichtige, die im Zeitpunkt der Einberufung in der Arbeiterrentenversicherung pflichtversi-
chert waren sowie Personen wihrend der Durchfithrung von Rehabilitationsmafinahmen (§ 1227 RVO).
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Selbstindige Erwerbstitige konnen der Arbeiterrentenversicherung auf Antrag als Pflichtversicherte beitreten, wo-
bei der Antrag auf Beitritt innerhalb von zwei Jahren nach Aufnahme der selbstindigen Tétigkeit gestellt werden
muB.

Alle Personen, die nicht in der Rentenversicherung versicherungspflichtig sind und ihren Wohnsitz oder gewohnli-
chen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, konnen fiir Zeiten nach Vollendung des 16. Lebensjah-
res freiwillige Beitrige entrichten, vor allem Hausfrauen und auch Selbstéindige, die sich nicht fiir die Pflichtversi-
cherung entscheiden.

Die Aufnahme in die freiwillige Versicherung ist auch ohne vorherige Pflichtversicherung moglich. Fiir Beamte
und vergleichbare (versicherungsfreie) Personen ist die freiwillige Versicherung nur méglich, wenn diese schon fiir
60 Kalendermonate Beitrdge entrichtet haben.

Die Leistungen der Arbeiterrentenversicherung bestehen im wesentlichen in der Zahlung von Berufs- oder Er-
werbsunfahigkeitsrenten, von Hinterbliebenenrente (Witwen-/Witwerrente, Waisenrente) sowie von Altersruhegeld.

Altersruhegeld erhalten wegen Vollendung des 60. Lebensjahres Frauen, die in den letzten 20 Jahren iiberwiegend
Pflichtbeitrige gezahlt haben oder Frauen und Ménner wegen Vollendung des 60. Lebensjahres, wenn sie minde-
stens 52 Wochen innerhalb der letzten eineinhalb Jahre arbeitslos waren oder wegen Vollendung des 60. Lebens-
jahres anerkannte Schwerbehinderte, Berufs- und Erwerbsunféhige, wenn sie mindestens 35 Versicherungsjahre
haben oder wegen Vollendung des 63. Lebensjahres, wenn mindestens 35 Versicherungsjahre nachgewiesen sind
oder wegen Vollendung des 65. Lebensjahres (§ 1248 RVO).

Neben Renten werden von der Arbeiterrentenversicherung auch Leistungen fir medizinische und berufsférdernde
Mafnahmen zur Rehabilitation gewahrt.

AuBerdem werden Beitragserstattungen von der Rentenversicherung geleistet, wenn die Versicherungspflicht in
allen Zweigen der gesetzlichen Rentenversicherung entfallt, ohne daf} das Recht zur freiwilligen Versicherung be-
steht, wenn bei Eintritt der Erwerbsunfahigkeit die Wartezeit von 60 Beitragsmonaten noch nicht erfiillt ist und es
nicht mehr moglich ist, bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres die Wartezeit fir das Altersruhegeld von 180 Bei-
tragsmonaten zu erfiillen, oder wenn der Anspruch auf Witwenrente wegen unerfiillter Wartezeit nicht gegeben ist
(§ 1303 RVO).

Weiterhin werden von der Arbeiterrentenversicherung die Beitragszahlungen der Rentner zur Krankenversicherung
bezuschuft.

Anderungen im Zeitablauf:
Siehe unter >>> Rentenversicherung,

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter Rentenversicherung,

Rentner, Pensioniire

Wohngeldstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Personen, die eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung erhalten oder ein Ruhegehalt beziehen.

Personen, die zwar eine Rente oder Pension beziehen, deren Haupteinkommensquelle aber in einer Erwerbstitigkeit
besteht, zéhlen - entsprechend der Art der von ihnen ausgeiibten Titigkeit - zu den >>> Selbstzindigen, den
>>> Beamten, den >>> Angestellten oder den >>> Arbeitern.

Nachgewiesen werden >>> Wohngeldempfénger, die zu den Rentnern, Pensioniren rechnen. Wohngeldempfanger
sind Personen, die fiir sich - und ggf. ihre bei der Gewahrung von Wohngeld zu beriicksichtigenden
>>> Familienmitglieder - Wohngeld beziehen.

Insoweit kénnen unter den Rentnern, Pensioniren auch Haushalte verstanden werden, deren Antragberechtigte
bzw. Haushaltsvorstinde Rentner oder Pensionire sind.
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Begriffsbeziehungen:

Die Rentner, Pensionire sowie die "sonstigen >>> Nichterwerbstitigen" (Wohngeldstatistik) umfassen im Gegen-
satz zu den "Nichterwerbstitigen (ohne Schiiler und Studenten)" (Gebiude- und Wohnungszihlung 1968) auch alle
Erwerbslosen sowie die Schiiler und Studenten.

Wihrend unter den Rentnern, Pensioniren und den sonstigen Nichterwerbstitigen Wohngeldempféngerhaushalte
nachgewiesen werden, deren Antragberechtigte bzw. Haushaltsvorstéinde diesen Personengruppen zuzurechnen
sind, werden unter den >>> Nichterwerbspersonen (Volks- und Berufszahlung 1970, Mikrozensus, Wanderungs-
statistik, Vorausschitzung der deutschen Erwerbspersonen) und den >>> Erwerbslosen (Volks- und Berufszdhlung
1970, Mikrozensus) Personenzahlen nachgewiesen. Auflerdem kénnen in der Gruppe der Rentner, Pensionére und
sonstigen Nichterwerbstitigen auch Erwerbstitige (z.B. Rentner, die eine geringfiigige Erwerbstitigkeit ausiiben)
enthalten sein; dies gilt jedoch nicht fiir die Gruppe der Nichterwerbspersonen und Erwerbslosen.

Reproduzierbares Sachvermoigen

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Das reproduzierbare Sachvermégen umfaft das (reproduzierbare) >>> Anlagevermdgen, vermehrt um den Wert
der >>> Vorratsbestinde (in den Abgrenzungen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen).

Richter

Statistik iiber den Personalstand des 6ffentlichen Dieristes
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Zu den Richtern zihlen alle Berufsrichter im Sinne des Deutschen Richtergesetzes, wobei der Status entscheidend
ist.

Hierzu zihlen auch Richter, die nicht bei Gerichten, sondern z.B. bei Ministerien tétig sind.

Nicht zu den Richtern ziihlen Richter kraft Auftrags und Staatsanwilte, die statusméBig >>> Beamte sind und dort
nachgewiesen werden. Ehrenamtliche Richter werden nicht erfafit. -

Rindvieh

Alle folgenden Statistiken

Begriffsinhalt:

Samtliche Rinder einschl. der Kilber, des Jungviehs, der Farsen, der Kiihe zur Milchgewinnung, der Ammen- und
Mutterkiihe, der Schlacht- und Mastkiihe, der Mastochsen und -bullen, der Zuchtbullen, der Zugochsen.

Zu den "Kilbern" zihlen Rinder, mit einem Lebendgewicht bis zu 220 kg, die noch keine zweiten Zihne haben
oder unter einem halben Jahr alt sind. -

"Milchkiihe" (Kiihe zur Milchgewinnung) sind Kiihe, die ein Alter von mindestens zwei Jahren haben und zur
Milchgewinnung bestimmt sind einschl. der trockenstehenden Milchkiihe. Nicht zu den Milchkiihen zdhlen Am-
men- und Mutterkiihe sowie Schlacht- und Mastkiihe.

" Ammen- und Mutterkiihe" sind Kiihe, die das ganze Jahr nicht gemolken und ausschliefilich zur Erzeugung von
Kilbern gehalten werden und deren Milch nicht zur menschlichen Erndhrung oder Herstellung von Milcherzeug-
nissen bestimmt ist.
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"Farsen" sind weibliche Rinder (zwei Jahre und ilter), die noch nicht gekalbt haben.

Dabei ist zu unterscheiden in Farsen, die zur Fleischerzeugung aufgezogen werden (Schlachtféirsen) und Férsen, die
zur Reproduktion aufgezogen werden und zur Ergiéinzung der Kuhbestinde (Milchkiihe und andere) bestimmt sind
(>>> Nutz- und Zuchttiere).

"Schlacht- und Mastkiihe" sind Kiihe, die nicht zur Milcherzeugung gehalten werden und nicht bei Ammen- und
Mutterkiihen erfaft sind (einschl. ausgemerzter Milch- bzw. Ammen- und Mutterkiihe).

1.1 Viehzihlungen
Datennachweis: ab 1950

1.2 Milcherzeugungs- und -verwendungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen wird die Zahl der Rinder (>>> gehaltene Tiere), die sich am Erhebungsstichtag im unmittelbaren
Besitz von >>> Haltern von Tieren befinden, unabhingig von den Eigentumsverhéltnissen.

Anderungen im Zeitablauf:
Vor 1973 wurden nur Firsen insgesamt nachgewiesen.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.

2. Schlachtungs- und Schlachtgewichtsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen werden die Anzahl der >>> gewerblichen Schlachtungen, der >>> Hausschlachtungen und die
>>> Gesamtschlachtmenge von Rindern und Kélbern.

Anderungen im Zeitablauf:
Vor 1974 galten als Kalber Rinder, die weniger als drei Monate alt waren..

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.

3. Landwirtschaftszihlung 1971

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen wird die Zahl der Rinder, die sich am Tag der Erhebung im unmittelbaren Besitz (in den Stéillen und
auf den Flichen) von >>> landwirtschaftlichen Betrieben befinden, einschl. der von den Betrieben in Pension ge-
haltenen Tiere.

Begriffsbeziehungen:

Unterschiede in der Zahl der Rinder in den Viehzihlungen und in der Landwirtschaftszihlung ergeben sich vor al-
lem aus den unterschiedlichen Erhebungszeitpunkten und unterschiedlichen Erhebungseinheiten.

In den Viehzihlungen werden Rinder bei Haltern von Tieren, in der Landwirtschaftszihlung dagegen bei landwirt-
schaftlichen Betrieben erfafit. '

Die landwirtschaftlichen Betriebe mit Rindern gelten zugleich als Halter von Tieren; zu den Haltern von Tieren
zihlen dariiber hinaus aber auch Forstbetriebe mit Rindern, landwirtschaftliche Kleinbetriebe mit Rindern sowie
sonstige Personen, in deren unmittelbarem Besitz sich Rinder befinden (z.B. Viehhindler, Schlachter).
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Rindviehhaltungen

Landwirtschaftszihlung 1971

Begriffsinhalt:
>>> Landwirtschaftliche Betriebe, die Rinder halten.
Landwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fiir Rechnung eines Inhabers (des Be-

triebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfiihrung unterstehen, landwirtschaftliche Erzeugnisse
hervorbringen und deren landwirtschaftlich genutzte Flache mindestens 10 % ihrer Waldfliche betrigt.

Als Rinder gelten alle Rinder einschl. der Kalber, der Jungtiere, der Farsen, Kalbinnen und Sterken, der Milchkii-
he, der Ammen- und Mutterkiihe, der Mast- und Schlachtkiihe, der Mastochsen und -bullen, der Zuchtbullen und
der Zugochsen und -stiere. ‘

Als Halten von Rindern gilt das Unterbringen von Rindern in den Stillen oder auf den Flachen eines landwirt-
schaftlichen Betriebs. Dazu gehoren auch etwaige in Pension aufgenommene Rinder.

Nicht in den Nachweis der Rindviehhaltungen sind >>> Forstbetriebe einbezogen, die Rinder halten.

Landwirtschaftliche Betriebe, die im Berichtszeitpunkt mehrere Tierarten halten, werden bei jeder dieser Tierarten
als Tierhaltung gezihlt.

Begriffsbeziehungen:
Die Begriffe Rindviehhaltungen und landwirtschaftliche Betriebe mit Rindern (Landwirtschaftszdhlung 1971) sind
synonym.

Die Rindviehhaltungen schliefien die >>> Milchkuhhaltungen (Landwirtschaftszihlung 1971) ein, d.s. landwirt-
schaftliche Betriebe, die Milchkiihe halten. Als Milchkiihe gelten Kiihe, die mindestens zwei Jahre alt und zur
Milchgewinnung bestimmt sind (chne Ammen und Mutterkiihe). Die Rindviehhaltungen umfassen neben den
Milchkuhhaltungen auch landwirtschaftliche Betriebe, die neben Milchkiihen noch andere Arten von Rindern (z.B.
Zuchtrinder, Mastrinder) oder nur andere Arten von Rindern halten.

Rolibauarbeiten

Preisindizes fiir Bauwerke
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:
Folgende in der Verdingungsordnung fiir Bauleistungen (VOB) erfafite Bauarbeiten: )

Erdarbeiten, Verbauarbeiten, Rammarbeiten, Entwisserungskanalarbeiten, Mauerarbeiten, Beton- und Stahlbeton-
arbeiten, Naturwerksteinarbeiten, Betonwerksteinarbeiten, Zimmer- und Holzbauarbeiten, Stahlbauarbeiten, Ab-
dichtung gegen nichtdriickendes Wasser, Dachdeckungs- und Dachabdichtungsarbeiten, Geriistarbeiten, Putz- und
Stuckarbeiten.

Rohbauland

.Statistik der Kaufwerte fiir Bauland
Datennachweis: ab 1962, fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 3/1991

Begriffsinhalt:
Unbebaute Grundstiicke, die fiir die Bebauung vorgesehen, aber noch nicht erschlossen sind.

Dazu rechnen auch Grundstiicke, die noch land- und forstwirtschaftlich genutzt werden, die aber ihre Eigenschaft
als land- und forstwirtschaftliches Vermogen verloren haben.
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Rohbauland muB nicht parzelliert sein.
Nachgewiesen werden Kaufwerte fiir Rohbauland (zu Einzelheiten siehe >>> Kaufwerte fiir Bauland).

Begriffsbeziehungen:

Das Rohbauland ist im allgemeinen eine Vorstufe fiir die iibrigen Arten der unbebauten Grundstiicke, namlich fiir
>>> baureifes Land, >>> Industrieland, >>> Land fiir Verkehrszwecke und >>> Freiflichen (alle Statistik der
Kaufwerte fiir Bauland). Bei fortschreitender Entwicklung nimmt es je nach seinem spiteren Verwendungszweck
die Eigenschaft einer dieser Arten an.

Rohertrag in v.H. des wirtschaftlichen Umsatzes

1. Grof$handelsstatistik
Datennachwets: 1963 bis 1971

2. Einzelhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Verhiltnis von Rohertrag zu >>> Umsatz in Prozent. Der Rohertrag wird bestimmt als Umsatz zuziiglich des
Wertes der >>> Lagerbestinde am Ende des Geschiftsjahres abziiglich des Wertes der Lagerbestinde am Anfang
des Geschiftsjahres und des Wertes der >>> Wareneinginge. Damit bezeichnet er nichts anderes als die Differenz
von Umsatz und Wareneinsatz. )

Der Umsatz umfafit in der Grofihandels- wie Einzelhandelsstatistik die Werte aller in Rechnung gestellten Liefe-
rungen und Leistungen. Zu Einzelheiten siehe Definition des Umsatzes.

Der Wareneingang umfafit alle Waren und sdmtliches Material zum Wiederverkauf (>>> Handelsware) und zur
gewerblichen Be- und/oder Verarbeitung zu Einkaufspreisen einschi. Beschaffungskosten. Zu Einzelheiten siehe
Definition des Wareneingangs.

Zum Lagerbestand zihlen ebenfalls nur Waren, die wieder verkauft bzw. be- oder verarbeitet werden-sollen. Zu
Einzelheiten siehe Definition des Lagerbestandes.

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe

1. Investitionserhebung bei Unternehmen des Bergbaus und des Verarbeitenden Gewerbes
Datennachweis: ab 1976

2. Investitionserhebung im Bergbau und in der Industrie (ochne Bauindustrie)
Datennachweis: 1964 bis 1975

Begriffsinhalt:
Wert der fremdbezogenen Materialien und Teile, die im Unternehmen be- oder verarbeitet oder verbraucht werden.

Dazu gehdren neben den Rohstoffen und sonstigen Vorprodukten (einschl. fremdbezogener Halbfabrikate, Einzel-
teile und Bauteile) auch Energie-, Brenn- und Treibstoffe, Wasser, Ersatzteile, Biiro-, Werbe- und Verpackungsma-
terial, unabhangig vom Verwendungsbereich und -zweck im Unternehmen. Hierzu rechnen auch Waren, die in ei-
ner vom Unternehmen auf eigene Rechnung betriebenen Kantine und dgl. verarbeitet oder verkauft werden, sowie
Materialien, die fiit die Herstellung von selbsterstellten Anlagen benétigt werden.

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe werden zu Anschaffungskosten bewertet. Als Anschaffungskosten gelten die An-
schaffungspreise ohne Mehrwertsteuer zuziiglich Anschaffungsnebenkosten (Fracht, Verpackung, Zoll, Ver-

brauchsteuern usw.) abziiglich Preisnachlissen (Rabatte, Boni, Skonti, Abziige wegen begriindeter Beanstandungen
usw.).
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Nachgewiesen werden die Vorrite an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen zu Beginn des Geschiftsjahres
(Anfangsbestinde) und zum Ende des Geschéftsjahres (Endbestinde). Deckt sich bei Unternehmen das Geschifts-
jahr nicht mit dem Kalenderjahr, so ist das Geschiftsjahr zugrunde gelegt, das im jeweiligen Berichtsjahr endet.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1967 war in den Anschaffungskosten die Umsatzsteuer enthalten.
Bis einschl. 1975 wurden bei der Ermittlung der Vorrite grundsitzlich Bilanzwerte angesetzt.

Rohstoffe

1. AuBenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Index der Einfuhrpreise
Datennachweis: ab 1950

3. Index der Ausfuhrpreise
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:

Erzeugnisse der gewerblichen Urproduktion sowie Erzeugnisse der landwirtschaftlichen Urproduktion, die iiber-
wiegend zur gewerblichen Bearbeitung bestimmt sind und nicht der Ernihrung von Menschen und Tieren dienen.

Die Zuordnung zur Warengruppe Rohstoffe erfolgt anhand der Warennummern des Warenverzeichnisses fiir die
AuBenhandelsstatistik. Zu Einzelheiten siche Fachserie 7, Reihe 3, AuBenhandel nach Léndern und Warengruppen,
Anhang 2: Gegeniiberstellung der Warengruppen und -untergruppen der Erndhrungswirtschaft und der Nummern
des Warenverzeichnisses fir die Aulenhandelsstatistik.

Im wesentlichen zidhlen dazu:

Zellwolle, synthetische Fasern, Abfille von Chemiefasern,;
Wolle und andere Tierhaare, roh und bearbeitet;
Baumwolle roh und bearbeitet, Abfille;

pflanzliche Spinnstoffe;

Abfille von Gespinstwaren, Lumpen;

Héiute und Felle;

Holz fir Holzmasse; .
Bau- und Nutzholz (Rundholz), '
pflanzliche Stoffe zum Farben oder Gerben;

Kautschuk, Rohgummen, Rohschellack, Balsame;
Olfriichte fiir technische Ole;

Steinkohlen,

Braunkohlen;

rohes Erdél;

Eisenerze,

Eisen- und manganhaltige Abbrande, Schlacken u.dgl.;
Manganerze, Kupfererze, kupferhaltige Kiesabbrénde;
Bleierze;

Zinkerze;

Chromerze,;

Nickelerze;

Schwefelkies;

sonstige Erze und Metallaschen,

Bauxit, Kryolith;

Speise- und Industriesalz;

Kalirohsalze;
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sonstige Steine und Erden;

Rohphosphate;

sonstige Rohstoffe fiir chemische Erzeugnisse;

pflanzliche Flecht und Polsterstoffe u.dgl.;Edelsteine, Schmucksteine und rohe Perlen;
sonstige Rohstoffe, auch Abfille.

Rohvermogen

1. Vermigensteuerstatistik
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:

Das Rohvermogen umfaBt das >>> land- und forstwirtschaftliche Vermdgen, das >>> Grundvermégen, das

>>> Betriebsvermdgen und das >>> sonstige Vermdgen. Bei den einzelnen o.g. Vermogensarten handelt es sich -
mit Ausnahme des Betriebsvermogens - um Rohvermégenswerte, von denen die mit ihnen in wirtschaftlichem Zu-
sammenhang stehenden >>> Schulden und sonstigen Abziige noch nicht abgezogen worden sind. Das Betriebsver-
mégen stellt hingegen Reinvermdgen dar, da die mit ihm in wirtschaftlichem Zusammenhang stehenden Schulden
usw. bei der Feststellung des >>> Einheitswertes bereits abgezogen worden sind. Im Rohvermégen wird auch jenes
Betriebsvermogen beriicksichtigt, das wegen Uberschuldung Minusbetrige aufweist. Positives und "negatives" Be-
triebsvermdgen eines Steuerpflichtigen wird jedoch saldiert und dementsprechend dargestellt. Die Summe der sich
insgesamt ergebenden Minusbetrige (Minussalden) kann durch Differenzbildung zwischen dem Rohvermdgen und
der Summe der ausgewiesenen positiven Betrige aus den vier Vermdgensarten errechnet werden. Beim land- und
forstwirtschaftlichen Vermégen, beim Grundvermdgen und beim sonstigen Vermogen kénnen keine Minusbetrige
auftreten. Nachgewiesen wird hier nur das Rohvermdgen von unbeschrinkt >>> Vermégensteuerpflichtigen
(natiirliche Personen). ’

Anderungen im Zeitablauf:

Alle Anderungen, die sich im Zeitablauf fiir die einzelnen Vermdgensarten ergeben haben, finden auch beim Roh-
vermégen ihren Niederschlag, Zu Einzelheiten wird auf das Bewertungsgesetz, das Vermdgensteuergesetz sowie
die Vermégensteuerrichtlinien in der jeweils geltenden Fassung verwiesen.

2. Statistik der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:

Das Rohvermégen umfaflt das >>> Anlagevermégen und das >>> Umlaufvermogen der gewerblichen Betriebe
(Rohbetriebsvermogen).

Zum Anlagevermdgen zihlen Wirtschaftsgiiter, die dauernd einem gewerblichen Betrieb in Form von

>>> Sachanlagen (>>> Betriebsgrundstiicke, >>> Maschinen und dhnliche Anlagen sowie sonstige Sachanlagen)
und >>> Finanzanlagen (Mineralgewinnungsrechte sowie das iibrige nicht zu den Sachanlagen gehdrende Anlage-
vermégen) dienen. Zum Umlaufvermégen rechnen das >>> Betriebskapital (z.B. Kassenbestdnde, Bankguthaben,
Forderungen) und das >>> Vorratsvermégen (Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Erzeugnisse sowie Waren).

Die Bewertung der zu einem gewerblichen Betrieb gehérenden Wirtschaftsgiiter erfolgt in der Regel mit dem Teil-
wert. Der Teilwert ist der Betrag, den ein Erwerber des ganzen Unternehmens bei dessen Fortfilhrung im Rahmen
des Gesamtkaufpreises fiir das einzelne Wirtschaftsgut ansetzen wiirde. Abweichend davon sind jedoch Wirt-
schaftsgiiter, fiir die ein Einheitswert festgestellt wird, mit dem Einheitswert, notierte Wertpapiere mit dem Kurs-
wert, Kapitalforderungen mit dem Nennwert, Rechte auf wiederkehrende Nutzungen und Leistungen mit dem
Kapitalwert sowie nichtnotierte Anteile an Kapitalgesellschaften mit dem gemeinen Wert anzusetzen. Letzteres gilt
auch fiir ausldndisches Betriebsvermégen.

Fiir den Bestand und die Bewertung der Wirtschaftsgiiter sind grundsitzlich die Verhéltnisse am jeweiligen Fest-
stellungszeitpunkt mafigebend. Zu Abweichungen und Einzelheiten siche das Bewertungsgesetz sowie die Vermé-
gensteuerrichtlinien in der jeweils geltenden Fassung.

Anderungen im Zeitablauf:

Alle Anderungen, die sich im Zeitablauf fiir die emzelnen Wirtschaftsgiiter ergeben haben, finden auch beim Roh-
betriebsvermogen ihren Niederschlag.
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Begriffsbeziehungen:

Vermindert man das Rohvermdgen um die >>> Schulden und sonstigen Abziige, die Abziige aufgrund von
Schachtelbeteiligungen sowie den Schuldeniiberhang bei Schachtelbeteiligung, so erhilt man in der Regel den
>>> Einheitswert (Betriebsvermogen) (Statistik der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe) der gewerblichen
Betriebe.

RO/RO-Schiffe einschl. Fihrschiffe

Statistik des Bestandes an Seeschiffen
Datennachweis: ab 1971

Begriffsinhalt: .

Seeschiffe, die vom Land aus befahren werden kénnen. Roll-on-roll-off-Schiffe sind u.a. fir den Fahrzeugtransport,
fiir den Transport von >>> Containern auf Trailern und fiir die Beladung durch Gabelstapler bestimmt. Zu den
Fahrschiffen rechnen Eisenbahnfihren, Autofidhren und kombinierte Eisenbahn-Autofahren. Erfafit werden
RO/RO-Schiffe, die unter der Flagge der Bundesrepublik Deutschland fahren. Unter der Flagge der Bundesrepublik
Deutschland kénnen u.a. auch Seeschiffe fahren, die von deutschen Reedern aus dem Ausland gechartert wurden.
Entsprechend fahren an das Ausland vercharterte Schiffe im allgemeinen nicht unter deutscher Flagge.
Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1973 wurden die RO/RO-Schiffe erfaft, die in die deutschen Seeschiffsregister eingetragen waren, un-
abhingig davon, ob sie unter deutscher Flagge fuhren.

Begriffsbeziehungen:

Die Fihrschiffe waren bis 1970 bei den >>> Fihr-, Férde- und Béderschiffen (Statistik des Bestandes an Seeschif-
fen) enthalten. ’

Die iibrigen RO/RO-Schiffe waren - sofern es sie bereits gab - bei den >>> Trockenladungsschiffen (Statistik des
Bestandes an Seeschiffen, 1951 bis 1970) erfalit.

Rotmost

Ernteberichterstattung
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Most oder Maische, die zur Herstellung von Rotwein, Weilherbst, Roséwein, Rotling, Schillerwein oder Badisch-
Rotgold vorgesehen sind.

Riickwaren/Ersatzlieferungen

AuBenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1956

. Begriffsinhalt:

Waren, die im Zusammenhang mit einer vorangegangenen Ausfuhr aus dem Erhebungsgebiet wegen Mingelriigen,
Preisdifferenzen, Annullierung u.4. unentgeltlich eingefiihrt werden, bzw. Waren, die nach vorangegangener Ein-
fuhr in das Erhebungsgebiet aus den erwiihnten Anlissen unentgeltlich wieder ausgefiihrt werden (Riickwaren)
sowie Waren, die im Rahmen von Garantieverpflichtungen o.4. kostenlos als Ersatz fiir eine Riickware der Einfuhr
bzw. Ausfuhr geliefert werden (Ersatzlieferungen).

-

Anderungen im Zeitablauf:

Riickwaren und Ersatzlieferungen werden ab 1956 in je einer Sammelposition erfafit und nachgewiesen. Bis 1955
wurden sie ihrer Beschaffenheit entsprechend zugeordnet.
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Rundfunk-, Fernseh- und Phonotechnische Geriite

1.1 Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: 1962 bis 1976

1.2 Index der Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:

Ausgewihlte Waren/Giiter (Waren-/Giiterarten) aus den Waren-/Giiterklassen
Rundfunk- und Fernsehempfangs- Waren-/Giiterklasse 3661
geridte und -einrichtungen
Phonotechnische Gerite " 3663

des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fiir
Produktionsstatistiken die zu den >>> Verbrauchsgiitern zihlen. Als Verbrauchsgiiter gelten Waren/Giiter, die von
der "Industrie” hergestellt werden, als technisch fertig (verbrauchsreif) angesehen werden und iiberwiegend von

den privaten Haushalten verbraucht werden.

~

Im wesentlichen zihlen dazu:
Rundfunkempfangsgerite (Tischgerite, Stereogerite, Koffer- und Kraftfahrzeugempfangsgerite),
Farbfernsehempfangsgerite (Koffer-, Tisch-, Standempfangsgerite),
Videorecorder,
bespielte Tontriger (Schallplatten).

Anderungen im Zeitablauf:
Die Auswahl der zu den Rundfunk-, Fernseh- und phonotechnischen Geréiten rechnenden Waren auf der Grundlage

des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik unterscheidet sich erheblich von der o.g. Giiter-
auswahl nach dem Systematischen Giiterverzeichnis fiir Produktionsstatistiken.

2. Auflenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Wie unter 1.

Die Ergebnisse der Aufienhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis fiir die AuBenhandelssta-
tistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industrie-
statistik (WI) bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fiir Produktionsstatistiken (GP) umgeschliisselt. Da im
WI bzw. GP die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA dagegen nach zolltechnischen
(materialméfigen) Kriterien gegliedert werden, kénnen sich bei der Gegeniiberstellung geringfigige Abweichun-
gen ergeben. Die Aufteilung der Waren nach >>> Verbrauchsgiitern und >>> Investitionsgiitern erfolgt in Anleh-
nung an die Warenauswahl, die zur Berechnung des Index der (industriellen) Bruttoproduktion fiir Investitionsgii-
ter und Verbrauchsgiiter getroffen wurde. Die Begriffe "Rundfunk-, Fernseh- und Phonogerite" und "Rundfunk-,
Fernseh und phonotechnische Gerite" sind synonym.

Anderungen im Zeitablauf:

Der Index des Auflenhandelsvolumens wird sowohl auf Basis 1962 (fiir die Jahre 1960 - 74) als auch auf der Basis
1970 (fiir die Jahre ab 1970) dargestellt. Bei der Umstellung des Index von Basisjahr 1962 auf Basisjahr 1970 wur-
de die zugrunde liegende Warenauswahl teilweise abgeindert. Nur in der Warenauswahl auf Basis 1962 sind im
wesentlichen Tonaufnahmegerite, kommerzielle Tonbandgerite, Magnetbandkopieranlagen, Bild- und Tonauf-
zeichnungsgerite fiir das Fernsehen sowie Tonfilmgerite enthalten.
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Sachanlagen

Statistik der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:
Zu den Sachanlagen rechnen >>> Betriebsgrundstiicke, >>> Maschinen und &hnliche Anlagen sowie die son-
stigen Sachanlagen.

Zu den sonstigen Sachanlagen gehoren z.B. die Einrichtungen und das Inventar, der Fuhrpark sowie Schiffe,
die Werkzeuge, die Geritschaften und die iibrigen Gegenstinde der Betriebs- und Geschiftsausstattung, soweit
sie nicht bei den Maschinen und dhnlichen Anlagen zu erfassen sind.

Fiir den Bestand und die Bewertung der sonstigen Sachanlagen sind grundsitzlich die Verhltnisse am
Hauptfeststellungszeitpunkt maBgebend. Bei Betrieben, die regelmaBig jahrliche Abschliisse am Schluf} des
Kalenderjahres machen, ist dieser Abschlufitag zugrunde zu legen. Auf Antrag kann fiir Betriebe, die regel-
maBig jahrliche Abschliisse auf einen anderen Tag machen (Betriebe mit einem vom Kalenderjahr abweichen-
den Wirtschaftsjahr), als Bewertungsstichtag der Schlufl des Wirtschaftsjahres zugrunde gelegt werden, das
dem Feststellungszeitpunkt vorangeht.

Bewertungsmafstab fiir die sonstigen Sachanlagen ist der Teilwert. Dies ist der Betrag, den ein Erwerber des
ganzen Unternehmens bei dessen Fortfiihrung im Rahmen des Gesamtkaufpreises fiir das einzelne Wirtschafts-
gut ansetzen wiirde. Der Teilwert findet in der Regel seine obere Grenze in den Wiederbeschaffungskosten fiir
ein Wirtschaftsgut gleicher Art und Giite am Feststellungszeitpunkt und seine untere Grenze in dem Material-
oder Schrottwert. Um die Wiederbeschaffungskosten des zu bewertenden Wirtschaftsgutes zu ermitteln, sind
von den ggf. um Zu- oder Abschlige verinderten Anschaffungs oder Herstellungskosten am Bewertungsstich-
tag die Absetzungen fiir Abnutzung vorzunehmen. Unbeschadet der jeweils angewendeten Absetzungsmethode
ist jedoch bei Wirtschaftsgiitern, die noch im Betrieb voll genutzt werden, in jedem Fall ein angemessener
Restwert anzusetzen. Fiir die in den Betrieben allgemein vorkommenden Wirtschaftsgiiter des beweglichen
Anlagevermogens (Biiroeinrichtungen, Kraftfahrzeuge und Betriebseinrichtungen allgemeiner Art) sind die
Wiederbeschaffungskosten in der Regel aus den Tagespreisen vom Bewertungsstichtag abzuleiten. Bei Werk-
zeugen u. dgl. kann auch je Kopf der mit gleichartigen Arbeiten beschaftigten Arbeiter ein Durchschnittssatz
fiir die von ihnen benutzten Werkzeuge usw. angesetzt werden.

Nicht zu den sonstigen Sachanlagen zihlen die nach der Gliederung der Jahresbilanz geméf} § 151 des Aktien-
gesetzes von 1965 mit den Sachanlagen zusammen aufgefiihrten immateriellen Anlagewerte. Letztere sind in
der Vermogensaufstellung der gewerblichen Betriebe bei den >>> Finanzanlagen erfafit.

Saldo der haushaltstechnischen Verrechnungen

Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

Finanzstatistische Rechnungsgrofe, die sich als Saldo der finanzstatistisch eliminierten haushaltstechnischen
Verrechnungen ergibt.

Bei der finanzstatistischen Darstellung der offentlichen Haushalte werden eine Reihe von Ausgaben und Ein-
nahmen eliminiert, die lediglich interne Verrechnungen innerhalb der einzelnen Haushalte oder rein kalkula-
torische Positionen darstellen bzw. die Vergleichbarkeit der Ergebnisse beeintréchtigen. Der zwischen diesen
abgesetzten Ausgaben und Einnahmen verbleibende Saldo wird bei der Ermittlung des finanziellen Ergebnisses
der Jahresrechnungen beriicksichtigt.

Der Saldo der Verrechnungen ergibt sich aus der Gegeniiberstellung der Einnahmen und Ausgaben folgender
Positionen:

- Verrechnungen zwischen den Einzelplidnen (Kapitel) des Haushaltes, denen keine tatsichlichen Zahlungen
zugrunde liegen,
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- Verrechnungsposten fiir anteilige Einnahmen und Ausgaben an zentral veranschlagten Mitteln (z.B. Ver-
sorgungsausgaben) und fir Zahlungen zwischen Haushalt und Sonderrechnungen (soweit Bestandteil des
Haushaltsplanes),

- der Zufiihrungen zwischen Verwaltungs- und Vermégenshaushalt der Gemeinden/ Gemeindeverbénde und
Zweckverbinde,

- der kalkulatorischen Kosten und ihrer Einnahmegegenbuchungen (Abschreibungen, Verzinsung des Anla-
gekapitals) der Gemeinden/ Gemeindeverbénde,

- der Zinsen fiir innere Darlehen.

Salzsteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Dem Bund zustehende, von der Zollverwaltung verwaltete Verbrauchsteuer, die im wesentlichen den Ver-
brauch von Speisesalz belastet.

Die Salzsteuer wird nach dem Salzsteuergesetz auf Salz erhoben, das im Geltungsbereich dieses Gesetzes
(Bundesgebiet einschlieflich Berlin (West) bzw. seit dem 3.10. 1990 Deutschland mit Ausnahme der Zollaus-
schliisse und Zollfreigebiete) hergestellt oder in dieses Gebiet eingefiihrt wird.

Steuergegenstande sind Natriumchlorid in Gestalt von Stein-, Hiitten-, Siede- und Seesalz, ferner Kalirohsalz,
Abraumsalz, Badesalz, Salzabfille sowie Salz, das als Nebenerzeugnis der chemischen Industrie gewonnen
wird, wenn sie einen hohen Gehalt (mindestens 75 bzw. 85 v.H. ihres Gewichts) an Natriumchlorid aufweisen,
auflerdem Salzsolen, wenn sie nicht zu Trink- oder Badezwecken dienen.

Steuerschuldner ist der Hersteller des Salzes bzw. bei der Einfuhr der Zollberechtigte, wobei die fiir Zélle gel-
tenden Vorschriften sinngemiB Anwendung finden.

Von der Steuer befreit ist Salz, wenn es zum Salzen von Heringen und dhnlichen Fischen (Seefische, Aale,
Garnelen, Krabben) oder vergillt zu anderen Zwecken als zur Herstellung oder Bereitung von Lebens- oder
GenuBmitteln verwendet wird. Dies gilt auch, wenn eine Vergallung nicht méglich ist (mit Erlaubnis-
schein).Aligemein erlaubt ist es dafl Viehbesitzer und Jagdberechtigte Salz in Form von Lecksteinen fiir Vieh
und Wild und daf Besitzer von Wasserenthidrtungsanlagen grobkérniges Stein- oder Siedesalz oder in Packun-
gen von 10, 25 oder 50 Kilogramm abgepacktes Salz in Form von Tabletten oder Prefilingen ohne Vergillung
steuerfrei verwenden.

Unter Steueraufsicht bleibt Salz dann unversteuert, wenn es in einen anderen Herstellungsbetrieb oder nach
Einfuhr in einen Herstellungsbetrieb verbracht wird, wenn es von einem Herstellungsbetrieb oder Ausfuhrlager
aus dem Erhebungsgebiet ausgefiihrt oder zu einem besonderen Zollverkehr oder einer aktiven Veredelung, bei
der keine der Salzherstellung dienenden Handlungen vorgenommen werden, abgefertigt wird.

Herstellern von salzhaltigen Lebensmitteln und Zusatzstoffen wird unter bestimmten Voraussetzungen die
Steuer fiir das zur Herstellung solcher Waren verwendete Salz nach Mafigabe der Salzsteuervergiitungsordnung
auf Antrag vergiitet, wenn sie die Erzeugnisse nachweislich aus dem Erhebungsgebiet ausgefiihrt haben.

Der Steuersatz fiir Salz betrégt 12 DM je 100 kg, Fir Salzsole ist die Steuer nach dem Eigengewicht des in der
Sole geldsten Natriumchlorids zu entrichten.

Salz zu Speisezwecken

Verbrauchsteuerstatistiken
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Stein-, Hiitten-, Siede- und Seesalz, sofern es zum Verbrauch zu Speisezwecken bestimmt ist.

Nicht zum Verbrauch zu Speisezwecken bestimmt ist Salz, wenn es zu anderen Zwecken als zur Herstellung
oder Bereitung von Lebens- oder GenuBmitteln verwandt wird, zum Salzen von Heringen und dhnlichen Fi-
schen dient oder als Leckstein fiir Vieh und Wild genutzt wird.
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Schadenversicherungsleistungen

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Zahlungen und Riickstellungen fir Versicherungsfille und fiir Beitragsriickerstattungen in der Schadenversi-
cherung (einschl. Deckungsriickstellungen in der Unfall- und Haftpflichtversicherung).

Bei Schaden- und Unfallversicherungsunternehmen werden dabei nicht nur die Leistungen fiir "eigene Rech-
nung" beriicksichtigt, sondern die gesamten Leistungen im Erstversicherungsgeschift, also einschliellich der
Beteiligung der Riickversicherer. Nicht einbezogen werden u.a. die Deckungsriickstellungen in der Kranken-
versicherung und die Schwankungsriickstellungen der Schaden- und Unfallversicherungsunternehmen.

Schadenversicherungstransaktionen

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Zusammenfassende Bezeichnung fiir die Umverteilungstransaktionen der Schadenversicherung, ndmlich
>>> Nettopramien fiir Schadenversicherungen und >>> Schadenversicherungsleistungen.

Siehe auch unter >>> Laufende Ubertragungen.

Schafe

Alle folgenden Statistiken

Begriffsinhalt:
Schafe jeden Alters.

1. Viehzidhlungen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen wird die Zahl der Schafe (>>> gehaltene Tiere), die sich am Erhebungsstichtag im unmittelba-
ren Besitz von >>> Haltern von Tieren befinden, unabhéngig von den Eigentumsverhaltnissen.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 2.

2. Landwirtschaftszihlung 1971

Begriffsinhalt: -

Nachgewiesen wird die Zahl der Schafe, die sich am Tag der Erhebung im unmittelbaren Besitz (in den Stillen
und auf den Flichen) von >>> landwirtschaftlichen Betrieben befinden, einschl. der von den Betrieben in Pen-
sion oder zur Betreuung iibernommenen Tiere.

Begriffsbeziehungen:

Unterschiede in der Zahl der Schafe in den Viehzéiihlungen und in der Landwirtschaftszahlung ergeben sich vor
allem aus den unterschiedlichen Erhebungszeitpunkten und unterschiedlichen Erhebungseinheiten. In den
Viehzihlungen werden Schafe bei Haltern von Tieren, in der Landwirtschaftszihlung dagegen bei landwirt-
schaftlichen Betrieben erfaft. Die landwirtschaftlichen Betriebe mit Schafen gelten zugleich als Halter von Tie-
ren; zu den Haltern von Tieren zihlen dariiber hinaus aber auch Forstbetriebe mit Schafen, landwirtschaftliche
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Kleinbetriecbe mit Schafen sowie sonstige Personen, in deren unmittelbarem Besitz sich Schafe befinden (z.B.
Viehhindler, Schlachter).

3. Schlachtungs- und Schlachtgewichtsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Nachgewiesen werden die Anzahl der >>> gewerblichen Schlachtungen, der >>> Hausschlachtungen und die
>>> Gesamtschlachtmenge von Schafen.

Schankerlaubnissteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Ortliche Steuer, die nur noch in Hessen und Rheinland-Pfalz erhoben wird und die neben gewerbepolizeilichen
und sozialpolitischen Erwigungen auch dem Ausgleich der mit der Schankerlaubnis verbundenen besonderen
Vorteile dienen soll.

Fiir den Betrieb einer Gastwirtschaft bestehen besondere Vorschriften, deren Einhaltung iiberwacht werden
muf. AuBerdem stehen dem Alkoholkonsum erhebliche, vor allem gesundheitspolitische Interessen der Allge-
meinheit entgegen. Aus diesen Sachverhalten wird die Rechtfertigung der Schankerlaubnissteuer als einer
Ordnungssteuer abgeleitet. Steuergegenstand ist deshalb die Erlangung der Erlaubnis zum Betrieb einer Gast-
wirtschaft oder eines Kleinhandels mit Branntwein. Als Steuermafstab sind der Umsatz, der Jahresertrag, das
Betriebskapital, die Betriebsfliche oder eine Kombination dieser MaBstabe gebrauchlich. In der letzten Zeit
sefzt sich jedoch immer mehr der Umsatz als Bezugsgrofie durch. Mafigebend ist der Umsatz des Eréffnungs-
jahres oder des darauffolgenden Kalenderjahres, von dem ein bestimmter Prozentsatz (in der Regel zwischen
2 bis 30 v.H.) abzufiihren ist.

Die Ertragshoheit der Schankerlaubnissteuer liegt bei den Landkreisen und kreisfreien Stidten. Ihnen steht
auch das Satzungsrecht zu, das im Rahmen der Kommunalabgabengesetze ausgeiibt werden kann.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Schankerlaubnissteuer wird seit 1974 im Finanzbericht nicht mehr gesondert, sondern unter "sonstige Ge-
meindesteuern” nachgewiesen.

Schaumwein

Verbrauchsteuerstatistiken
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:

Schaumwein im Sinne des Schaumweinsteuergesetzes ist ein aus frischen Weintrauben, Traubenmost oder
Wein hergestelltes alkohol- und kohlensdurehaltiges Getrink, das in geschlossenen Behiltnissen bei + 20° C
einen Kohlensiureiiberdruck von mindestens 3 bar aufweist und beim Offnen des Behéltnisses durch Entwei-
chen von Kohlendioxyd gekennzeichnet ist. Dazu zzhlen auch Getrénke auf der gleichen Basis, die bei + 20° C
einen Kohlensiuredruck von weniger als 3 bar aufweisen, wenn sie in Schaumweinflaschen enthalten sind und
eine Aufmachung aufweisen, die bei Schaumwein handelsiiblich ist, oder in anderen Behiltnissen enthalten
sind und als Schaumwein bezeichnet werden oder nach Aufmachung als Ersatz fiir Schaumwein dienen sollen.

Schaumweinsteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950
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Begriffsinhalt:

Dem Bund zustehende von der Zollverwaltung verwaltete Verbrauchsteuer, die >>> Schaumwein und schaum-
weinghnliche Getrinke belastet.

Der Schaumweinsteuer unterliegen nach dem Schaumweinsteuergesetz Schaumwein (Traubenschaumwein)
und schaumweinihnliche Getrinke, die im Erhebungsgebiet (Bundesgebiet einschlieBlich Berlin (West) bzw.
seit 3.10. 1990 Deutschland mit Ausnahme der Zollausschliisse und Zollfreigebiete) hergestellt oder in dieses
eingefithrt werden.

Getrinkemischungen, die weder als Schaumwein noch als schaumweinihnliche Getrdnke anzusehen sind, un-
terliegen bei der Einfuhr in das Erhebungsgebiet mit ihrem Schaumweingehalt der Steuer, und zwar ohne
Riicksicht auf die Hohe des in den geschlossenen Behéltnissen vorhandenen Uberdrucks.

Steuerschuldner ist der Hersteller des Schaumweins oder der schaumweinihnlichen Getréinke bzw. bei der
Einfuhr der Zollbeteiligte, wobei die fiir >>> Zélle geltenden Vorschriften sinngemifl Anwendung finden.

Unter Steueraufsicht unversteuert bleiben Schaumwein und schaumweinihnliche Getrinke, wenn sie in einen
anderen Herstellungsbetrieb bzw. nach Einfuhr in einen Herstellungsbetrieb verbracht, von einem Herstel-
lungsbetrieb oder einem Ausfuhrlager aus dem Erhebungsgebiet ausgefiihrt oder zu einem besonderen Zollver-
kehr oder einer aktiven Veredelung, bei der keine der Schaumweinherstellung dienenden Handlungen vorge-
nommen werden, abgefertigt werden. Die Steuer betrégt seit dem 1.4.1982 fiir eine 0,75-Liter-Flasche
Schaumwein 2 DM bzw. 2,66 DM je Liter Schaumwein. Fiir eine 0,75-Liter-FlascheschaumWeinﬁhnliche Ge-
tranke betrigt die Steuer seit dem 1.4.1982 0,40 DM bzw. 0,53 DM je Liter. Fiir kleinere oder grofiere Fla-
schen ist die Steuer entsprechend niedriger oder hoher.

Anderungen im Zeitablauf:

_Bis zum 31.10.1952 unterlag Schaumwein einer Schaumweinsteuer, die seit 1939 in Form eines Kriegszu-
schlages erhoben wurde.

Die Steuersiitze je Liter Schaumwein bzw. je Liter schaumweinihnliches Getrank haben sich im Zeitablauf
mehrfach gedndert.
\]

Schienenfahrzeuge fiir die Personenbefoérderung
(Eigentumsbestand)

Eisenbahnstatistik (Bestandsstatistik)
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:

Eisenbahnfahrzeuge, die der Beférderung von Personen dienen, auch wenn sie gegebenenfalls ein Abteil oder
einen Raum fiir Gepick, Exprefigut oder die Post besitzen. :

Im einzelnen zihlen hierzu die Triebwagen und Triebwagenanhéinger mit entsprechender Ausstattung zur Per-
sonenbeforderung sowie die >>> Personenwagen.

" Nicht zu den Schienenfahrzeugen fiir die Personenbeforderung gehoren die privaten Personenwagen (wie z.B.
die Fahrzeuge der Deutschen Schlafwagen Gesellschaft) und die Personenfahrzeuge fiir Dienstzwecke.

Schiffahrt

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1966 -

Begriffsinhalt:

>>> Finanzhilfen des Bundes in Form von Neubau- und Modernisierungshilfen fir Handelsschiffe.

Die Mittel dienen der Angleichung der Wettbewerbsfahigkeit, der Modernisierung sowie der Stirkung der Er- ‘
tragskraft der deutschen Seeschiffahrt und der Beschéftigungslage der Schiffbauindustrie. Die Schiffahrtshilfen

werden zum Bau von schiffahrtspolitisch forderungswiirdigen Handelsschiffen gewihrt. Die Zuschiisse werden
bis zu 12,5 v.H. der Anschaffungs- oder Herstellungskosten bewilligt, Schiffbaudarlehen bis zu 30 v.H.
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Seit 1984 werden bedingt riickzahlbare Darlehen zur gezielten Eindimmung der Ausflaggung, Uberbriickung
anhaltender wirtschaftlicher Schwierigkeiten und Verbesserung der Investitionsfahigkeit der Schiffahrtsunter-
nehmen gewdhrt.

Anderungen im Zeitablauf:

Fiir 1977 und 1978 sind zusitzlich Sonderzuschiisse bis zu 5 v.H. der Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten
gewahrt worden.

Daneben wurde zur Stirkung der Ertrags- und Investitionskraft eine auf die Jahre 1979 bis 1981 befristete, be-
dingt riickzahlbare Schiffahrtshilfe (Finanzbeitrag) in Héhe von 2,5 v.H. von 60 v.H. des linearen Buchwertes
der unter deutscher Flagge betriebenen Handelsschiffe gewahrt. Die Riickzahlung entfallt, wenn die Mittel bis
zum jeweiligen Riickzahlungszeitpunkt - drei Jahre nach Auszahlung - in angemessenem Umfang zu Investi-
tionen bei Handelsschiffneubauten beigetragen haben.

In den Jahren 1970 bis 1972 wurden zur Strukturverbesserung der besonders iiberalterten Kiistenschiffstonnage
Abwrackhilfen fiir Kiistenmotorschiffe bis zu 300 BRT gewdhrt.

Bis 1974 wurden Abwrackhilfen fiir die mittelstindische Binnenschiffahrt gewdhrt, da die Uberkapazititen die
Funktionsfihigkeit des Binnenschiffahrtsmarktes stérten.

Schiffsbestand

1. Statistik des Bestandes an Binnenschiffen
Datennachweis: ab 1961

Begriffsinhalt:

Zahl der in die Binnenschiffsregister eingetragenen >>> Giiterschiffe, >>> Fahrgastschiffe sowie >>> Schlepp-
und Schubfahrzeuge und >>> Schuten und Leichter.

Die Schiffe miissen iiber mindestens 20 t Tragfahigkeit oder 37 kW (50 PS) Maschinenleistung verfligen und
fiir die Schiffahrt auf Binnengewissern (Fliissen, Kanilen und geschlossenen Seen) bestimmt sein.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 2.

[y

2. Statistik iiber die Unternehmen in der Binnenschiffahrt
Datennachweis: ab 1961

Begriffsinhalt:

Zahl der Schiffe, die fiir die Unternehmen der Binnenschiffahrt verfiigbar sind.

Als verfiigbar gelten die Schiffe, die sich im Eigentum der Unternehmen befinden, abziiglich der vermieteten
und zuziiglich der angemieteten Fahrzeuge.

Zu den Unternehmen der Binnenschiffahrt zihlen hier alle Unternehmen die ihren wirtschaftlichen Schwer-
punkt inner- oder auBerhalb der gewerblichen Binnenschiffahrt haben und solche, die Binnenschiffahrt nur im
Werkverkehr betreiben.

Begriffsbeziehungen:

Der Schiffsbestand aus der Bestandsstatistik der Binnenschiffahrt ist nicht unmittelbar vergleichbar mit dem
Schiffsbestand der Unternehmensstatistik: Die Bestandsstatistik erfafit die registrierten Binnenschiffe, die Un-
ternehmensstatistik den verfligbaren Bestand bei den Unternehmen. Dadurch werden z.B. aus dem Ausland
gemietete Schiffe in der Unternehmensstatistik, aber nicht in der Bestandsstatistik erfafit. Umgekehrt sind an
das Ausland vermietete Schiffe nur in der Bestandsstatistik enthalten. Aulerdem werden die Zahlen der Be-
standsstatistik zum 31.12., die der Unternehmensstatistik zum 30.6. des jeweiligen Jahres erhoben.

3. Statistik des Bestandes an Seeschiffen
Datennachweis: ab 1951

Begriffsinhalt:

Zahl der unter der Flagge der Bundesrepublik Deutschland fahrenden Seeschiffe, die iiber mehr als 17,65 BRT
Raumgehalt verfiigen.
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Unter der Flagge der Bundesrepublik Deutschland konnen u.a. auch Seeschiffe fahren, die von deutschen Ree-
dern aus dem Ausland gechartert wurden. Entsprechend fahren an das Ausland vercharterte Schiffe im allge-
meinen nicht unter deutscher Flagge.

Im einzelnen rechnen zum Schiffsbestand der Bestand an >>> Handelsschiffen, >>> Seefischereifahrzeugen
und andere Schiffe, die nicht fiir Handelszwecke bestimmt sind.

Schiffe der Bundesmarine rechnen nicht zum Schiffsbestand.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1973 wurden die Seeschiffe erfafit, die in die deutschen Seeschiffsregister eingetragen waren, un-
abhingig davon, ob sie unter deutscher Flagge fuhren.

In die Seeschiffsregister werden Schiffe eingetragen, die fur die Schiffahrt auflerhalb von Binnengewissern
(Fliissen, Kanilen und geschlossenen Seen) bestimmt sind, die einen Raumgehalt von mehr als 17,65 ,BRT ha-
ben und deren Eigentiimer Deutsche sind (natiirliche und juristische Personen).

Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf usw.

AufBlenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Waren, die zur Ausriistung, Betrieb, zur Unterhaltung oder zur Ausbesserung eines im Erhebungsgebiet lie-
genden zur Schiffahrt in das Ausland bestimmten Fahrzeuges oder im internationalen Flugverkehr eingesetzten
Luftfahrzeuges dienen, sowie Waren, die zur Behandlung der Ladung, zum Gebrauch oder Verbrauch wihrend
der Reise oder zum Verkauf an Reisende bestimmt sind.

Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf wird nicht nach einzelnen Warenarten, sondern in Zusammenfassungen von
Warenarten zu Warengruppen (Sammelpositionen) nachgewiesen. Ausgenommen hiervon sind Gasoél, schwe-
res Heizél, Flugbenzin und Flugturbinenkraftstoff, die unter den entsprechenden Warennummern nachgewie-
sen werden. Sammelpositionen bestehen fiir Nahrungs- und Genufmittel, Schmieréle und Schmiermittel sowie
"Andere Waren" wie z.B. Ersatzteile fiir Maschinen.

Als Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf wird im >>> Spezialhandel die Lieferung austindischer Waren aus Lager
fiir den Bedarf ausgehender deutscher Seeschiffe und Luftfahrzeuge (in der Einfuhr) sowie die Lieferung von
Waren aus dem freien Verkehr und aus der aktiven Veredelung fiir den Bedarf ausgehender fremder Seeschiffe
und Luftfahrzeuge (in der Ausfuhr) nachgewiesen. Unter Schiffs- und Lufifahrzeugbedarf ist ferner in der
Einfuhr die Lieferung ausléndischer Waren aus Lager fur den Bedarf von in auslandischen Héfen liegenden
deutschen Seeschiffen und Luftfahrzeugen zu verstehen.

In regionaler Gliederung nach Léndergruppen wird die Position "Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf” zusammen
mit den Polargebieten und nicht ermittelten Landern unter der Bezeichnung "Auflerdem" dargestellt.

Schlachtmenge von Gefliigel

Gefliigelstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Fleischanfall aus Schlachtungen von Gefliigel in Gefliigelschlachtereien mit einer Schlachtkapazitit von min-
destens 2 000 Tieren im Monat. -

Der Fleischanfall wird anhand der Verkaufsgewichte ermittelt.
Zum Gefliigel zihlen Jungmasthithner, Suppenhiihner, Enten, Ginse, Trut- und Perlhiihner.

Anderungen im Zeitablauf:
Vor 1972 wurde die Schlachtmenge der Perlhithner nicht erfafit.
Bis einschl. 1986 wurden nur Schlachtungen von Gefliigel inléndischer Herkunft nachgewiesen.
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Schlepper

1. Landwirtschaftszihlung 1971, 1991

2. Statistik des Schlepperbestandes
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Zu den Schleppern zihlen Vierradschlepper, Kettenschlepper, Geriétetrager und Spezialschlepper.

Nicht dazu rechnen Einachsschlepper, Motormaher und andere einachsige Motorgerite.

In den Zihlungen werden » ot

- Schlepper im Alleinbesitz landwirtschaftlicher Betriebe als auch

- Schlepper im iiberbetrieblichen Einsatz nachgewiesen. Letztere werden nach folgenden Besitzarten unter-
gliedert:

- im gemeinschaftlichen Besitz mit anderen landwirtschaftlichen Betrieben,

- im Besitz von Genossenschaften,

- im Besitz von Lohnunternehmen.

Auflerdem liegt ein Nachweis aller Schlepper in vier KW-Leistungsklassen vor und fiir Schlepper im Allein-
besitz landwirtschaftlicher Betriebe nach >>> Grofienklassen der selbstbewirtschafteten landwirtschaftlichen
Nutzflache (LF; bis 1976 LN)

Begriffsbeziehungen:

Erhebungseinheit ist fiir beide Statistiken der Betriebssitz des landw. Unternehmens. Rechtsgrundlagen fur die
Erfassung von Merkmalen in den Landwirtschaftszihlungen sind das Gesetz zur LZ 1971 bzw. das Agrar-
Statistik-Gesetz. fiir die Statistik des Schlepperbestandes die It. Landwirtschaftsverwaltung der Bundeslénder
zusammengestellten Ergebnisse der Beihilfeberechtigten zur Gasoel-Betriebsbeihilfe.

Schlepp- und Schubfahrzeuge

Statistik des Bestandes an Binnenschiffen
Datennachweis: ab 1961

Begriffsinhalt:

In die Binnenschiffsregister eingetragene Motorschiffe ohne Giiterladungskapazitit, die andere Wasserfahrzeu-
ge, z.B. Schubverbinde, Schubleichter, Schub- und Schleppkihne, bewegen und steuern.

Die Schlepp- und Schubfahrzeuge miissen iiber mindestens 37 kW (50 PS) Maschinenleistung verfiigen und fiir
die Schiffahrt auf Binnengewissern (Fliissen, Kanilen und geschlossenen Seen) bestimmt sein.

Anderungen im Zeitablauf:
Zu den Schiepp- und Schubfahrzeugen zihlen seit 1975 auch die Hafenschlepper.

Schnittholz, Sperrholz und sonstiges bearbeitetes Holz

Index der GroBhandelsverkaufspreise
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt: .

Ausgewihlte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe 53 "Schnittholz, Sperrholz und sonstiges bearbeitetes
Holz" des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik, Ausgabe 1975 bzw. des Systemati-
schen Giiterverzeichnisses fiir die Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982. Einbezogen sind Sigewerkserzeugnis-
se, Hobelware und Rauhspund, Furniere, Sperrholz und Prefholz sowie Holzfaser- und Holzspanplatten.

Nicht beriicksichtigt werden imprignierte Holzer.
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Schonheitsreparaturen

Preisindizes fiir Bauwerke
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:

Instandhaltungsarbeiten, die durch das Abwohnen oder den vertragsgemaBien Gebrauch erforderlich geworden
sind und der Ansehnlichkeit bzw. Wiederherstellung der Ansehnlichkeit dienen.

Dazu zihlen das Tapezieren, Anstreichen der Wande und Decken, das Streichen der Heizkorper einschl.
Heizrohre, der Innentiiren sowie der Fenster und Auflentiiren von innen.

Schuhe, Textilien und Bekleidung

1.1 Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: 1962 bis 1976

1.2 Index der Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt: !

Ausgewihlte Waren/ Giiter (Waren-/ Giiterarten) aus den Waren-/ Giitergruppen und -zZweigen;
Schuhe Waren-/ Giiterzweig 625
Textilien Waren-/ Giitergruppe 63
Bekleidung Waren-/ Giitergruppe 64

des Systematischen Warenverzeichnisses fur die Industriestatistik bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses
fiir Produktionsstatistiken, die zu den >>> Verbrauchsgiitern zéhlen.

Als Verbrauchsgiiter gelten Waren/ Giiter, die von der "Industrie” hergestellt werden, als technisch fertig
(verbrauchsreif) angesehen werden und iiberwiegend von den privaten Haushalten verbraucht werden.

N

Hierzu rechnen im wesentlichen:

- aus dem Waren-/ Giiterzweig Schuhe:
StraBenschuhe und Stiefel, Hausschuhe

- aus der Waren-/ Giitergruppe Textilien:
Dekorationsstoff, Teppiche, Laufer und Bodenbelag aus textilem Material, Gardinenstoff (Meterware), Her-
ren-, Damen-, Kinderoberbekleidung (gewirkt oder gestrickt), Herren-, Damen- und Kinderwische,
Strumpfwaren

- aus der Waren-/Giitergruppe Bekleidung;

Herrenoberbekleidung (z.B. Anziige, Sakkos, Hosen, Méntel),

Damenoberbekleidung (z.B. Kostiime und Komplets, Jacken, Rocke, Hosen, Blusen, Kleider, Morgenrdcke,
Mantel)

Arbeits-, Berufs- und Spezialschutzbekleidung (genaht) (z.B. Anziige, Overalls, Jacken, Hosen, Méntel,
Kittet u.i.) .

Sport-, Strand- und Badebekleidung,

Pelzmintel, Lederbekleidung

Herren- und Damenwdsche, Schiirzen, Miederwaren (Biistenhalter, Mieder u.4.)

Hiite und Miitzen,

Bekleidungszubehor (Krawatten, Handschuhe Schals, Tucher Taschentiicher, Giirtel, Hosentrager, Schir-
me u.d.)

Gardinen und Vorhinge,

Campingzelte,

Segel u.4. Bettwische,

Haus- und Tischwische Stepp- und Daunendecken, Kissen
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Anderungen im Zeitablauf: .

Die Auswahl der zu den Schuhen, Textilien und Bekleidung rechnenden Waren auf der Grundlage des Syste-
matischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik unterscheidet sich von der o.g. Giiterauswahl nach
dem Systematischen Giiterverzeichnis fiir Produktionsstatistiken.

2. Aullenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Wie unter 1., aber ohne Reparaturen und Anderungen an Erzeugnissen dieser Warengruppe.

Die Ergebnisse der AuBenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis fiir die Auflenhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses fur die
Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fiir Produktionsstatistiken (GP) umge-
schliisselt. Da im WI bzw. GP die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA dagegen
nach zolltechnischen (materialmaBigen) Kriterien gegliedert werden, konnen sich bei der Gegeniiberstellung
geringfiigige Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach >>> Verbrauchsgiitern und >>> Investitionsgiitern erfolgt in Anlehnung an die
Warenauswahl, die zur Berechnung des Index der (industriellen) Bruttoproduktion fiir Investitionsgiiter und
Verbrauchsgiiter getroffen wurde. '

Die Begriffe Schuhe, Textilien und Bekleidung und "Textilien, Bekleidung, Schuhe” (AuBlenhandelsstatistik)
sind nahezu identisch abgegrenzt und unterscheiden sich nur geringfiigig: Nur zu Textilien, Bekleidung, Schu-
he zihlen im wesentlichen Watte, Verbandzeug, Schutz- und Spezialhandschuhe aus Leder, Garne, Tapisseri-
en, Netze, Putzwaren. Nur zu Schuhen, Textilien und Bekleidung zéhlen im wesentlichen Tiille, Bodenbelage
aus Filz, Campingzelte, Schuhe mit Holzsohlen, Matratzen aus Schaumgummi.

Anderungen im Zeitablauf:
Siehe unter 1. '

Schulabginger

1. Statistik des allgemeinen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

2. Statistik des beruflichen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:

Schiiler, die aus einer Schule des allgemeinen oder des beruflichen Schulwesens mit einem Abgangs- oder Ab-
schlufzeugnis entlassen werden.

Zu den Schulen des allgemeinen Schulwesens rechnen >>> Grundschulen, >>> Hauptschulen,

>>> Sonderschulen, >>> Realschulen, >>> Gymnasien, >>> Gesamtschulen, >>> Abendrealschulen,

>>> Abendgymnasien und >>> Kollegs sowie die Technischen Oberschulen in Baden-Wiirttemberg und die
Berufsoberschulen in Bayern, die aus statistischen Griinden den Kollegs zugeordnet werden.

Zu den Schulen des beruflichen Schulwesens rechnen >>> Berufsschulen, >>> Berufssonderschulen,

>>> Berufsaufbauschulen, >>> Berufsfachschulen, >>> Fachoberschulen, >>> Fachgymnasien,

>>> Fachschulen und >>> Schulen des Gesundheitswesens. )

In der Regel werden alle Schulabginger erfafit - gleichgiiltig, ob sie an der entsprechenden Schule einen Ab-
schluB erreicht haben oder nicht. Dies gilt jedoch nicht fiir Abendrealschulen, Abendgymnasien, Kollegs,
Technische Oberschulen, Berufsoberschulen, Fachschulen, Schulen des Gesundheitswesens: an diesen Schulen
werden ausschlieflich Schulabginger erfaft, die ein Abschlufizeugnis erhalten haben.

Durch ein AbschluBizeugnis wird bestitigt, daB das Bildungsziel der jeweiligen Schulart erreicht wurde. Das
AbschluBzeugnis einer beruflichen Schule kann zusitzlich einen allgemeinen Abschluf} (z.B. Haupt-, Real-
schulabschluBl usw.) bescheinigen.
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Ein Abgangszeugnis wird ausgestellt, wenn das Bildungsziel der jeweiligen Schulart nicht erreicht wurde. Es
kann mit einem Zusatzvermerk versehen sein, durch den ein vergleichbarer Abschluf} einer anderen Schulart
bestitigt wird.

Nicht erfafit werden hier Schulabginger, die die Schule nur wechseln (z.B. wegen eines Umzugs) und ein
Ubergangszeugnis erhalten. ;

Nachgewiesen werden Schulabginger aus

- allgemeinen Schulen: mit >>> Hauptschulabschluf3, ohne Hauptschulabschluf}, mit >>> Realschul- oder
gleichwertigem Abschluf}, mit >>> Fachhochschulreife, mit >>> Hochschulreife;

- beruflichen Schulen: mit >>> schulartspezifischem Abschluf, mit zusétzlich erworbenem Hauptschulab-
schluBl, mit >>> Fachschulreife, mit Fachhochschulreife, mit Hochschulreife, ohne Abschluf3 bzw. ohne
Angabe einer Abschlufiart.

Es besteht im Nachweis der Daten zum Teil eine Vielzahl von ldnderspezifischen Besonderheiten, die vor al-
lem die Zuordnung von Schulabgzngern mit besonderen Abschliissen an besonderen Schularten oder Bildungs-
gingen zu den genannten AbschluBarten betreffen.

Anderungen im Zeitablauf:

Die oben erwahnten landerspezifischen Besonderheiten bei der Zuordnung von Schulabgéngern unterlagen im
Zeitablauf gelbst zahlreichen Anderungen.

Hinzu kommen weitere Besonderheiten: So kénnen in einzelnen Fallen Schulabgénger mehrfach gezéhlt wor-
den sein, wenn sie mehrere Abschlufizeugnisse erworben haben. Auflerdem ist eine Aufteilung nach dem Ge-
schlecht nicht immer moglich gewesen.

Schulartspezifischer Abschluf§

Statistik des beruflichen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:

Schulabschlufizeugnisse, deren Qualifikationsniveau nicht mit anderen Abschliissen vergleichbar ist oder die
nicht eindeutig definiert sind.

Nachgewiesen werden >>> Schulabgiinger, die ein solches Abschlufizeugnis erhalten.

Hierzu rechnen z.B. der Abschluf des Berufsgrundbildungsjahres, das Abschlufzeugnis in einem anerkannten
Ausbildungsberuf, Berufsfachschulabschluf.

Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Einnahmeart mit Einnahmen aus

- direkten Schulden bei inlandischen Kreditinstituten, Bausparkassen, Versicherungsunternehmen, Bundes-
bahn und Bundespost, rechtlich selbstzindigen Stiftungen und Sondervermdgen, den Sozialversicherungs-
trigern, der Bundesanstalt fiir Arbeit, éffentlichen Zusatzversorgungseinrichtungen sowie bei ausldndischen
Kreditinstituten und sonst. auslandischen Stellen. ‘

- Hypotheken, Grund- und Rentenschulden, Restkaufgelder
- Anleihen, Schatzbriefe, Schatzanweisungen, Obligationen und sonstige Wertpapierschulden.
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Anderungen im Zeitablauf:

Bis 1973 sind die Schuldenaufnahmen bei Zweckverbinden hier und nicht in den >>> Schuldenaufnahmen
vom o6ffentlichen Bereich enthalten.

Die kommunalen Ergebnisse enthalten in diesen Jahren auch die Schuldenaufnahmen fiir Eigenbetriebe.

In der Rechnungsstatistik sind Zuschiisse des Bundes an die Sozialversicherung, die durch Zuteilung von
Schuldbuchforderungen abgegolten wurden, in folgenden Rechnungsjahren als Schuldenaufnahmen am Kre-
ditmarkt nachgewiesen:

1964 = 500 Mill. DM
1965 = 750 Mill. DM d
1966 = 750 Mill. DM

1967= 1500 Mill. DM
1972= 1000 Mill. DM

Schuldenaufnahmen vom 6ffentlichen Bereich

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt: i
Einnahmeart mit Einnahmen aus der Aufnahme von Krediten

beim >>> Bund

beim >>> Lastenausgleichsfonds

beim >>> ERP-Sondervermégen

beim >>> Fonds "Deutsche Einheit" (ab1990)
beim >>> Kreditabwicklungsfonds (ab 1990)
bei >>>Lindern

bei >>> Gemeinden/ Gemeindeverbdnden
bei >>> Zweckverbinden.

Anderungen im Zeitablauf:

In der Rechnungsstatistik und in der Haushaltsansatzstatistik sind jeweils bis 1973 die Schuldenaufnahmen bei
Zweckverbinden nicht hier, sondern als >>> Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt nachgewiesen.

Schulden aus Kreditmarktmitteln

1. Vierteljihrliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1974

2. Jihrliche Schuldenstatistik -
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Die Schulden aus Kreditmarktmitteln umfassen die
- Wertpapierschulden
(Anleihen, Bundesschatzbriefe, Schatzanweisungen, Kassenobligationen und andere Wertpapierschulden),
- Direkte Darlehen bei
inlindischen Banken und Sparkassen, Bausparkassen, Versicherungsunternehmen, Bundesbahn und Bundes-
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post, der Bundesanstalt fiir Arbeit, den Trégern der Sozialversicherung (Kranken-, Renten- und Unfallversi-
cherung einschl. Bundesbahnversicherungsanstalt Abt. A, Bundesbahn-Betriebskrankenkasse, Bundesbahn-
Unfallversicherungsbehérde, Bundespost-Betriebskrankenkasse, Amt fiir Unfallversicherung der Bundespost),
offentlichen Zusatzversorgungseinrichtungen (z.B. Zusatzversorgungsanstalt des Bundes und der Lander,
Kommunale Zusatzversorgungseinrichtungen, Bundesbahnversicherungsanstalt Abt. B, Versorgungsanstalt
der Bundespost), Stiftungen, 6ffentlichen und privaten Unternehmen, sonst. inlédndischen Stellen, ausldndi-
schen Kreditinstituten und sonst. auslandischen Stellen.

Begriffsbeziehungen:

Schulden bei der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundespost sind nicht in den >>> Schulden beim
offentlichen Bereich (Vierteljahrliche Schuldenstatistik, Jahrliche Schuldenstatistik), sondern in den Schulden
aus Kreditmarktmitteln enthalten. In der vierteljahrlichen Schuldenstatistik umfassen die Schulden aus Kre-
ditmarktmitteln auch die >>> kreditihnlichen Rechtsgeschifte.

Anderungen im Zeitablauf: ‘ .

Ab 1974 enthalten die Schulden der >>> Gemeinden/ Gemeindeverbande nicht mehr die fiir ihre rechtlich un-
. selbstindigen Eigenbetriebe aufgenommenen Schulden, da das neue kommunale Haushaltsrecht eine klare
Trennung von kommunalem Haushalt und Sondervermégen vorschreibt.

Die Schulden des >>> Lastenausgleichsfonds sind bis 1979 gesondert, ab1980 jedoch zusammen mit denen des
>>> Bundes nachgewiesen.

Schulden beim 6ffentlichen Bereich

1. Vierteljihrliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1974

2. Jihrliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Verbindlichkeiten zwischen dem >>> Bund, dem >>> Lastenausgleichsfonds, dem >>> ERP-Sondervermogen,
dem >>> Fonds "Deutsche Einheit", dem >>> Kreditabwicklungsfonds, den >>> Léndern, den

>>> Gemeinden/ Gemeindeverbinden, den >>> Zweckverbinden und den sonstigen juristischen Personen, die
durch die Aufnahme von Krediten aus Mitteln dieser juristischen Personen begriindet wurden, unabhéngig da-
von, ob sie iiber ein Kreditinstitut ausgezahlt worden sind.

Begriffsbeziechungen: .

Schulden, die durch die Aufnahme von Krediten bei der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundes- -
post, der Bundesanstalt fiir Arbeit, den Tragern der Sozialversicherung sowie offentlichen Zusatzversorgungs-
einrichtungen begriindet wurden, sind nicht in den Schulden beim éffentlichen Bereich, sondern in den

>>> Schulden aus Kreditmarktmitteln (Vierteljihrliche Schuldenstatistik, Jahrliche Schuldenstatistik) enthal-
ten.

Schuldendiensthilfen

Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974 ~

Begriffsinhalt:

Ausgabe-/ Einnahmeart mit den Ausgaben/ Einnahmen fiir/ aus Zuweisungen und Zuschiisse(n) zur Erleichte-
rung des Schuldendienstes fiir Darlehen und Anleihen, vorwiegend zur Verbilligung der Zinsleistungen

an/ vom 6ffentlichen Bereich

an/ vom >>> Bund
an/ vom >>> Lastenausgleichsfonds
an/ vom >>> ERP-Sondervermégen
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an/ von >>> Linder(n)

an/ von >>> Gemeinden/ Gemeindeverbdnde(n)
ar/ von >>> Zweckverbdnde(n)

an die/von der >>> Sozialversicherung

an/ von andere(n) Bereiche(n)
Unternehmen, Sonstige(n) im Inland sowie aus dem Ausland.
Die Schuldendiensthilfen vom éffentlichen Bereich und von anderen Bereichen sind nicht gesondert, sondern
mit den Einnahmen aus laufenden Zuweisungen bzw. Zuschiissen zusammengefafit nachgewiesen.

In den Datenreihen der Haushaltsansatzstatistik und der Kassenstatistik ist diese Zusammenfassung generell,
d.h. sowohl bei den Einnahmen aus, als auch bei den Ausgaben fiir Schuldendiensthilfen, vorgenommen.

Anderungen im Zeitablauf:

In den Rechnungsergebnissen bis 1973 sind die Schuldendiensthilfen ebenfalls mit den iibrigen >>> laufenden
Zuweisungen und Zuschiissen zusammengefafit; erst ab 1974 werden sie gesondert nachgewiesen.

Schuldenstand

1. Vierteljidhrliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1974

2. Jahrliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Der Schuldenstand umfaft die Kreditmarktschulden im weiteren Sinne an einem bestimmten Stichtag,

Nachgewiesen werden alle Schulden, fiir die die Berichtsstelle >>> Bund, >>> Lastenausgleichsfonds,
>>> ERP-Sondervermégen, >>> Fonds >>> Linder, >>> Gemeinden/ Gemeindeverbénde,
>>> Zweckverbinde, 6ffentliche Krankenhiuser mit kaufmannischem Rechnungswesen, Einrichtungen fiir
Wissenschaft und Forschung, >>> Deutsche Bundesbahn, >>> Deutsche Bundespost (in der Kassenstatistik nur
Bund einschlieBlich Sondervermdgen, Liander und Gemeinden/ Gv.). Schuldner ist, ohne Riicksicht darauf, wer
den Schuldendienst trigt. Einbezogen sind auch, die Schulden fiir die Unternehmen ohne eigene Rechtsper-
sonlichkeit (in den Hansestidten und Berlin auch die Schulden fir Eigenbetriebe), rechtlich unselbstindigen
Stiftungen und Sondervermdgen, deren Ausgaben und Einnahmen brutto im Haushalt des Trégers (Land, Ge-
meinden/ Gv.) nachgewiesen sind.
Schulden des Bundes sind auch die Kreditaufnahmen der Deutschen Gesellschaft fiir 6ffentliche Arbeiten AG
(Offa) fiir Finanzierungsauftrige des Bundes fiir Verkehrsinvestitionen, insbesondere fiir die Bundesfernstrafien
einbezogen. Zu den Schulden des Lastenausgleichsfonds gehéren auch die Verpflichtungen aus der Erfullung
von Hauptentschidigungen aufgrund der 14., 17. und 21. Leistungsdeckungsverpflichtung des Lastenaus-
gleichsfonds. Die Verpflichtung durch Begriindung von Spareinlagen sind nur in Héhe der Deckungsforderun-
gen der Kreditinstitute (75%) nachgewiesen.
Nicht in die Schuldensumme einbezogen sind:
- Schulden, die rechtlich selbstiindige Wirtschaftsunternehmen, Stiftungen und

Sondervermégen, die auferhalb der Haushalte der berichtspflichtigen Ge-

bietskdrperschaften gefiihrt werden, aufgenommen haben;
- die Schulden die den Gemeinden/ Gv. fiir ihre Eigenbetriebe und sonst.

Sondervermégen mit Sonderrechnung aufgenommen haben;

- Gelder, die von Dritten hinterlegt sind (z.B.. Kautionen);

- an Dritte (z.B. fiir Wohnungsbau) ausbezahlte Betrige, fiir die die Berichtskorperschaft keine Verbindlich-
keit iibernommen hat;

- Kassenreste, Steuerablieferungsriickstinde, Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen und &hnli-
che Verpflichtungen.

Fiir die Zuordnung der aufgenommenen Schulden zu den einzelnen Schuldarten (z.B. >>> Schulden aus Kre-
ditmarktmitteln, >>> Schulden beim dffentlichen Bereich) ist grundsitzlich der in der Schuldurkunde bezeich-
nete Gliubiger maBgebend (Glaubigerprinzip). Abweichend von diesem Grundsatz werden die von Kreditinsti-
tuten ausgezahlten, aber aus 6ffentlichen Mitteln stammenden Darlehen nach ihrer Herkunft zugeordnet. Bei ‘
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Schulden, fiir die Wertpapiere ausgegeben worden sind (z.B. Anleihen, Bundesschatzbriefe, Schatzwechsel),
entfillt die Aufteilung nach dem Glaubiger; desgleichen bei den >>> kreditdhnlichen Rechtsgeschiften
(Rentenschulden, Restkaufgeldern sowie Hypotheken und Grundschulden, die beim Grundstiickserwerb iiber-
nommen werden).

Fiir folgende Schuldarten liegen Datenreihen vor: )
- Kreditmarktschulden im weiteren Sinne

>>> Kreditmarktschulden im engeren Sinne

>>> Ausgleichsforderungen und sonst. Altverbindlichkeiten

- Schulden bei 6ffentlichen Haushalten

- Kreditihnliche Rechtsgeschifte

- Kassenverstirkungskredite

Schwebende Schulden (= Kassenverstirkungskredite) sind kurzfristige Verbindlichkeiten zur Beschaffung von
Mitteln fiir die Uberbriickung voriibergehender Kassenanspannungen (= Kassenverstirkung)

Anderungen im Zeitablauf:

Ab 1974 sind die von den Gemeinden/Gemeindeverbanden fiir die Eigenbetriebe aufgenommenen Schulden in
den Schulden der Gemeinden/Gemeindeverbéande enthalten.

Schuldentilgung am Kreditmarkt

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

Ausgabeart mit den Ausgaben fir die Riickzahlung von

- direkten Darlehen bei Kreditinstituten und sonst. Glaubigern in In- und Ausland
- Wertpapierschulden

Siehe auch die Erlduterungen unter >>> Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt.

Anderungen im Zeitablauf:

In der Jahresrechnungsstatistik und der Haushaltsansatzstatistik sind jeweils bis 1973 die Tilgungsausgaben an
Zweckverbinde hier und nicht bei den >>> Tilgungsausgaben an 6ffentlichen Bereich enthalten. In den Ausga-
ben der Gemeinden/Gemeindeverbinde dieser Jahre sind auch die Tilgungen fiir Kreditaufnahmen der Eigen-
betriebe enthalten.

In der Rechnungsstatistik sind im kommunalen Bereich bis 1973 hier auBerdem die Tilgungsausgaben an den
6ffentlichen Bereich und in den Rechnungsjahren bis 1956 die Riickzahlung innerer Darlehen nachgewiesen. |

Schulden und sonstige Abziige
1. Statistik der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:

Schulden und Lasten, die mit der Gesamtheit oder mit einzelnen Teilen des gewerblichen >>> Betriebes in
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen (Betriebsschulden) sowie sonstige steuerrechtlich zugelassenen Abzii-
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ge - ausgenommen Vergiinstigungen fiir Schachtelgesellschaften; sowie Schuldeniiberhang bei Schachtelbetei-
ligungen.

Als abzugsfahige Betriebsschulden kommen Geldschulden und solche Lasten, die eine geldwerte Verpflichtung
zur Sachleistung darstellen, grundsitzlich nur dann in Betracht, wenn sie

1. am Bewertungsstichtag tatsichlich bestanden haben, d.h. wenn damit gerechnet werden muf, dafi der
Glaubiger Erfiillung verlangt und eine ernst zu nehmende Belastung vorhanden ist;

2. in ihrer Entstehung ursichlich und unmittelbar auf Vorginge zuriickzufiihren sind, die das Betriebsvermé-
gen einschl. der Betriebsgrundstiicke im Sinne des Bewertungsgesetzes betreffen;

3. nicht mit Wirtschaftsgiitern in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen, die nach dem Bewertungsgesetz
nicht zum Betriebsvermogen gehéren.

Riickstellungen, die fiir ihrer Hohe nach noch unbestimmte Schulden und Lasten gebildet werden, sind nur
dann als Betriebsschulden abzugsfihig, wenn sie am Bewertungsstichtag als Schuld bereits bestanden haben
und noch nicht getilgte bewertbare Verpflichtungen darstellen. Eine Ausnahme gilt lediglich fiir die Beriick-
sichtigung von Riickstellungen fiir Bergschaden, fiir Preisnachlasse, fiir Wechselhaftung fiir Jubildumszuwen-
dungen und fiir Pensionsanwartschaften. Die Riickstellungen fiir Verpflichtungen aus Pensionszusagen sind bis
1980 jedoch nur dann zum Abzug zugelassen, wenn die Pensionsanwartschaft auf einer vertraglichen Pensi-
onsverpflichtung beruht oder sich aus einer Betriebsvereinbarung, einem Tarifvertrag oder einer Besoldungs-
ordnung ergibt.

Riicklagen zur Deckung noch nicht entstandener Verbindlichkeiten, sogenannte echte Reserven, stellen ohne
Ritcksicht darauf, ob es sich um gesetzliche, freiwillige oder Sonder-Riicklagen handelt, in der Regel keine ab-
zugsfihigen Betriebsschulden dar. Eine Ausnahme bilden hier u.a. die versicherungstechnischen Riicklagen,
die bei Versicherungsunternehmen als Betriebsschulden vom >>>Rohvermdgen abgesetzt werden kénnen, so-
weit sie fiir die Leistungen aus den laufenden Versicherungsvertrigen erforderlich sind.

Steuerschulden gelten bei Kérperschaften, die nur Betriebsvermogen haben, stets als Betriebsschulden. Dage-
gen sind bei Einzelpersonen und Personengesellschaften z.B. die Einkommensteuer-, Vermdgensteuer- und
Erbschaftsteuerschulden nicht abzugsfahig. Schulden aus laufend veranlagten Steuern (z.B. Umsatzsteuer, Ge-
werbesteuer) sind abzugsfahig, wenn sie am Abschlufizeitpunkt entweder riickstindig waren oder fiir einen
Zeitraum geschuldet werden, der spétestens am Abschlufizeitpunkt geendet hat. Endet der Erhebungszeitraum
spéter, so sind die Steuerschulden nur anteilig abziehbar.

Als Schuldposten abgezogen wird auch die Einlage eines typischen stillen Gesellschafters sowie dessen An-
spruch auf seinen jahrlichen Gewinnanteil und bei bestimmten Genossenschaften sind auch die Geschéftsgut-
haben der Genossen abziehbar.

Fiir die Abzugsfahigkeit der Lastenausgleichsabgaben nach dem Lastenausgleichsgesetz gilt grundsétzlich fol-
gendes:

(a) Die Vermégensabgabe ist auBer Betracht zu lassen; ein Abzug ist nur dann und insoweit zuldssig, als die
Vermogensabgabe in wirtschaftlichem Zusammenhang mit dem Betrieb iibernommen worden ist.

(b) Die Hypothekengewinnabgabe und die Kreditgewinnabgabe sind, soweit sie mit dem gewerblichen Betrieb
in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen, mit ihrem jeweiligen Wert am Bewertungsstichtag abzuziehen.

Fiir den Bestand und die Bewertung der Schulden und sonstigen Abziige sind grundsitzlich die Verhiltnisse
am Hauptfeststellungszeitpunkt maBgebend. Bei Betrieben, die regelmiBig jéhrliche Abschliisse am Schlufl des
Kalenderjahres machen, ist dieser Abschlufitag zugrunde zu legen. Auf Antrag kann fiir Betriebe, die regel-
maBig jahrliche Abschliisse auf einen anderen Tag machen (Betriebe mit einem vom Kalenderjahr abweichen-
den Wirtschaftsjahr), als Stichtag der Schluf des Wirtschaftsjahres zugrunde gelegt werden, der dem Feststel-
lungszeitpunkt vorausgeht.

BewertungsmaBstab fiir die einzelnen Schulden und sonstigen Abziige des gewerblichen Betriebs ist bei Kapi-
talschulden grundsitzlich der Nennwert, wenn nicht besondere Umstinde einen hoheren oder geringeren Wert
rechtfertigen. Verpflichtungen auf wiederkehrende Nutzungen und Leistungen sind mit dem Kapitalwert und
die sonstigen Schulden und Lasten mit dem Teilwert anzusetzen. Dabei handelt es sich um den Betrag, den ein
Erwerber des ganzen Unternehmens bei dessenFortfiihrung im Rahmen des Gesamtkaufpreises fiir die betref-
fende Schuld bzw. Last ansetzen wiirde. Zu Einzelheiten siehe das Bewertungsgesetz sowie die Vermogensteu-
errichtlinien in der jeweils geltenden Fassung,

Anderungen im Zeitablauf:

Der Abzug von Riickstellungen fiir Pensionsanwartschaften wurde erstmals 1957 zugelassen und zwar zunéchst
nur bei Unternehmen mit mindestens 100 Pensionszusagen; 1960 wurde der Abzug in einer Verordnung gere-
gelt; die vorgenannte Einschrinkung entfiel. 1963 fand schlieflich die gesetzliche Neuregelung durch das
Steuerdnderungsgesetz 1961 ihren Niederschlag. Ab 1981 Erweiterung auf alle rechtsverbindlichen Pensions-
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zusagen mit neuen Vervielféltigern. Bis einschl. 1973 waren Riickstellungen fiir Preisnachldsse und Wechsel-

haftung nicht abzugsfahig.

Beziiglich niherer Einzelheiten und weiterer Anderungen wird auf die im Zeitablauf ergangenen steuerrechtli-
chen Vorschriften und Richtlinien verwiesen. Dies gilt auch hinsichtlich des Abzugs der in bestimmten Féllen
zulissigen steuerfreien Riicklage nach § 7 Abs. 3 des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes 1968 (BGBI. I S. 217)
(ab 1974: Entwicklungslander-Steuergesetz). .

\

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 2.

2. Vermogensteuerstatistik
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:

Schulden und Lasten von vermdgensteuerpflichtigen natiirlichen Personen, die nicht mit einem gewerblichen
>>> Betrieb dieser Personen in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen und daher bereits beim
>>> Betriebsvermogen beriicksichtigt worden sind sowie sonstige steuerrechtlich zugelassene Abziige.

Abzugsfahig sind alle im Veranlagungszeitpunkt tatséchlich und wirtschaftlich bestehenden Schulden und La-
sten, soweit sie in wirtschaftlichem Zusammenhang mit Wirtschaftsgiitern stehen, die zum Vermégen im Sinne
des Bewertungsgesetzes gehéren und nicht nach den Vorschriften des Vermogensteuergesetzes oder anderer
Gesetze von der Vermogensbesteuerung ausdriicklich ausgenommen sind, es sei denn, es handelt sich um steu-
erbegiinstigte Gegenstinde, deren Erhaltung im éffentlichen Interesse liegt. Zu den abzugsfahigen Schulden
und sonstigen Abziigen rechnen neben Schulden an persénlichen Steuern, Darlehensschulden sowie wiederkeh-
renden Leistungen, die dem Steuerpflichtigen obliegen u.a. auch Pensionsverpflichtungen (bis 1980) gegeniiber
Personen, bei denen der Versorgungsfall noch nicht eingetreten ist. Einzubeziehen sind ferner bei Inhabern von
Betrieben der Land- und Forstwirtschaft zur Vermeidung einer Doppelerfassung der Abzug zur Abgeltung des
Uberschusses der laufenden Betriebseinnahmen iiber die laufenden Betriebsausgaben, der nach dem Ende des
vorangegangenen Wirtschaftsjahres entstanden ist, sowie die Lastenausgleichsabgaben nach dem Lastenaus-
gleichsgesetz.

Fiir den Bestand und die Bewertung der Schulden und sonstigen Abziige sind die Verhiltnisse am Veranla-
gungszeitpunkt mafgebend. Bewertungsmafistab fiir die einzelnen Schulden ist bei Kapitalschulden grundsétz-
lich der Nennwert, wenn nicht besondere Umstéinde einen héheren oder geringeren Wert rechtfertigen. Ver-
pflichtungen auf wiederkehrende Nutzlasten und Leistungen sind mit dem Kapitalwert und der Abgeltungsbe-
trag bei Inhabern von Betrieben der Land- und Forstwirtschaft mit einem Achtzehntel des Wirtschaftswerts des
Betriebs - bei buchfiihrenden Inhabern ggf. dem nachgewiesenen Uberschuf, soweit er am Veranlagungszeit-
punkt noch vorhanden ist oder zur Tilgung von Schulden des Wirtschaftsteils verwendet worden ist, die am
Ende des vorangegangenen Wirtschaftsjahres bestanden haben - anzusetzen. Bei den Lastenausgleichsabgaben
werden einmal die Vermogensabgabe mit der Summe des sich fiir den Stichtag ergebenden Zeitwerts und der
am Stichtag riickstandigen Vierteljahresbetrage, zum anderen die Hypothekengewinnabgabe - sofern sie nicht
mit einem gewerblichen Betrieb in wirtschaftlichem Zusammenhang steht - mit dem planmiBigen Restkapital
der Abgabeschuld zuziiglich riickstidndiger Leistungen beriicksichtigt. Verpflichtungen zu anderen Leistungen,
die nicht als Kapitalschuld anzusetzen sind, werden als Sachleistungsschulden mit dem gemeinen Wert bewer-
tet. Dieser wiederum wird durch den Preis bestimmt, der im gewdhnlichen Geschéftsverkehr nach der Beschaf-

enheit des Wirtschaftsguts bei einer VerduBerung zu erzielen wire. Zu Einzelheiten siehe das Bewertungsge-
setz, das Vermégensteuergesetz sowie die Vermogensteuerrichtlinien in der jeweils geltenden Fassung,

Anderungen im Zeitablauf:

Der Abzug von Pensionsverpflichtungen gegeniiber Personen, bei denen der Versicherungsfall noch nicht ein-
getreten ist (Pensionsanwartschaften) wurde fiir derartige Verpflichtungen erstmals 1963 zugelassen.

Ab 1981 Erweiterung auf alle rechtsverbindlichen Pensionszusagen mit neuen Vervielfiltigern. Aufierdem wird
seit 1966 auf die Einschrinkung, daB Rentenlasten usw. nur bei einer Mindestlaufzeit von zehn Jahren abgezo-
gen werden konnen, verzichtet und auch bei nicht buchfiihrenden Landwirten, denen bisher der besondere Ab-
zug mangels eines Nachweises versagt war, die Abgeltung im Wege einer Pauschalregelung ermoglicht.

Ab 1969 fanden ggf. Vergiinstigungen nach § 7 Abs. 4 des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes 1968 (BGBI. 1
S. 217) (ab 1974: Entwicklungsldnder-Steuergesetz) fiir im Rahmen eines Betriebes der Land- und Forstwirt-
schaft geleistete Entwicklungshilfe ihren Niederschlag.

Beziiglich niherer Einzelheiten und weiterer Anderungen wird auf die im Zeitablauf ergangenen steuerrechtli-
chen Vorschriften und Richtlinien verwiesen.
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Begriffsbeziechungen:

Wihrend in der Statistik der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe als Schulden und sonstige Abziige die
Schulden und Lasten, die mit der Gesamtheit oder mit einzelnen Teilen eines gewerblichen Betriebes in wirt-
schaftlichem Zusammenhang stehen, also sog. Betriebsschulden nachgewiesen werden, umfassen die Schulden
und sonstigen Abziige in der Vermégensteuerstatistik der natiirlichen Personen Schulden und Lasten, die zur
Ermittlung des Wertes des Gesamtvermdgens der Steuerpflichtigen von deren Rohvermégen im Sinne des
Vermogensteuergesetzes abzuziehen sind, soweit sie nicht mit einem gewerblichen Betrieb der Vermégensteu-
erpflichtigen in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen.

Schuldverschreibungen

Statistik der Boden- und Kommunalkreditinstitute
Datennachweis: 1962 bis 1980

Begriffsinhalt:

Zu den Schuldverschreibungen rechnen Hypothekenpfandbriefe, Schiffspfandbriefe, Kommunalobligationen,
sonstige Schuldverschreibungen und nicht deckungspflichtige Schuldverschreibungen.

Als Schuldverschreibungen gelten Schuldurkunden, in denen sich der Aussteller dem Glaubiger gegeniiber zu
einer Leistung verpflichtet, die in der Regel in einem Geldbetrag und einer laufenden Verzinsung besteht.

Erfaft sind sowohl Inhaber- als auch Namensschuldverschreibungen.

"Hypothekenpfandbriefe" sind festverzinsliche Schuldverschreibungen, die geméf § 1 des Hypothekenbankge-
setzes oder gemaB §§ 1 und 2 des Pfandbriefgesetzes aufgrund gewahrter Realkredite (gegen Hypotheken,
Grund- und Rentenschulden und u.U. Ersatzdeckungen) ausgegeben werden.

Zu den Hypothekenpfandbriefen rechnen auch Landesrentenbriefe der Deutschen Siedlungs- und Landesren-
tenbank (bis 1965: Deutsche Landesrentenbank).

"Schiffspfandbriefe” sind Schuldverschreibungen, die aufgrund gewahrter Darlehen gegen Bestellung von
Schiffshypotheken ausgegeben werden. Die Deckung der Schiffspfandbriefe mufl geméB § 6 des Schiffsbankge-
setzes erfolgen.

"Kommunalobligationen" sind Schuldverschreibungen, die aufgrund von gewahrten >>> Kommunaldarlehen
ausgegeben wurden.

Kommunalobligationen werden von privaten Hypothekenbanken gemaf} § 41 Hypothekenbankgesetz und von
offentlich-rechtlichen Kreditinstituten gemaf § 8 Pfandbriefgesetz unter der Bezeichnung
"Kommunalobligationen" oder "Kommunalschuldverschreibung" ausgegeben. Erfafit werden auch unter ande-
ren Bezeichnungen gegen Kommunaldarlehen ausgegebene Schuldverschreibungen, wenn sie die gesetzlichen
Voraussetzungen (Pfandbriefgesetz) erfiillen oder der Bezeichnung ein entsprechender Hinweis auf den maf-
geblichen Paragraphen des Pfandbriefgesetzes beigefligt ist.

"Nicht deckungspflichtige Schuldverschreibungen” sind Inhaberschuldverschreibungen, die nicht unter das
Pfandbriefgesetz sowie das Hypothekenbankgesetz fallen und die ohne die fiir Pfandbriefe oder Kommunal-
schuldverschreibungen vorgesehene Deckung ausgegeben werden.

Dazu zihlen von dffentlich-rechtlichen Kreditanstalten und Hypothekenbanken ausgegebene Kassenobligatio-
nen sowie mittel- und langfristige Inhaberschuldverschreibungen, die iiberwiegend der Refinanzierung von
Krediten an die gewerbliche Wirtschaft dienen.

"Sonstige Schuldverschreibungen" sind Schuldverschreibungen der Landwirtschaftlichen Rentenbank, der
Deutschen Siedlungs- und Landesrentenbank und der Bayerischen Landesbank Girozentrale (friiher: Bayeri-
sche Landesbodenkreditanstalt), die gemaf § 10 des Pfandbriefgesetzes nicht als Pfandbriefe oder Kommunal-
schuldverschreibungen anzusehen sind.

Dazu rechnen z.B. Landwirtschafisbriefe, landwirtschaftliche Rentenbriefe, Landesbodenbriefe, wandelbare
und nicht wandelbare Schuldbuchforderungen. U.U. werden auch Anteile an Gemeinschaftsanleihen erfafit.
Nicht zu den sonstigen Schuldverschreibungen rechnen die Landesrentenbriefe der Deutschen Siedlungs- und
Landesrentenbank, die den Hypothekenpfandbriefen gleichzusetzen sind.

Die sonstigen Schuldverschreibungen sind deckungspflichtig, bzw. iibernimmt der Bund eine Biirgschaft.

Unter >>> Erstabsatz an Schuldverschreibungen wird der Nominalbetrag aller im Berichtszeitraum erstmals
verkauften neu aufgelegten Schuldverschreibungen einschlieBlich der Vorverkiufe erfafit.
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Die >>> Tilgungen von Schuldverschreibungen umfassen die im Berichtszeitraum endgiiltig aus dem Verkehr
gezogenen, fiir kraftlos erklirten, entwerteten, vernichteten oder dem Treuhéinder zur Vernichtung iibergebe-
nen Schuldverschreibungen.

Der Umlauf (>>> Umlauf (Neugeschft)) von Schuldverschreibungen erfafit den Nominalbetrag der am Ende
des Berichtszeitraums tatsichlich umlaufenden Schuldverschreibungen ohne die im Eigenbestand befindlichen
Stiicke eigener Emissionen, jedoch einschlieflich der vorverkauften Stiicke.

Schulen des Gesundheitswesens

Statistik des beruﬂichen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:
Schulen, die die Aus- bzw. Fortbildung fiir nichtakademische Gesundheitsberufe vermitteln.

7u den nichtakademischen Gesundheitsberufen rechnen z.B. Kranken- und Kinderkrankenschwestern, Kran-
kenpfleger, Hebammen, Masseure, Beschéftigungstherapeuten, medizinische Bademeister u.a.m.

Voraussetzungen fiir den Besuch einer Schule des Gesundheitswesens sind eine einschligige Berufsausbildung
oder der erfolgreiche Besuch einer auf die Aus- bzw. Fortbildung vorbereitenden schulischen Einrichtung (z.B.
Pflegevorschulen) sowie in der Regel die Vollendung des 18. Lebensjahres.

Die Schulbesuchsdauer betrégt ein bis drei Jahre.

Zu den Schulen des Gesundheitswesens rechnen auch die Berufsfachschulen des Gesundheitswesens in Bayern.
Pflegevorschulen werden teils den Schulen des Gesundheitswesens teils den Berufsfachschulen zugeordnet.
Erfaft werden éffentliche und private Schulen des Gesundheitswesens.

Schulen und vorschulische Bildung

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

Aufgabenbereich mit den Ausgaben fur

- die Unterrichtsverwaltung
Schulrat, Schulamt, Oberschulamt, Landesamt fiir Kurzschrift, Deutscher Bildungsrat;

- Allgemeinbildende Schulen

Grund- und Hauptschulen, Sonderschulen (z.B. fiir Kérperbehinderte, Sehbehinderte, Sprachbehinderte,
geistig Behinderte), Realschulen, Gymnasien und sonstige Einrichtungen, die zur Hochschulreife fiihren,
Gesamtschulen, Schulzentren (soweit nicht auf einzelne Schularten aufieilbar),

- Kindergéirten .
Tageseinrichtungen fiir Kinder zwischen dem vollendeten 3. Lebensjahr und dem Schuleintritt, sonstige
Einrichtungen des Elementarbereichs;

- berufliche Schulen
Berufs-, Berufsaufbau-, Berufsfachschulen, Fachober- und Berufsoberschulen, berufliche Gymnasien, Fach-
gymnasien;

- Fachschulen
z.B. fiir Technik, Sozialpiadagogik, Wirtschaft, Textil und Bekleidung;

682 '



- nicht auf einzelne Schularten aufteilbare Mafinahmen
z.B. Beratung im Schulwesen, globale Mittel fiir Lehr- und Lernmittel, Modellversuche, Schulbildstellen,
Einrichtungen der Lehrerbildung wihrend des Vorbereitungsdienstes, Schiilerlotsen, Landschulheime,
Schiilerlehrgirten, Schiilerverkehrsgirten, Forderung des Schulsports, Schiilerunfall- und haftpflichtversi-
cherung,

In der Kassenstatistik sind nur die kommunalen Ausgaben fiir >>> Baumafinahmen fiir Schulen nachgewiesen.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis 1973 sind hier auch die Aufwendungen fiir Lehrerfortbildung (nach AbschluB} des Vorbereitungsdienstes),
Kosten der Schiilerbeforderung und ForderungsmaBnahmen fiir Schiiler (z.B. nach dem Bundesausbildungsfor-
derungsgesetz) enthalten.

Bis 1960 sind hier auch die Ausgaben fiir Ingenieurschulen und héhere Wirtschaftsfachschulen enthalten, die
ab 1961 im Aufgabenbereich >>> Hochschulen nachgewiesen werden.

Die Ausgaben fiir vorschulische Bildung (Kindergirten) werden in der Rechnungsstatistik erst ab 1974, in der
Haushaltsansatzstatistik erst ab 1977 hier nachgewiesen, wihrend sie bis 1973 bzw. 1976 im Aufgabenbereich
>>> Soziale Sicherung, soziale Kriegsfolgeaufgaben, Wiedergutmachung enthalten sind.

In der Haushaltsansatzstatistik liegen im kommunalen Bereich Angaben nur fiir die Gemeinden mit 10 000 und
mehr Einwohnern und die Gemeindeverbinde in den Jahren 1970 bis 1973 vor.

Schiiler

1. Statistik des allgemeinen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

2. Statistik des beruflichen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:
Personen, die Schulen des allgemeinen oder des beruflichen Schulwesens besuchen.
Dabei ist es unbedeutend, ob es sich um éffentliche oder private Schulen handelt.

Zu den Schulen des allgemeinen Schulwesens rechnen >>> Schulkindergérten, >>> Grundschulen,

>>> Hauptschulen, >>> Sonderschulen, >>> Realschulen, >>> Gymnasien, >>> Gesamtschulen,

>>> Abendrealschulen, >>> Abendgymnasien und >>> Kollegs sowie die Technischen Oberschulen in Baden-
Wiirttemberg und die Berufsoberschulen in Bayern, die aus statistischen Griinden den Kollegs zugeordnet wer-
den.

Zu den Schulen des beruflichen Schulwesens rechnen >>> Berufsschulen, >>> Berufssonderschulen,
>>> Berufsaufbauschulen, >>> Berufsfachschulen, >>> Fachoberschulen und >>> Fachgymnasien,
>>> Fachschulen und >>> Schulen des Gesundheitswesens.

Zu den Schiilern rechnen auch Personen, die eine der genannten Schulen besuchen und zugleich erwerbstétig
sind (z.B. Schiiler an Berufsschulen, Abendrealschulen oder Abendgymnasien).

Personen, die zwei oder mehrere der genannten Schulen gleichzeitig besuchen, werden jeweils bei den entspre-
chenden Schularten ausgewiesen.

Schiiler bzw. Studenten an Volkshochschulen, Fachhochschulen oder Hochschulen rechnen nicht zu den
Schiilern.

Begriffsbeziehungen:

Die Schiiler unterscheiden sich von den >>> Schiilern und Studenten (Volks- und Berufszihlung 1987) in
mehrfacher Hinsicht.

Die Schiiler und Studenten aus der Volks- und Berufszihlung 1987 umfassen zusitzlich Studenten an Fach-
hochschulen und Hochschulen, enthalten jedoch im Unterschied zu den Schiilern keine Doppelzihlung.

Ferner rechnen Schiiler, die Berufsschulen besuchen, in der Volks- und Berufszihlung 1987 nicht zu den
Schiilern und Studenten, wihrend sie als Schiiler an beruflichen Schulen einbezogen werden.

683



Schiilerfahrten

Statistik der Personenbeférderung im StraBenverkehr
Datennachweis: ab 1980

Begriffsinhalt:

RegelmiBige Beforderungen von Schiilern mit Kraftfahrzeugen zwischen Wohnung und Lehranstalt unter Aus-
schluf} anderer Fahrgiste, soweit die Beforderung fiir die Schiiler nicht unentgeltlich ist, durch zur Verkehrs-
statistik auskunftspflichtige >>> Unternehmen nach § 43 des Personenbeférderungsgesetzes.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. IIL Quartal 1984 bzw. Berichtsjahr 1984 ist der Straienpersonenverkehr mit PKW nicht enthalten.
Weitere Anderungen ergeben sich durch Anderungen im Berichtskreis der zur Verkehrsstatistik auskunfts-
pflichtigen Unternehmen, (siehe auch unter: Unternehmen).

Begriffsbeziehungen:

Der >>> freigestellte Schiilerverkehr unterscheidet sich von den Schiilerfahrten im wesentlichen durch die Un-
entgeltlichkeit der Beférderungen fiir die Beférderten.

Schiiler und Studierende

1. Volks- und Berufszihlung 1987

Begriffsinhalt:
Personen der >>> Bevolkerung, die eine allgemeinbildende, berufsbildende oder Hochschule besuchen, unab-
hingig davon, ob sie nebenher erwerbstitig sind.

Zu den allgemeinbildenden Schulen zzhlen die Volksschulen, Hauptschulen die Realschulen und die Gymnasi-
en. Als berufsbildende Schulen gelten Berufsfach-/ Fachschulen und Fachhochschulen und Hochschulen.

Schiiler an Berufsschulen rechnen nicht zu den Schiilern und Studierenden.

In der Volks- und Berufszihlung 1987 werden "Schiiler und Studierende am Wohnort" und "Schiiler und Stu-
dierende am Schulort” getrennt nachgewiesen. Schiiler und Studierende, die in der jeweiligen Gemeinde zur
Wohnbevélkerung gehéren, unabhingig davon, in welcher Gemeinde sie zur Schule oder Hochschule gehen,
zdhlen zu den Schiilern und Studierenden am Wohnort.

Ergénzt man die Schiiler und Studierenden am Wohnort um die Ausbildungseinpendler und vermindert sie um
die Ausbildungsauspendler erhilt man die >>> Schiiler und Studierenden am Schulort. Die jeweiligen Glo-
balzahlen fiir das gesamte Bundesgebiet unterscheiden sich lediglich um die Zahl der Schiiler und Studieren-
den, die von einem Wohnort im Inland an einen Schulort im Ausland pendeln. Schiiler und Studierende, die im
Inland eine Schule oder Hochschule besuchen, aber im Ausland ihren Wohnsitz haben, werden nicht erfafit.

Schulgebiaude

1. Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1961; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

2. Statistik der Baufertigstellungen -
Datennachweis: ab 1961; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:
>>> Nichtwohngebiude, in denen allgemeinbildende oder berufsbildende Schulen untergebracht sind.

Die Gebaude von Universitiiten, technischen Hochschulen, Fachhochschulen, Pidagogischen und Kunsthoch-
schulen u 4. zihlen nicht zu den Schulgebiuden, sondern zu den "sonstigen Nichtwohngebiuden”
(Nichtwohngebiude).
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Schulkindergiirten

Statistik des allgemeinen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinlialt:
Einrichtungen der vorschulischen Erziehung, die organisatorisch iiberwiegend den Grundschulen oder den
Sonderschulen zugeordnet sind.

Die eigentlichen Schulkindergirten werden von schulpflichtigen, aber noch nicht schulreifen Kindern besucht.
Einbezogen sind aber auch Vorklassen, die von schulreifen, aber noch nicht schulpflichtigen Kindern besucht
werden.

Einbezogen sind ferner Klassen der Eingangsstufen der Grundschulen und Gesamtschulen, Sonderschulkinder-
gérten, nicht jedoch Kindergérten.

Die Schulkindergirten dienen der Vorbereitung auf den Eintritt in Grundschulen oder Sonderschulen.

Bei den Schulkindergérten sind 6ffentliche und private Einrichtungen einbezogen.

Begriffsbeziehungen:

Wihrend die Schulkindergirten den Schulen zugeordnet sind und fiir Kinder im Alter von ca. fiinf bis sieben
Jahren vorgesehen sind, unterstehen die >>> Kindergérten (Statistik der 6ffentlichen Jugendhilfe) den Tragern
der Jugendhilfe und dienen der Betreuung von Kindern im Alter von ca. drei bis sechs Jahren.

Schuten und Leichter

Statistik des Bestandes an Binnenschiffen
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
In die Binnenschiffsregister eingetragene Schiffe ohne eigenen Antrieb, die zum Leichtern von gréfieren
Schiffen (Ladung abnehmen oder zufiihren) oder zum Abtransport von Baggergut verwendet werden.

Schuten und Leichter werden iiberwiegend im Hafenbetrieb eingesetzt. Sie zdhlen zum >>> Schiffsbestand auf
Binnengewissern und werden ab einer Gréfie von 20 t Tragfahigkeit erfafit.

Schwangerschaftsabbriiche

Schwangerschaftsabbruchstatistik
Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:
In der Bundesrepublik Deutschland durch einen Arzt legal durchgefiihrte Schwangerschaftsabbriiche.

Schwangerschaftsabbriiche sind im Gegensatz zu Fehlgeburten (Spontanaborte) bewulit herbeigefiihrte Eingrif-
fe (induzierte Aborte) mit dem Ziel der vorzeitigen Beendigung der Schwangerschaft.

In der Schwangerschaftsabbruchstatistik werden nur die in der Bundesrepublik Deutschland durchgefiihrten,
legalen und gemeldeten Abbriiche erfafit. Illegale Abbriiche ("Abtreibungen") dagegen bleiben ebenso aufler
Betracht wie die im Ausland (z.B. Niederlande) an deutschen Frauen durchgefithrten Abbriiche.

Als legal gilt ein Schwangerschaftsabbruch dann, wenn er durch einen Arzt durchgefiihrt wird, die Einwilli-
gung der Schwangeren vorliegt und eine schriftliche &drztliche Feststellung einer Indikation vorhanden ist. Au-
Berdem muf mindestens drei Tage vor dem Eingriff eine Beratung der Schwangeren iiber 6ffentliche und priva-
te Hilfen fiir Schwangere, Miitter und Kinder durch eine anerkannte Beratungsstelle oder einen mit diesen Fra-
gen vertrauten Arzt sowie eine drztliche Beratung iiber medizinische Aspekte erfolgt sein. Dabei diirfen der ei-
ne Indikation feststellende Arzt sowie der Arzt, der Schwangere iiber soziale Hilfen berit, nicht mit dem den
Schwangerschaftsabbruch durchfithrenden Arzt identisch sein.
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Die Beratung iiber 6ffentliche und private Hilfen durch eine anerkannte Beratungsstelle kann entfallen, wenn
ein Schwangerschaftsabbruch angezeigt ist, um von der Schwangeren eine durch Krankheit oder Kérperscha-
den begriindete Gefahr fiir ihr Leben oder ihre Gesundheit abzuwenden.

Schwangerschaftsabbriiche mit Komplikationen

Schwangerschaftsabbruchstatistik
Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:

In der Bundesrepublik Deutschland durch einen Arzt legal durchgefiihrte >>> Schwangerschaftsabbriiche, bei
denen Komplikationen aufgetreten sind.

In der Schwangerschaftsabbruchstatistik werden nur diejenigen Komplikationen erfafit, die der abbrechende
Arzt selbst vor der Entlassung oder Verlegung beobachtet hat (Friihkomplikationen).

Dabei handelt es sich sowohl um Komplikationen, die primér beim Eingriff oder in den ersten 24 Stunden da-
nach auftreten (primére Friithkomplikationen), als auch um Komplikationen, die oft erst Tage nach dem Ein-
griff auftreten und die bei weitem haufigsten und folgenschwersten Komplikationen darstellen (sekundre
Friihkomplikationen). Bei ambulant durchgefiihrten Schwangerschaftsabbriichen diirften vorwiegend nur pri-
mire Friihkomplikationen gemeldet sein. Komplikationen dagegen, die erst langere Zeit nach einem Schwan-
gerschaftsabbruch, z.B. bei einer nachfolgenden Schwangerschaft virulent werden (Spatkomplikationen), wer-
den in der Schwangerschaftsabbruchstatistik nicht erfafit.

Als Komplikationen sollen nur diejenigen angegeben werden, die im kausalen Zusammenhang mit dem Ab-
bruch auftreten und nicht durch Krankheit, Nachbehandlung oder Sterilisation verursacht sind.

An Komplikationsarten werden erfafit: Cervixrif}, Uterusperforation, Blutverlust (mehr als 500 ml), Blutiiber-
tragungen, Nachblutungen, Allgemeininfektionen, Fieber iiber 38°C, Salpingitis, Parametritis und sonstige ab-
dominale Komplikationen, Thrombose Embolie, Narkosezwischenfall und Tod.

Da bei einem Schwangerschaftsabbruch mehrere Komplikationsarten gleichzeitig auftreten konnen, ist die Zahl
der Komplikationen hoher als die Zahl der Schwangerschaftsabbriiche mit Komplikationen.

Schweine

Alle folgenden Statistiken

Begriffsinhalt:
Samtliche Schweine einschlieBlich der Ferkel, Zuchtsauen und Mastschweine.

Als "Zuchtsauen" gelten zur Zucht bestimmte Schweine mit 50 kg oder mehr Lebendgewicht einschliefilich der
zur Zucht bestimmten Jungsauen mit 50 kg oder mehr Lebendgewicht.

"Mastschweine” sind Schweine mit 50 kg und mehr Lebendgewicht, einschlieflich ausgemerzte Zuchtschweine
sowie Eber, die nicht zur Zucht benutzt werden.

“Ferkel" sind Schweine mit einem Lebendgewicht unter 20 kg,

1. Viehzdhlungen -
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen wird die Zahl der Schweine (>>> gehaltene Tiere), die sich am Erhebungsstichtag im unmittel-
baren Besitz von >>> Haltern von Tieren befinden, unabhingig von den Eigentumsverhéltnissen.

Anderungen im Zeitablauf:
Vor 1973 galten als Zuchtsauen Schweine, die zur Zucht bestimmt und 1/2 Jahr und alter waren.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.
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2. Schlachtungs- und Schlachtgewichtsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen werden die Anzahl der >>> gewerblichen Schlachtungen, der >>> Hausschlachtungen und die
>>> Gesamtschlachtmenge aus gewerblichen Schlachtungen von Schweinen.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.

3. Landwirtschaftszihlung 1971

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen wird die Zahl der Schweine, Zuchtsauen und Mastschweine, die sich am Tag der Erhebung im
unmittelbaren Besitz (in den Stillen und auf den Flichen) von >>> landwirtschaftlichen Betrieben befinden
einschlieBlich der von Betrieben in Pension aufgenommenen Tiere.

Begriffsbeziehungen:

Unterschiede in der Zahl der Schweine und Zuchtsauen in den Viehziihlungen und in der Landwirtschaftszah-
lung ergeben sich vor allem aus den unterschiedlichen Erhebungszeitpunkten und unterschiedlichen Erhe-
bungseinheiten. In den Viehzéhlungen werden Schweine und Zuchtsauen bei Haltern von Tieren, in der
Landwirtschaftszahlung dagegen bei landwirtschaftlichen Betrieben erfafit. Die landwirtschaftlichen Betriebe
mit Schweinen und Zuchtsauen gelten zugleich als >>> Halter von Tieren; zu den Haltern von Tieren z&hlen
dariiber hinaus aber auch Forstbetriebe, landwirtschaftliche Kleinbetriebe sowie sonstige Personen, in deren
unmittelbarem Besitz sich Schweine und Zuchtsauen befinden (z.B. Viehhéndler, Schlachter).

Schwerbehindertenausweise

Statistik der Personenbeforderung im Strallenverkehr
Datennachweis: ab 1980

Begriffsinhalt:

Als Schwerbehindertenausweise im Sinne dieser Statistik gelten diejenigen Schwerbehindertenausweise, die.
zur unentgeltlichen Benutzung offentlicher Nahverkehrsmittel durch den Schwerbehinderten selbst und/ oder
eine Begleitperson berechtigen.

Die evtl. Entrichtung einer Gebiihr fiir die amtliche Bestitigung dieser Freifahrberechtigung gilt nicht als Ent-
gelt.

Seefischereifahrzeuge

Statistik des Bestandes an Seeschiffen
Datennachweis: ab 1951

Begriffsinhalt:
Schiffe, die zum Fischfang und der Fischverarbeitung auf See dienen.

Erfafit werden die Seefischereifahrzeuge, die unter der Flagge der Bundesrepublik Deutschland fahren und iiber
mehr als 17,65 BRT Raumgehalt verfiigen.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1973 wurden die Seefischereifahrzeuge erfafit, die in die deutschen Seeschiffsregister eingetragen
waren, unabhingig davon, ob sie unter deutscher Flagge fuhren.

In die Seeschiffsregister werden Schiffe eingetragen, die fiir die Schiffahrt auBerhalb von Binnengewiéssern
(Fliissen, Kanilen und geschlossenen Seen) bestimmt sind, die einen Raumgehalt von mehr als 17,65 BRT ha-
ben und deren Eigentiimer Deutsche sind (natiirliche und juristische Personen).
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Seeschiffahrt

Berufsbildungsstatistik
'Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:
Ausbildungsbereich, der die Berufsausbildung zum Matrosen in der Seeschiffahrt und zum Schiffsmechaniker
umfaBt; zustindige Stelle fir die Ausbildung ist die Berufsbildungsstelle Seeschiffahrt e. V.

Die Gliederung in Ausbildungsbereiche deckt sich nicht voll mit der Wirtschaftsgliederung nach der Systema-
tik der Wirtschaftszweige, da sich nach dem Berufsbildungsgesetz die Zustindigkeit fiir die Berufsausbildung
vielfach nach der Art des Ausbildungsberufs und nicht nach der Zugehdrigkeit des Ausbildungsbetriebs zu ei-
nem Wirtschaftsbereich richtet.

. Seeschiffe

Statistik des Bestandes an Seeschiffen
Datennachweis: ab 1951

Begriffsinhalt:

>>> Handelsschiffe, >>> Seefischereifahrzeuge und "andere Schiffe”, die unter der Flagge der Bundesrepublik
Deutschland fahren und einen Raumgehalt von mehr als 17,65 BRT haben.

" Andere Schiffe" sind Sportfahrzeuge und andere nicht fiir Handelszwecke bestimmte Seeschiffe.

Dazu zihlen z.B. Motor- und Segelyachten, Zug- und Bergungsschlepper, Versorgungsschiffe und Eisbrecher,
nicht jedoch Seefischereifahrzeuge und Schiffe der Bundesmarine.

Finzelheiten zu den Handelsschiffen und Seefischereifahrzeugen siehe jeweils dort.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1973 wurden die Schiffe erfafit, die in die deutschen Seeschiffsregister eingetragen waren, unab-
hingig davon, ob sie unter deutscher Flagge fuhren. _

In die Seeschiffsregister werden Schiffe eingetragen, die fir die Schiffahrt auBlerhalb der Binnengewasser
(Fliisse, Kanile und geschlossenen Seen) bestimmt sind, die einen Raumgehalt von mehr als 17,65 BRT haben
und deren Eigentiimer Deutsche sind (natiirliche und juristische Personen).

Selbstindige

1.1 Volks- und Berufszihlung 1987

1.2 Mikrozensus
Datennachweis: ab 1964

Begriffsinhalt:

Personen, die ein >>> Unternehmen, einen >>> Betrieb oder eine >>> Arbeitsstitte gewerblicher oder land-
wirtschaftlicher Art wirtschaftlich und organisatorisch als Eigentiimer, Miteigentiimer oder Péachter leiten, fer-
ner selbstindige Handelsvertreter, alle freiberuflich Tatigen sowie Hausgewerbetreibende und Zwischenmeister.

Zu den Selbstindigen zihlen auch die selbstindigen Handwerker und Abgeordnete in den Parlamenten des
Bundes und der Linder sowie freiberuflich Tétige z.B. selbstandige Arzte, Rechtsanwalte, Schriftsteller und
Kiinstler.

Hausgewerbetreibende sind Personen, die mit fremden Hilfskriften in eigener Arbeitsstitte im Auftrag von
Gewerbetreibenden oder Zwischenmeistern Waren herstellen, bearbeiten oder verpacken, dabei selbst wesent-
lich mitarbeiten und die Verwertung der Arbeitserzeugnisse dem Auftraggeber iiberlassen. Zu den Zwischen-

meistern gehéren Personen, die die Arbeit, die sie von Gewerbetreibenden iibernommen haben, an Heimarbei-
ter oder Hausgewerbetreibende weitergeben und mit diesen fiir den Auftraggeber Uber die geleistete Arbeit ab-
rechnen
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Nicht zu den Selbstindigen rechnen Personen, die in einem arbeitsrechtlichen Verhdltnis zum Unternehmen,
Betrieb oder zur Arbeitsstitte stehen und lediglich innerhalb ihres Arbeitsbereiches selbstdndig disponieren
kénnen (z.B. der selbstandige Filialleiter).

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 4.

2. Wohngeldstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Nachgewiesen werden >>> Wohngeldempfinger, die zu den Selbsténdigen rechnen und die aus ihrer Tatigkeit
als Selbstiindige ihr hauptsichliches Einkommen beziehen.
Wohngeldempfinger sind Personen, die fiir sich - und ggf. ihre bei der Gewahrung von Wohngeld zu beriick-
" sichtigenden >>> Familienmitglieder - Wohngeld beziehen. Insofern kénnen unter den Selbstandigen auch
Haushalte verstanden werden, deren Antragberechtigte bzw. Haushaltsvorstinde Selbsténdige sind.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 4.

3. Gebiude- und Wohnungszihlung 1987

Begriffsinhalt:

Zu den Selbstindigen gehoren u.a. auch titige Eigentiimer, Miteigentiimer oder Pachter von Arbeitsstitten,
selbstindige Handwerker, selbstindige Handelsvertreter, die freiberuflich Tétigen u.d. Personen. Nicht dazu
zihlen jedoch Personen, die in einem arbeitsrechtlichen Verhaltnis stehen und lediglich innerhalb ihres Ar-
beitsbereiches selbstindig disponieren kénnen (z.B. die selbstindige Filialleiterin). Als Selbstindige gelten
auch Abgeordnete in den Parlamenten des Bundes und der Lander, aber auch Zwischenmeister, Hausgewerbe-
treibende und Werksvertragspartner.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 4.

4, Studentenstatistik
Datennachweis: ab Wintersemester 1976/77

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen werden deutsche >>> Studienanfinger, die auf den Immatrikulationspapieren als letzte berufli-
che Stellung des Vaters (der Mutter) >>> "Selbstandige(r)" eingetragen haben.

Die berufliche Stellung des Vaters (der Mutter) wird auch beriicksichtigt, wenn diese(r) bereits verstorben ist.
Begriffsbeziehungen:

Der Begriff Selbstindige ist in den einzelnien Statistiken im wesentlichen gleich abgegrenzt. Folgende Beson-
derheiten sind jedoch zu beachten:

In der Wohngeldstatistik werden Wohngeldempfiangerhaushalte nachgewiesen, deren Antragberechtigte bzw.

Haushaltsvorstinde Selbstindige sind; in der Gebaude- und Wohnungszihlung 1987 werden Haushalte nach-

gewiesen, deren >>> Bezugsperson (Person, die iiberwiegend zum Unterhalt des Haushalts beitrégt) Selbstin-
diger/ Selbstindige ist; in der Studentenstatistik handelt es sich um deutsche Studienanfanger, die auf den Im-
matrikulationspapieren als berufliche Stellung des Vaters (der Mutter) "Selbstandige(r)" eingetragen haben.

In der Wohngeldstatistik spielt fiir die Zuordnung zu den Selbstindigen auch der iiberwiegende Lebensunter-
halt eine Rolle. )

Die Begriffe Selbstindige in der Volks- und Berufszihlung 1987 und im Mikrozensus und >>> Tatige Inhaber
(Arbeitsstattenzahlung 1987, Monatlicher Baubericht, Handwerkszihlung 1977) unterscheiden sich im we-
sentlichen durch den unterschiedlichen Erhebungsbereich und durch die unterschiedliche Wahl der Erhe-
bungseinheiten. Titige Inhaber, die z.B. mehrere Arbeitsstitten, Unternehmen oder Betriebe leiten, werden in
der Arbeitsstittenzahlung, im Monatlichen Baubericht und in der Handwerkszihlung mehrfach erfafit und
nachgewiesen. In der Volks- und Berufszihlung und im Mikrozensus wird - soweit von der Bevélkerung am
Ort der Hauptwohnung ausgegangen wird - jeder Selbstindige nur einmal nachgewiesen, da die einzelne Per-
son bzw. der Haushalt und nicht die Arbeitsstitte, das Unternehmen oder der Betrieb Erhebungseinheit ist.
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Selbstindige Handwerksunternehmen

Handwerkszihlung 1977

Begriffsinhalt:

Kleinste rechtlich selbstindige Einheiten, die aus handels- und/ oder steuerrechtlichen Griinden eigene Biicher
fiihren und gesonderte Jahresabschliisse aufstellen miissen und die in die Handwerksrolle - u.U. auch
mehrfach - eingetragen sind.

Angaben iiber selbstindige Handwerksunternelimen umfassen Angaben iiber alle, auch die nichthandwerkli-
chen Teile, wie etwa Gaststitten, Fuhrbetriebe u.4.; dazu gehoren auch Angaben iiber zum Handwerksunter-
nehmen gehérige >>> Nebenbetriebe.

Unternehmen des Bauhauptgewerbes haben die Merkmale der Arbeitsgemeinschaftsanteile It. Arge-Vertrag
den unternehmenseigenen Daten hinzugerechnet. ‘

Angaben fiir handwerkliche Nebenbetriebe nichthandwerklicher Unternehmen werden gesondert ausgewiesen.

Begriffsbeziehungen:

Die selbstindigen Handwerksunternehmen sind vergleichbar abgegrenzt wie die >>> Unternehmen in der In-
vestitionserhebung im Produzierenden Handwerk (ohne Bauhauptgewerbe). Es sind jeweils Unternehmen ein-
bezogen, die in die Handwerksrolle eingetragen sind, und in beiden Begriffen sind die handwerklichen Neben-
und Hilfsbetriebe nichthandwerklicher Unternehmen nicht enthalten. Unterschiede ergeben sich jedoch aus
dem Erhebungsumfang; so sind z.B. in der Investitionserhebung im Produzierenden Handwerk nur die Hand-
werksunternehmen mit wirtschaftlichem Schwerpunkt im Verarbeitenden Gewerbe und im Ausbaugewerbe er-
faBt, wahrend in der Handwerkszihlung 1977 alle selbsténdigen Handwerksunternehmen unabhdngig von ih-
rem wirtschaftlichen Schwerpunkt einbezogen wurden.

Selbstindige und mithelfende Familienangehdrige

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt: -

Zu den >>> Selbstindigen gehoren titige Eigentiimer in Einzelunternehmen und Personengesellschaften, selb-
stindige Landwirte (auch Pachter), selbsténdige Handwerker, selbstindige Arzte, Anwilte und andere freibe-
ruflich Titige, selbstandige Handels- und Versicherungsvertreter, Hausgewerbetreibende, Zwischenmeister,
selbstindige Lehrer und Musiker, selbstindige Artisten, Hebammen mit Niederlassungserlaubnis, in der Kran-
ken- und Kinderpflege selbstindig titige Personen u.4. Nicht zu den Selbstindigen zdhlen Personen, die
gleichzeitig als Haupttitigkeit in einem Arbeits- oder Dienstverhiltnis stehen und lediglich innerhalb ihres Ar-
beitsbereiches selbstindig disponieren kénnen. Zu den >>> Mithelfenden Familienangehérigen werden alle
Personen gerechnet, die regelméfiig unentgeltlich in einem landwirtschaftlichen oder nichtlandwirtschaftlichen
Betrieb mitarbeiten, der von einem Familienmitglied als Selbstindigen geleitet wird, soweit nicht gleichzeitig
eine andere Haupttitigkeit vorliegt, z.B. in einem Arbeits- oder Dienstverhaltnis.

Selbsterstellte Anlagen

1. Investitionserhebung bei Unternehmen des Bergbaus und des Verarbeitenden Gewerbes
Datennachweis: ab 1976

2. Investitionserhebung im Bergbau und in der Industrie (chne Bauindustrie)
Datennachweis: 1962 bis 1975

3. Jahreserhebung einschl. Investitionserhebung bei Unternehmen des Bauhauptgewerbes (einschl.

Fertigteilbau)
Datennachweis: ab 1976
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4. Unternehmens- und Investitionserhebung im Bauhauptgewerbe
Datennachweis: 1962 bis 1975

5. Jahreserhebung bei Unternehmen, Investitionserhebung bei Unternehmen und Betrieben der Energie-

und Wasserversorgung
Datennachweis: ab 1975

Begriffsinhalt:
Bruttozuginge an >>> Sachanlagen, die vom Investor selbsterstellt werden.

Zu den selbsterstellten Anlagen rechnen auch Gebéude, durchgefiihrte Grofireparaturen und im Bau befindliche
Anlagen, soweit sie aktiviert wurden, ferner selbsthergestellte Sachanlagen, die an Dritte vermietet oder ver-
pachtet sind, selbsthergestellte Maschinen, Werkzeuge, Modelle fiir das eigene Unternehmen, Versuche usw.,
soweit diese aktiviert wurden.

Selbsterstellte Anlagen werden zu Herstellungskosten bewertet. Dazu gehoren alle im Zusammenhang mit der
Selbsterstellung entstehenden Kosten fiir Lohne (auch fiir Leiharbeitnehmer) und Materialien sowie fur an an-
dere Unternehmen vergebene Teilarbeiten.

Sitze im Deutschen Bundestag

Bundestagswahlstatistik
Datennachweis: ab 1949

Begriffsinhalt:

Sitze im Deutschen Bundestag sind die Sitze, die von Parteien, Einzelbewerbern oder Wahlergruppen errungen
wurden.

Weitere Erliuterungen siehe auch unter >>> Landeslisten-Sitze, >>> Wahlkreissitze und >>> Abgeordnete von
Berlin (West).

Sitzverteilung im Europaparlament

Europawabhlstatistik
Datennachweis: ab 1979

Begriffsinhalt:

Auf die Bundesrepublik Deutschland entfallen 81 Abgeordnete, davon werden 78 nach den Grundsitzen der
Verhiltniswahl mit Listenwahlvorschligen und 3 vom Abgeordnetenhaus von Berlin auf der Grundlage der
Zusammensetzung des Abgeordnetenhauses zum Zeitpunkt der Wahl zum Européischen Parlament gewdhlt.

Die Gesamtzahl der Abgeordneten einer Partei richtet sich nach der Zahl der fur sie abgegebenen >>> giiltigen
Stimmen.

Zunichst werden daher die 78 Sitze auf die einzelnen Parteien entsprechend dem Verhiltnis ihrer giiltigen
Stimmen zur Gesamtzahl der giiltigen Stimmen nach dem System Niemeyer verteilt.

Die auf eine Listenverbindung entfallenden Sitze werden auf die beteiligten Listen fiir die einzelnen Lénder im
Verhiltnis der Summen der fiir jede dieser Listen abgegebenen Stimmen nach Niemeyer verteilt.

Bei der Verteilung der Sitze auf die Wahlvorschlige werden nur Wahlvorschlige beriicksichtigt, die minde-
stens fiinf von Hundert der im Wahlgebiet abgegebenen giiltigen Stimmen erhalten haben.

Anderungen im Zeitablauf:
Das oben beschriebene System Niemeyer wurde erstmals zur Europawahl 1989 angewandt.
Bei den Europawahlen 1979 und 1984 erfolgte die Sitzverteilung nach dem d' Hontschen Héchstzahlverfahren.

Einzelheiten siche §§ 2, 29 Europawahlgesetz vom 16. Juni 1978 (BGBI. I S. 709), zuletzt gedndert am
22. Dezember 1988 (BGBIL. I S. 2625).
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Sonderformen des Linienverkehrs

Statistik der Personenbeforderung im StraBenverkehr
Datennachweis: ab 1980

Begriffsinhalt:

Sonderformen des Linienverkehrs nach § 43 des Personenbeforderungsgesetzes sind der >>> Berufsverkehr,
die >>> Schiilerfahrten sowie die >>> Markt- und Theaterfahrten der zur Verkehrsstatistik auskunfispflichti-
gen >>> Unternehmen.

Anderungen im Zeitablauf:

AbIV. Quartal 1984 bzw. ab Berichtsjahr 1985 ist der StraBenpersonenverkehr mit PKW nicht mehr enthalten.
Weitere Anderungen ergeben sich durch Anderungen im Berichtskreis der zur Verkehrsstatistik auskunfts-
pflichtigen Unternehmen, (siehe auch unter: Unternehmen).

Sonderkraftfahrzeuge

Statistik des Kraftfahrzeug- und Kraftfahrzeuganhingerbestandes
Datennachweis: ab 1952

Begriffsinhalt:

Kraftfahrzeuge, die nach Bauart und Einrichtung nur zur Beforderung bestimmter Sachen und Personen geeig-
net und bestimmt sind.

Einbezogen sind Miillwagen, Feuerloschwagen, Krankenkraftwagen, Sparkassenwagen u.d. (In den jahrlichen
Veroffentlichungen des Kraftfahrt-Bundesamtes: "Bestand an Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhangern
am 1.7." ist bis 1972 jeweils eine genaue Auflistung der Sonderkraftfahrzeuge enthalten).

Bei den Neuzulassungen (>>> Neuzulassungen fabrikneuer Kraftfahrzeuge und -anhénger) werden fabrikneue
Sonderkraftfahrzeuge erfafit, denen im Berichtszeitraum ein amtliches Kennzeichen zugeteilt wurde.

Der >>> Fahrzeugbestand umfafit die zugelassenen oder nur voriibergehend, d.h. bis zu einem Jahr, abgemel-
deten Sonderkraftfahrzeuge an einem bestimmten Stichtag.

Bei den Besitzumschreibungen (>>> Besitzumschreibungen gebrauchter Kraftfahrzeuge und -anhénger) wer-
den gebrauchte Sonderkraftfahrzeuge erfafit, die im Berichtszeitraum auf einen anderen Fahrzeughalter tiber-
gegangen sind, sofern der Standort des Fahrzeugs vor und nach dem Halterwechsel im Bundesgebiet liegt.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1974 rechneten zu den Sonderkraftfahrzeugen auch die Sonderkraftfahrzeuge mit Spezialaufbau,
d.s. Transporter fiir Glas, Langmaterial, >>> Container, Tiere sowie alle Arten von Tankwagen.

Begriffsbeziehungen:

Im Unterschied zur Statistik der Strafenverkehrsunfille werden in der Statistik des Kraftfahrzeug- und Kraft-
fahrzeuganhiingerbestandes zu den Sonderkraftfahrzeugen auch diejenigen zur Lastenbeforderung,
(Sonderkraftfahrzeuge mit Spezialaufbau) gerechnet.

Sonderkrankenhiiuéer

Kra_nkenhausstatistik
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:
>>> Krankenhduser der folgenden fachlichen Ausrichtungen:

Tuberkulose-Krankenhiuser, (bis einschl. 1984)
Krankenhiuser fiir Psychiatrie (einschl. Hejl- und Pflegeanstalten),
Krankenhiuser fiir Neurologie, Krankenhauser fiir Psychiatrie und Neurologie,
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Krankenhéuser fiir Suchtkranke,

Rheuma-Krankenhiuser,

Rehabilitationskrankenhduser,

Krankenhiuser fiir chronisch Kranke sowie geriatrische Kliniken,

Kur-Krankenhiuser,

Krankenhiuser bzw. Krankenabteilungen in den Justizvollzugsanstalten und sonstige Fachkrankenhauser.

Dabei zihlen zu den Kurkrankenhiusern Sonderkrankenhéuser der geschlossenen Krankenfiirsorge unter arzt-
licher Leitung, die auf Behandlung bestimmter Krankheitsarten oder -gruppen ausgerichtet sind und in denen
durch arztliche Hilfeleistung erstrebt wird, Krankheiten, Leiden oder Kérperschéden anhand von iiberwiegend
ortsgebundenen Heilmitteln zu heilen oder zu lindern. Patienten werden vorwiegend nur befristet untergebracht
und verpflegt. Zu typischen Krankheitsarten oder -gruppen, die in Kurkrankenhdusern behandelt werden, rech-
nen Rheuma, Stoffwechselkrankheiten, Frauenleiden und Erkrankungen der oberen Luftwege.

Begriffsbeziechungen:

Wiihrend zu den Sonderkrankenhiusern vorwiegend Krankenhéuser rechnen, die auf die Behandlung langfri-
stiger Krankheiten ausgerichtet sind, zdhlen zu den >>> Akutkrankenhdusern (Krankenhausstatistik) vorwie-
gend Krankenanstalten fiir kurzfristig Kranke.

Sonderkulturerzeugnisse

Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:

Sammelposition, unter welcher fiir die Ermittlung des >>> Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Pro-
dukte ausgewihlte pflanzliche Produkte zusammengefafit sind.

Hierzu zéhlen die folgenden Produkte, wobei Unterschiede in Auswahl und Gewichtung (Wéigungsanteilen) der
einbezogenen Waren zwischen den Indizes auf Basis 1985, 1980, 1976 und 1970 bestehen:

GenuBmittelpflanzen: Tabak und Hopfen,

Obst: Apfel, Birnen, Erdbeeren, Johannisbeeren, Kirschen, Pflaumen, Zwetschgen, Pfirsiche, Mirabellen und
Renekloden (nur 1970 u. 1976), Aprikosen (nur 1970), Stachelbeeren, Himbeeren, Walniisse (nur 1970),

Gemiise: Weiflkohl, Wirsingkohl, Rotkohl, Blumenkohl, Méhren, Kopfsalat, Spinat, Sellerie, Porree, Busch-
bohnen, griine Erbsen, Gurken, Tomaten, Spargel, Stangenbohnen, Rosenkohl, Zwiebeln (nur 1970, 1980,
1985), Kohlrabi, Dicke Bohnen (nur 1970), Griinkohl (nur 1976, 1980, 1985), Rote Beete, China-Kohl (nur
1985), Champignons,

Weinmost: weill und rot,

Baumschulerzeugnisse: Forst-, Obst-, Ziergeholze,

Schnittblumen und Topfpflanzen: Schnittblumen (1976, 1980, 1985: Treibrosen, Treibnelken, Chrysanthemen,
Gladiolen, Freesien, Tulpen, Gerbera, Iris, Orchideen; 1970: Treibrosen, Freilandrosen, Edelnelken, Chrysan-
themen, Schnittastern, Gladiolen), Topfpflanzen (1985, 1980, 1976 und 1970: Cyclamen, Azaleen, Gummi-
baum, Pelargonien; nur 1976, 1980, 1985: Eriken, Hortensien, Topfchrysanthemen, Poinsettien, Begonien,
Bromelien).

Sonderprogramm zur Errichtung von Wohnungen in Berlin

Subventionsberichte
Datennachweis: 1980 bis 1983

Begriffsinhalt:

Unter Mitwirkung des Bundes wurden in Berlin zustzlich zur normalen Programmférderung im sozialen
Wohnungsbau 500 Wohnungen finanziert.

Diese Wohnungen waren vorwiegend zuziehenden Fachkréften mit Kindern vorbehalten. Ihnen sollte die
Moglichkeit erffnet werden, die Wohnungen zu kaufen. Dadurch sollte die Beschaftigungspolitik in Berlin
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und die Auftragslage der Bauwirtschaft in Berlin positiv beeinflufit werden. Die Durchfihrung des Programms
oblag dem Land Berlin.

Sonderschulen

Statistik des allgemeinen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:

Schulen zur Férderung und Betreuung kdrperlich, geistig oder seelisch benachteiligter oder sozial gefahrdeter
Kinder, die nicht oder nicht mit ausreichendem Erfolg in normalen Schulen unterrichtet werden kdnnen.

Die Sonderschulen (= Schulen fiir Behinderte) haben in der Regel den gleichen Bildungsauftrag wie

>>> Grund- und >>> Hauptschulen, >>> Realschulen und >>> Gymnasien.

Die Angaben iiber Sonderschulen umfassen auch Angaben iiber Sonderschulklassen an anderen Schulen.
>>> Berufssonderschulen werden gesondert ausgewiesen. .

Erfafit werden 6ffentliche und private Sonderschulen.

Sonder- und Beobachtungsheime

" Statistik der Jugendhilfe .
Datennachweis: 1967 bis 1981

]

Begriffsinhalt:

Sonderheime sind Heime zur Behandlung von Kindern und Jugendlichen mit besonderen Verhaltensauffallig-
keiten und Anpassungsschwierigkeiten oder von solchen Kindern und Jugendlichen, die kérperlich, sensoriell,
nervlich oder geistig-seelisch behindert sind. Beobachtungsheime sind Einrichtungen, in denen Minderjahrige
zwecks Sichtung und Feststellung der endgiiltig erforderlichen Pflege- und Erziehungsmafnahmen voriiberge-
hend aufgenommen werden.

Anderungen im Zeitablauf:

Ab 1982 werden Sonderheime als >>> Heime fiir behinderte Kinder und Jugendliche erfafit; Beobachtungs-
heime werden zusammen mit Diagnosezentren nachgewiesen. (Siehe auch unter >>> Beobachtungsheime und
Diagnosezentren). :

Sonstige Darlehen einschlieflich Landeskulturdarlehen

Statistik der Boden- und Kommunalkreditinstitute
Datennachweis: 1962 bis Mirz 1980

Begriffsinhalt:

Von den Boden- und Kommunalkreditinstituten gewiihrte langerfristige >>> Darlehen, die nicht in erster Linie
durch Hypotheken oder Kommunaldeckung gesichert sind (sonstige Darlehen) sowie Darlehen, die durch
Grundpfandrechte oder Kommunaldeckung gesichert sind und fir Zwecke der Verbesserung der Agrarstruktur
gewidhrt werden (Landeskulturdarlehen). -.

Zu den sonstigen Darlehen rechnen z.B. alle Darlehen, die hauptsichlich durch abgetretene Forderungen, Si-
cherheitsiibertragungen und verpfandete Wertpapiere gesichert sind. Nachgewiesen werden auch die nicht ver-
biirgten Teile von solchen Darlehen, die nur zum Teil kommunalverbiirgt sind.

Nicht zu den sonstigen Darlehen rechnen Kontokorrentkredite von Instituten, die neben dem Boden- und
Kommunalkreditgeschift auch das normale Bankgeschiift betreiben sowie gewdhrte Schuldscheindarlehen an
Industrieunternehmen in privater Rechtsform und Industriekredite an diese Unternehmen gegen Ubereignung
und Verpfiandung von Waren oder Inventar.
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Landeskulturdarlehen dienen im wesentlichen der Finanzierung von Mafinahmen der Wasserwirtschaft und
Bodenkultur, z.B. Be- und Entwisserungen, Kiistenschutz, Abwasserbeseitigung, Flurbereinigung, Wiederauf-
forstung, Neu- und Ausbau landwirtschaftlicher Wirtschaftswege.

Die >>> Neuausleihungen umfassen die wihrend des Berichtsmonats tatsichlich neu gewihrten (ausbezahlten)
Landeskulturdarlehen und sonstigen Darlehen.

Der >>> Darlehensbestand gibt den tatsichlichen Umfang der Forderungen aus Landeskulturdarlehen und
sonstigen Darlehen am Monatsende an.

Sonstige Einkiinfte

Einkommensteuerstatistik
Datennachweis: ab 1961

Begriffsinhalt:

Sonstige Einkiinfte (§ 22 EStG) sind Einkiinfte aus wiederkehrenden Beziigen, soweit sie nicht zu den

>>> Einkiinften aus Land- und Forstwirtschaft, den >>> Einkiinften aus Gewerbebetrieb, den >>> Einkiinften

aus selbstindiger Arbeit, den >>> Einkiinften aus nichtselbstandiger Arbeit, den >>> Einkiinften aus Kapital-

vermégen und den >>> Einkiinften aus Vermietung und Verpachtung gehdren.

Sonstige Einkiinfte sind : .

- Einkiinfte aus wiederkehrenden Beziigen, insbesondere aus Leibrenten (nur Ertragsanteil),

- Einkiinfte aus Unterhaltsleistungen von den geschiedenen oder dauernd getrennt lebenden Ehegatten, inso-
weit sie bei dem zahlenden Ehegatten als Sonderausgaben nach § 10 Abs.1 Nr.1 abgezogen werden
(Realsplitting),

- Spekulationsgewinne (§ 23 EStG),

- Einkiinfte aus sonstigen Leistungen und

- Entschadigungen an Abgeordnete des Bundestages und der Landerparlamente

Sie ergeben sich als Uberschufl der Einnahmen iiber die Werbungskosten. Einnahmen sind dabei alle Giiter, die

in Geld oder Geldeswert bestehen. Werbungskosten sind Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhal-

tung der Einnahmen. Zu weiteren Einzelheiten siehe Einkommensteuergesetz.

Begriffsbeziehungen:

Die sonstigen Einkiinfte der Einkommensteuerpflichtigen sind zu unterscheiden von den >>> sonstigen Ein-
nahmen (Wirtschaftsrechnungen ausgewahlter privater Haushalte). Diese Einnahmen je Haushalt und Monat
umfassen die Einnahmen aus dem Verkauf im Haushalt erzeugter sowie gebrauchter Waren, die Nettoeinnah-
men aus der Erstattung von Ausgaben fiir geschéftliche (dienstliche) Zwecke, die Riickvergiitungen auf Waren-
kiufe, die Vermogensiibertragungen sowie die Einnahmen, die nicht dem Haushaltsbruttoeinkommen zugeord-
net werden konnen, mit Ausnahme der Einnahmen aus der Vermégensminderung und der Kreditaufnahme. Zu
beachten ist ferner, daf sich die Einkiinfte im Sinne des Einkommensteuergesetzes als Uberschuf der Einnah-
men iiber die Werbungskosten ergeben. Von den sonstigen Einnahmen hingegen sind Werbungskosten nicht
abgesetzt.

Sonstige Einnahmen

Wirtschaftsrechnungen ausgewihlter privater Haushalte
Datennachweis: ab 1958 N

Begriffsinhalt:

Die sonstigen Einnahmen je Haushalt und Monat umfassen Einnahmen aus dem Verkauf im Haushalt erzeug-
ter sowie gebrauchter Waren, Einnahmen aus der Erstattung von Ausgaben fiir geschiftliche (dienstliche)
Zwecke, Riickvergiitungen auf Warenkaufe, >>> Vermogensiibertragungen zuviel bezahlte Energiekosten, so-
wie Einnahmen, die nicht dem >>> Haushaltsbruttoeinkommen zugeordnet werden kénnen, jedoch ohne Ein-
nahmen aus der Vermdgensminderung und der Kreditaufnahme.
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!
Zu den im Haushalt erzeugten Waren zihlen im wesentlichen Erzeugnisse aus dem eigenen Garten und aus
Kleintierhaltung,. Einbezogen sind auch Einnahmen aus der Vermietung von Hausrat, Kraftfahrzeugen usw.,
nicht aber Entgelte fiir die Benutzung von Mébeln, Wiische usw. im Rahmen der Untervermietung,

Zu den gebrauchten Waren zihlen z.B. Kraftfahrzeuge, Schmuck, Gold- und Silbermiinzen, M&bel, Kleidung,
Haushaltsgerite. Einnahmen aus dem Verkauf von privaten Grundstiicken und Gebiuden und von betriebli-
chem Anlagevermégen sind nicht enthalten.

Einnahmen aus der Erstattung von Ausgaben fir geschéftliche (dienstliche) Zwecke sind z.B. Reisekostener-
stattungen, Tagegelder, Auslésungen, Trennungsentschidigungen, Erstattungen fiir Aufwendungen fir Be-
rufskleidung, Werkzeug usw. sowie Ersatz von Fahrtkosten zwischen Wohnung und Arbeitsstitte. Von den
Aufwendungen werden diejenigen Ausgaben fiir geschiftliche (dienstliche) Zwecke abgesetzt, die von den
Kiufen fiir den Privaten Verbrauch getrennt nachgewiesen werden konnen.

In den Riickvergiitungen auf Warenkiufe sind Riickvergiitungen auf Warenksufe von Konsumvereinen und -
genossenschaften und sonstigen Einkaufsvereinigungen enthalten, ebenso Einnahmen aus der Einlésung von
Rabattmarken und Flaschenpfand.

Die Vermogensiibertragungen umfassen einmalige und unregelméaBige Ubertragungen der Sozialversicherung
(z.B. der Krankenversicherung), Einnahmen aus der Riickerstattung von Einkommen- und Vermdgensteuern,
Erstattungen der Gebietskérperschaften, privater Versicherungen, von anderen privaten Haushalten und aus
sonstigen Quellen, soweit diese Ubertragungen jeweils 2 000 DM und mehr im Einzelfall betragen. Einmalige
und unregelmiBige Ubertragungen von weniger als 2 000 DM werden als >>> einmalige und unregelméafige
Einkommensiibertragungen nachgewiesen und sind in der Hauptgruppe >>> Einnahmen aus Einkommensiiber-
tragungen, Untervermietung enthalten.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1975 sind in den sonstigen Einnahmen auch die Einnahmen aus Untervermietung enthalten; sie
rechnen ab 1976 zur Hauptgruppe Einnahmen aus Einkommensiibertragungen, Untervermietung und sind da-
her im >>> Haushaltsbruttoeinkommen enthalten.

Sonstige Gebiiude mit Wohnraum

Gebiude und Wohnungszihlung 1987

Begriffsinhalt:

Gebiude, die mindestens eine Wohnung oder sonstige Wohneinheit enthalten, aber (gemessen an der Gesamt-
nutzflache) iiberwiegend fiir Nichtwohnzwecke, z.B. fur gewerbliche, soziale, kulturelle oder Verwaltungs-
zwecke genutzt werden. Beispiele dafiir sind Fabrik- oder Verwaltungsgebiude, Biirogebaude in denen Haus-
meisterwohnungen vorhanden sind.

Sonstige im Index erfaBte Investitionsgiiter

1.1 Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: 1962 bis 1976

1.2 Index der Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Ausgewihlte Waren/Giiter (Waren-/ Giiterarten) der Waren-/ Giitergruppen
Wasserfahrzeuge Waren-/ Giitergruppe 34
Feinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren " 37
Eisen-, Blech- und Metallwaren " 38
Holzwaren " 54

des Systematischen Warenverzeichnisses fir die Industriestatistik bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses
fiir Produktionsstatistiken, die zu den >>> Investitionsgiitern zdhlen.
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Als Investitionsgiiter gelten Waren/ Giiter, die von der "Industrie” hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die iiberwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegiiter
gekauft werden.

Zu den sonstigen im Index erfafiten Investitionsgiitern rechnen im einzelnen:

- aus der Waren-/ Giitergruppe Wasserfahrzeuge:
See- und Kiistenfahrgast- und -frachtschiffe
Seeschlepper, seegehende Eisbrecher und seegehende Bergungsschiffe
Binnenfahrgast- und -frachtschiffe mit Eigenantrieb
Binnenfrachtschiffe ohne Eigenantrieb
Binnenschlepper, -bergungsschiffe, -eisbrecher und Hafenschiffe mit
Eigenantrieb
Fischereischiffe
Behorden- und Sonderschiffe
Boote und Jachten
Schwimmbagger, -krane, -docks, Pontons, Schwimmkdrper u.a.
Reparaturen, Montagen, Umbauten und Abwrackung

- aus der Warengruppe feinmechanische und optische Erzeugnisse, Uhren:
Mikroskope und Lupen
Optische Meflinstrumente
Praszisionswaagen, FeinmeBinstrumente, Lehrmittel und Laborgeréte
Atemschutzgerite

- aus der Warengruppe Eisen-, Blec)h- und Metallwaren:
GroBkiichengeschirre und -geréte aus Stahlblech und NE-Metallblechen (teilweise)
Wasserheizer
Miillgefafle, Abfalltonnen und Grofiraummiillbehélter
Lager- und Transportbehilter aus Stahlblech
Mobel aus Stahl- und NE-Metallrohren und -profilen, Stahldrahtmatrat-
zen, Metallbettstellen, Stahl- und NE-Metallblecheinrichtungen
Einrichtungsgegenstinde (Schreibtische, Schrinke, Regale usw) aus
Stahl- und NE-Metallblech
Geldschrdnke und Tresoranlagen
Spezialbedarfsartikel verschiedener Art (teilweise)

- aus der Warengruppe Holzwaren:
Biiromdbel

Bei allen Waren/ Giitern werden Zubehér-, Einzel- und Ersatzteile nicht mit einbezogen.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Auswahl der zu den sonstigen im Index erfaBten Investitionsgiitern rechnenden Waren auf der Grundlage
des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik unterscheidet sich erheblich von der o.g.
Giiterauswahl nach dem Systematischen Giiterverzeichnis fir Produktionsstatistiken.

2. AuBlenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Wie unter 1., jedoch ohne GroBkiichengerite, Wasserheizer, Gas-Einbaugerite und Innenausbauten aus Holz
ohne die an den Giitern der jeweiligen Warengruppen vorgenommenen Reparatur- und Montagearbeiten, aber
zusitzlich Teile der Warengruppe Luftfahrzeuge.

Aus der Warengruppe Luftfahrzeuge sind einbezogen:

Segelflugzeuge, Sport- und Ubungsflugzeuge, Geschifts- und Reiseflugzeuge, Transportflugzeuge (fiir Perso-
nen und Giiter, Hub- und Tragschrauber Kolbenmotoren fiir Luftfahrzeuge, Turbinen-Motoren fiir Lufifahrzeu-
ge Ballons, Luftschiffe, Fallschirme und Anschnallgurte, sonstige Rettungs- und Sicherheitsgerite Bodengerite
(Startgerite, Gerite fiir Flugausbildung u.a.) Reparatur- und Montagearbeiten

Die Ergebnisse der Aufienhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis fiir die AuBlenhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die
Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fir Produktionsstatistiken (GP) umge-
schliisselt. Da im WI bzw. GP die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA dagegen

N
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nach zolltechnischen (materialmaBigen) Kriterien gegliedert werden, konnen sich bei der Gegeniiberstellung
geringfiigige Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach >>> Verbrauchsgiitern und >>> Investitionsgiitern erfolgt in Anlehnung an die
Warenauswahl, die zur Berechnung des Index der (industriellen) Bruttoproduktion fiir Investitionsgiiter und

_ Verbrauchsgiiter getroffen wurde.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Auswahl der zu den sonstigen im Index erfaBten Investitionsgiitern rechnenden Waren auf der Grundlage
des W1, unterscheidet sich von der o.g. Giiterauswahl auf der Grundlage des GP.

Ebenso wurden bei der Umstellung der AuBenhandelsindizes von Basisjahr 1962 auf Basisjahr 1970 bei der
Warenauswahl eine Reihe von Anderungen vorgenommen. Nur in der Warenauswahl auf Basis 1962 sind im
wesentlichen enthalten: :

Sattlerwaren, Schutzhandschuhe, Treibriemen und Forderbander Leitungsmaste aus Holz, Bahnschwellen aus
Holz, Fisser aus Holz Waren aus feuerfesten Stoffen, aus Steingut und Porzellan, Spundwandstahl,

Oberbaumaterial fiir Bahnen, Stahlbaukonstruktionen (teilweise)
Druckwasserkessel, Heizkérper aus Stahl, Werkzeuge, Motorspritzgeréte, Druckplatten, handbetriebene

Werkzeugmaschinen
Fotographische Apparate und Laborausriistungen, Optische Scheinwerfer und Instrumente
Medizinische Instrumente, Thermometer, Druck-, DurchfluBmeBgerite, Regler, Gas- und Wasserzéhler,

Tachometer u.a.

Zihler, Mikrofone, Leucht-, Signalpistolen u.&.

Wanduhren, nichtelektrische Wecker, Registrier- und Stempeluhren
Zeichentische, Sitzmébel (nicht mit Gestell aus Metall oder Holz)
Karusselle, Schaufensterfiguren, Schneiderpuppen.

Nur in der Warenauswahl auf Basis 1970 sind im wesentlichen enthalten:
Verschalungen aus Holz

Getrankeflaschen .

Transportbehilter aus Eisen, Stahl oder Aluminium, Paletten u.a,, Transportmittel aus Eisen oder Stahl
Triebwerke fir Lufifahrzeuge (Kolben- und Turbinenmotoren)

Luftschiffe, Ballone

Segelflugzeuge

Motorboote und -jachten, Ruderboote
Koch-, Back-, Grill- u.a. Gerite fiir GroBkiichen

Ferngliser und Fernrohre fiir den Handgebrauch, Schmalfilmkameras, Lupen u.4., Entfernungsmesser,
Vorfiihrapparate fiir Filme unter 16 mm, Stehbildbetrachter, Stehbildwerfer, nautische, meteorologische,
ozeanographische und hydrologische Instrumente, Hygrometer -

Sauerstoffgerite (Atemschutzgerdte u.d.)

Nichtelektrische Zeitausloser

Musikinstrumente (Fliigel, Cembalos, Saiten-, Blas-, Schlaginstrumente)
Sitzmébel mit Metallgestell, Stahldrahtmatratzen, Betten aus unedlen Metallen
Schulmobel aus Holz )

Turn- und Sportgerite

Sonstige im Index erfaite Verbrauchsgiiter

1.1 Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: 1962 bis 1976

1.2 Index der Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: ab 1970
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Begriffsinhalt:
Ausgewihlte Waren/ Giiter aus den Waren-/ Giitergruppen

Bergbauliche Erzeugnisse Waren-/ Giitergruppe 21
Mineralélerzeugnisse " 22
Maschinenbauerzeugnisse " 32
Feinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren " 37
Eisen-, Blech- und Metallwaren " 38
Musikinstrumente, Spielwaren, Sportgerite, Schmuck,

belichtete Filme, Fiillhalter u.a. " 39
Feinkeramische Erzeugnisse " 51
Glas und Glaswaren " 52
Holzwaren " 54
Papier- und Pappewaren " 56
Druckereierzeugnisse, Vervielfaltigungen " 57
Lederwaren und Schuhe " 62

des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses
fiir Produktionsstatistiken, die zu den >>> Verbrauchsgiitern zdhlen.

Als Verbrauchsgiiter gelten Waren/ Giiter, die von der "Industrie” hergestellt werden, als technisch fertig
(verbrauchsreif) angesehen werden und iiberwiegend von den privaten Haushalten gekauft werden.

Im wesentlichen rechnen dazu:

- aus der Waren-/ Giitergruppe Bergbauliche Erzeugnisse:
Steinkohlen- und Bratinkohlenbriketts

- aus der Waren-/ Giitergruppe Mineralélerzeugnisse:
Motorenbenzin
leichtes Heizol <

- aus der Waren-/ Giitergruppe Maschinenbauerzeugnisse:
Haushaltsndhmaschinen

- aus der Waren-/ Giitergruppe feinmechanische und optische Erzeugnisse;
Uhren;
Fotoapparate
Kleinuhren (Taschen-, Armbanduhren u.d.)
GroBuhren (ohne technische Uhren) (Wecker, Stand-, Kiichenuhren usw.)

- aus der Waren-/ Giitergruppe Eisen-, Blech- und Metallwaren:
Raumheizéfen, Gasherde
Haushalts-, Kiichengeschirre und -gerite (ohne Grofikiichengeschirre und -gerite)
Feine Scheren
Bestecke u.d. Tischgerite
Haushalts- und Personenwaagen
Tafelgerite (Schalen, Platten, Kannen u.4.)
Galanteriewaren (ohne Medaillen und Plaketten)

- aus der Waren-/ Giitergruppe Musikinstrumente, Spielwaren, Sportgerite,
Schmuck, Fillhalter u.4.:
Klaviere, Harmonikas, Elektronische Orgeln u.d.
Saiten aller Art, Zubehor fiir Musikwerke, Saiten-, Blas- und sonstige Kleinmusikinstrumente
Spielwaren aus Blech, Holz, Stoff und Fell, Papier und Masse, Pappe
Musikspielwaren, Sportspielwaren (z.B. Kinderrdder und -roller),
Puppen und Puppenwagen, andere Spielwaren (z.B. Gesellschaftsspiele),
Christbaumschmuck
Sportgerite (fir Rasen-, Tennis-, Eis-, Winter-, Berg-, Angelsport,
fiir Leicht- und Schwerathletik, fiir Schwimm- und Wassersport, sonstige Sportarten)
Schmuckwaren und schmuckihnliche Erzeugnisse (aus Edelmetallen, Perlen,
Edelsteinen), Mode- und Phantasieschmuck, Imitationsschmuck)
Miinzen und Medaillen
Fiillhalter, Kugelschreiber, Dreh- und Druckbleistifie
Waren aus Schnitz- und Formstoffen
Reparaturen an Turn- und Sportgeriten, Miniaturfahrzeugen fiir das Schaustellergewerbe
Lohnveredelungsarbeiten an Musikinstrumenten, Puppen, anderen Spielwaren, Turn- und Sportgeréten,
Geréten und Miniaturfahrzeugen fiir das Schaustellergewerbe
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- aus der Waren-/ Giitergruppe Feinkeramische Erzeugnisse:
Haushalts-, Wirtschafts- und Ziergegenstinde aus Porzellan, Steingut,
Feinsteinzeug, Figuren, Phantasie-, Einrichtungs-, Schmuck- und Ziergegenstinde aus Steingut bzw. stein-
gutihnlichem Material

- aus der Waren-/ Giitergruppe Glas und Glaswaren:
Konservenglas
Wirtschaftsglas und Bleikristall

- aus der Waren-/ Giitergruppe Holzwaren:
Zimmer- und Kiichenmébel aus Holz, auch Polstermébel, Matratzen

- aus der Waren-/Giitergruppe Papier- und Pappewaren:
Lampenschirme aller Art, Linkrusta, Buntglaspapier u.4., Hartpapierwaren fiir Haus- und Kiichenbedarf
Zellstoffwattewaren (Papiertaschentiicher, Toilettenpapier u.3.)
Filtrierpapierwaren, Krepp-Papierwaren, Abplitt- und Schnittmuster,
Etiketten, Siegelmarken, Klebecken u.4., Kassen- und Buchungsrollen, Endlospapiere, Geschenkpapiere
u.d.
Karnevals- und Festartikel, sonstige Papiererzeugnisse (Zigarettenpapier u.a.), Kunst- und Dekorationsblu-
men,
sonstige Erzeugnisse aus Papier und Pappe

- aus der Waren-/ Giitergruppe Druckereierzeugnisse, Vervielfdltigungen:
Geschiftspapiere und dhnliche Drucksachen, Kataloge, Werbedrucksachen, Biicher, Broschiiren, Zeitungen,
Zeitschriften, Verpackungs- und Ausstattungsdrucksachen, Wandkalender, Bilddrucke, Karten, kartogra-
phische
Erzeugnisse, Abziehbilder u.4., Vervielfaltigungen, sonstige Druckereierzeugnisse

- aus der Waren-/ Giitergruppe Lederwaren und Schuhe:
Feinsattlerwaren (Hand- und Reisekoffer, Taschen, Mappen, Ranzen) aus Leder
Feintischner- und Galanteriewaren (Giirtel, Damen- und Umhéngetaschen, Etuis, Portemonaies, Briefta-
schen
u.4.) aus Leder, Kunstleder, anderen Kunststoffolien, textilen Geweben oder sonstigen Stoffen
Sattler- und Feinsattlerwaren aus Kunstleder, anderen Kunststoffolien, textilen Geweben oder sonstigen
Stoffen

Anderungen im Zeitablauf:

Die Anzahl der zu den sonstigen im Index erfaften Verbrauchsgiitern rechnenden Waren auf der Grundlage
! des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik unterscheidet sich wesentlich von der o.g.
Giiterauswahl nach dem Systematischen Giiterverzeichnis fiir Produktionsstatistiken.

2. AuBlenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Wie unter 1., aber ohne Figuren, Plastiken u.4. aus Gips

Sportgerite fiir Leicht- und Schwerathletik Fahrrad-, Kinderroller- und Mopedbereifungen Feuerwerksartikel
Waren aus echten Perlen. Die Ergebnisse der Aufienhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenver-
zeichnis fiir die AuBenhandelsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen
Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fiir Produkti-
onsstatistiken (GP) umgeschliisselt. Da im WI bzw. GP die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftli-
chen, im WA dagegen nach zolltechnischen (materialméafiigen) Kriterien gegliedert werden, konnen sich bei
der Gegeniiberstellung geringfiigige Abweichungen ergeben. -

Die Aufteilung der Waren nach >>> Verbrauchsgiitern und >>> Investitionsgiitern erfolgt in Anlehnung an die
Warenauswahl, die zur Berechnung des Index der (industriellen) Bruttoproduktion fiir Investitionsgiiter und
Verbrauchsgijiter getroffen wurde.

Sonstige laufende Einkommensiibertragungen, Untermiete

Wirtschaftsrechnungen ausgewihlter privater Haushalte
Datennachweis: ab 1965
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Begriffsinhalt:

Zur Position sonstige laufende Einkommensiibertragungen, Untermiete je Haushalt und Monat rechnen Werks-
renten und -pensionen, laufende Ubertragungen der privaten Kranken-, Unfall- und sonstigen Schadenversi-
cherungen, Streikunterstiitzungen, sonstige laufende Ubertragungen von Organisationen ohne Erwerbszweck,
laufende Ubertragungen von anderen privaten Haushalten sowie die Einnahmen aus Untervermietung,

Zu den Werksrenten und -pensionen rechnen Renten, Pensionen, Zusatzrenten, laufende Unterstiitzungen und
shnliche laufende Beziige aus einem fritheren Arbeitsverhaltnis als Arbeiter oder Angestellter. Sie werden ent-
weder unmittelbar vom Betrieb oder von einer Pensions- oder Unterstiitzungskasse (darunter der Zusatzversor-
gungskasse des Baugewerbes) gezahlt. Nicht hierzu rechnen Renten aus Zusatzversorgungskassen des 6ffentli-
chen Dienstes, Pensionen an friihere Beamte und ihre Hinterbliebenen und Renten aus Lebensversicherungen.

Laufende Ubertragungen aus privaten Kranken-, Unfall- und Schadenversicherungen sind z.B. Krankengeld
(Tagegeld) aus der privaten Krankenversicherung oder Unfallrenten aus der privaten Unfall- und Haftpflicht-
versicherung einschl. Kraftfahrtversicherung. Nicht hierzu rechnen Einnahmen aus Lebensversicherungen.
Einbezogen werden ferner gezahlte Streikgelder der Gewerkschaften, laufende Unterstiitzungen von Kirchen
und Karitativen Einrichtungen, Gewerkschaften und anderen Organisationen ohne Erwerbscharakter, laufende
Unterstiitzungs- und Unterhaltszahlungen von nicht im Haushalt lebenden Familienangehdrigen, vom geschie-
denen Ehepartner und anderen Personen, Alimentenzahlungen usw. Nicht hierzu rechnen einmalige Zahlun-
gen dieser Personen und Institutionen.

Die Einnahmen aus Untervermietung umfassen auch die Entgelte fiir die Benutzung von Wische, Mdbeln so-
wie fiir die mit der Untervermietung zusammenhingenden personlichen Dienstleistungen.

Sonstige laufende Einnahmen

Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Einnahmeart mit Einnahmen aus

- >>> Gebiihren, sonstigen Entgelten
dffentlich-rechtliche Entgelte fiir die Inanspruchnahme von Verwaltungsleistungen im engeren Sinne
(Verwaltungsgebiihren), Entgelte fiir die Benutzung von 6ffentlichen Einrichtungen und die Inanspruchnah-
me wirtschaftlicher Dienstleistungen (Benutzungsgebiihren und dhnliche Entgelte), zweckgebundene Abga-
ben (z.B. Kurtaxe)

- sonstige Verwaltungseinnahmen
aus dem Verkauf beweglicher Sachen, die nicht als Vermdgen erfaft waren oder deren Verkaufserlés im Ein-
zelfall eine bestimmte Wertgrenze nicht iibersteigt, aus dem Verkauf von Drucksachen, Auftrégen Dritter,
Untersuchungen, Gutachten, Vortrigen u.d., Ablieferungen aus Nebenbeschéftigungen und von Tantiemen
der Bediensteten,

- Erstattung von Verwaltungsausgaben von anderen Bereichen
z.B. durch Banken und Versicherungen, Entschidigungen der Religionsgemeinschaften fir die Erhebung der
Kirchensteuer, Verwaltungskostenanteile der Wirtschaftsunternehmen.

Sonstige laufende Ubertragungen |

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Diese Position enthalt alle >>> laufenden Ubertragungen, die keine >>> indirekten Steuern (einschl. Verwal-
tungsgebiihren der Unternehmen), >>> direkten Steuern, >>> Sozialbeitrage, >>> sozialen Leistungen oder
>>> Subventionen darstellen. Sie setzt sich aus >>> Schadenversicherungstransaktionen und den iibrigen lau-
fenden Ubertragungen zusammen.

Die iibrigen laufenden Ubertragungen umfassen (nach leistenden Sektoren gegliedert)
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von Unternehmen mit eigener Rechtspersonlichkeit
Strafen u.i. Zuweisungen an den Staat und an die iibrige Welt,

vom Staat

Zahlungen an die Deutsche Bundesbahn fiir die Versorgung verdringter Beamter (nach Art. 131 GG) und
an die Pensionskasse deutscher Eisen- und Straffenbahnen, Zuweisungen und Zuschiisse (soweit laufende
Ubertragungen) zwischen Korperschaften des Staatssektors, wie allgemeine Finanzzuweisungen (z.B. Zu-
weisungen im Rahmen des gesetzlich geregelten Finanzausgleichs zwischen den Gebietskorperschaften)
und zweckgebundene Zuweisungen (z.B. zur Wissenschafts- und Wirtschaftsforderung, Zuschiisse des Bun-
des zu den Rentenversicherungen u.a.m.), Zuschiisse an private Organisationen ohne Erwerbszweck
(Verbinde der freien Wohlfahrtspflege und deren Einrichtungen, Religionsgemeinschaften, Arbeitnehmer-
verbanden, politische Parteien, Sportvereine u.a.m.), Zahlungen an die iibrige Welt wie Beitrige an die Eu-
ropiischen Gemeinschaften (Haushaltsbeitrige sowie die iiber den Staat geleisteten Einnahmen der EG, wie
Umsatzsteueranteil, Zélle, Abschépfungs- und Wihrungsausgleichsbetrige), sonstige Beitrége an interna-
tionale Organisationen, Wiedergutmachungsleistungen an Israel und aufgrund weiterer Globalvertrige mit
auslindischen Staaten sowie Leistungen im Rahmen der Entwicklungshilfe, Strafienbenutzungsgebiihren an
die ehem. DDR, Erstattungen von Sozialversicherungsbeitragen der in ihre Heimatlander zuriickkehrenden
ausldndischen Arbeitnehmer, ferner den Wert unentgeltlicher Ausfuhren, wozu auch die Ausgaben im Zu-
sammenhang mit auslandischen Streitkréften (ohne Bauten) zihlen, u.a.m.

von privaten Haushalten (einschl. privater Organisationen ohne Erwerbszweck und Unternéhmen ohne ei-
gene Rechtspersonlichkeit)

Riickerstattungen im Rahmen der Sozialhilfe und dhnliche Erstattungen, Strafen, Verwaltungsgebiihren,
entgeltliche Wertmarken fiir die unentgeltliche Benutzung offentlicher Verkehrsmittel durch Behinderte
u.4., Zahlungen an den Staat, Heimatiiberweisungen ausldndischer Arbeitnehmer, Unterstiitzungszahlun-
gen, Visagebiihren u.d. an die iibrige Welt.

von der iibrigen Welt (an inlidndische Sektoren)

Zahlungen des Europiischen Ausrichtungs- und Garantiefonds, des Europaischen Sozialfonds u.a. an den
Staat, Unterstiitzungszahlungen und sonstige Leistungen (Gewinne aus staatlich genehmigten Spielen usw.)
an private Haushalte.

Sonstige Regelungen

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:

Steuerliche Sonderregelungen, die - entsprechend der seit dem sechsten Subventionsbericht gednderten Be-
griffsbestimmung fiir die Steuervergiinstigungen - seit 1975 in den Subventionsberichten nicht mehr als Steu-
ervergiinstigungen nachgewiesen werden.

Steuerliche Sonderregelungen werden insbesondere dann nicht mehr als Steuervergiinstigungen aufgefiihrt,
wenn sie die iiberwiegende Mehrzahl der Steuerpflichtigen begiinstigen.

Damit die Entwicklung der Steuermindereinnahmen, die sich aufgrund dieser steuerlichen Regelungen ergibt,

bis in das Jahr 1966 zuriickverfolgt werden kann, sind hier auch die entsprechenden Mindereinnahmen fiir die
Jahre 1966 bis 1974 ausgewiesen.

Im einzelnen zéhlen zu den sonstigen Regelungen:

der Sonderausgabenabzug von Beitréigen zur gesetzlichen Rentenversicherung und zur privaten Lebensver-
sicherung i o

(ohne reine Risikoversicherung) nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 EStG;

der Abzug der Kirchensteuer als Sonderausgaben nach § 10 Abs. 1 Nr. 4 EStG;

die Steuerbegiinstigung von Spenden zur Férderung mildtatiger, kirchlicher, religiser, wissenschaftlicher
und staatspolitischer Zwecke und der als besonders forderungswiirdig anerkannten gemeinniitzigen Zwecke
sowie von Beitrigen und Spenden an politische Parteien nach § 10b EStG;

der Freibetrag von 2 000/ 4 000 DM fiir alle Land- und Forstwirte nach § 13 Abs. 3 EStG;

der Freibetrag von 5 v.H. der Einnahmen aus freier Berufstatigkeit, héchstens 1 200 DM, fiir die Angehori-
gen der Freien Berufe nach § 18 Abs. 4 EStG;

der Weihnachts-Freibetrag von 600 DM fiir Arbeitnehmer (fiir 1979: 400 DM) nach § 19 Abs. 3 EStG;
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- der Arbeitnehmer-Freibetrag in Hohe von 480 DM nach § 19 Abs. 4 EStG;

- die SteuerermiBigung bei Einkiinften aus Land- und Forstwirtschaft bis zur Héhe von 2 000 DM nach § 34e
EStG;

- ab 1984 die SteuerermaBigung bei Ausgaben zur Forderung staatspolitischer Zwecke nach § 34g EStG;

- die Pauschalierung der Lohnsteuer bei bestimmten Zukunfissicherungsleistungen nach § 40b EStG;

- die steuerliche Begiinstigung von Ausgaben des Arbeitgebers fiir die Zukunftssicherung seiner Arbeitneh-
mer bis zu 312 DM jahrlich nach § 2 Abs. 3 Nr. 2 der Lohnsteuerdurchfilhrungsverordnung;

- erhohte Absetzungen fiir die Herstellung von Schutzraumen bis zur Héhe von jahrlich 10 v.H. anstelle der
normalen Absetzzungen nach §§ 7 und 12 Abs. 3 Schutzbaugesetz,

- die Steuerfreiheit der Spenden zur Férderung mildtétiger, kirchlicher, religiéser, wissenschaftlicher und
staatspolitischer Zwecke und der als besonders forderungswiirdig anerkannten gemeinniitzigen Zwecke so-
wie von Spenden an politische Parteien bis zur Héhe von 600 DM im Kalenderjahr (ab Veranlagungszeit-
raum 1980: 1 800 DM) nach § 9 Nr. 3 KStG;

- die Steuerfreiheit von Spenden fiir wissenschaftliche Zwecke nach § 8 Nr. 9 und § 9 Nr. 5 GewStG;

- die Steuerbefreiung fiir die Verschaffung von Versicherungsschutz nach § 4 Nr. 10 UStG;

- die Befreiung kultureller Einrichtungen, insbesondere Theater, Orchester, Chére, Museen, Verwaltungs-
und Wirtschaftsakademien sowie Volkshochschulen nach § 4 Nrn. 20 und 22 UStG;

- die Befreiung der Sozialversicherungstrager, Krankenhéuser, Diagnosekliniken, Altersheime, Blutsammel-
stellen, Wohlfahrtsverbinde und der Blinden nach § 4 Nrn. 15 bis 19 UStG

- der ermiBigte Steuersatz fur Krankenfahrstiihle, Kérperersatzstiicke, orthopadische Apparate und andere
orthopadische Vorrichtungen sowie fiir Schwimm- und Heilbider und die Bereitstellung von Kureinrich-
tungen nach § 12 Abs. 2 Nr. 1, Anlage 1 Nrn. 45 und 46 und § 12 Abs. 2 Nr. 9 UStG;

- der ermiBigte Steuersatz fiir Leistungen gemeinniitziger, mildtétiger und kirchlicher Einrichtungen nach
§ 12 Abs. 2 Nr. 8 UStG;

- die Steuerbefreiung fiir einen Personenkraftwagen oder ein Kraftrad eines in seiner Bewegungsfahigkeit im
StraBenverkehr Behinderten nach § 3 Nr. 11 KraftStG und

- Steuerbefreiungen fiir Versicherungen bei Vereinigungen 6ffentlich-rechtlicher Kérperschaften zum Aus-
gleich der Aufwendungen fiir Ruhegehalts- und Hinterbliebenenversorgung,.

Sonstiges Bildungswesen

]

Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

Aufgabenbereich mit den Ausgaben fiir

- die auBerschulische Jugendbildung
berufsbezogene, politische und kulturelle Bildung in Jugendbildungsstatten, Schulungslagern, Jugendkunst-
schulen, Jugendmusikschulen, Beitrige und Zuwendungen zur Forderung der freien Jugendarbeit und in-
ternationalen Jugendbegegnung,

- Volkshochschulen und sonstige Weiterbildung,

- die Lehrerfortbildung -
Fortbildungsstitten, Arbeitsgemeinschaften, Seminare, Lehrertagungen, Lehreraustausch;

- betriebliche und iiberbetriebliche berufliche-Aus- und Fortbildung einschl. Ausbilderforderung
z.B. Forderung iiberbetrieblicher Lehrwerkstitten, von Aus- und Fortbildungsstitten, von Einrichtungen zur
Fortbildung von Ausbildungskriften, von Modelleinrichtungen, der Berufsausbildung von Seeleuten;

- die Férderung der politischen Bildung
z.B. Bundes- und Landeszentralen fiir politische Bildung, Kuratorium "Unteilbares Deutschland”, politische
Jugendverbinde;

- das Bibliothekswesen
Volksbiichereien, éffentliche Bibliotheken und Lesehallen, bibliothekarische Ausbildungsstatten, soweit
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nicht dem Aufgabenbereich >>> Wissenschaft, Forschung und Entwicklung aufierhalb der Hochschule zu-
geordnet, Biichereistellen der Lénder,

- Berufs- und Fachakademien
soweit nicht dem Aufgabenbereich >>> Schulen und vorschulische Bildung zugeordnet;

- Sonstiges

Anderungen im Zeitablauf:

Bis 1973 sind die Lehrerfortbildung im Aufgabenbereich Schulen, die Volkshochschulen, das Bibliothekswesen
und die Leistungen fiir die sonstige Weiterbildung (z.B. Einrichtungen und MaBnahmen der Volks- und Wei-
terbildung, der Erwachsenenbildung, der politischen Bildung sowie der betrieblichen und iiberbetrieblichen
Aus- und Fortbildung) im Aufgabenbereich Kulturelle Angelegenheiten und z.T. auch in anderen Aufgabenbe-
reichen, wie z.B. den Bereichen >>> Soziale Sicherung, soziale Kriegsfolgeaufgaben, Wiedergutmachung oder
>>> Politische Fithrung und zentrale Verwaltung nachgewiesen.

Sonstige schwere Notlage

Schwangerschaftsabbruchstatistik
Datennachweis: ab 1977 N

Begriffsinhalt:

Indikation nach § 218a Absatz 2 Nr. 3 des Strafgesetzbuches (StGB) als Begriindung fiir einen
>>> Schwangerschaftsabbruch.

Eine sonstige schwere Notlage nach § 218a Absatz 2 Nr. 3 liegt vor, wenn der Abbruch der Schwangerschaft
angezeigt ist, um von der Schwangeren die Gefahr einer Notlage abzuwenden, die so schwer wiegt, daf von der
Schwangeren die Fortsetzung der Schwangerschaft nicht verlangt werden kann, und die Gefahr einer Notlage
nicht auf eine andere fiir die Schwangere zumutbare Weise abgewendet werden kann. Dabei diirfen nicht mehr
als 12 Wochen seit der Empfingnis verstrichen sein.

Sonstiges Vermogen

Vermogensteuerstatistik
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:

Wirtschaftsgiiter, die nicht zum >>> land- und forstwirtschaftlichen Vermdgen, zum >>> Grundvermidgen oder
zum >>> Betriebsvermogen gehoren.

Zum sonstigen Vermégen gehoren insbesondere:
1. verzinsliche und unverszinsliche Kapitalforderungen;
2. Spareinlagen, Bankguthaben, Postscheckguthaben und sonstige laufende Guthaben, inldndische und
ausldndische Zahlungsmittel;

3. Aktien oder Anteilscheine, Kuxe, Geschiftsanteile, andere Gesellschaftseinlagen und Geschiftsguthaben
der Genossenschaften;

4. der Kapitalwert von Niefbrauchsrechten und von Rechten auf Renten und andere wiederkehrende
Nutzungen und Leistungen;

5. Erfindungen und Urheberrechte; -

6. noch nicht fillige Anspriiche aus Lebens- und Kapitalversicherungen oder Rentenversicherungen, aus
denen der Berechtigte noch nicht in den Rentenbezug eingetreten ist;

7. der Uberbestand an umlaufenden Betriebsmitteln eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft;

8. Wirtschaftsgiiter, die einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft oder einem gewerblichen Betrieb zu
dienen bestimmt sind, tatsichlich aber einem derartigen Betrieb des Eigentiimers nicht dienen;

9. Wirtschaftsgiiter, die Gewerbetreibenden aufierhalb ihres Gewerbebetriebs oder Nichtgewerbetreibenden
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gehoren, soweit den Umsténden nach anzunehmen ist, daf sie dazu bestimmt sind, zum Verkauf, zum
Tausch oder zu dhnlichen Zwecken verwendet zu werden (nicht gewerbliches Vorratsvermdgen);,

10. Edelmetalle, Edelsteine und Perlen;

11. Schmuckgegenstinde, Gegenstinde aus edlen Metallen und Luxusgegensténde, auch wenn sie zur
Ausstattung der Wohnung des Steuerpflichtigen gehéren;

12. Kunstgegenstinde und Sammlungen.

Freibetrige bzw. Freigrenzen, die sich im Falle der Zusammenveranlagung um die Zahl der zusammen veran-
lagten Personen vervielfachen, schrinken den Wert bzw. Umfang des sonstigen Vermdgens der Nummern 1 bis
3,4,6,8,9, 11 bzw. 12 ggf. ein. Abgesehen davon gehoren eigene Erfindungen, Anspriiche aus eigenen Dien-
sterfindungen und eigene Urheberrechte sowie Originale urheberrechtlich geschiitzter Werte ebenso wie Ren-
tenversicherungen, die mit Riicksicht auf ein Arbeits- oder Dienstverhéltnis abgeschlossen worden sind oder
bei denen die Anspriiche erst mit Vollendung des sechzigsten Lebensjahres oder bei Behinderung i.S. des
Schwerbehindertengesetzes fillig werden und auch Kunstgegenstinde, wenn sie von deutschen Kiinstlern ge-
schaffen sind, die noch leben oder seit nicht mehr als fiinfzehn Jahren verstorben sind, in der Regel nicht zum
sonstigen Vermdgen. Dagegen ist der Einheitswert fiir ein auflerhalb eines gewerblichen Betriebs verpachtetes
Mineralgewinnungsrecht dem sonstigen Vermogen des Verpdchters zuzurechnen.

Zum sonstigen Vermogen rechnen kraft Gesetzes u.a. nicht Anspriiche an Witwen-, Waisen- und Pensionskas-
sen, die auf ein fritheres Arbeits- oder Dienstverhéltnis zuriickzufiihren sind, Anspriiche aus der Sozialversi-
cherung, der Arbeitslosenversicherung und einer sonstigen Kranken- oder Unfallversicherung sowie Anspriiche
nach dem Lastenausgleichsgesetz. Dies gilt grundsitzlich auch fir den Hausrat. Zu weiteren Einzelheiten siche
das Bewertungsgesetz, das Vermégensteuergesetz sowie die Vermogensteuerrichtlinien in der jeweils geltenden
Fassung. Anteile am Betriebsvermégen von Personengesellschaften sind nicht sonstiges Vermégen, sondern
Betriebsvermogen des Gesellschafters.

Die Bewertung des sonstigen Verméogens erfolgt nach den allgemeinen Bewertungsvorschriften des Bewer-
tungsgesetzes. Danach gilt als Bewertungsgrundsatz der gemeine Wert, d.h. der Wert, der durch den Preis be-
stimmt wird, der im gewdhnlichen Geschiftsverkehr nach der Beschaffenheit des Wirtschaftsguts bei einer
VerduBerung zu erzielen wire. Wertpapiere und Schuldbuchforderungen, die am Stichtag an einer deutschen
Borse zum amtlichen Handel zugelassen sind, werden jedoch in der Regel mit dem niedrigsten am Stichtag fiir
sie notierten Kurs, andere Kapitalforderungen mit dem ggf. abgezinsten Nennwert und noch nicht fallige An-
spriiche aus Lebens-, Kapital- oder Rentenversicherungen mit zwei Dritteln der eingezahlten Primien oder
Kapitalbeitrige bewertet sowie Nutzungen bzw. Leistungen mit ihrem (ggf. begrenzten) Kapital angesetzt.
Stichtag fiir die Wertansitze ist in der Regel der Zeitpunkt der Veranlagung zur Vermdgensteuer, fiir die Be-
wertung von Wertpapieren und Anteilen an Kapitalgesellschaften jeweils der 31. Dezember des Jahres, das die-
sem vorangeht.

Nachgewiesen wird hier das sonstige Vermégen von unbeschriankt >>> Vermdogensteuerpflichtigen (natiirliche
Personen).

Anderungen im Zeitablauf:

1957 wurde die zuvor geltende Freigrenze fir den Wert noch nicht félliger Anspriiche aus Lebens-, Kapital-
und Rentenvericherungen in einen Freibetrag (5 000 DM) umgewandelt und ein Freibetrag fiir Kapitalvermé-
gen (5 000 DM) eingefiihrt. Seither verdoppeln sich auch die Freigrenzen und Freibetrige im Falle der Zu-
sammenveranlagung von Ehegatten, ab 1974 vervielfachen sie sich mit der Zahl der zusammenveranlagten
Personen. Anspriiche auf bestimmte Renten und andere wiederkehrende Nutzungen und Leistungen gehéren
nicht mehr zum sonstigen Vermégen, soweit deren Jahreswert ab 1957 insgesamt 3 600 DM, ab 1974 insge-
samt 4 500 DM nicht iibersteigt und der Berechtigte iiber 60 Jahre alt oder voraussichtlich fiir mindestens drei
Jahre behindert (bis 1988: erwerbsunfihig) ist. 1960 wurden fur die private Alters- und Invalidititsvorsorge
wesentliche Vergiinstigungen eingefiihrt und alle Anspriiche aus den privaten Rentenversicherungen von der
Vermégensteuer freigestellt, wenn sie ihrem Charakter nach Sozialversicherungsrenten oder anderen gesetzli-
chen Versorgungsanspriichen entsprechen. Ferner wurden die o.a. Freibetrige auf je 10 000 DM erhéht und die
Besteuerungsgrenze fiir Kunstgegenstinde und Sammlungen von 10 000 DM auf 20 000 DM angehoben. Ab
1974 wurden die "generellen" Freistellungen von Kunstgegenstanden aufgehoben und eine Freigrenze von

1 000 DM fiir Edelmetalle, Edelsteine, Perlen, Miinzen und Medaillen eingefiihrt. Zuvor wurden Miinzen und
Medaillen zusammen mit Schmuck und Luxusgegenstinden erst ab einer Freigrenze von 10 000 DM erfafit.
Die Bestimmungen fiir nicht gewerbliches Vorratsvermogen wurden durch die Besteuerung von Einrichtungs-
gegenstinden Nichtgewerbetreibender in stindig vermieteten méblierten Wohnungen ab einer Freigrenze von
10 000 DM ersetzt.

Die Freigrenze fiir sonstiges Vermégen, das iiblicherweise einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft oder
einem gewerblichen Betrieb zu dienen bestimmt ist, wurde von 1 000 DM auf 10 000 DM erhdht. Die Befrei-
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ung fiir gesetzliche Unterhaltsanspriiche wurde auf Zusammenveranlagte beschrinkt, sonst auf einen Kapital-
wert von 20 000 DM.

Seit 1963 sind fiir die Bewertung von Wertpapieren und Anteilen an Kapitalgesellschaften in erster Linie jahr-
lich zu ermittelnde Kurse bzw. Riicknahmepreise und nicht mehr fiir den gesamten Hauptfeststellungszeitraum
starr festgesetzte "Steuerkurswerte" mafigebend. Weitere Urheber- und Erfinderrechte wurden freigestellt und
der Jahreswert von Nutzungen und Erbbauzinsen fortan auf den achtzehnten Teil des Werts des Wirtschafts-
guts bzw. des Werts von Grund und Boden des mit dem Erbbaurecht belasteten Grundstiicks begrenzt. Zugleich
entfiel die Mindestdauer fiir den Ansatz von Niefbrauchsrechten bzw. von Rechten auf Renten und andere wie-
derkehrende Nutzungen und Leistungen.

Sonstige Vermogensiibertragungen

1. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Die sonstigen Vermogensiibertragungen bilden zusammen mit den Investitionszuschiissen die in den Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen nachgewiesenen >>> Vermégensiibertragungen (siehe dort).

2.1 Rechnungsstatistik
Datennachweis: 1950 bis 1973 ~

2.2 Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

2.3 Kassenstatistik: ab 1974

Begriffsinhalt:

Ausgabe- und Einnahmeart mit >>> Verméogensiibertragungen, die nicht fur investive Zwecke, sondern zur
Verbesserung der Wirtschafts- und Produktionsstruktur, zur Vermogensbildung oder als Entschadigungslei-
stung beim Empfénger bestimmt sind.

Anderungen im Zeitablauf:

In den Datenreihen der Rechnungsstatistik sind die sonstigen Vermogensiibertragungen mit den
>>> Zuweisungen und Zuschiissen fiir Investitionen zusammengefafit.

Sonstige Wohneinheiten

Gebiude- und Wohnungszihlung 1987

Begriffsinhalt:

Hierzu ziihlen alle Wohneinheiten in >>> Unterkiinften sowie Wohneinheiten in Gebauden, die nicht mit Kii-
che oder Kochnische ausgestattet sind.

Sozialbeitrige

~

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Die Sozialbeitriage umfassen >>> tatsichliche Sozialbeitrége und >>> unterstellte Sozialbeitrage. Die tatsichli-
chen Sozialbeitrige werden von privaten Haushalten im Inland und in der iibrigen Welt an Institutionen
(Sozialversicherung, Versicherungsunternehmen) gezahit, die >>> soziale Leistungen gewiahren. Unterstellte
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Sozialbeitrige stellen den Gegenwert von sozialen Leistungen dar, die von Arbeitgebern direkt - ohne die Zwi-
schenschaltung von Dritten - an die Begiinstigten gezahlt oder fir diese zuriickgestellt werden. In den Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen werden unterstellte Sozialbeitridge nur von inldndischen privaten Haushal-
ten an Arbeitgeber im Inland dargestellt.

Soziale Leistungen

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Zu den sozialen Leistungen zihlen laufende Geldleistungen an private Haushalte und an die iibrige Welt, fiir
die keine spezielle Gegenleistung erbracht wird und deren Gewédhrung von dem Vorhandensein bestimmter
Risiken (Lebenslagen und Tatbestinde, die zu Notlagen fiihren konnen) abhéngig ist. Hierzu rechnen Krank-
heit, Invaliditit, kérperliche und geistige Gebrechen, Arbeitsunfalle und Berufskrankheiten, Alter, Bediirfnisse
der Hinterbliebenen, Familienlasten, Mutterschaft, Arbeitslosigkeit, Berufsausbildung der Erwachsenen, hohe
Miet- und dhnliche Lasten. Die sozialen Leistungen werden von Unternehmen, vom Staat und von privaten
Haushalten (einschl. privater Organisationen ohne Erwerbszweck) gewdhrt. Es werden folgende Gruppen von
sozialen Leistungen unterschieden: !

- Soziale Leistungen im Zusammenhang mit tatsichlichen Sozialbeitragen,

- soziale Leistungen im Zusammenhang mit unterstellten Sozialbeitragen,

- sonstige soziale Leistungen. '

Die sozialen Leistungen werden im folgenden ausgehend von den leistenden Sektoren erldutert.
a)Unternehmen )

Bei den sozialen Leistungen des Unternehmenssektors handelt es sich um
Leistungen von Unternehmen mit eigener Rechtspersonlichkeit (einschl.
der Leistungen der netto im Haushalt verbuchten 6ffentlichen Unternehmen
ohne eigene Rechtspersonlichkeit). Im einzelnen handelt es sich um fol-
gende-Leistungen:

Soziale Leistungen im Zusammenhang mit >>> tatsichlichen Sozialbeitrigen
Hierzu gehoren hauptsichlich Leistungen von Lebensversicherungsunter-
nehmen und Pensionskassen aufgrund von Einzel- und Gruppenversiche-
rungen der Arbeitgeber bei Versicherungsunternehmen (einschl. Pen-
sionskassen). Hinzu kommen Leistungen von Versorgungswerken aufgrund
von Pflichtversicherungen bestimmter Selbstindiger und nichtselbstin-

diger Berufsgruppen (Arzte, Apotheker, Notare usw.). Empfanger dieser
sozialen Leistungen sind in erster Linie inldndische private Haushalte.

Soziale Leistungen im Zusammenhang mit >>> unterstellten Sozialbeitrigen.
Sie umfassen direkt gezahlte Ruhegelder an frithere Arbeitnehmer und
ihre Hinterbliebenen (Betriebspensionen und Leistungen aufgrund be-
trieblicher Ruhegeldverpflichtungen - mit und ohne Bildung von Riick-
stellungen -, Beamtenpensionen von 6ffentlichen Unternehmen), ferner
Beihilfen und Unterstiitzungen im Krankheitsfall. Es handelt sich um
Leistungen sowohl von Produktionsunternehmen als auch von Kreditin-
stituten und Versicherungsunternehmen. Empfanger sind ausschliefilich
inldndische private Haushalte.
Sonstige soziale Leistungen
Hierunter sind - zur Vereinfachung der Darstellung - die sozialen
Leistungen von Produktionsunternehmen an die iibrige Welt zusammenge-
fafit. Es handelt sich um verhiltnismaBig geringe Betrége. ‘
b) Staat ’

Soziale Leistungen im Zusammenhang mit tatsdchlichen Sozialbeitrdgen
Sie umfassen in erster Linie die Geldleistungen folgender Tréger der
Sozialversicherung;

Rentenversicherung der Arbeiter,

Rentenversicherung der Angestellten,
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knappschaftliche Rentenversicherung,
Zusatzversorgung im Sffentlichen Dienst,

landwirtschaftliche Alterskassen,
gesetzliche Krankenversicherung,
gesetzliche Unfallversicherung,
Arbeitslosenversicherung,
Familienausgleichskassen (bis 1964).

Der grofite Teil dieser Zahlungen flieBt den inldndischen privaten
Haushalten zu und nur ein geringer Teil an die iibrige Welt.

Soziale Léistungen im Zusammenhang mit unterstellten Sozialbeitridgen
Hierzu gehoren die Pensionen der Gebietskérperschaften und der Sozial-
versicherung (ohne die Pensionen der offentlichen Unternehmen mit ei-
gener Rechtspersonlichkeit und der netto im Haushalt verbuchten Unter-
nehmen ohne eigene Rechtspersonlichkeit), ferner Beihilfen im Krank-
heitsfall u.i. Empfinger sind die inldndischen privaten Haushalte.

Sonstige soziale Leistungen
Hierbei handelt es sich u.a. um die folgenden Geldleistungen der Ge-
bietskérperschaften:

Versorgung der Kriegsopfer,
- Kriegsschadenrenten und sonstige Geldleistungen im Rahmen des
Lastenausgleichs,
laufende Wiedergutmachungsleistungen,
Kriegsgefangenen- und Haftlingsentschadigungen ud,
Geldleistungen der Arbeitslosen- und Sozialhilfe,
gesetzliches Kindergeld,
Ausbildungsbeihilfen,
Wohngeld und dhnliche Leistungen u.a.m.

Der grofite Teil dieser Ausgaben wird an inléndische private Haushalte geleistet. Die iibrige Welt empféngt in

erster Linie Wiedergutmachungsleistungen.

c) Private Haushalte (einschl. privater Organisationen ohne Erwerbszweck und Unternehmen ohne eigene
Rechtspersonlichkeit)

Die von den privaten Haushalten (einschl. privater Organisationen) ge
wihrten sozialen Leistungen beziehen sich nur auf unterstellte Sozial-
beitrige. Sie umfassen Pensionen an frithere Kirchenbeamte und ihre
Hinterbliebenen sowie Beihilfen und Unterstiitzungen im Krankheitsfall.
Einbezogen sind ferner die direkt gezahlten Ruhegelder der Unternehmen
ohne eigene Rechtspersonlichkeit.

d) Ubrige Welt
Bei den sozialen Leistungen aus der iibrigen Welt handelt es sich um so-
ziale Leistungen im Zusammenhang mit tatséchlichen Sozialbeitrigen so-
wie um sonstige soziale Leistungen.

Sozialer Wohnungsbau, Modernisierung, Heizenergieeinsparung

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:

In den Subventionsberichten ausgewiesene >>> Finanzhilfen des Bundes fur den sozialen Wohnungsbau sowie
fiir Modernisierung und Heizenergieeinsparung,.

Im wesentlichen handelt es sich um

- die >>> Férderung des sozialen Wohnungsbaus mit Bau- und Aufwendungs darlehen (bis 1984 Sozialpro-
gramm),
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- die >>> Forderung des sozialen Wohnungsbaus im Rahmen des Regionalprogramms (bis 1984 einschl. Ei-
gentumsprogramm),

- >>>MaBnahmen zur Verbesserung der Wohnverhilitnisse ausldndischer Arbeitnehmer und deren Familien,

- das >>> Bund-Linder-Modernisierungsprogramm (Férderung der Modernisierung und Instandsetzung von
Wohnungen).

Zu Einzelheiten siehe jeweils dort.

Anderungen im Zeitablauf:

1975 bis 1978: Finanzhilfen fiir die >>> Weiterentwicklung des Wohnungs- und Stadtebaues durch Studien
und Untersuchungen sowie durch Modell-, Versuchs-und Vergleichsbauvorhaben;

1978 bis 1982: Mittel fiir das >>> Bund-Linder-Heizenergieeinsparungsprogramm (Forderung heizenergieein-
sparender Mafinahmen in Gebiuden),

1977 bis 1984: >>> Darlehen an Linder zur Férderung des Baues von Ersatzwohnungen und des Aus- und
Umbaues im Rahmen des Programms fiir Zukunftsinvestitionen;

1980 bis 1983; >>> Sonderprogramm zur Errichtung von Wohnungen in Berlin;
1975 bis 1984; >>> Férderung des Studentenwohnheimbaues;

1975 bis 1985: >>> Zuschiisse und Darlehen an die Deutsche Bau- und Bodenbank AG zur Verbilligung der
Vor- und Zwischenfinanzierung des Baues von Familien- und Eigentumswohnungen;

1975 bis 1986: >>> Zuschiisse zur Baulandbeschaffung und -erschliefung;

1975 bis 1981: >>> Zuschiisse an éffentliche Unternehmen zur Verbilligung von Darlehen zur Finanzierung
des offentlich geforderten Wohnungsbaues.

Zu Einzelheiten siehe jeweils dort.

In den Jahren 1967 und 1968 wurden zur Konjunkturbelebung im Rahmen des zweiten Konjunkturprogramms
Mittel zur zusitzlichen Férderung des Wohnungsbaues sowie der Instandsetzung und Modernisierung von *
Wohngebiuden bereitgestellt.

Bis 1969 (finanzielle Abwicklung bis 1977) wurden Zinszuschiisse im Rahmen der Mafinahmen "Junge Fami-
lie" und "Besser und schoner Wohnen" fiir den Bau von Familienheimen und eigengenutzten Eigentumswoh-
nungen jeweils auf die Dauer von sieben Jahren zur Verbilligung marktgerecht verzinslicher Kapitalmarktdar-
lehen geleistet.

Soziale Sachleistungen

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt

Im >>> Staatsverbrauch enthaltene Kiufe der Sozialversicherung, der Sozialhilfe usw. fiir soziale Sachleistun-
gen, z.B. Kiufe von Medikamenten sowie von Arzt- und Krankenhausleistungen.

Diese Aufwendungen kommen zwar letztlich den privaten Haushalten als Sachverbrauch zugute, sie werden je-
doch als >>> Vorleistungen des Staates gebucht, da Héhe und Art der Kéufe in hohem Mafle von staatlichen
Gesichtspunkten bestimmt werden - aufierdem ist die Zuordnung auf einzelne Haushaltsgruppen kaum moglich
(siehe auch >>> Privater Verbrauch).

Soziale Sicherung, soziale Kriegsfolgéaufgaben,
Wiedergutmachung

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970
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Begriffsinhalt:
Aufgabenbereich mit den Ausgaben fiir

- Versicherungsbehdrden
Versicherungsamter, Aufsichts- und Priifungsamter fiir die Sozialver-
sicherung, Ausfithrungsbehérden fiir Unfallversicherung, Eigenunfallver-
sicherung der Gemeinden/Gemeindeverbande;

- die allgemeine Sozialverwaltung Sozialdmter, Soziathilfeverband, Landeswohlfahrtsverband,
- Jugendiamter;

- Versorgungsamter,

- die Lastenausgleichsverwaltung;

- Wiedergutmachungsbehorden;

- sonstige Behorden z.B. Bundesamt fiir die Anerkennung auslandischer Fliichtlinge, Dienststellen des Not-
aufnahmeverfahrens;

- die Sozialversicherung Gesetzliche Rentenversicherungen der Angestellten und Arbeiter, Bundesknapp-
schaft, gesetzliche Unfallversicherung, gesetzliche Krankenversicherung, Bundesanstalt fiir Arbeit, Altershil-
fe fiir Landwirte und Zusatzversorgungskassen im éffentlichen Dienst; Zuweisungen und sonstige Leistungen
des Bundes und der Lander an die Sozialversicherung und als Versicherungstrager (z.B. Unfaliversicherung),

- Familien-, Sozial- und Jugendhilfe gesetzliches Kindergeld, gesetzliches Wohngeld, Mutterschutz, Leistun-
gen der Sozialhilfe und der Jugendhilfe;

- Einrichtungen der Sozialhilfe und der Jugendhilfe des éffentlichen Bereichs Altenheime, Pflegeheime, Be-
hindertenheime, Obdachlosenheime, Sauglingsheime, Erziehungsheime, Schiilerheime, Waisenhauser, Kin-
derheime, Krippen, Erholungsheime, Jugendheime, Jugendherbergen, Schulungslager, Zeltlager, Beratungs-
stellen, Jugendpfleger, Bundespriifstelle fiir jugendgefahrdende Schriften;

- Férderung der freien Wohlfahrtspflege und der freien Jugendhilfe z.B. Zuschiisse an Arbeiterwohlfahrt, Cari-
tasverband, Evangelisches Hilfswerk, Deutsches Rotes Kreuz, Wohltitigkeitsvereine, Verbénde der Jugend-
wohlfahrt, Jugendgemeinschaften, sonstige Trager der freien Wohlfahrtspflege und freien Jugendhilfe,
Weltkinderhilfswerk, UNICEF;

- soziale Leistungen fiir Folgen von Krieg und politischen Ereignissen Leistungen der Kriegsopferversorgung
und gleichartige Leistungen, Einrichtungen der Kriegsopferversorgung, Leistungen des Lastenausgleichs-
fonds, Zuweisungen des Bundes und der Lénder an den Lastenausgleichsfonds, Wiedergutmachungsleistun-
gen, Leistungen fiir Vertriebene und Fliichtlinge auBerhalb der Sozialhilfe, Kriegsopferfiirsorge, Leistungen
fiir ehemalige Kriegsgefangene, Hilfsmafinahmen fiir Deutsche aus der ehem. DDR und Ost-Berlin, Hilfe fiir
Heimkehrer und politische Hiftlinge, Aufwendungen fiir Gréber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft,
Leistungen aufgrund des Allgemeinen Kriegsfolge und des Reparationsschidengesetzes.

- Arbeitsmarktpolitik und Arbeitsschutz z.B. Arbeitslosenhilfe; Hilfe fiir die Berufsausbildung, Fortbildung
und Umschulung; Arbeitsbeschaffungsmafinahmen, Gewerbeaufsicht, MafBnahmen zur Verbesserung der Ar-
beits- und Gesundheitsverhiltnisse von Arbeitnehmern, Jugendarbeitsschutz, Technische Uberwachung, Ge-
werbedrzte u.d.;

- HilfsmaBnahmen bei Naturkatastrophen; .
- die Forderung der Vermogensbildung (Sparpramien und Wohnungsbaupramien),
- sonstige soziale Angelegenheiten z.B. Unterhaltssicherung, Leistungen nach dem Schwerbehindertengesetz

Anderungen im Zeitablauf:

Die Ausgaben fiir vorschulische Bildung (Kindergérten) werden in der Rechnungsstatistik bis 1973, in der
Haushaltsansatzstatistik bis 1976 hier nachgewiesen, wahrend sie seit 1974 bzw. 1977 im Aufgabenbereich
>>> Schulen und vorschulische Bildung enthalten sind.

Bis 1962 sind die Ausgaben fiir die Versicherungsbehdrden des Bundes und der Lander nicht hier, sondern im
Aufgabenbereich >>> Politische Fiihrung und zentrale Verwaltung enthalten.

Bis 1962 sind die Ausgaben der Gemeinden/ Gemeindeverbénde fiir die Jugendpflege (z.B. Jugendpfleger, Er-
holungslager, Jugendherbergen, Jugendberatungsstellen) nicht hier, sondern im Aufgabenbereich

>>> Gesundheit, Sport und Erholung nachgewiesen.

Kindergeldzaﬂlungen an Angehérige des offentlichen Dienstes bei Bund, Landern und Gemein-
den/Gemeindeverbande sind bis 1974 nicht hier als soziale Leistungen, sondern bei den einzelnen Aufgabenbe-
reichen als >>> Personalausgaben nachgewiesen. Dies trifft fir die Landerhaushalte von Schleswig-Holstein,
Niedersachsen, Bremen und Berlin auch noch in den Rechnungsjahren 1975 und 1976 zu. Im kommunalen Be-
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reich sind die Kindergeldzahlungen an die Bediensteten in den Rechnungsjahren 1975 und 1976 gleichfalls bei
den einzelnen Aufgabenbereichen (jedoch als laufende Zuschiisse) nachgewiesen.

In der Haushaltsansatzstatistik liegen Angaben fiir die Gemeinden (mit 10 000 und mehr Einwohnern) und die
Gemeindeverinde nur in den Jahren 1970 bis 1973 vor.

Sozialhilfe

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz sowie weitere von den Trdgern der Sozialhilfe erbrachte Lei-
stungen, die auf anderen gesetzlichen Grundlagen beruhen (z.B. Lastenausgleichsgesetz) oder freiwilliger Art
sind (z.B. Weihnachtsbeihilfen) und sonstige soziale Hilfen.

Die Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz werden in erster Linie als >>> Hilfe zum Lebensunterhalt
oder >>> Hilfe in besonderen Lebenslagen erbracht. Letztere vor allem bei Vorliegen einer Behinderung, im
>>> Alter und bei >>> Krankheit. Im wesentlichen gehéren hierzu die Leistungen fiir vorbeugende Gesund-
heitshilfe, Krankenhilfe, Eingliederungshilfe fiir Behinderte, die Tuberkulosehilfe, die Hilfe zur Pflege sowie
Hilfe zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten.

Als vweitere.Leistungen der Sozialhilfetriger sind die Krankenversorgung nach dem Lastenausgleichsgesetz und
die Geschlechtskrankenfiirsorge zu nennen, ferner Weihnachtsbeihilfen, Sozialhilfe fiir Deutsche im Ausland
und Kostenersatz fiir die Riickfiihrung von Deutschen aus dem Ausland.

Triger der Sozialhilfe sind die kreisfreien Stidte und Landkreise als drtliche Triger sowie die von den Landern
als {iberdrtliche Triger bestimmten Stellen.

Anspruchsberechtigt ist jeder Biirger, der in eine Notlage gerit, die er nicht aus eigenen Kréften und Mitteln
bewiltigen kann, und die auch nicht mit Hilfe von anderen, besonders von Angehérigen oder von anderen So-
zialleistungstrigern behoben werden kann.

Die Finanzierung der Leistungen fillt iiberwiegend kommunalen Gebietskorperschaften zu, wobei durch den
Finanzausgleich zwischen Gemeinden und Landern auch die Lander beteiligt sind. Der Bund beteiligt sich an
der Tuberkulosehilfe, der Sozialhilfe fiir Deutsche im Ausland und der Kriegsfolgenhilfe.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschlieBlich 1982 waren sonstige soziale Hilfen der Lander nicht enthalten.

Sozialkosten

Handwerkszihlung 1977

Begriffsinhalt:

Gesetzliche Sozialkosten im Laufe des Kalenderjahres 1976 (>>> Arbeitgeberbeitrige zur Sozialversicherung
sowie Jahresbeitrige zur Berufsgenossenschaft), ohne sonstige Sozialkosten.

Zu den Arbeitgeberbeitrigen zur Sozialversicherung z3hlen die Arbeitgeberanteile an den Beitrégen zur Kran-
kenversicherung, zur gesetzlichen Rentenversicherung und zur Arbeitslosenversicherung,

Nicht enthalten sind die Beitrige zu den Sozialkassen des Baugewerbes (Lohnausgleichs-, Urlaubs- und Zu-
satzversorgungskasse), die in der >>> Bruttolohnsumme bzw. >>> Bruttogehaltsumme enthalten sind, sowie
die Winterbauumlage, die unter der Bruttolohnsumme erfaf3t wird.

Sozialversicherung

1. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960
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Begriffsinhalt:

Zur Sozialversicherung zihlen in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen die Rentenversicherungen der
Arbeiter und der Angesteliten, die knappschaftliche Rentenversicherung, Zusatzversorgungseinrichtungen fir
Angestellte und Arbeiter des Bundes, der Lénder, der Gemeinden und anderer éffentlicher Korperschaften (z.B.
Zusatzversorgungsanstalt des Bundes und der Lénder, Versorgungsanstalt der Deutschen Bundespost, Zusatz-
versorgungskassen von Gemeinden und Gemeindeverbinden), die Altershilfe fiir Landwirte, die gesetzliche
Krankenversicherung, die gesetzliche Unfallversicherung und die Arbeitslosenversicherung,

Die Sozialversicherung ist - neben den >>> Gebietskorperschaften - einer der Teilsektoren des >>> Staates.

Anderungen im Zeitablauf: . :

Bis Mitte 1964 gehorten auch die Familienausgleichskassen zur Sozialversicherung (die Bundeskindergeldkas-
se, die statt der Familienausgleichskassen im Jahr 1964 titig wurde, rechnet zum Bund und damit zu den Ge-
bietskorperschaften).

2. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

Triger der

- gesetzlichen Krankenversicherung

- gesetzlichen Unfallversicherung

- gesetzlichen Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten
- Knappschaftlichen Rentenversicherung

- Altershilfe fiir Landwirte

- dffentlichen Zusatzversorgung

Bundesanstalt fiir Arbeit (Arbeitslosenversicherung, Arbeitsforderung, Sonst. Leistungen).

Anderungen im Zeitablauf:

Bis zum Rechnungsjahr 1981 sind in den rechnungsstatistischen Datenreihen nur die laufenden Ausgaben und
Einnahmen nachgewiesen. Ab 1982 werden auch die Ausgaben und Einnahmen der Sozialversicherung in der
Kapitalrechnung erfafit und dargestellt.

\

Sozialversicherungspﬂichtig‘beschiiftigte Arbeitnehmer

Beschiiftigtenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

>>> Arbeitnehmer einschl. der zu ihrer Berufsausbildung Beschiftigten (Auszubildende u.a.), die krankenver-
sicherungspflichtig, rentenversicherungspflichtig und/oder beitragspflichtig sind zur Bundesanstalt fiir Arbeit
(Arbeitslosenversicherung nach dem Arbeitsforderungsgesetz) oder fiir die von den Arbeitgebern Beitragsantei-
le zu den gesetzlichen Rentenversicherungen zu entrichten sind.

Zu diesem Personenkreis gehdren: >>> Arbeiter, >>> Angestellte und >>> Auszubildende, sofern es sich bei
ihrer Erwerbstitigkeit nicht um eine sogenannte geringfiigige Tatigkeit handelt. Eine Beschiftigung wird ver-
sicherungsrechtlich dann als eine geringfiigige T4tigkeit bezeichnet, wenn sie nur kurzfristig (1987: hochstens
2 Monate oder 50 Arbeitstage) ausgeiibt oder nur geringfiigig entlohnt (1987: vereinbarte Wochenarbeitszeit
unter 15 Stunden und Arbeitsentgelt regelméaBig im Monat 430,-- DM nicht iibersteigt) wird.

>>> Studenten, die einer Beschiftigung nachgehen, sind dann versicherungsfrei, wenn sie eingeschrieben sind
(Immatrikulationsnachweis) und bei ihnen das Studium, nicht die Beschiftigung im Vordergrund steht. Wird
regelmiBig - nicht nur in den Semesterferien - eine Beschiftigung von mindestens 20 Stunden wdchentlich
ausgeiibt, so wird vermutet, da8 das Studium nicht mehr im Vordergrund stehen kann. In diesen Féllen besteht
Versicherungspflicht.

Wehr- oder Zivildienstleistende gelten dann als sozialversicherungspflichtig Beschéftigte, wenn sie ihre Dien-
ste aus einem auch weiterhin bestehenden Beschiiftigungsverhiltnis heraus angetreten haben und nur wegen
des Wehr- oder Zivildienstes kein Entgelt fortbezahit erhalten.

Der Nachweis der sozialversicherungspflichtig Beschéftigten erfolgt fiir die Stichtage 3 1.3./30.6./30.9. und
31.12. eines Jahres (Vierteljahresmaterial der Beschiftigtenstatistik) und einmal fiir das gesamte Jahr
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(Jahreszeitraummaterial der Beschiftigtenstatistik). Die Ergebnisse des Jahreszeitraummaterials unterscheiden
sich vom Vierteljahresmaterial dadurch, dafl ZeitraumgréfBen iiber den Beschiftigungsverlauf der Sozialversi-
cherungspflichtigen innerhalb eines Jahres und Daten iiber.Entgelte und Beschiftigungszeiten ausgewertet
werden.

Anderungen im Zeitablauf:

Kurzristige Tatigkeit: Bis 31.12.1978 waren Tétigkeiten versicherungsfrei, die auf 75 Arbeitstage oder

3 Monate beschrinkt waren.

Geringfiigige Entlohnung; Bis 31.12.1978 mubfite die vereinbarte Wochenarbeitszeit unter 20 Stunden liegen.

Seit 1977 waren folgende Beschiftigungen mit einem Entgelt bis einschl.

DM versicherungsfrei:
Beschiftigungen
Zeitraum auflerhalb / innerhalb
des Bergbaus
1.1.1977 - 30.06.1977 425,- 525,-
1.7.1977 - 31.12.1977 370,- 370,-
1.1.1978 - 31.12.1984 390,- 390,-
1.1.1985-31.12.1985 400,- 400,-
1.1.1986 - 31.12.1986 410,- 410,-
1.1.1987 bis auf weiteres  430,- 430,-

Sozialversicherungstriger unter Aufsicht der Lander

Statistik iiber den Personalstand des 6ffentlichen Dienstes
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

Kérperschaftlich organisierte juristische Personen, die die gesetzliche Sozialversicherung durchfiihren und die
unter der Aufsicht der Linder stehen, mit Ausnahme der Zusatzversorgungskassen.

Hierzu rechnen die folgenden Sozialversicherungstréager:

- aus dem Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung;
die Allgemeinen Ortskrankenkassen, die Innungskrankenkassen und landwirtschaftliche Krankenkassen
(soweit unter Aufsicht der Lander),

- aus dem Bereich der gesetzlichen Rentenversicherungen:
die Landesversicherungsanstalten (mit Ausnahme der Landesversicherungsanstalt Oldenburg-Bremen) so-
wie Alterskassen fiir Landwirte (soweit unter Aufsicht der Lander),

- aus dem Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung:
landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften (soweit unter Aufsicht der Lénder) und die Gemeindeunfall-
versicherungsverbiande.

Die Triger der Zusatzversorgung unter Aufsicht der Lander sind nicht einbezogen, sondern werden unter den
>>> Trigern der Zusatzversorgung gesondert nachgewiesen.

Nachgewiesen wird der Personalstand der genannten Sozialversicherungstriger.

Sozialversicherungstriiger unter Aufsicht des Bundes

Statistik iiber den Personalstand des éffentlichen Dienstes
Datennachweis: ab 1974
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Begriffsinhalt: )
Kérperschaftlich organisierte juristische Personen, die die gesetzliche Sozialversicherung durchfiihren und die
unter der Aufsicht des Bundes stehen, mit Ausnahme der Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander und
der Bundesanstalt fiir Arbeit.
Hierzu rechnen die folgenden Sozialversicherungstrager:
- aus dem Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung:
die Ersatzkassen fiir Arbeiter und Angestellte, die Innungskrankenkassen und die landwirtschaftlichen
Krankenkassen
- aus dem Bereich der Unfallversicherung:
die gewerblichen Berufsgenossenschaften, die Berufsgenossenschaft fiir Seeleute einschl. Seekasse mit See-
krankenkasse, landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften (soweit unter Aufsicht des Bundes),
- aus dem Bereich der gesetzlichen Rentenversicherungen:
die Bundesversicherungsanstalt fiir Angestellte, die Landesversicherungsanstalt Oldenburg-Bremen, die
Bundesbahn-Versicherungsanstalt - nur mit ihren Behandlungsstitten -, Alterskassen fiirr Landwirte (soweit
unter Aufsicht des Bundes).
- aus dem Bereich der Knappschaftsversicherung;
die Bundesknappschaft.

Die Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander ist nicht einbezogen, sondern wird unter den >>> Trigern
der Zusatzversorgung nachgewiesen. Ebenso wird die >>> Bundesanstalt fiir Arbeit gesondert nachgewiesen.

Nachgewiesen wird der Personalstand der genannten Sozialversicherungstriger.

Spareinlagenbestand (einschl. verrechneter Bausparprimien)

Statistik der Bausparkassen .
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:

Bestand an Bauspareinlagen und verrechneten Bausparprdmien am Monats- bzw. Jahresende.
Bauspareinlagen sind Einlagen von Bausparern bei Bausparkassen aufgrund von Vertrigen, bei denen sich der
Bausparer zur Leistung von Einlagen, die Bausparkasse zur Gewihrung von Darlehen fiir den Wohnungsbau
verpflichten.

Fiir die im Laufe eines Jahres eingezahlten Bauspargelder werden den Bausparern unter bestimmten Voraus-
setzungen nach dem Gesetz iiber die Gewahrung von Pramien fiir Wohnbausparer vom Staat Wohnungsbau-
primien gewshrt. Die gewéhrten Pramien fliefflen nicht direkt an die Bausparer, sondern an die Bausparkassen
und erhéhen dort den Spareinlagenbestand, sobald sie verrechnet, d.h. gutgeschrieben sind.

Zum Spareinlagenbestand rechnen auch den Bausparern gutgeschriebene Zinsen.

ErfaBt wird der Spareinlagenbestand sowohl bei den 6ffentlichen als auch bei den privaten Bausparkassen.

Sparforderung

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt: N
Leistungen zur Forderung des Sparens und der Vermégensbildung in Arbeitnehmerhand.

Die Leistungen zur Sparforderung dienen in erster Linie der Férderung des Sparens und der Vermégensbildung
in Arbeitnehmerhand, wobei die beiden Institutionen >>> Vermégensbildung und >>> Steuerermifligungen
beteiligt sind. Bei den Leistungen im Rahmen der Vermogensbildung handelt es sich um staatliche Leistungen
nach dem Spar-Priimiengesetz, dem Wohnungsbau-Pramiengesetz, dem Dritten bzw. Vierten Gesetz zur Forde-
rung der Vermogensbildung der Arbeitnehmer (Arbeitnehmersparzulagen) sowie um Arbeitgeberleistungen im
Sinne dieses Gesetzes. Bei den SteuerermaBigungen handelt es sich um >>> erhohte Absetzungen fiir Wohnge-
baude im Rahmen der Einkommen- und Koérperschaftsteuer und um die >>> steuerliche Begiinstigung von
Beitriagen an Bausparkassen.
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Sparforderung und Vermogensbildung

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:

Forderung der Spartitigkeit und Vermogensbildung durch Gewédhrung von Pramien nach dem Sparprimienge-
setz und dem Wohnungsbaupramiengesetz, durch Gewihrung von Leistungen nach dem Vierten Gesetz zur
Forderung der Vermogensbildung sowie durch Gewdhrung von Steuervergiinstigungen nach dem Einkommen-
steuergesetz.

1. Finanzhilfen des Bundes
a. Pramien nach dem Sparprimiengesetz

Nach dem Sparpramiengesetz konnen natiirliche Personen fiir Sparbeitrige, die aufgrund von vor dem

13. November 1980 abgeschlossenen Vertrigen geleistet werden, eine Pramie erhalten, wenn die Sparbeitrige
nicht nach dem Wohnungsbaupramiengesetz begiinstigt sind und die Sparbeitrige keine vermogenswirksamen
Leistungen darstellen, fiir die eine Arbeitnehmersparzulage nach § 12 Abs. 1 des Vierten Vermogensbildungs-
gesetzes gewdhrt wird.

Voraussetzung ist, dafl das mafigebende Einkommen 24 000 DM, bei Ehegatten 48 000 DM, nicht ubersteigt.
Die Einkommensgrenze erhéht sich um 1 800 DM fiir jedes Kind. Mafigebend ist das zu versteuernde Ein-
kommen, das in dem Kalenderjahr, das dem der Sparleistung vorangeht, der unbeschrinkten Einkommensteu-
erpflicht unterliegt.

Als nach dem Sparpramiengesetz pramienbegiinstigte Sparbeitrige gelten

- Beitrige aufgrund von allgemeinen Sparvertragen, die mit einem Kreditinstitut abgeschlossen worden sind,

- Beitrdge aufgrund von Sparvertrigen mit laufenden und der Héhe nach gleichbleibenden Sparraten
(Sparvertrige mit festgelegten Sparraten), die mit einem Kreditinstitut abgeschlossen worden sind,

- Beitrage aufgrund von Sparvertrigen mit laufenden Sparraten, die mit einem Kreditinstitut abgeschlossen
worden sind und bei denen die Sparbeitrige ausschlieBlich vermégenswirksame Leistungen im Sinne des
Vierten Vermdgensbildungsgesetzes darstellen.

Aufwendungen in Geld fiir den Erwerb

von Aktien, Kuxen, Wandel- und Gewinnschuldverschreibungen, die von Unternehmen mit Sitz und Ge-
schiftsleitung im Inland ausgegeben werden,

von festverzinslichen Schuldverschreibungen und Rentenschuldverschreibungen,

von festverzinslichen Anleiheforderungen, die in ein Schuldbuch des Bundes oder eines Landes eingetragen
werden, sowie

von Anteilscheinen an einem Sondervermégen, die von Kapitalanlagegesellschaften im Sinne des Gesetzes
iiber Kapitalanlagegesellschaften ausgegeben werden, wenn die Aufwendungen nach der Art von allgemei-
nen Sparvertrdgen oder nach der Art von Sparvertrigen mit festgelegten Sparraten oder nach der Art von
Sparvertridgen iiber vermogenswirksame Leistungen erbracht werden (Wertpapier-Sparvertrige),

- Anspriiche auf die Hauptentschddigung nach dem Lastenausgleichsgesetz und auf Entschidigung nach dem
Reparationsschidengesetz in der Héhe, in der Schuldbuchforderungen oder Schuldverschreibungen erwor-
ben werden (Wertpapier-Sparvertrige iiber Entschidigungsanspriiche),

unter bestimmten Voraussetzungen Aufwendungen zur Regelung von Darlehensforderungen gegen den Ar-
beitgeber.

Die Sparbeitrage miissen sechs Jahre lang geleistet werden und werden nach sechs bzw. sieben Jahren frei.
Personen, die eine Primie nach dem Wohnungsbaupramiengesetz oder fiir Bausparbeitrage ausdriicklich den
Sonderausgabebeitrag beantragt haben, kénnen keine Primie nach dem Sparprimiengesetz erhalten
(Kumulierungsverbot).

Die Héhe der Pramie bemifit sich auf 14 v.H. der im Kalenderjahr geleisteten Sparbeitréige von hochstens

800 DM bzw. 1 600 DM bei Ehegatten zuziiglich 2 v.H. fiir jedes Kind. Sie wird auf Antrag nach Ablauf eines
Kalenderjahres fiir die Sparleistungen des vorhergehenden Jahres gewihrt. Die Zahlung der Sparprimie erfolgt
erst mit Ablauf der Festlegungsfrist fiir die Gesamtlaufzeit eines Sparvertrages.

Da die Ziele der staatlichen Forderung beim Kontensparen als weitgehend erreicht gelten, gilt die Férderung
nach dem Sparprdmiengesetz nunmehr als entbehrlich. Zahlungen miissen letztmalig 1987 geleistet werden.
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b. Primien nach dem Wohnungsbaupramiengesetz

Eine Primie nach dem Wohnungsbauprimiengesetz konnen natiirtiche Personen erhalten, wenn sie unbe-
schrinkt einkommensteuerpflichtig im Sinne des Einkommensteuergesetzes sind und Aufwendungen zur For-
derung des Wohnungsbaues gemacht haben. Voraussetzung ist, daB die Aufwendungen nicht vermdgenswirk-
same Leistungen sind, fiir die eine Arbeitnehmer-Sparzulage nach § 12 Abs. 1 des Vierten Vermdgensbil-
dungsgesetzes gewihrt wird und das mafigebende Einkommen eine bestimmte Einkommensgrenze nicht iiber-
steigt. Zu Einzelheiten siche unter >>> Primien nach dem Wohnungsbauprimiengesetz zur Forderung des
Wohnungsbaues.

2. Steuervergiinstigungen
a. Freibetrag bei Einkiinften aus Kapitalvermdgen (seit 1975)

Um die eigenverantwortliche Vorsorge der Biirger durch Sparen zu erhalten, wird bei der Ermittlung der Ein-
kiinfte aus Kapitalvermégen nach Abzug der Werbungskosten ein Betrag von 300 DM bei Ledigen und
600 DM bei zusammen veranlagten Ehegatten abgezogen (Sparer-Freibetrag).

b. Steuerliche Begiinstigung von Beitrigen an Bausparkassen

Zur Forderung des Bausparens fiir den privaten Wohnungsbau und der Vermogensbildung in breiten Bevélke-
rungskreisen werden Beitrdge an Bausparkassen zur Erlangung von Baudarlehen als Sonderausgaben bei der
Einkommensermittlung beriicksichtigt, sofern fiir diese Beitrége nicht bereits Arbeitnehmer Sparzulage ge-
wihrt worden ist. Zu Einzelheiten siche unter >>> Steuerliche Begiinstigung von Beitrégen an Bausparkassen.

c. Arbeitnehmer-Sparzulage

Arbeitnehmer, die Einkiinfte aus nichtselbstandiger Arbeit beziehen, erhalten eine Arbeitnehmer-Sparzulage,
wenn das zu versteuernde Einkommen im Kalenderjahr der vermégenswirksamen Leistung 24 000 DM oder
bei einer Zusammenveranlagung von Ehegatten 48 000 DM nicht iibersteigt. Diese Einkommensgrenze erhoht
sich fiir jedes Kind um 1 800 DM.

Die Arbeitnehmer-Sparzulage betrigt 23 v.H. der vermdgenswirksamen Leistungen, soweit sie 624 DM im
Kalenderjahr nicht iibersteigen. Sie wird fir héhere vermoégenswirksame Leistungen bis zu insgesamt 936 DM
im Kalenderjahr gewidhrt, soweit mindestens der 624 DM iibersteigende Betrag fiir Aufwendungen zum Erwerb
von Aktien, Kuxen, Wandel- und Gewinnschuldverschreibungen inldndischer Unternehmen, unter bestimmten
Voraussetzungen fiir Aufwendungen zum Erwerb von Anteilscheinen an einem Wertpapier-Sondervermogen,
die von Kapitalanlagegesellschafien ausgegeben werden, angelegt wird. Dies gilt auch fiir Aufwendungen zum
Erwerb von GenuBscheinen, fiir Aufwendungen des Arbeitnehmers zur Begriindung eines Geschiftsguthabens
bei einer inlindischen Genossenschaft, einer Beteiligung als stiller Geselischafter, wenn der Arbeitnehmer
nicht Mitunternehmer ist, unter bestimmten Voraussetzungen zur Begriindung einer Darlehensforderung gegen
den Arbeitgeber, eines Genufirechts am Unternehmen des Arbeitgebers jeweils unter Vereinbarung einer
sechsjihrigen Sperrfrist.

Die Arbeitnehmer-Sparzulage betrégt 23 v.H. der vermdgenswirksamen Leistungen, soweit sie 624 DM im
Kalenderjahr nicht iibersteigen, fiir Aufwendungen, die nach den Vorschriften des Wohnungsbau-
Priamiengesetzes angelegt werden, fir Aufwendungen zum Bau, Erwerb oder zur Erweiterung eines Wohnge-
baudes oder einer Eigentumswohnung, zum Erwerb eines Dauerwohnrechts im Sinne des Wohnungseigen-
tumsgesetzes, zum Erwerb eines Grundstiicks zum Zwecke des Wohnungsbaus oder zur Erfiillung von Ver-
pflichtungen, die im Zusammenhang mit den genannten Vorhaben eingegangen worden sind.

Die Arbeitnehmer-Sparzulage betrégt 16 v.H. der vermdgenswirksamen Leistungen, soweit sie 624 DM im

" Kalenderjahr nicht iibersteigen, fiir Sparbeitrige des Arbeitnehmers, die nach den Vorschriften des Spar-
Priamiengesetzes angelegt werden, wobei die Voraussetzungen fir die Gewihrung einer Pramie nach dem Spar-
Primiengesetz nicht vorzuliegen brauchen, fiir Aufwendungen zum Erwerb von festverzinslichen Schuldver-
schreibungen und Rentenschuldverschreibungen, fir Aufwendungen zum Erwerb von festverzinslichen Anlei-
heforderungen, die in ein Schuldbuch des Bundes oder eines Landes eingetragen werden, unter bestimmten
Voraussetzungen fiir Aufwendungen zum Erwerb von Anteilscheinen an einem Sondervermégen, die von Kapi-
talgesellschaften iiber Kapitalanlagegesellschaften ausgegeben werden, fiir Beitrige des Arbeitnehmers zu
Kapitalversicherungen gegen laufenden Beitrag auf den Erlebens- und Todesfall aufgrund von Versicherungs-
vertriigen, die nach dem 30. September 1970 abgeschlossen worden sind. Hat der Arbeitnehmer drei oder mehr
Kinder im Sinne des Einkommensteuergesetzes, so erhoht sich die Arbeitnehmer-Sparzulage auf 33 bzw.

26 v.H. .

d. SteuerermiBigung wegen Gewihrung vermégenswirksamer Leistungen fiir Arbeitgeber, die nicht mehr als
60 (bis 1983: 50) Arbeitnehmer aus schlieBlich (bis 1983 einschliefilich) der Schwerbehinderten und der
Auszubildenden beschiftigen
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Um kleineren und mittleren Unternehmen die Gewdhrung zusitzlicher vermogenswirksamer Leistungen an die
Arbeitnehmer zu erleichtern, ermaBigt sich fiir Steuerpflichtige, die nicht mehr als 60 Arbeitnehmer beschfti-
gen und die aufgrund eines Tarifvertrages oder einer Betriebsvereinbarung vermégenswirksame Leistungen
nach dem Vierten Vermégensbildungsgesetz erbringen, die Einkommen- oder Kérperschafisteuer fiir den Ver-
anlagungszeitraum, in dem die Leistungen erbracht worden sind, um 15 v.H. der Summe der vermogenswirk-
samen Leistungen, hochstens aber um insgesamt 3 000 DM.
e. Lohn- und Einkommensteuerbefreiung fiir den bei der unentgeltlichen oder verbilligten Uberlassung von
Vermogensbeteiligungen eingerdumten Vorteil .
Um Unternehmen jeder Rechtsform anzuregen ihre Arbeitnehmer am Produktionskapital zu beteiligen, wird
ihnen eine Lohn- bzw. Einkommensteuerbefreiung fiir die unentgeltliche oder verbilligte Uberlassung von
Vermégensbeteiligungen gewihrt, soweit sie jahrlich 300 DM und die Halfte des Werts der Vermogensbeteili-
gungen nicht iibersteigt. Voraussetzung ist eine Vereinbarung iiber eine Frist von sechs Jahren, innerhalb derer
die Vermogensbeteiligungen nicht veraufert werden diirfen (Sperrfrist).

Anderungen im Zeitablauf:
zu la:
Vor 1975 gab es keine Einkommensgrenzen zur Gewédhrung einer Sparpramie.
Das Sparpramiengesetz ist durch das Subventionsabbaugesetz vom 26. Juni 1981 gedndert worden. So ent-
fallt die Sparpramie fiir nach dem 12. November 1980 abgeschlossene Sparvertrége (vorher abgeschlossene
Sparvertrige bleiben bis zu ihrem Auslaufen pramienbegiinstigt).
Die Doppelforderung fiirvermégenswirksame Leistungen wurde mit Wirkung vom 1. Januar 1982 aufgeho-
ben. Bis einschl. 1981 wurden Sparbeitrige, die vermoégenswirksame Leistungen darstellen und fiir die der
Priamiensparer eine Arbeitnehmer-Sparzulage nach § 12 Abs. 1 des Vierten Vermégensbildungsgesetzes er-
hilt, oder Sparbeitrige, die von der Unterhaltssicherungsbehorde an das Kreditinstitut oder den Arbeitgeber
iiberwiesene Leistungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz darstellen, nicht auf den Hochstbetrag an
primienbegiinstigten Sparleistungen von 800 DM, bei Ehegatten zusammen 1 600 DM, angerechnet, soweit
die vermégenswirksamen Leistungen und die Leistungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz den nach
dem Vierten Vermégensbildungsgesetz geforderten Betrag insgesamt nicht iibersteigen.
zu 1b:
siche unter Pramien nach dem Wohnungsbaupramiengesetz
zu 2b: (
siehe unter Steuerliche Begiinstigung von Beitrigen an Bausparkassen
zu2c:
Bis einschlieBlich 1981 betrug die Arbeitnehmer-Sparzulage einheitlich 30 v.H. (40 v.H. bei mindestens
3 Kindern) der vermdgenswirksamen Leistungen, soweit sie 624 DM im Kalenderjahr nicht iiberschreiten.
Bis 1983 wurden vermégenswirksame Leistungen in allen Fallen nur bis 624 DM im Kalenderjahr gewihrt,
wobei fiir Kuxen, Wandel- und Gewinnschuldverschreibungen die Arbeitnehmer-Sparzulage 16 v.H. betrug,
zu 2d:

Bis einschl. 1981 ermaBigte sich die Einkommen- oder Vermdgensteuer um 30 v.H. der Summe der
vermoégenswirksamen Leistungen, hochstens aber um insgesamt 6 000 DM.

zu 2e:

Bis einschlieBlich 1981 betrug der Hochstbeitrag des steuerfreien Kursvorteils 500 DM und bis 1983 wurde

die

Steuerbefreiung nur fiir Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften a.A. gewahrt.
Begriffsbeziehungen:
Die im Sozialbudget unter >>> Vermogensbildung zusammengefaBten Leistungen umfassen nur die Pramien
nach dem Wohnungsbauprimiengesetz und dem Sparpramiengesetz sowie die Arbeitnehmer-Sparzulage und
die SteuerermiBigung wegen Gewihrung vermogenswirksamer Leistungen fiir Arbeitgeber, die nicht mehr als
50 Arbeitnehmer beschiftigen.

Nicht einbezogen sind dagegen die in den Punkten 2a, 2b und 2e aufgefiihrten Steuervergiinstigungen aufgrund
des Einkommensteuergesetzes. Die steuerliche Begiinstigung von Beitrigen an Bausparkassen ist im Sozial-
budget unter >>> Steuererméafigungen nachgewiesen.
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Spargeldeinzahlungen

Statistik der Bausparkassen
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:

Spargeldeinginge, die im Berichtszeitraum an die Bausparkassen flieflen.

Spargeldeinginge sind Einzahlungen der Bausparer bei Bausparkassen aufgrund von Vertragen, bei denen sich
die Bausparer zur Leistung von Einlagen, die Bausparkasse zur Gewihrung von Darlehen fiir den Wohnungs-
bau verpflichten.

Fiir die im Laufe eines Jahres eingezahlten Bauspargeldeinzahlungen werden den Bausparern vom Staat unter
bestimmten in dem Gesetz iiber die Gewiihrung von Primien fiir Wohnbausparer genannten Voraussetzungen
>>> Wohnungsbaupramien gewihrt. Sie zihlen nicht zu den Spargeldeinzahlungen, sondern werden gesondert
nachgewiesen.

Nicht zu den Spargeldeinzahlungen rechnen die Zinsgutschriften.

Spezialhandel

Aufienhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt: Y

Der Spezialhandel umfaBt in der Einfuhr die unmittelbare Einfuhr von Waren in den freien Verkehr, zur zoll-
amtlich bewilligten aktiven Veredelung (Eigen- und Lohnveredelung), nach zollamtlich bewilligter passiver
Veredelung einschl. Ausbesserungsverkehr, sowie die Einfuhr von auslandischen Waren aus Lager in die vor-
genannten Einfuhrarten. In der Ausfuhr rechnen zum Spezialhandel die Ausfuhr von Waren aus dem freien
Verkehr, nach zollamtlich bewilligter aktiver Veredelung (Eigen- und Lohnveredelung), zur zollamtlich bewil-
ligten passiven Veredelung einschl. Ausbesserungsverkehr.

Als Lager gelten die Freihafenlager und Zollager.

Anderungen im Zeitablauf:

Von 1962 bis 1973 wurden Einfuhren auf offene Zollager (bis 1969 Zollaufschublager) nicht als Einfuhr auf
Lager, sondern als Einfuhren in den freien Verkehr angeschrieben.

Begriffsbeziehungen:

Spezialhandel und >>> Generalhandel (AuBenhandelsstatistik) unterscheiden sich durch die unterschiedliche
Einbeziehung des Lagerverkehrs.

Gegenstand des Lagerverkehrs sind die auf Freihafen- und Zollager eingefiihrten ausldndischen Waren zuziig-
lich einiger Sonderfille (voriibergehende Zollgutverwendung).

Der Generalhandel umfafit die Einfuhr auf Lager sowie die Ausfuhr aus Lager. Der Spezialhandel bezieht da-
gegen nur die Einfuhr aus Lager mit ein. . ‘

Mithin ergibt sich:
Einfuhr im Spezialhandel Ausfuhr im Spezialhandel
- Einfuhr aus Lager + Ausfuhr aus Lager
+ Einfuhr auf Lager
= Einfuhr im Generalhandel = Ausfuhr im Generalhandel

Spielkartensteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: 1950 bis 1980
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Begriffsinhalt:

Verbrauchsteuer fiir Spielkarten, die dem Bund zustand und von der Zollverwaltung verwaltet wurde.
Spielkarten sind Kartenblitter, mit denen ein Kartenspiel gespielt werden kann. Fiir die Spielkartensteuer wa-
ren verschiedene Steuersitze vorgesehen, je nachdem aus welchem Stoff die Spielkarten hergestellt sind, aus
wieviel Lagen die Bltter - soweit sie aus Papier hergestellt sind - bestehen, und aus wieviel Blattern sich ein
Kartenspiel zusammensetzt.

So betrug die Steuer fiir Spielkarten aus Papier, wenn die einzelnen Blétter aus weniger als drei Lagen bestehen
0,30 DM, aus drei und mehr Lagen 0,50 DM und mit Bléttern aus anderen Stoffen als Papier 1,50 DM.

Die Steuer erméBigte sich bei Kartenspielen von 24 und weniger Blattern bzw. erhdhte sich fiir Kartenspiele
von mehr als 48 Blittern jeweils um die Hilfte. Dabei durften Spielkarten nur verpackt als vollstéindige Spiele
aus dem Herstellungsgebiet entfernt oder in das Erhebungsgebiet eingefiihrt und dort umgesetzt werden. Sie
muBten auBerdem in bestimmter Weise gekennzeichnet sein.

Steuerschuldner war jeweils der Hersteller bzw. bei der Einfuhr der Zollbeteiligte, wobei die fiir Zlle geltenden
Vorschriften sinngemif Anwendung fanden.

Unversteuert blieben Spielkarten, unter Beachtung bestimmter Verfahren, wenn sie von Herstellern oder im
AnschluB an die Einfuhr zur weiteren Bearbeitung in einen anderen Spielkartenherstellungsbetrieb verbracht
und von Herstellern unversteuert aus dem Erhebungsgebiet ausgefiihrt oder zu einem Zollverkehr abgefertigt
wurden.

Nicht als Spielkarten im Sinne des Spielkartensteuergesetzes galten Karten mit geringen Abmessungen (Breite
bis zu 27 mm, Linge bis zu 35 mm), Kinderspielkarten, altertiimliche Originalspielkarten fiir Sammlungen
und Kartenblitter, mit denen nur reine Frage- und Antwortspiele gespielt werden kénnen.

Aus Griinden der Steuervereinfachung und wegen ihres geringen Ertrages ist die Spielkartensteuer zum
1.1.1981 abgeschafft worden.

Spielwaren, Schmuck, Fiillhalter u.i.

Index der GroBhandelsverkaufspreise
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt: -

Ausgewihlte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe 39 "Musikinstrumente, Spielwaren, Sportgerite,
Schmuck, belichtete Filme, Fiillhalter u.4." des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik,
Ausgabe 1975 bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fiir die Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982,

Einbezogen sind Spielwaren und Christbaumschmuck, Schmuck, Gold- und Silberschmiedewaren sowie Fiill-
halter, Kugelschreiber u.4. :

Nicht beriicksichtigt werden Grofimusikinstrumente, Musikwerke, Saiten-, Blas- und sonstige Kleinmusikin-
strumente, Turn- und Sportgerite, bearbeitete Edelsteine und Diamanten, Gerate und Miniaturfahrzeuge fur
das Schaustellergewerbe, Erzeugmsse der Foto- und Filmlabors, Stempel sowie Waren aus natiirlichen Schnitz-
und Formstoffen u.4.

Sport

1. Statistik der Studien- und Berufswiinsche
Datennachweis: ab 1976

2. Statistik der Hochschulpriifungen
Datennachweis: ab 1959

Begriffsinhalt:
Erfassung des Studienbereichs "Sport" an Hochschulen

Nachgewiesen werden Abiturienten und Schiiler der AbschluBklassen der 12. Klassenstufe, die beabsichtigen,
Sport zu studieren.
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Begriffsbeziehungen:

Der Studienbereich Sport ist bei der Statistik der Studien- und Berufswiinsche, 1972 bis 1979, in der Fécher-
gruppe >>> Geistes- und Sprachwissenschaften enthalten.

Sprach- und Kulturwissenschaften

1. Statistik der Studien- und Berufswiinsche
Datennachweis: ab 1976

2. Statistik der Hochschulpriifungen
Datennachweis: ab 1959

Begriffsinhalt:

Zusammenfassung folgender Studienbereiche an Hochschulen:

- Theologie, Religionslehre,

- Philosophie,

- Geschichte,

- ' Bibliothekswesen, Dokumentation, Publizistik,

- Allgemeine und vergleichende Literatur- und Sprachwissenschaft,
- Altphilologie (klass. Philologje), Neugriechisch,

- Germanistik (Deutsch, germanische Sprachen ohne Anglistik),
- Anglistik, Amerikanistik,

- Romanistik,

- Slawistik, Baltistik, Finno-Ugristik,

- AuBereuropiische Sprach- und Kulturwissenschaften,

- Psychologie,

- Erziehungswissenschaften.

Nachgewiesen werden Abiturienten und Schiiler der AbschiuBklassen der 12. Klassenstufe, die beabsichtigen,
Sprach- und Kulturwissenschaften zu studieren.

Begriffsbeziehungen: _

Die Fichergruppe Sprach- und Kulturwissenschaften umfafit im Unterschied zur Fichergruppe >>> Geistes-
und Sprachwissenschaften (Statistik der Studien- und Berufswiinsche, 1972 bis 1979) zusétzlich den Studien-
bereich Theologie; dagegen ist der Studienbereich Sport nur bei der Fachergruppe Geistes- und Sprachwissen-
schaften enthalten.

Staat

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Neben den >>> Unternehmen und den >>> privaten Haushalten einschi. privater Organisationen ohne Er-
werbszweck einer der drei grofien Sektoren in der Gliederung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen.

Der Sektor Staat umfaft alle Institutionen, deren Aufgabe iiberwiegend darin besteht, Dienstleistungen eigener
Art fiir die Allgemeinheit zu erbringen, und die sich hauptséchlich aus Zwangsabgaben finanzieren. Uber den
Staat vollzieht sich der iiberwiegende Teil der Einkommensverteilung in der Volkswirtschaft. Zum Staat geho-
ren die >>> Gebietskorperschaften und die >>> Sozialversicherung. Nicht zum Sektor Staat rechnen im Eigen-
tum der Gebietskorperschaften und der Sozialversicherung befindliche >>> Unternehmen, unabhingig von ih-
rer Rechtsform. ’
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Staatsangehdorigkeit auslindischer Arbeitnehmer

Statistik der auslindischen Arbeitnehmer
Datennachweis: 1959 bis 1972

Begriffsinhalt:

Beschiftigte auslindische Arbeitnehmer nach Staatsangehérigkeit, untergliedert in "EG-Linder", "tibriges Eu-
ropa" und "auBereuropéische Lander".

Zu den EG-Lindern rechen:

Frankreich
Belgien
Luxemburg
Niederlande
Italien

Alle europiischen Lander, die nicht zu den EG-Landern zhlen, sind unter "iibriges Europa", alle Lander au-
Berhalb Europas unter "aufiereuropdische Lander" nachgewiesen.

Staatsforsten

Bodennutzungsvorerhebung
Datennachweis: bis 1978

Begriffsinhalt:

>>> Forstbetriebe, die sich im Besitz der Bundesrepublik Deutschland oder eines Bundeslandes befinden.
Forstbetriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fiir Rechnung eines Inhabers (des Betriebsinhabers)
bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfiihrung unterstehen, forstwirtschaftliche Erzeugnisse hervor-
bringen und deren >>> landwirtschaftlich genutzte Fliiche weniger als 10% ihrer >>> Waldfldche betrégt
(Hauptproduktionsrichtung).

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1970 wurde die Hauptproduktionsrichtung der landwirtschaftlichen Betriebe und der Forstbetriebe
nicht nach dem Flichenverhiltnis von landwirtschaftlich genutzter Fliche und Waldfldche zueinander festge-
legt, sondern iiber das Schwergewicht der Produktion, gemessen am Verkaufswert der eigenen Erzeugnisse
(einschl. des Eigenverbrauchs), erfragt.

Staatshandelsliinder

AuBenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Zu den Staatshandelsldndern rechnen:

in Europa: N

Sowjetunion
Polen
Tschechoslowakei
Ungarn
Ruménien
Bulgarien
Albanien
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in Asien:

Vietnam
Mongolei
China
Nordkorea

Staatsverbrauch

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Wert der der Allgemeinheit ohne spezielles Entgelt zur Verfiigung gestellten Verwaltungsleistungen der Ge-
bietskorperschaften und der Sozialversicherung (z.B. Sicherheitsleistungen, Unterrichtsleistungen, Gesund-
heitsbetreuung, allgemeine Verwaltungsleistungen).

Der Staatsverbrauch ergibt sich nach Abzug des Wertes der Verkiufe (hauptsichlich Benutzungsgebiihren) und
der selbsterstellten Anlagen vom >>> Produktionswert des Staates. Dieser wird anhand der laufenden Aufwen-
dungen der Institutionen des Staatssektors gemessen.

Zu den laufenden Aufwendungen rechnen die Einkommen aus unselbstindiger Arbeit der beim Staat Beschaf-
tigten (im weitesten Sinne, d.h. Beamte, Angestellte, Arbeiter, Soldaten, Wehrpflichtige usw.), die von den Be-
hérden und Einrichtungen des Staates gezahlten Produktionssteuern, ferner Abschreibungen und Vorleistungen
dieser Institutionen.

Die vom Staat geleisteten Einkommen aus unselbstandiger Arbeit schliefen unterstellte Sozialbeitrige fiir die
Altersversorgung der Beamten ein. Enthalten sind auch Aufwendungen fiir die Verpflegung und Bekleidung
der Bundeswehr. Die Abschreibungen des Staates beziehen sich auf Ausriistungen und Gebéude; Strafen,
Briicken, Wasserwege und dhnliche Giiter des Staates mit schwer bestimmbarer Nutzungsdauer werden inter-
nationalem Brauch folgend nicht abgeschrieben. Die Vorleistungen des Staates messen, bedingt durch das sta-
tistische Ausgangsmaterial, die laufenden Kéufe des Staates und nicht den tatsichlichen Verbrauch. Vorrats-
verinderungen im Zusammenhang mit laufenden Kaufen des Staates werden daher nicht verbucht (bei der im
Vermégensveranderungskonto des Staates nachgewiesenen Vorratsverinderung handelt es sich ausschlieBlich
um Giiter, die zur Vorratshaltung - z.B. Rohél - angeschafft werden). In den Vorleistungen des Staates sind
auch die vom Staat auf Direkteinfuhren gezahlten Einfuhrabgaben enthalten. Ferner umfassen sie - den Markt-
vorgingen folgend - die Kaufe der Sozialversicherung, der Sozialhilfe usw. fiir soziale Sachleistungen, z.B.
Kiufe von Medikamenten sowie von Arzt- und Krankenhausleistungen. Aufierdem wird nach internationalem
Brauch der Erwerb von dauerhaften militirischen Ausriistungen fir die eigenen Streitkrifte sowie die Errich-
tung militirischer Bauten fiir die eigenen sowie fur die Stationierungsstreitkrifte einbezogen. Nicht enthalten
sind dagegen die Giiterkdufe des Staates, die zur unentgeltlichen Ausfuhr bestimmt sind, sowie Kaufe des

- Staates im Zusammenhang mit dem Aufenthalt auslindischer Streitkrafte (soweit es sich nicht um Bauten han-
delt). Diese Kaufe werden als Ausfuhr nachgewiesen (unter gleichzeitiger Verbuchung als Ubertragung des
Staates an die iibrige Welt). ’

Der Staatsverbrauch ist seinen Aufwandsposten entsprechend periodisiert. Die vom Staat geleisteten Einkom-
men aus unselbstindiger Arbeit - einer der beiden grofien Aufwandsposten - werden im Prinzip im Zeitpunkt
der Filligkeit der Einkommen nachgewiesen. Fiir die Vorleistungskiufe ist im Prinzip der Zeitpunkt des Kaufs
maBgeblich, jedoch liegen den statistischen Ausgangsdaten weitgehend Zahlungsvorginge zugrunde. Die
hiermit verbundenen Abweichungen vom Grundsatz diirften bei diesem Posten jedoch nur unwesentlich ins
Gewicht fallen.

Begriffsbeziehungen:

1. Kaiufe von Giitern fiir die laufende Produktion
(Vorleistungen)
+ Bruttowertschopfung
Geleistete Einkommen aus unselbstindiger Arbeit
Produktionssteuern
Abschreibungen
= Produktionswert
- Verkiufe von Verwaltungsleistungen
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- Selbsterstellte Anlagen
= Staatsverbrauch

2. Staatsverbrauch
+ Privater Verbrauch
= Letzter Verbrauch
+ Bruttoinvestitionen
+ AuBenbeitrag
= Bruttosozialprodukt

Stadtbahnen (einschl. Hoch-, U- und Schwebebahnen)

Statistik der Personenbeférderung im Strafienverkehr
Datennachweis: ab 1980

Begriffsinhalt:

>>> StraBenbahnen mit vollig oder iiberwiegend vom Individualverkehr unabhéngiger Gleisfiihrung und mit
Einrichtungen zur automatischen Zugbeeinflussung,

Zu den Stadtbahnen gehoren auch Bahnen, die den Straflenbahnen gleichgestellt sind. Es sind dies Bahnen, die
als Hoch-, Untergrund- oder Schwebebahnen oder &hnliche Bahnen besonderer Bauart angelegt sind, aus-
schlieBlich oder iiberwiegend der Beforderung von Personen im Orts- oder Nachbarschaftsbereich dienen und
nicht Bergbahnen oder Seilbahnen sind. Die S-Bahnen der >>> Deutschen Bundesbahn sind ausgenommen.

Stadtbahnen umfassen die >>> Stadtschnellbahnen und zusitzlich StraBenbahnen mit nur iiberwiegend vom
Individualverkehr unabhingiger Gleisfilhrung,.

Stadtschnellbahnen

Statistik der Personenbeforderung im StraBlenverkehr
Datennachweis: 1952 bis 1979

Begriffsinhalt:

Bahnen, die als Hoch-, Untergrund- oder Schwebebahnen oder dhnliche Bahnen besonderer Bauart angelegt
sind (ohne Berg- und Seilbahnen) mit vom Individualverkehr véllig unabhingiger Gleisfithrung und die aus-
schlieBlich oder iiberwiegend der Beférderung von Personen im Orts- oder Nachbarschaftsbereich dienen.

Die S-Bahnen der Deutschen Bundesbahn sind ausgenommen.

Begriffsheziehungen:

Die Stadtschnellbahnen unterscheiden sich von den >>> Strafienbahnen und den Strafienbahnen herkémmli-
cher Bauart durch ihre vom iibrigen Verkehr vollstindig getrennte Streckenfiihrung, Die Stadtschnellbahnen
gehéren zu den >>> Stadtbahnen.

. Stahlbauerzeugnisse und Schienenfahrzeuge

1.1 Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: 1962 bis 1976

1.2 Index der Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Ausgewihlte Waren/ Giiter (Waren-/ Giiterarten) aus der Waren-/ Giitergruppe
Stahlbauerzeugnisse (und Schienenfahrzeuge) Waren-/ Giitergruppe 31
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des Systematischen Warenverzeichnisses fur die Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Giiterver-
zeichnisses fiir Produktionsstatistiken (GP), die zu den >>> Investitionsgiitern zihlen.

Als Investitionsgiiter gelten Waren/ Giiter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die iiberwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegiiter
gekauft werden.

Zu den Stahlbauerzeugnissen rechnen folgende Waren/ Giiter:

Hochbaukonstruktionen aus Stahl und Leichtmetall
Abdeckungen (Lichtgitter) und Roste

Weichen, Kreuzungen und dhnliches Gleismaterial (einschl. Baustellenarbeiten)
Dampfkessel (Dampferzeuger)
Dampfkesselfeuerungen

Hilfsapparate fiir Dampfkessel

Behalter (ortsfest) und Kesselschmiedeerzeugnisse
Rohrleitungen

Heizkessel fiir Warmwasserheizungsanlagen
Transportgrofibehilter (Container)

Lokomotiven

Schienengebundene Wagen

Feld- und Industriebahnwagen

Bei allen Waren/ Giitern werden Zubehor-, Einzel- und Ersatzteile nicht mit einbezogen.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Auswahl der zu den Stahlbauerzeugnissen und Schienenfahrzeugen rechnenden Waren auf der Grundlage
des Systematischen Warenverzeichnisses fir die Industriestatistik unterscheidet sich von der o.g. Giiterauswahl
nach dem Systematischen Giiterverzeichnis fur Produktionsstatistiken.

2. AuBBenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:

Wie unter 1., jedoch ohne Druckrohrleitungen aus Stahl, ohne Reparaturen und ohne Baustellenarbeiten. In der
AuBenhandelsstatistik werden die Stahlbauerzeugnisse und Schienenfahrzeuge unter " Stahlbauerzeugnisse"
nachgewiesen.

Die Ergebnisse der AuBenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis fiir die Aufienhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die
Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fur Produktionsstatistiken (GP) umge-
schliisselt. Da im WI bzw. GP die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA dagegen
nach zolltechnischen (materialmiBigen) Kriterien gegliedert werden, kénnen sich bei der Gegeniiberstellung
geringfiigige Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach >>> Verbrauchsgiitern und Investitionsgiitern erfolgt in Anlehnung an die Wa-
renauswahl, die zur Berechnung des Index der (industriellen) Bruttoproduktion fur Investitionsgiiter und Ver-
brauchsgiiter getroffen wurde.

Anderungen im Zeitablauf:
Siehe unter 1.

Begriffsbeziehungen:

Stahlbauerzeugnisse und >>> Stahlbauten (Aufienhandelsstatistik) sind annihernd gleich abgegrenzt. Nur zu
den Stahlbauerzeugnissen rechnen Druckbehilter fiir Gase, Heizkessel aus GuBeisen sowie Briicken und Briik-
kenteile, Maste, Tiirme, Hallen und hnliche Konstruktionen aus Aluminium. Nur zu den Stahlbauten rechnen
einzelne zum Oberbaumaterial fiir Bahnen zihlende Teile sowie Druckrohrleitungen aus Stahl.

Stahlbauten

Aufienhandelsstatistik
Datennachweis: 1960 bis 1974
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Begriffsinhalt:

Ausgewihlte Waren (Warennummern) des Warenverzeichnisses fur die AuBenhandelsstatistik, die im wesent-
lichen der Warengruppe

Stahlbauerzeugnisse Warengruppe 31

des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik, Ausgabe 1970, entsprechen und zu den
>>> Investitionsgiitern zihlen.

Als Investitionsgjiter gelten Waren, die von der Industrie hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die iiberwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegiiter
gekauft werden.

Zu den Stahlbauten rechnen im wesentlichen:

Briicken, Hallen, Maste, Tiirme, Gerustkonstruktlonen und Leichtbaukonstruktionen aus Eisen oder Stahl,
Stahlwasserbauten,

Tunnel- und Schachtausbauten,

Bebhiilter aus Eisen oder Stahl, Transportgrofibehilter,

Heizkessel aus Stahl,

Rohrleitungen, Druckrohrleitungen aus Stahl,

Dampfkessel, Hilfsapparate fir Dampfkessel, Feuerungen,

Drehscheiben und Schiebebiihnen,

Triebwagen, schienengebundene Wagen, Untergestelle, Dreh- und Lenkgestelle fiir schienengebundene Wagen,
ortsfestes Gleismaterial, einzelne zum Oberbaumaterial fiir Bahnen z3hlende Teile.

Die Ergebnisse der AuBenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis fiir die Aufienhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die
Industriestatistik (WI) umgeschliisselt. Da im W1 die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen,
im WA dagegen nach zolltechnischen (materialmaBigen) Kriterien gegliedert werden, kénnen sich bei der Ge-
geniiberstellung geringfiigige Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach >>> Verbrauchsgiitern und Investitionsgiitern erfolgt in Anlehnung an die Wa-
renauswahl, die zur Berechnung des Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitionsgiiter und Ver-
brauchsgiiter getroffen wurde. .

Begriffsbeziehungen:

Stahlbauten und Stahlbauerzeugnisse (Aufienhandelsstatistik) sind anndhernd gleich abgegrenzt. Nur zu "den
Stahlbauten rechnen Druckrohrleitungen aus Stahl und einzelne zum Oberbaumaterial fiir Bahnen zdhlende
Teile. Nur zu den Stahlbauerzeugnissen rechnen Druckbehalter fiir Gase, Heizkessel aus Gufieisen und Alu-
miniumkonstruktionen (Briicken, Briickenteile, Maste, Tiirme, Hallen, Wohnh&user u.4.).

Stammkapital am 31.12.

Statistik der Kapitalgesellschaften
Datennachweis: ab 1951

Begriffsinhalt:
Nennkapital von >>> Gesellschaften mit beschrinkter Haftung am 31. Dezember jedes Jahres.

Das Stammkapital einer Gesellschaft mit beschrinkter Haftung ist die Summe aus den Stammeinlagen
(Geschiftsanteilen) der Gesellschafter. Die ausstehenden Einlagen auf das Stammkapital und die durch die Ge-
sellschaft erworbenen eigenen Geschiftsanteile sind vom Stammkapital nicht abgesetzt. Die Statistik der Kapi-
talgesellschaften erfaft das Stammkapital der Gesellschaften mit beschrankter Haftung, deren Stammkapital
auf einen Nennbetrag in Deutscher Mark lautet.

Der "Zugang an Stammkapital zwischen dem 1. Januar und dem 31. Dezember" jeden Jahres ist u.a. auf Griin-
dungen, auf Verschmelzungen, auf Umwandlungen aus anderen Rechtsformen, auf Kapitalerhdhungen oder auf
Fortsetzungen von aufgeldsten Gesellschaften zuriickzufiihren. Eine Gesellschaft wird u.a. aufgeldst durch Be-
schluB der Gesellschafter (Eroffnung der Abwicklung) oder durch Eréffnung des Konkursverfahrens. Die Fort-
setzung einer aufgeldsten Gesellschaft ist in bestimmten Fillen moglich, solange noch nicht mit der Verteilung
des Vermégens unter die Gesellschafter begonnen worden ist.

Der "Abgang an Stammkapital zwischen dem 1. Januar und dem 31. Dezember" jeden Jahres ist u.a. auf Ver-
schmelzungen, auf Umwandlungen in andere Rechtsformen, auf Kapitalherabsetzungen oder auf Auflésungen
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suriickzufiihren. Eine Gesellschaft wird u.a. aufgelést durch Beschlufl der Gesellschafter (Eréffnung der Ab-
wicklung) oder durch Eréffnung des Konkursverfahrens. .

Begriffsbeziehungen:

Dem Stammkapital am 31.12. bei den Gesellschaften mit beschrinkter Haftung entspricht bei den Aktienge-
sellschaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien das >>> Grundkapital am 31.12. (Statistik der Kapital-
gesellschaften).

Im Unterschied zum Stammkapital umfaBt das Kapital (einschl. offene Riicklagen gemiB § 10 KWG)
(Bilanzstatistik) der inlindischen Kreditinstitute auch die offenen (gesetzlichen und sonstigen) Riicklagen ge-
miB § 10 des Gesetzes iiber das Kreditwesen.

Im Grundkapital und (den) Riicklagen (Ausweis der Deutschen Bundesbank) der Deutschen Bundesbank sind
das Grundkapital der Deutschen Bundesbank sowie die gesetzlichen und sonstigen (freien) Riicklagen enthal-
ten.

Das Kapital und (die) Riicklagen (Konsolidierte Bilanz des Bankensystems) des Bankensystems umfassen ne-
ben dem Grundkapital der Deutschen Bundesbank und dem Kapital der inlandischen Kreditinstitute auch die
offenen Riicklagen gemifs § 10 des Gesetzes iiber das Kreditwesen. Zu beachten ist, dafd im Unterschied zum
Stammkapital die von den Kreditinstituten erworbenen eigenen Anteile und das nichteingezahlte Kapital vom
Kapital und den Riicklagen abgesetzt worden sind.

Stationir behandelte Kranke

Krankenhausstatistik
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:

Zu den stationir behandelten Kranken zihlen alle in >>> Krankenhéusern stationir Behandelten, ohne die ge-
sunden Neugeborenen bei Anstaltsentbindungen.

Nachgewiesen werden die stationdr behandelten Kranken getrennt fir >>> Akutkrankenhéuser und
>>> Sonderkrankenhiuser, gegliedert nach offentlichen, freien gemeinniitzigen und privaten Tragern.

Steine und Erden, Asbestwaren

Index der GroBhandelsverkaufspreise
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:

Ausgewihlte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe 25 "Steine und Erden, Asbestwaren, Schleifmittel" des
Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik, Ausgabe 1975 bzw. des Systematischen Giiter-
verzeichnisses fur die Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982.

Einbezogen sind Zement, bearbeiteter Kalk, Gips, grobkeramische Erzeugnisse und Betonerzeugnisse einschl.
Kalksandsteine, andere Erzeugnisse aus Steinen und Erden a.n.g. sowie Asbestwaren und Schleifmittel.

Nicht beriicksichtigt werden rohe, gebrochene und bearbeitete Natursteine, unbearbeitete Erden, Schlacken,
Maértel und Transportbeton.

Sterbefille

Bevilkerungsvorausschiitzung
Datennachweis: 1972 bis 1999

Begriffsinhalt:

Der Begriff Sterbefille entspricht dem Begriff >>> Gestorbene (Statistik der natiirlichen Bevélkerungsbewe-
gung, Todesursachenstatistik).
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Nachtriglich beurkundete Sterbefille aus fritheren Jahren (Kriegssterbefille), gerichtliche Todeserkldrungen
sowie >>> Totgeborene zihlen nicht zu den Sterbefillen.

In der 5. koordinierten Bevdlkerungsvorausschitzung werden nur Gestorbene mit deutscher Staatsangehorig-
keit berechnet.

Steuerbarer Umsatz

Umsatzsteuerstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Der steuerbare Umsatz umfafit nach dem Umsatzsteuergesetz
- die Lieferungen und sonstigen Leistungen, die ein Unternehmer im Erhebungsgebiet gegen Entgelt im
" Rahmen seines Unternehmens ausfiihrt;

- den Eigenverbrauch im Erhebungsgebiet, der insbesondere dann vorliegt, wenn ein Unternehmer fiir aufler-
halb seines Unternehmens liegende Zwecke Gegenstinde aus seinem Unternehmen entnimmt;

- die Lieferungen und sonstigen Leistungen, die von juristischen Personen und dgl. unentgeltlich an ihre
Anteilseigner und dgl. ausgefiihrt werden,;

- die Einfuhr von Gegenstinden in das Zollgebiet. (Einfuhrumsatzsteuer)

Nicht steuerbar sind Umsitze, die nicht von einem Unternehmen im Sinne des UStG und/ oder nicht im Erhe-
bungsgebiet erbracht worden sind.

Nicht selbstindig und somit nicht Unternehmen im Sinne des UStG sind auch die einzelnen sog. Organgesell-
schaften, so dafl auch die Innenumsitze innerhalb eines Organkreises nicht-steuerbar sind.

Bemessungsgrundlage: Der Umsatz bemifit sich
- bei Lieferungen und sonstigen Leistungen nach dem Entgelt (§ 10 Abs. 1 UStG);

- beim Eigenverbrauch (je nach dessen Art) nach dem Teilwert oder dem gemeinen Wert, nach den entstan-
denen Kosten oder nach den Aufwendungen (§ 10 Abs. 4 UStG);

- bei Gebrauchsfahrzeugen nach dem Unterschied zwischen Verkaufs- und Einkaufspreis (§25a UStG)

- bei Reiseleistungen im Sinne des § 25 Abs. 1 UStG nach dem Unterschied zwischen dem Betrag, den der
Leistungsempféanger aufwendet und dem Betrag, den der Unternehmer fiir die Reisevorleistungen aufwendet
(§ 25 Abs. 3 UStG - sogenannte Margenbesteuerung);

- bei der Einfuhr nach dem Wert des eingefiihrten Gegenstandes nach den jeweiligen Vorschriften iiber den
Zollwert (§ 11 UStG).

Die Umsatzsteuer, die gemiB § 10 Abs. 4 UStG nicht zur Bemessungsgrundlage gehort, ist grundsétzlich nach

vereinbarten Entgelten (Sollbesteuerung) zu berechnen (§ 16 Abs. 1 UStG); die Steuerberechnung nach verein-

nahmten Entgelten (Istbesteuerung) beschrinkt sich auf Unternehmen mit einem Gesamtumsatz bis 250 000

DM im Vorjahr, auf Nichtbuchfiihrungspflichtige und Angehérige freier Berufe (§ 20 UStG).

Nicht in der Umsatzsteuerstatistik erfafit werden:
- die Einfuhrumsitze

- Umsitze der nicht in die Umsatzsteuerstatistik einbezogenen Steuerpflichtigen (siehe unter
>>> Umsatzsteuerpflichtige). .-

- Folgende Umsitze erfafiter Steuerpflichtiger:

Nichtsteuerbare Umsitze (z.B. Freihafenumsatz, bis bis 31.12. 1995 Teilumsétze der Deutschen Bundes-
post-Telekom, bei denen es sich um Ausiibung hoheitlicher Gewalt handelt),

Steuerfreie Bank- und Versicherungsumsitze ohne Berechtigung zum Vorsteuerabsatz, die im Zuge der
statistischen Aufbereitung eliminiert werden.

Weitere Erfassungsliicken sind denkbar bei steuerfreien Umsétzen infolge unvollstindiger Angaben der
Steuerpflichtigen zur Umsatzsteuer-Voranmeldung, sofern kein unabweisbares fiskalisches Interesse an
einer Korrektur der Angaben durch die Finanzverwaltung besteht (z.B. Zahnarztumsétze).
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Steuerbefreiung der gemeinniitzigen Wohnungs- und
Siedlungsunternechmen

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1975

Begriffsinhalt:

Forderung des Wohnungsbaues durch Befreiung der gemeinniitzigen Wohnungs-und Siedlungsunternehmen
von der Kérperschaftsteuer, der Vermogensteuer und der Gewerbesteuer.

Die aufgrund des Wohnungsgemeinniitzigkeitsgesetzes einschlieBlich seiner Anderungen als gemeinniitzig an-
erkannten Wohnungsunternehmen, die von den zusténdigen Landesbehorden begriindeten oder anerkannten
Siedlungsunternehmen und die von den obersten Landesbehorden zur Ausgabe von Heimstétten zugelassenen
gemeinniitzigen Unternehmen sind von der Kérperschafisteuer, der Vermdgensteuer und der Gewerbesteuer
befreit.

Ein Wohnungsunternehmen gilt als gemeinniitzig, wenn es ausschlieBlich und unmittelbar gemeinniitzigen
Zwecken dient und sein wirtschaftlicher Geschéftsbetrieb iiber den Rahmen einer Vermégensverwaltung nicht
hinausgeht.

Das Wohnungsunternehmen darf nicht unter den iiberwiegenden Einfluf} von Angehérigen des Baugewerbes
stehen. '

Das Wohnungsunternehmen darf die Uberlassung der Wohnungen, insbesondere ihre Verduflerung und Ver-
mietung, nicht auf bestimmte Personen oder eine bestimmte Zahl von Personen beschrinken.

Ist das Wohnungsunternehmen eine Genossenschaft oder ein Verein, deren Mitgliederkreis ganz oder teilweise
aus Wohnungssuchenden besteht, dann ist es zulissig, die Wohnungen nur Mitgliedern zu iiberlassen, sofern
der Erwerb der Mitgliedschaft keinen Beschrankungen unterliegt.

Das Wohnungsunternehmen muf sich satzungsgemaf und tatsdchlich mit dem Bau von Kleinwohnungen be-
fassen, d.h. mit Wohnungen, deren Wohnfliche hochstens 120 gm betrégt.

Offentlich geforderte und steuerbegiinstigte Wohnungen im Sinne des Ersten Wohnungsbaugesetzes gelten
auch dann als Kleinwohnungen, wenn ihre Wohnfldchen diese Grenze liberschreiten.

Fiir die nicht als gemeinniitzig geltenden Geschifte dieser Unternehmen sollen Auflagen abgabenrechtlicher
Art zu einer Steuer fiihren, die sich ergibe, wenn diese Geschifte Gegenstand eines organisatorisch getrennten
und voll steuerpflichtigen Teils des Unternehmens waren.

Dies gilt z.B. fiir die Errichtung und den Erwerb von Wohnungen, die nicht als Kleinwohnungen anzusehen
sind, fir die Unterhaltung eines gewerblichen Betriebes durch das Wohnungsunternehmen, soweit dies not-
wendig ist um die Bediirfnisse der Bewohner der von dem Unternehmen errichteten oder verwalteten Wohnun-
gen zu befriedigen sowie fiir andere Geschéfte, wenn durch diese die Gemeinniitzigkeit des Unternehmens
nicht beeintrichtigt wird. :

Die Durchfiihrung lindlicher Siedlung unterliegt gemeinniitzigen Siedlungsunternehmen. Eine Siedlerstelle
besteht aus einem Wohngebaude mit angemessener Landzulage, die nach Gréfie, Bodenbeschaffenheit und
Einrichtung dazu bestimmt und geeignet ist, den Kleinsiedler durch Selbstversorgung aus vorwiegend garten-
bauméBiger Nutzung des Landes eine fiihlbare Erginzung seines sonstigen Einkommens zu bieten.

Die Steuerbefreiung der gemeinniitzigen Siedlungsunternehmen ist insoweit ausgeschlossen, als diese einen
wirtschaftlichen Geschiftsbetrieb unterhalten, der iiber die Durchfithrung von Siedlungs-, Agrarstrukturverbes-
serungs und Landentwicklungsmafnahmen hinausgeht.

Ebenso ist fiir gemeinniitzige Unternehmen, die zur Ausgabe von Heimstétten zugelassen sind, die Steuerbe-
freiung insoweit ausgeschlossen, als diese einen wirtschaftlichen Geschiftsbetrieb unterhalten, der iiber die Be-
griindung und VergréBerung von Heimstétten hinausgeht.

Als Heimstitten sind Einfamilienhuser mit Nutzgirten oder gewisse ldndliche Anwesen zugelassen.

Steuerbefreiung der Organe der staatlichen Wohnungspolitik

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1975
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Begriffsinhalt:

Férderung des Wohnungsbaues durch Befreiung von Unternehmen sowie betriebswirtschaftlich und organisa-
torisch getrennter Teile von Unternehmen, die Organe der staatlichen Wohnungspolitik sind, von der Kérper-
schaftsteuer, der Vermogensteuer und der Gewerbesteuer.

Unternehmen sowie betriebswirtschaftlich und organisatorisch getrennte Teile von Unternehmen, die aufgrund
des Wohnungsgemeinniitzigkeitsgesetzes einschlieBlich seiner Anderungen als Organe der staatlichen Woh-
nungspolitik anerkannt sind, sind von der Kérperschaftsteuer, der Gewerbesteuer und der Vermégensteuer be-
freit. Voraussetzung hierzu ist, dafl sich das Unternehmen satzungsgemal und tatsdchlich mit dem Bau von
Kleinwohnungen befafit, d.h. mit Wohnungen, deren WohnfTache héchstens 120 qm betrdgt. Offentlich gefor-
derte und steuerbegiinstigte Wohnungen im Sinne des Ersten Wohnungsbaugesetzes gelten auch dann als
Kleinwohnungen, wenn ihre Wohnfldchen diese Grenze iiberschreiten.

Durch die Steuerbefreiung soll die Erstellung von ausreichendem und auch von einkommensschwachen Bevol-
kerungskreisen erschwinglichem Wohnraum geférdert werden.

Fiir die nicht als gemeinniitzig geltenden Geschifte dieser Unternehmen sollen Auflagen abgabenrechtlicher
Art zu einer Steuer fiihren, die sich ergibe, wenn diese Geschifte Gegenstand eines organisatorisch getrennten
und voll steuerpflichtigen Teils des Unternehmens wiren.

Dies gilt z.B. fiir die Errichtung und den Erwerb von Wohnungen, die nicht als Kleinwohnungen anzusehen
sind, fiir die Unterhaltung eines gewerblichen Betriebes durch das Wohnungsunternehmen, soweit dies not-
wendig ist um die Bediirfnisse der Bewohner der von dem Unternehmen errichteten oder verwalteten Wohnun-
gen zu befriedigen sowie fiir andere Geschifte, wenn durch diese die Gemeinniitzigkeit des Unternehmens
nicht beeintrachtigt wird.

Steuereinnahmen der Linder (nach der Steuerverteilung)

1. Statistik iiber den Steuerhaushalt
Datennachweis: ab 1962

2. Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Steuereinnahmen, die den Landern nach der Steuerverteilung verbleiben/ zuflieflen.
Die Steuereinnahmen umfassen die

>>> Landessteuern, Anteile an der >>> Einkommen- und Kérperschaftsteuer, Anteile an der >>> Umsatz- und
Einfuhrumsatzsteuer sowie 50 v.H. >>> Gewerbesteuerumlage.

Die Erginzungszuweisungen des Bundes an die finanzschwachen Lander sind jedoch nicht zugesetzt.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1969 verblieben den Lindern die Landessteuern sowie Anteile an der Einkommen- und Kérper-
schaftsteuer. Ab 1.1.1970 (Inkrafttreten des Finanzreformgesetzes in Verbindung mit dem Gemeindefinanzre-
formgesetz) flieBen den Léndern folgende Anteile an der Umsatz- und Einfuhrumsatzsteuer zu:

1970 - 1971: 30 v.H. ‘

1972 - 1973:
1974:

1975:

1976 - 1977:
1978 - 1982:
1983:

1984 - 1985:
1986 - :

35v.H.
37 v.H.
31,75 v.H.
31vH.
32,5v.H
33,5vH
34,5 v.H.
35v.H.

Ebenfalls seit 1.1.1970 flieBen den Lindern zu: 50 v.H. der >>> Lohnsteuer und der >>> veranlagten Ein-

kommensteuer abziiglich des halben Gemeindeanteils an der Einkommensteuer, 50 v.H. der
>>> Kapitalertragsteuer und der >>> Korperschaftsteuer sowie 50 v.H. der Gewerbesteuerumlage.

Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer betrigt ab 1.1.1970 14 v.H, ab 1.1.1980 15 v.H. der Lohn- und
veranlagten Einkommensteuer.
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Ab 1991 umfassen die Steuereinnahmen der alten Bundeslénder 100% der erhohten Gewerbesteuerumlage; an-
derseits sind sie ab 1991 um Finanzierungsbeitrige zum Fonds "Deutsche Einheit" zugunsten des Bundes ge-
kiirzt.

Steuereinnahmen des Bundes (nach der Steuerverteilung)

1. Statistik iiber den Steuerhaushalt s
Datennachweis: ab 1972

2. Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Gesamte Steuereinnahmen, die dem Bund nach der Steuerverteilung verbleiben/ zufliefien.
Die Steuereinnahmen umfassen die

>>> Bundessteuern, Anteile an der >>> Einkommen- und Kérperschafisteuer, Anteile an >>> Umsatz- und
Einfuhrumsatzsteuer abziiglich >>> EG-Anteil an Umsatzsteuer, 50 v.H. der >>> Gewerbesteuerumlage; sie
sind gemindert um die den EG zustehenden Eigenmittelbetrige auf der Basis des Bruttosozialprodukts zu
Marktpreisen.

Die Ergiinzungszuweisungen an die finanzschwachen Lander sind jedoch nicht abgesetzt.

Anderungen im Zeitablauf:

Zum Ausgleich der finanziellen Folgen des Steuerentlastungsgesetzes 1981 und zu den erhéhten Kindergeld-
kosten, erhielt der Bund von den Landern 1981 1 Mrd. DM, die im Marz, Juni, September und Dezember in
Raten zu 250 Mill. DM gezahlt wurden. Die 1982 bis einschl. September vereinnahmten/ geleisteten Betrige
(zusammen 485 Mill. DM) wurden im Dezember 1982 vom Bund an die Lander zuriickerstattet.

Bis einschl. 1969 verblieben dem Bund die Bundessteuern, die das gesamte Aufkommen an Umsatz- und Ein-
fuhrumsatzsteuer umfafiten, sowie Anteile an der Einkommen- und Kérperschaftsteuer. Ab 1.1.1970
(Inkrafttreten des Finanzreformgesetzes in Verbindung mit dem Gemeindefinanzreformgesetz) fliefien dem
Bund folgende Anteile an der Umsatz- und Einfuhrumsatzsteuer zu: B

1970 - 1971: 70 v.H.
1972 - 1973: 65 v.H.
1974: 63 v.H.
1975: 68,25 v.H.
1976 - 1977: 69 v.H.
1978 - 1982: 67,5 v.H.

1983 -: 66,5 v.H.
1984 - 1985: 65,5 v.H.
1986 - : 65 v.H.

Ebenfalls seit 1.1.1970 flieBen dem Bund zu: 50 v.H. der >>> Lohnsteuer und der >>> veranlagten Einkom-
mensteuer abziiglich des halben Gemeindeanteils an der Einkommensteuer, 50 v.H. der
>>> Kapitalertragsteuer und der >>> Korperschaftsteuer sowie 50 v.H. der Gewerbesteuerumlage.

Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer betriigt ab 1.1.1970: 14 v.H., ab 1.1.1980 15 v.H. der Lohn- und
veranlagten Einkommensteuer.

Die dem Bund verbleibenden Bundessteuern sind seit 1971 um den EG-Anteil an Zollen gekiirzt, die Beteili-
gung des Bundes am Umsatz- und Einfuhrumsatzsteueraufkommen ist seit 1975 um den EG-Anteil an Um-
satzsteuer vermindert, die gesamten Steuereinnahmen des Bundes sind seit 1988 um die BSP-Eigenmittel der
EG gemindert. Ab 1989 werden die Zolle nicht ‘mehr unter den Bundessteuern, sondern als eigene Kategorie
nachgewiesen.

-

Steuererméifligungen

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965
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Begriffsinhalt: .

Indirekte Leistungen in Form von sozialpolitisch motivierten Ermafigungen von Steuern auf Einkommen, von
Steuern auf Vermégen und von anderen Steuern. .

Zu ErméBigungen von Steuern auf Einkommen fiihren die bei der Ermittlung des zu versteuernden Einkom-
mens zu beriicksichtigenden Aufwendungen fiir Berufsausbildung, Altersentlastungsbetrage, Haushaltsfreibe-
trage, AuBergewdhnliche Belastungen, Ausbildungsfreibetrage, Pauschalbetriige fiir Képerbehinderte, Freibe-
trage fiir Kriegsopfer und gleichgestellte Personen, die erhéhten Absetzungen fiir Wohngebiude (siehe unter
>>> Wohnungswesen und Stidtebau) und die >>> steuerliche Begiinstigung von Beitrigen an Bausparkassen,
hierzu zihlen insbesondere auch die SteuerermiBigungen, die sich aus der Moglichkeit des Ehegattensplittings
bei den Einkommensteuern ergeben.

Bei den ErmiBigungen von Steuern auf Vermogen handelt es sich um GrundsteuererméiBigungen sowie um
ErmaBigungen, die sich durch Ehegattenfreibetrdge, Kinderfreibetrége und Altersfreibetrige ergeben.

Der ErlaB der Kraftfahrzeugsteuer fiir Korperbehinderte zahlt zu den ErméBigungen von anderen Steuern.
Die SteuerermiBigungen gehen in Form von Mindereinnahmen zu Lasten der 6ffentlichen Einnahmen, wobei
die Betrige entsprechend der Aufteilung der einzelnen Steuern auf Bund, Linder und Gemeinden verteilt wer-
den. .

Anderungen im Zeitablauf: - .

Die SteuerermifBigungen sind im Zeitablauf wiederholt von verschiedenen Anderungen von Rechtsvorschriften
beeinflufit worden.

Von besonderem Gewicht ist die Neuregelung des Familienlastenausgleichs ab 1975 durch das Einkommen-
steuerreformgesetz. Bis einschl. 1974 konnten Kinderfreibetrége auf das steuerpflichtige Einkommen ange-
rechnet werden. Diese SteuerermaBigungen entfallen ab 1975 zugunsten der Leistungen nach dem Bundeskin-
dergeldgesetz (vgl. unter >>> Kindergeld).

Steuerliche Begiinstigung von Beitriigen an Bausparkassen

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1975

Begriffsinhalt:

>>> Steuervergiinstigung fiir Beitréige an Bausparkassen zur Foérderung des Wohnungsbaues und zur Vermé-
gensbildung,

Zur Forderung des Bausparens fiir den privaten Wohnungsbau und der Vermégensbildung in breiten Bevolke-
rungskreisen werden Beitrage an Bausparkassen zur Erlangung von Baudarlehen als Sonderausgaben bei der
Einkommensermittlung beriicksichtigt, sofern fiir diese Beitrige nicht bereits Arbeitnehmer Sparzulage ge-
wihrt worden ist.

Beitriige, die nach Ablauf von vier Jahren seit Vertragsabschluf} geleistet werden, kénnen nur insoweit als Son-
derausgaben geltend gemacht werden, als sie das Eineinhalbfache des durchschnittlichen Jahresbeitrages der in
den ersten vier Jahren geleisteten Beitrige im Veranlagungszeitraum nicht iibersteigen.

Baudarlehen sind auch Darlehen, die zum Erwerb von Wohnbesitz im Sinne des § 12a des Zweiten Wohnungs-
baugesetzes bestimmt sind. Beitréige, die nach Ablauf von vier Jahren seit VertragsabschluB} geleistet werden,
kénnen nur insoweit abgezogen werden, als sie das Eineinhalbfache des durchschnittlichen Jahresbetrages der
in den ersten vier Jahren geleisteten Beitrige im Veranlagungszeitraum nicht iibersteigen.

Anderungen im Zeitablauf: '

Bis Ende 1981 war eine Doppelforderung méglich, d.h. vermégenswirksame Leistungen wurden auch dann als
Sonderausgaben bei der Einkommensermittlung beriicksichtigt, wenn fir sie bereits Arbeitnehmer-Sparzulage
gewihrt worden ist.

Steuern im Zusammenhang mit dem Privaten Verbrauch

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960
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Begriffsinhalt:

Kraftfahrzeugsteuer der privaten Haushalte, Hundesteuer, Jagd- und Fischereisteuer und andere Steuern und
Abgaben, die im Zusammenhang mit dem Privaten Verbrauch zu leisten sind. Diese Steuern lassen sich bei der
Errechnung von Nettoeinkommen nicht den einzelnen Einkommensarten (>>> Einkommen aus unselbstindi-
ger Arbeit, >>> Einkommen aus Unternehmertitigkeit und Vermégen) zuordnen.

Steuern ohne Einkommen- und Vermogensteuern

Wirtschaftsrechnungen ausgewihlter privater Haushalte
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Je Haushalt und Monat gezahlte Steuern ohne Steuern vom >>> Einkommen (Lohn-, Einkommen-, Kirchen-
steuern, Lastenausgleichsabgaben) und ohne Steuern vom Vermogen (Vermogensteuer).

Zu den hier zusammengefaBten Steuern zéhlen im einzelnen: >>> Erbschaft- und Schenkungsteuer,

>>> Kraftfahrzeugsteuer (ohne Steuerriickzahlungen), ferner gelegentliche Steuern der privaten Haushalte, wie
gelegentliche Mehrwertsteuer, >>> Tabaksteuer fur Kleinpflanzer, Bérsenumsatzsteuer u.a. sowie Hunde-,
Jagd- und Fischereisteuer.

Nicht enthalten ist die gezahlte Kraftfahrzeugsteuer, soweit sie eine Betriebsausgabe darstellt, sowie die

>>> Grunderwerb- und >>> Grundsteuer. Die gezahlten Lohn-, Einkommen-, Vermégen- und Kirchensteuern
sowie die laufenden Lastenausgleichsabgaben, die hier ebenfalls nicht beriicksichtigt sind, werden unter der
Position >>> Einkommen- und Vermégensteuern zusammengefaft.

Steuern, Steuerihnliche Abgaben (ohne Miinzeinnahmen)

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Einnahmeart mit den Einnahmen aus
- Steuern
Einnahmen nach den Steuer- und Zollgesetzen, Ausgleichsabgaben nach dem Lastenausgleichsgesetz
- steuerdhnlichen Abgaben (ohne Miinzeinnahmen)

Beitragseinnahmen der gesetzlichen Renten-, Kranken-, Unfall- und Arbeitslosenversicherung, Abgaben
der Spielbanken, Fremdenverkehrsabgabe, Feuerwehrabgabe, nicht verteilte Jagdpachteinnahmen, Abgaben
nach dem Milch- und Fettgesetz, Abschopfungen u.d.

Bei den Datenreihen ist zu beachten, dafy

- die Steuereinnahmen nach der Verteilung der Gemeinschafissteuern und der Gewerbesteuerumlage nach-
gewiesen sind, N

- die kommunalen Steuern der Stadtstaaten Hamburg, Bremen und Berlin (West) finanzstatistisch nicht den
Steuereinnahmen der Gemeinden/Gemeindeverbinde, sondern den Steuern der Lander zugerechnet werden,

- die Anteile der Mehrwertsteuer, die der Bund als Erginzungszuweisungen an finanzschwache Lander gibt,
den Steuereinnahmen des Bundes und nicht denen der Linder zugerechnet werden,

- die Steuereinnahmen der 6ffentlichen Haushalte um die Investitionszulage gekiirzt sind,
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- die 1981 aus der Umsatzsteuer finanzierten Leistungen der Lénder an den Bund zum Ausgleich der finan-
ziellen Folgen des Steuerentlastungsgesetzes 1981 und der Erhdhung des Kindergeldes bei den Ldndern als
Steuermindereinnahmen und beim Bund als Steuermehreinnahmen nachgewiesen werden,

- Erhebung (1970/1971) und Riickzahlung (1972/1973) des Konjunkturzuschlags nach § 15, Abs. 4 StWG
sowie Stabilititszuschlag und Investitionssteuer (1973/74) nicht in den Steuereinnahmen enthalten sind.

Anderungen im Zeitablauf:

In den Ergebnissen der Haushaltsansatzstatistik, der Kassenstatistik sowie den Ergebnissen der Rechnungssta-
tistik von 1971 bis 1973 sind die den Europdischen Gemeinschaften als eigene Einnahmen zustehenden Steu-
ern und steuerihnlichen Abgaben nicht enthalten. Siehe auch die Erlauterungen unter >>> Europiische Ge-
meinschaften (Finanzierungsanteile).

Steuern vom Umsatz

1. Statistik iiber den Steuerhaushalt
Datennachweis: ab 1972

2. Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Dem >>> Bund bzw. den >>> Lindern nach der Steuerverteilung tatsichlich zugeflossene Anteile an den Steu-
ern vom Umsatz (>>> Umsatzsteuer, >>> Einfuhrumsatzsteuer).

Anderungen im Zeitablauf:
Bis 1969 flof das Aufkommen der Steuern vom Umsatz ausschliefilich dem Bund zu.

Ab 1.1.1970 (Inkrafttreten des Finanzreformgesetzes in Verbindung mit dem Gesetz iiber den Finanzausgleich
zwischen Bund und Léndern) flieBen dem Bund bzw. den Landern folgende Anteile an der Umsatz- und Ein-
fuhrumsatzsteuer (v. H.) zu:

Bund Lander

1970 - 1971: 70 30
1972 -1973: 65 35
1974 : 63 37
1975: 68,25 31,75
1976 - 1977: 69 31
1978 - 1982: 67,5 32,5
1983: 66,5 33,5
1984 - 1985: 65,5 34,5
1986 - : 65 35

Die vom 9.5.1973 bis 30.11.1973 erhobene Umsatzsteuer auf den Selbstverbrauch (Investitionssteuer) ist nicht
in den Umsatz- und Einfuhrumsatzsteuereinnahmen nach der Steuerverteilung enthalten, da diese Betrége bei
der Deutschen Bundesbank stillgelegt wurden.

Die Anteile des Bundes an der Umsatzsteuer werden seit Beginn der Finanzreform um Ergédnzungszuweisun-
gen an finanzschwache Lénder (1970 und 1971: 100 Mill. DM, 1972 und 1973: 550 Mill. DM, ab 1974 regel-
miBig 1,5% des Aufkommens an den Steuern vom Umsatz) und ab 1975 um den >>> EG-Anteil an der Um-
satzsteuer vermindert. .

Steuerpflichtige

Korperschaftsteuerstatistik
Datennachweis: ab 1961

Begriffsinhalt:

Alle unbeschrankt kérperschaftsteuerpflichtigen juristischen Personen, die mit einem positiven
>>> Einkommen veranlagt worden sind.
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Unbeschrinkt korperschafisteuerpflichtig sind alle >>> Kérperschaften, Personenvereinigungen, Vermdgens-
massen, die ihre Geschiiftsleitung oder ihren Sitz im Inland haben.

Zu diesen juristischen Personen zihlen >>> Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, Ko-
lonialgesellschaften sowie >>> Gesellschaften mit beschrénkter Haftung und bergrechtliche Gewerkschaften,
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, sonstige juristische Per-
sonen des privaten Rechts, nichtrechtsfahige Vereine, Anstalten, Stiftungen und andere Zweckvermdgen des
privaten Rechts sowie Betriebe gewerblicher Art von juristischen Personen des offentlichen Rechts.

Die unbeschrinkte Korperschaftsteuerpflicht erstreckt sich auf sémtliche in- und auslandischen Einkiinfte, so-
weit nicht durch besondere Abmachungen (z.B. Doppelbesteuerungsabkommen) von dieser Regelung abgewi-
chen wird. Es konnen dabei, aufier >>> Einkiinften aus nichtselbstindiger Arbeit, alle iibrigen Einkunftsarten
des Einkommensteuergesetzes vorkommen. Bei Steuerpflichtigen, die nach den Vorschriften des Handelsge-
setzbuches zur Fithrung von Biichern verpflichtet sind, sind jedoch alle Einkiinfte als >>> Einkiinfte aus Ge-
werbebetrieb zu behandeln; deshalb ist allein das Aufkommen aus dieser Einkunfisart von Bedeutung,

Nicht enthalten sind juristische Personen, die weder ihre Geschiftsleitung noch ihren Sitz im Inland haben und
die mit ihren inlindischen Einkiinften nur beschrinkt korperschaftsteuerpflichtig sind.

Ebenfalls nicht enthalten sind die gesetzlich von der Kdrperschaftsteuer befreiten juristischen Personen. Hierzu
rechnen z.B. Deutsche Bundespost, Deutsche Bundesbahn, Deutsche Bundesbank, kleinere Versicherungsver-
eine auf Gegenseitigkeit, ferner unter bestimmten Voraussetzungen Berufsverbénde, politische Parteien, ge-
meinniitzigen, mildtitigen oder kirchlichen Zwecken dienende Kérperschaften, Personenvereinigungen und
Vermogensmassen, gemeinniitzige Wohnungs- und Siedlungsunternehmen, Genossenschaften im Bereich der
Land- und Forstwirtschaft; die Befreiungen gelten nicht fiir inlindische Einkiinfte, die dem Steuerabzug unter-
liegen oder soweit Ausschiittungsbelastungen herzustellen sind. '

Die Befreiungen sind abschlieBend in § 5 KStG aufgefiihrt.

Nichtrechtsfahige Personenvereinigungen und Vermdgensmassen sowie Realgemeinden sind nur unter be-
stimmten Voraussetzungen kérperschaftsteuerpflichtig.

Organgesellschaﬁeri (Organtéchter) sind Steuerpflichtige, die durch steuerlich anerkannten Organschaftsver-
- trag wirtschaftlich, finanziell und organisatorisch in ein sie beherrschendes Unternehmen eingegliedert sind.
Sie miissen im Gegensatz zum Organtriger (Organmutter) die Rechtsform einer Kapitalgesellschaft haben.

Die besondere einkommensteuerliche Stellung der Organgesellschaft ergibt sich jedoch erst, wenn neben dieser
Voraussetzung der Organschaft auch die rechtlichen Voraussetzungen des Gewinnabfiihrungsvertrages beste-
hen; das Einkommen der Organgesellschaft ist dann dem Tréger des Unternehmens (Organtrager) zuzurech-
nen.

Nicht in der Zahl der Korperschaftsteuerpflichtigen enthalten sind die sog. >>> Verlustfalle.

Verlustfille sind jene unbeschrinkt Kérperschaftsteuerpflichtigen, bei denen die Veranlagung zur Kérper-
schaftsteuer zu einem negativen Einkommen (>>> Verlust) statt zu einem positiven Einkommen gefiihrt hat.

Nicht enthalten sind die Fille, bei denen die Kosten der Einziehung einschl. der Festsetzung aufier Verhaltnis
zu dem festzusetzenden Betrag stehen (Nichtveranlagte); dies sind Fille, bei denen das Einkommen der Steu-
erpflichtigen offensichtlich 1 000 DM nicht iibersteigt. : :

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1971 wurden unter den Steuerpflichtigen nur die Steuerbelasteten nachgewiesen, nicht aber dieje-
nigen mit positivem Einkommen veranlagten Steuerpflichtigen, fiir die keine >>> Korperschaftsteuerschuld
festgesetzt wurde.

Weitere Anderungen im Zeitablauf haben sich aufgrund von Anderungen der gesetzlichen Bestimmungen er-
geben (z.B. beziiglich der Befreiungen von der Korperschaftsteuer).
Begriffsbeziehungen:

Zu den Steuerpflichtigen zihlen unbeschrinkt Kérperschafisteuerpflichtige mit positiven Einkommen, zu den
Verlustfillen (Korperschaftsteuerstatistik) solche mit negativem Einkommen (Verlusten).

Steuerpflichtiges Vermogen

Vermogensteuerstatistik
Datennachweis: ab 1953
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Begriffsinhalt:

Das steuerpflichtige Vermogen ergibt sich bei den unbeschrankt vermdgensteuerpflichtigen natiirlichen Perso-
nen durch Abzug der Freibetrige nach dem Vermogensteuergesetz vom abgerundeten >>> Gesamtvermégen.
Bei den unbeschriinkt vermogensteuerpflichtigen nichtnatiirlichen Personen entspricht das steuerpflichtige
Vermégen dem abgerundeten Gesamtvermdogen.

Bei den Freibetriigen der unbeschrinkt vermdgensteuerpflichtigen natiirlichen Personen handelt es sich um
Freibetrige fiir den Steuerpflichtigen, fiir den Ehegatten sowie fur Kinder in Héhe von jeweils 70 000 DM und
um Freibetrige wegen Alters oder Behinderung i.S. des Schwerbehindertengesetzes je berechtigte Person ZWi-
schen 10 000 und 50 000 DM. Das Gesamtvermédgen der unbeschrankt vermogensteuerpflichtigen natiirlichen
Personen ergibt sich als Summe (ggf. Saldo) aus dem >>> land- und forstwirtschaftlichen Vermdgen, dem
>>> Grundvermégen, dem >>> Betriebsvermdgen und dem >>> sonstigen Vermdgen (>>> Rohvermdgen),
vermindert um die >>> Schulden und sonstigen Abziige (einschl. der Ausgleichsabgaben nach dem Lasten-
ausgleichsgesetz sowie ggf. eines Abzugs fiir im Rahmen eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft geleiste-
ter Entwicklungshilfen).

Bei den unbeschrinkt vermogensteuerpflichtigen nichtnatiirlichen Personen gibt es keine Freibetrdge sondern
lediglich eine Freigrenze von 20 000 DM Gesamtvermogen. Das Gesamtvermdgen der unbeschrankt vermo-
gensteuerpflichtigen nichtnatiirlichen Personen wird in der Regel durch Abzug der Lastenausgleichsabgaben
vom Betriebsvermogen ermittelt.

Nicht in den Nachweis des steuerpflichtigen Vermégens der unbeschriankt vermégensteuerpflichtigen nichtna-
tiirlichen Personen einbezogen ist das sog. Mindestvermdgen der Kapitalgesellschaften (Aktiengesellschaften,
Kommanditgesellschaften auf Aktien, Gesellschaften mit beschrankter Haftung, bergrechtlicher Gewerkschaf-
ten), das bis einschl. 1973 der Bemessung der Vermdgensteuer zugrunde gelegt wurde, wenn das Gesamtver-
mogen niedriger als das jeweils mafigebende Mindestvermégen war.

Anderungen im Zeitablauf:

Neben den Auswirkungen durch geidndertes Steuerrecht auf das Gesamtvermdgen haben sich die Freibetrage
fiir natiirliche Personen, die zur Ermittlung des steuerpflichtigen Vermégens vom Gesamtvermégen abzugsfa-
hig sind, seit 1953 mehrfach erhéht. So wurden 1960 die personlichen Freibetrage fir den Steuerpflichtigen
und dessen Ehegatten von je 10 000 DM und die fiir Kinder von je 5 000 DM auf einheitlich je 20 000 DM an-
gehoben. Bereits 1957 wurden die Bestimmungen zur Gewahrung eines Freibetrags wegen Alters oder Er-
werbsunfahigkeit gedndert. Sie wurden 1960 verbessert und durch die Schaffung eines erhéhten

" Altersfreibetrags", fir Fille geringer "anderweitiger Altersversorgung" merklich verbessert. Ab 1974 wurde
der Grundfreibetrag je Person der Veranlagungsgemeinschaft von 20 000 DM auf 70 000 DM erh6ht und we-
gen Alters oder Behinderung (bis 1988: Erwerbsunfahigkeit verdoppelt, wobei die zu beriicksichtigenden Gren-
zen fiir das Gesamtvermdgen von 100 000 DM bzw. 200 000 DM bei Ehegatten auf 150 0600 DM bzw. 300 000
DM angehoben wurden.

Die Freigrenze fiir das Gesamtvermégen der unbeschrinkt vermogensteuerpflichtigen nichtnatiirlichen Perso-
nen - soweit sie nicht der Mindestbesteuerung unterlagen - betrug vor 1957 lediglich 5 000 DM. Ab 1974 ent-
fallt die Besteuerung nach dem Mindestvermdgen und setzt generell bei einem Gesamtvermégen von 10 000
DM ein; die Besteuerungs- und Erkliarungspflichtgrenze wurde ab 1980 auf 20 000DM erhéht. Zur Héhe der
einzelnen Freibetrige siehe die in den jeweiligen Veranlagungszeitpunkten geltenden Fassungen des Vermé-
gensteuergesetzes.

Steuervergiinstigungen

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1975

Begriffsinhalt: .

Steuervergiinstigungen sind fiir die 6ffentliche Hand zu Mindereinnahmen fiihrende steuerliche Regelungen,
um

- Produktionen oder Leistungen in Betrieben oder Wirtschaftszweigen zu erhalten oder an neue Bedingungen
anzupassen,

- den Produktivititsfortschritt und das Wachstum von Betrieben oder Wirtschaftszweigen zu férdern,

- in wichtigen Bereichen des volkswirtschaftlichen Marktprozesses fiir private Haushalte bestimmte Giiter
und Leistungen zu verbilligen und die Spartitigkeit anzuregen.
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Steuervergiinstigungen schliefen also nicht nur Hilfen an Unternehmen, sondern auch an private Haushalte
ein. Als Steuervergiinstigungen fiir private Haushalte werden im Subventionsbericht nicht simtliche aus wirt-
schafts- und gesellschaftspolitischen Griinden bestehenden Abweichungen von der allgemeinen Steuernorm

" ausgewiesen. So werden steuerliche Sonderregelungen insbesondere dann nicht als Steuervergiinstigungen aus-
gewiesen, wenn sie die weit liberwiegende Mehrzahl der Steuerpflichtigen begiinstigen; Arbeitnehmer- und
Weihnachtsfreibetrag sind daher beispielsweise nicht erfafit. Wegen des steuersystematischen Zusammenhangs
mit den Freibetrigen fiir Land- und Forstwirte sowie freie Berufe erscheinen auch diese Freibetrdge nicht mehr
unter den Steuervergiinstigungen.

Die Steuervergiinstigungen, die als verdeckte Subventionen zu Mindereinnahmen des Bundes fiihren, sind zu
unterscheiden von den >>> Finanzhilfen, die als offene Subventionen zu Mehrausgaben des Bundes beitragen.

Die Steuervergiinstigungen werden in Form von Steuerbefreiungen, Freibetrigen, erméfBigten Steuersitzen,
Sonderabschreibungen, Investitionszulagen, Kiirzungsanspriichen, vereinfachter Gewinn- bzw. Einkom-
mensermittlung sowie Arbeitnehmer-Zulagen und Pramien gewdahrt.

Bei den Steuerbefreiungen handelt es sich um den génzlichen Verzicht der offentlichen Hand auf die Erhebung
einer oder mehrerer Steuerarten in bestimmten, gesetzlich genau festgelegten Sonderfallen, wie die Mehrwert-
steuerbefreiung der Arzte, die Befreiung gemeinniitziger Wohnungs- und Siedlungsunternehmen und land- und
forstwirtschaftlicher Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften von der Korperschaft- und Vermdgensteuer
oder auch die zehnjahrige Grundsteuerbegiinstigung fiir neugeschaffene Wohnungen bis zu einer bestimmten
Grofle.

Bei den Freibetriigen besteht die Vergiinstigung darin, daB die steuerliche Bemessungsgrundlage bis zur Héhe
des jeweiligen Freibetrages von der Besteuerung ausgenommen ist und eine Steuerschuld erst mit ihrem iiber-

schreiten entsteht, z.B. Freibetrag von 300/ 600 DM fiir Ledige/Verheiratete bei Einkiinften aus Kapitalvermo-
_gen.

Anstelle des allgemeinen Steuersatzes kommt bei der Erfiillung gewisser Voraussetzungen ein niedrigerer
Steuersatz zur Anwendung, z.B. MehrwertsteuerermaBigung fiir Personenbeférderung im Nahverkehr, Ermé-
Bigung der Einkommensteuer fir Erfindervergiitungen auf die Hilfte.

Sonderabschreibungen gehen iiber das betriebswirtschaftlich notwendige Maf3 der normalen Abschreibungen
hinaus. Sie werden z.B. bei bestimmten Wirtschaftsgiitern in Berlin (West) oder gem. § 7b EStG als erhohte
Absetzungen fiir Wohngebaude gewahrt.

Mit steuerlichen Férderungsmafnahmen in Form von Investitionszulagen soll ein Anreiz zu volkswirtschaft-
lich besonders erwiinschten Investitionen gegeben werden, z.B. Investitionszulagen bei Investitionen im Zonen-
randgebiet und in anderen forderungswiirdigen Gebieten oder bei Investitionen zu Forschungs- und Entwick-
lungszwecken. Diese Zulagen werden aus dem Einkommen bzw. Korperschaftsteueraufkommen gezahit.

Als Beispiel fiir Kiirzungsanspriiche kann der zur Beseitigung von Kostennachteilen im Berlinférderungsgesetz
vorgesehene Kiirzungsanspruch der Westberliner Unternehmer und der Unternehmer im Bundesgebiet bei der
Mehrwertsteuer genannt werden. .

Unter vereinfachte Gewinn- bzw. Einkommensermittlung fallt z.B. die Begiinstigung der nichtbuchfiihrungs-
pflichtigen Land- und Forstwirte durch Ermittlung des Gewinns nach Durchschnittssitzen. Allerdings liegt die
Subventionswirkung in diesem Fall nicht in der Art der Gewinnermittlung selbst begriindet, sondern in den
niedrigen Wertansitzen.

Arbeitnehmer-Zulagen und Pramien werden z.B. Arbeitnehmern als Anreiz zur Arbeitsaufnahme in Berlin
oder als Priamie den unter Tage beschiftigten Bergleuten gewahrt. Sie werden aus dem Lohnsteueraufkommen
gezahlt.

Daneben gibt es noch eine Reihe spezieller Steuervergiinstigungen.

Nach § 12 des Gesetzes zur Férderung der Stabilitit und des Wachstums der Wirtschaft werden die Steuerver-
giinstigungen des Bundes fiir Betriebe oder Wirtschaftszweige unterteilt in

>>> Erhaltungshilfen,

>>> Anpassungshilfen und

>>> Produktivitits-(Wachstums-)hilfen.

Da Erhaltungs-, Anpassungs- und Produktivitiitshilfen begrifflich nur Hilfen fir Betriebe oder Wirtschafts-
zweige darstellen, werden die iibrigen Steuervergiinstigungen, die vornehmlich privaten Haushalten zuflieflen,
als "sonstige Steuervergiinstigungen (einschl. privater Haushalte)" nachgewiesen.

Zu Einzelheiten iiber die in den Subventionsberichten ausgewiesenen Steuervergiinstigungen siche unter

>>> Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten,

>>> Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr),
>>> Verkehr,
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>>> Wohnungswesen und Stidtebau sowie
>>> Sparforderung und Vermoégensbildung,

Soweit es sich nicht um Steuervergiinstigungen fiir 0.g. Bereiche handelt, werden sie unter "ibrige Steuerver-

ginstigungen" nachgewiesen.

Zu den iibrigen Steuervergiinstigungen zahlen im einzelnen

- die Befreiung von Zinsen aus bestimmten festverzinslichen Wertpapieren, die vor dem 1. Januar 1955 aus-
gegeben worden sind, von der Einkommensteuer (§ 3a EStG),

- die Befreiung der gesetzlichen oder tariflichen Zuschlége fiir Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit sowie
seit 1971 auch der auf Einzelarbeitsvertrigen oder Betriebsvereinbarungen beruhenden o.a. Zuschlége von
der Einkommensteuer (§ 3b EStG),

- seit 1976 die Bewertungsfreiheit fiir abnutzbare Anlagegiiter bestimmter Krankenhéuser im Rahmen der
Einkommensteuer (§ 7f EStG),

- der Freibetrag von 30 000 DM fiir VeriuBerungsgewinne bis 100 000 DM (mit Harteklausel) bei der Verau-
Berung oder Aufgabe kleinerer Betriebe (§ 18 Abs. 3 EStG),

- die ErmiBigung der Einkommensteuer fiir Erfindungsvergiitungen sowie fiir Arbeitnehmererfindungen u.a.
auf die Hilfte,

- die Vermogensteuerbefreiung der privaten Krankenhduser, die vom Eigentiimer betrieben werden, unter
gewissen Voraussetzungen (§ 116 BewG),

- seit 1971 die Gewerbesteuerbefreiung bestimmter privater Schulen und anderer allgemeinbildender oder be-
rufsbildender Einrichtungen (§ 3 Nr. 13 GewStG),

- seit 1968 die Befreiung der Bausparkassen- und Versicherungsvertreter von der Umsatzsteuer (§ 4 Nr. 11
UStG),

- seit 1968 die Befreiung der irztlichen Leistungen von der Umsatzsteuer (§ 4 Nr. 14 UStG),

- seit 1968 der ermiBigte Umsatzsteuersatz fiir kulturelle und unterhaltende Leistungen (Waren des Buch-
handels und des graphischen Gewerbes, Kunstgegenstinde und Sammlungsstiicke, kulturelle Einrichtun-
gen, Filmwirtschaft, Zirkusunternehmen und Schausteller) (§ 12 Abs. 2 Nr. 1 Anlage 1 Nrn. 43, 47 und
§ 12 Abs. 2 Nr. 7 UStG),

- der ermaBigte Steuersatz fiir die Umsitze der freien Berufe aus freiberuflicher Tétigkeit sowie fur die ihrer
Art nach freiberuflichen Umsitze anderer Unternehmer (§ 12 Abs. 2 Nrn. 5 und 6 UStG), ;

- die Befreiung der Lebens-, Kranken-, Invaliditéits-, Alters- und besonderer Notfallversicherungen von der
Versicherungssteuer (§ 4 Nr. 5 VersStG) und

- die Befreiung der Schaustellerzugmaschinen von der Kraftfahrzeugsteuer (§ 3 Nr. 8 KraftStG).

Stimmabgabe

Reprisentative Bundestagswahlstatistik
Datennachweis: ab 1972

Begriffsinhalt:

Von Minnern und Frauen in den Auswahlbezirken abgegebene >>> Erststimmen und/oder >>> Zweitstimmen
ohne Briefwihler.

Die abgegebenen Erst- und Zweitstimmen werden danach unterschieden, ob sie gﬁltig oder ungiiltig sind. In
den Auswahlbezirken werden Stimmzettel mit Unterscheidungsaufdruck (Mann, Frau, Geburtsjahrgruppe)
verwendet )

Straflen

Tiefbaustatistik
Datennachweis: 1962 bis 1978

Begriffsinhalt:
>>> Tiefbauten, die dem Verkehr von Kraftfahrzeugen, Fufigingern und Radfahrern dienen.
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Dazu rechnen z.B. Autobahnen, Fernstrafien, Landes-, Kreis- und GemeindestraBen, land- und forstwirtschaft-
liche Wege, Radwege, Fufiwege, Kreisel, StraBentunnels und Parkplitze.

Nicht zu den StraBen, sondern zu den >>> StraBenbriicken zihlen Hochstrafien und Hochkreisel sowie Durch-
l4sse iiber 2 m lichte Weite.

Zum Bau von Strafen rechnen neben dem Strafienunterbau und der Straflendecke auch die Entwisserungsanla-
gen, Boschungsbefestigungen, Rand- und Seitenstreifen, Leitplanken sowie Durchldsse bis 2m lichte Weite.

Strafienbahnen

Statistik der Personenbeforderung im StraBenverkehr
Datennachweis: ab 1952

Begriffsinhalt:

Schienenbahnen, die sich in der Betriebsweise dem StraBenverkehr anpassen und ausschlieBlich oder iiberwie-
gend der Beférderung von Personen im Orts- oder Nahverkehr dienen. Zu den StraBenbahnen gehoren auch die
>>> Stadtbahnen, soweit sie keine >>> Stadtschnellbahnen sind.

Der Bestand an StraBenbahnfahrzeugen ergibt sich aus der Zahl der bei den >>> Unternehmen im Straflenper-
sonenverkehr verfiigbaren Trieb- und Beiwagen. Als verfugbar gelten die eigenen, zuziiglich der angemieteten
und abziiglich der vermieteten Fahrzeuge.

“StraBenbahnen herkémmlicher Bauart" sind StraBenbahnen, die iiberwiegend keine vom Individualverkehr
getrennte Gleisfihrung haben, sondern iiberwiegend den Verkehrsraum offentlicher Straflen benutzen. Die
>>> Stadtbahnen gehéren nicht zu den Strafienbahnen herkémmlicher Bauart.

Begriffsbeziehungen:

Im Unterschied zu den StraBenbahnen verfiigen die Stadtschnellbahnen iiber eine vom iibrigen Verkehr ge-
trennte Streckenfithrung. Beide Bahnen sind schienengebunden.

Straflenbau

1.1 Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau)
Datennachweis: ab 1971, fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991/92

1.2 Index des Auftragseingangs fiir das Bauhauptgewerbe
Datennachweis: 1971 bis 1976

1.3 Index des Auftragseingangs fiir das Bauhauptgewerbe
Datennachweis: ab 1977

1.4 Index des Auftragsbestands fiir das Bauhauptgewerbe
Datennachweis: 1971 bis 1976

1.5 Index des Auftragsbestands fiir das Bauhauptgewerbe
Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:
Anlage von >>> Strafien und Wegen fiir 6ffentliche und private Auftraggeber.

Zum StraBenbau rechnen neben den notwendigen Erdbewegungen und dem Strafenunterbau auch die Steinset-
zerei, die Asphaltiererei und die Pflasterei.

Der Bau von >>> Strafenbriicken rechnet nicht zum StraBenbau, sondern zum sonstigen Tiefbau.

Als bffentliche Auftraggeber gelten Gebietskérperschaften, Sozialversicherungstrager, die Bundesbahn und
Bundespost sowie Organisationen ohne Erwerbszweck. Zu den privaten Auftraggebern zihlen Unternehmen
und Privatpersonen.
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Nachgewiesen werden, neben absoluten Werten und Mefizahlen zum Straflenbau, auch der >>> Index des Auf-
tragseingangs und der >>> Index des Auftragsbestands im Strafenbau.

Begriffsbeziehungen:
Die Begriffe Straflenbau und Strafien (Tiefbaustatistik) sind gleich abgegrenzt.
Zur Abgrenzung gegeniiber dem Begriff Straflenbau bei den Preisindizes fiir Bauwerke siehe unter 2.

2. Preisindizes fiir Bauwerke
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:

Bau von kiinstlich angelegten, befestigten Verkehrswegen fiir den Strafienverkehr. Hierzu rechnen
>>> Bundesautobahnen sowie >>> Landes- und Bundesstrafien.

>>> Briicken im Strafienbau sind nicht einbezogen, sondern werden gesondert nachgwiesen. Wirtschaftswege,
Park- und Abstellplitze rechnen ebenfalls nicht zum Strafienbau.

Nachgewiesen werden >>> Preisindizes fiir Neubau in konventioneller Bauart.

Begriffsbeziehungen:

Der Begriff Strafienbau in der Statistik der Baupreise unterscheidet sich vom Begriff Strafienbau in den unter 1.
genannten Statistiken sowie vom Begriff >>> Strafien (Tiefbaustatistik) im wesentlichen dadurch, daf} in der
Statistik der Baupreise nur Autobahnen sowie Landes- und Bundesstrafien, nicht aber andere Straflen und We-
ge beriicksichtigt werden.

Straflenbriicken

4

Tiefbaustatistik
Datennachweis: 1962 bis 1978

Begriffsinhalt:
>>> Tiefbauten, die im Zuge der StraBenfiihrung zur Uberwindung von Hindernissen dienen.

Zu den StrafBenbriicken zdhlen auch Hochstralen und Hochkreisel, nicht jedoch kombinierte Straflen-
Eisenbahnbriicken. )

Der Bau von Durchlissen iiber 2 m lichte Weite wird bei den Strallenbriicken, von Durchlissen bis zu 2 m
lichte Weite bei den >>> Strafien erfafit. .

Zum Bau von Straflenbriicken rechnen im wesentlichen der Unterbau, die Stiitzpfeiler, Widerlager, Tragekon-
struktion und Briickendecken.

Strafien (einschl. Verwaltung)

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: 1950 bis 1974

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

Aufgabenbereich mit den Ausgaben fiir die Unterhaltung, den Betrieb und den Bau von >>> Strafien (einschl.
der dazugehdrigen Nebenanlagen, Briicken Parkhiusern, Bauhofen der Stadtstaaten und sonstigen Mafinahmen
fiir den Straflenverkehr) sowie fiir die Verwaltung des Strafien- und Briickenbaues.

Die Ausgaben fiir den Ausbau und die Unterhaltung von Wirtschaftswegen sind nicht hier, sondern im Bereich
>>> Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten nachgewiesen.
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In der Kassenstatistik sind nur die Ausgaben fiir >>> Baumafinahmen nachgewiesen. In der Haushaltsansatz-
statistik sind die Ausgaben fiir die Strafienbauverwaltung hier nicht enthalten.

Anderungen im Zeitablauf:

In der Haushaltsansatzstatistik liegen Angaben fiir die Gemeinden (mit 10 000 und mehr Einwohnern) und die
Gemeindeverbinde nur in den Jahren 1970 bis 1973 vor.

Straflenfahrzeuge
1.1 Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: 1962 bis 1976

1.2 Index der Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Ausgewdhlte Waren/ Giiter (Waren-/ Giiterarten) aus der Waren-/ Giitergruppe
Straflenfahrzeuge Waren-/ Giitergruppe 33

des Systematischen Warenverzeichnisses fir die Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Giiterver-
zeichnisses fiir Produktionsstatistiken (GP), die zu den >>> Investitionsgiitern oder zu den
>>> Verbrauchsgjiitern zihlen.

Als Investitionsgiiter gelten Waren/ Giiter, die von der "Industrie” hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die iiberwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegiiter
gekauft werden.

Als Verbrauchsgiiter gelten Waren/ Giiter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(verbrauchsreif) angesehen werden und die iiberwiegend von privaten Haushalten gekauft werden.

Zu den StraBenfahrzeugen (soweit Investitionsgut) rechnen folgende Waren/ Giiter (in der Gliederung nach
dem WI bzw. GP):

Personenkraftwagen und Kleinomnibusse (soweit Investitionsgut)
Kombinationskraftwagen (soweit Investitionsgut)

Liefer- und Lastkraftwagen

Omnibusse und Obusse

Straflenzugmaschinen

Kraftwagenanhéinger

Zu den StraBenfahrzeugen (soweit Verbrauchsgut) rechnen:

Personenkraftwagen und Kleinomnibusse (soweit Verbrauchsgut)

Kombinationskraftwagen (soweit Verbrauchsgut)

Kraftrider und Fahrrader mit Hilfsmotor

Fahrrider '

Bei allen Waren/ Giiter werden Zubehér-, Einzel- und Ersatzteile nicht mit einbezogen.

Die Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen werden in Anlehnung an die - nach Haltergruppen ge-
gliederten - Neuzulassungen nach der Zulassungsstatistik fiir Kraftfahrzeuge auf die Investitions- bzw. Ver-
brauchsgiiter aufgeteilt. R

Als "Sonstige Strafienfahrzeuge" werden Strafienfahrzeuge bezeichnet, die zu den >>> Investitionsgiitern zéh-
len, soweit sie nicht zu den >>> Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen, den >>> Liefer- und Last-
kraftwagen, Omnibussen und Straflenzugmaschinen rechnen. Im wesentlichen zihlen dazu:
Kraftwagenanhénger Giiterklasse 3345 ¢

Mobilheime, Camping- und sonstige Wohn
anhinger, Sattelanhénger

Anderungen im Zeitablauf:

Die Auswahl der zu den Strafienfahrzeugen rechnenden Waren auf der Grundlage des Systematischen Waren-
verzeichnisses fiir die Industriestatistik unterscheidet sich erheblich von der 0.g, Giiterauswahl nach dem Sy-
stematischen Giiterverzeichnis fiir Produktionsstatistiken.
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2. AuBenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Im wesentlichen wie unter 1., jedoch mit anderer Zuordnung der Personen und Kombinationskraftwagen.

Zu den StraBenfahrzeugen (soweit Investitionsgut) rechnen:

Personenkraftwagen mit einem Hubraum von mehr als 2 1,
Kombinationskraftwagen mit einem Hubraum von mehr als 1,51,
Liefer- und Lastkraftwagen,

Kommunalfahrzeuge,

Omnibusse und Obusse,

Strafienzugmaschinen,

Kraftfahrzeuganhinger und Gespannfahrzeuge

Zu den StraBenfahrzeugen (soweit Verbrauchsgut) rechnen:

Personenkraftwagen mit einem Hubraum von bis zu 2 1
Kombinationskraftwagen mit einem Hubraum von bis zu 1,5 1
Kraftriader, Fahrriader und Kinderwagen.

Die Ergebnisse der Aufienhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis fiir die Aufienhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechen den Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die
Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fiir Produktionsstatistiken (GP) umge-
schliisselt. Da im WI bzw. GP die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA dagegen
nach zolltechnischen (materialmaBigen) Kriterien gegliedert werden, konnen sich bei der Gegeniiberstellung
weitere, geringfiigige Abweichungen ergeben. '

Anderungen im Zeitablauf:
Siehe unter 1.

Begriffsbeziehungen:

Der Begriff Strafienfahrzeuge wird sowohl zur Gliederung der Investitions als auch der Verbrauchsgiiter ver-
wendet. Die frither verwendeten Begriffe >>> Kraftfahrzeuge und >>> Fahrzeuge (beide Aufienhandelsstatistik
1960 bis 1974) beziehen sich jeweils nur auf einen dieser Bereiche, und zwar wurde der Begriff Kraftfahrzeuge
zur Kennzeichnung von Investitionsgiitern, der Begriff Fahrzeuge zur Kennzeichnung von Verbrauchsgiitern
verwendet. Dariiber hinaus sind folgende Anderungen zu beachten: Die Personenkraftwagen mit einem Hub-
raum von 1,5 bis 2 1 und die Kombinationskraftwagen bis 1,5 | Hubraum wurden von den Investitionsgiitern
(Kraftfahrzeuge) zu den Verbrauchsgiitern (Strafienfahrzeuge soweit Verbrauchsgut) umgesetzt. Krankenfahr-
stithle rechneten zu den Fahrzeugen (Verbrauchsgiiter); sie sind bei den Straflenfahrzeugen nicht enthalten.
StraBenfahrzeuge sind bei den Produktionsindizes und in der AuBenhandelsstatistik &hnlich abgegrenzt. Der
wesentliche Unterschied liegt in der Aufteilung der Personen- und Kombinationskraftwagen auf die Investiti-
ons- bzw. Verbrauchsgiiter. Beim Index der (industriellen) Bruttoproduktion liegen der Aufteilung die - nach
Haltergruppen gegliederten - Neuzulassungen nach der Statistik des Kraftfahrzeug- und Kraftfahrzeuganhan-
gerbestandes zugrunde. In der Aufienhandelsstatistik werden die Straflenfahrzeuge nach der Hubraumgrofe
aufgeteilt.

3. Index der GroBhandelsverkaufspreise
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:
Ausgewihlte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe
Strafienfahrzeuge Warengruppe 33

des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik, Ausgabe 1975 bzw. des Systematischen Gii-
terverzeichnisses fiir die Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982.

Einbezogen sind Kraftwagen (einschl. deren Motoren und Fahrgestelle), Teile und Zubehér sowie Anhénger,
Kraftrider und Fahrrider einschl. deren Teile und Zubehor.

Nicht beriicksichtigt werden Zugmaschinen, Karosserien, Aufbauten und Anhénger fiir Kraftwagen und Zug-
maschinen, sonstige Straflenfahrzeuge, a.n.g. sowie Kinderwagen und Krankenfahrstiihle.
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Straflengiiterverkehrsteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: 1969 bis 1971

Begriffsinhalt:

>>> Bundessteuer, die fiir Beforderungen im Strafiengiiterverkehr erhoben wurde. )

Die Laufzeit der am 1.1.1969 in Kraft getretenen und zunéchst bis zum 31.12. 1970 befristeten Straflengiiter-
verkehrsteuer wurde durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes iiber die Besteuerung des Straflengjiterver-
kehrs (BStB. 1971 S. 30) bis zum 31.12.1971 verlingert und ersetzte teilweise die bis 1967 erhobene

>>> Beforderungsteuer.

Die Steuer betrug im Giiterfernverkehr und im grenziiberschreitenden Giiternahverkehr 1 Pfennig je Tonnenki-
lometer (TKM). Im Werkfernverkehr und im grenziiberschreitenden Werknahverkehr wurde die Nutzlast des
verwendeten LKW oder Lastzuges zugrunde gelegt. So betrug die Steuer bei einer Nutzlast zwischen 4 000 kg
und 5 000 kg 3 Pfennig je TKM, bei einer Nutzlast zwischen 5 000 kg und 6 000 kg 4 Pfennig je TKM und bei
einer Nutzlast iiber 6 000 kg 5 Pfennig je TKM. ’

Fiir Beforderungen nach oder von Berlin (West), unmittelbar nach oder vom Zonenrandgebiet, den Frachthilfe-
gebieten oder bestimmten verkehrsungiinstigen Gebieten oder innerhalb dieser Gebiete, ermifigte sich die
Steuer auf 50 v.H. SteuererlaB bis auf einen Pfennig je TKM wurde auch fiir den nicht ersetzbaren Werkfern-
verkehr bei wirtschaftlichen Schwierigkeiten gewdhrt.

Straflenliinge

Statistik der StraBen des iiberortlichen Verkehrs
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:
Linge von >>> Bundesautobahnen, >>> Bundesstrafien, >>> Landes- und Staatsstrafien sowie
>>> Kreisstrafien ohne Beriicksichtigung der Zahl der Fahrbahnen oder der Fahrspuren.

Bei der Ermittlung der Strafenlange wird jede Kreuzung nur einer StraBe zugeordnet, und zwar jeweils der hé-
herwertigen, z.B. der Bundesstrafie bei einer Kreuzung mit einer Landesstrafe oder der vorfahrtberechtigten
Strafle gegeniiber der vorfahrtbeachtenden. Bei gleichwertigen Straflen erfolgt die Zuordnung zur breiteren, bei
gleicher Breite zur ldngeren Strafle.

Bei Kreiseln wird der halbe Kreisumfang beriicksichtigt. Gleiches gilt fir hnliche Verkehrsfiihrungen, wie
Umfahrten von Griinanlagen oder Kirchplitzen.

Strafienpersonenverkehr

Statistik der Personenbeforderung im StraBenverkehr
Datennachweis: ab 1980

Begriffsinhalt:

Summe aus >>> Linienverkehr und >>> Gelegenheitsverkehr der zur Verkehrsstatistik auskunftspflichtigen
>>> Unternehmen.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. II. Quartal 1984 bzw. Berichtsjahr 1984 war der Strafienpersonenverkehr mit PKW enthalten. Bis
September 1984 war der Gelegenheitsverkehr mit Pkw, die mit 8 Fahrgastplatzen ausgestattet waren und von
Unternehmen des Kraftomnibusverkehrs eingesetzt wurden und der gesamte Linienverkehr mit Pkw einbezo-
gen. Weitere Anderungen ergeben sich aus Anderungen des Berichtskreises der zur Verkehrsstatistik aus-
kunftspflichtigen Unternehmen (siehe auch unter: Unternehmen).
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StraBenverkehrsunfille

Statistik der StraBenverkehrsunfille
Datennachweis: ab 1953 (fiir einige Merkmale erst ab 1975)

Begriffsinhalt:
Unfille, bei denen infolge des Fahrverkehrs auf 6ffentlichen Wegen und Plitzen Personen getétet oder verletzt
oder Sachschiden verursacht worden sind.

Die von der Polizei aufgenommenen Unfille werden unterschieden nach schweren Unfillen (>>> Unfille mit
Personenschaden und >>> Unfille mit schwerem Sachschaden) und Unféllen mit nur leichtem Sachschaden
(Bagatellunfille) die nur zahlenmiBig erfafit werden.

Bei den schweren Unfillen werden u.d. folgende Merkmale ermittelt:
>>> Unfallart, >>> Unfalltyp, Ortslage, Strafienart, Datum, Uhrzeit, Wochentag, Lichtverhaltnisse, Unfallfol-
gen, >>> Beteiligte, >>> Unfallursachen und >>> verungliickte (getétete und verletzte) Personen.

Streckenliingen (Eigentumslinge am Jahresende)

Eisenbahnstatistik (Bestandsstatistik)
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:

Entfernungen zwischen Stationen, die in den 6ffentlichen Tarifen als selbstindige Anfangs- oder Endpunkte
fiir die Beforderung von Personen oder Giitern bezeichnet sind, soweit sich diese Strecken am Jahresende im
Eigentum der jeweiligen Eisenbahnverwaltung befinden.

Die Entfernungen werden in der Achse der Gleise gemessen. Dabei ist es fir die Streckenlénge ohne Bedeu-
tung, ob die Strecke eingleisig oder mehrgleisig ausgestattet ist. .

Dauernd stillgelegte Strecken, d.h. Strecken, die nicht mehr betriebsfahig erhalten werden, werden nicht einbe-
zogen,

Neben den Streckenléngen insgesamt werden auch Langen von elektrifizierten Strecken ausgewiesen. Elektri-
fizierte Strecken sind Strecken, die entweder mit einer Oberleitung oder mit einer Stromschiehe ausgeriistet
sind. Nicht zu den elektrifizierten Strecken zihlen die am Rande von Bahnhofen liegenden, den Rangiervor-
gingen dienenden elektrifizierten Streckenabschnitte, deren Elektrifizierung nicht bis zum nichsten Bahnhof
durchgefiihrt ist. '

Streckenzielland

Statistik des gewerblichen Luftverkehrs auf ausgewihlten Flugplitzen
Datennachweis: ab 1972

Begriffsinhalt: :

Aussteige- bzw. Ausladeland auf einer Flugstrecke, wobei das Streckenzielland sowohl Reisezielland als auch
Umsteigeland auf einer weiterfiihrenden Flugreise sein kann. .

Stromabgabe an Letztverbraucher

Erhebung bei den dffentlichen Elektrizititsversorgungsunternehmen
Datennachweis: 1950 bis 1974

Begriffsinhalt:

Von >>> Elektrizititsversorgungsunternehmen iiber das offentliche Stromversorgungsnetz an Letztverbraucher
abgegebene Elektrizitét.
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Als Elektrizititsversorgungsunternehmen gelten Unternehmen bzw. fachliche Teile von Unternehmen, die ent-
sprechend den gesetzlichen Bestimmungen andere Wirtschaftseinheiten mit Elektrizitit versorgen und dafiir
eine staatliche Genehmigung haben.

Zu Einzelheiten vgl. Gesetz zur Forderung der Energiewirtschaft vom 13.12.1935 (RGBI. I S. 1451).

Zu den Letztverbrauchern von Elektrizitiit zihlen die Industrie, der Verkehr, der Handel und das Kleingewerbe,
die offentlichen Einrichtungen, die Landwirtschaft und die Haushalte.

Mit einbezogen in die Stromabgabe an Letztverbraucher aus dem offentlichen Stromversorgungsnetz ist die
Abgabe von Elektrizitit, die von den Stromerzeugungsanlagen der Industrie in das offentliche Netz eingespeist
wurde, sofern das 6ffentliche Netz nicht nur zur Durchleitung von Strom zwischen Teilen eines Industrieunter-
nehmens dient.

Nicht zur Stromabgabe an Letztverbraucher rechnen der Eigenverbrauch der Kraftwerke, Netzverluste und
Nichterfafites sowie die Abgabe von Elektfizitz‘it an Wiederverkiufer.

Begriffsbeziehungen:

Zur Abgrenzung gegeniiber der >>> Erzeugung von Elektrizitét (Erhebung bei den offentlichen Elektrizitéts-
versorgungsunternehmen) siehe dort.

Strombilanz

Monatsbericht fiir Unternehmen und Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe
Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:

Ubersicht, in der fiir die Betriebe des Monatsberichts im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe die
>>> Stromeigenerzeugung und der >>> Stromfremdbezug der >>> Stromabgabe und dem
>>> Stromverbrauch gegeniibergestellt wird.

Unter "Stromeigenerzeugung" werden die Strommengen nachgewiesen, die von den berichtspflichtigen Betrie-
ben des Monatsberichts im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe selbst aus Wasserkraft bzw. aus Kohle
und sonstigen Kraftquellen erzeugt werden.

Es handelt sich um die an den Generatorenklemmen gemessene Brutto-Stromerzeugung, unabhéngig davon, ob
der selbterzeugte Strom im Betrieb verbraucht oder an andere Betriebe abgegeben wird.

Beim "Stromfremdbezug” handelt es sich um die Strommengen, die von einem anderen Betrieb/ anderen Un-
ternehmen oder von einem &ffentlichen Elektrizitéitsversorgungsunternehmen bezogen werden, unabhéngig da-
von, ob die stromabgebende Stelle die Strommenge selbst erzeugt oder von Dritten bezogen hat.

Unter "Stromabgabe" werden die Strommengen nachgewiesen, die der zum Monatsbericht im Bergbau und im
Verarbeitenden Gewerbe meldende Betrieb unmittelbar an andere értliche Einheiten oder Unternehmen/ 6f-
fentliche Elektrizititsversorgungsunternehmen abgibt, wobei der Strom vom Betrieb selbst erzeugt oder von
Dritten bezogen sein kann.

"Stromverbrauch” ist der Gesamtverbrauch an Elektrizitit einschlieBlich Stromeigenverbrauch industrieller
Stromerzeugungsanlagen.

Der Stromverbrauch errechnet sich wie folgt:
Stromeigenerzeugung
+ Stromfremdbezug
Stromabgabe
= Stromverbrauch
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Stiickgutverkehr

1. Eisenbahnstatistik (Statistik der Personen- und Giiterbeforderung auf Eisenbahnen)
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:
Frachtpflichtige Beforderung einer Vielzahl von einzelnen Fachtstiicken, die besonders gekennzeichnet und
verpackt sind.

Sie werden vom Absender mit einem besonderen Frachtbrief fiir jede Sendung aufgeliefert und von der Eisen-
bahn ein-, um- und ausgeladen.

Der Stiickgutverkehr wird nach einem besonderen Tarif abgerechnet.
Im Stiickgutverkehr kann nicht nach der Art der transportierten Giiter unterschieden werden.

Erfafit werden alle von den Eisenbahnunternehmen (Deutsche Bundesbahn, Nichtbundeseigene Eisenbahnen)
transportierten Stiickgiiter, bei denen Versand und/ oder Empfangsort im Bundesgebiet liegen, sowie Giiter-
transporte, die durch das Bundesgebiet nur durchgehen.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis Ende 1976 wurden lediglich Giiterbeférderungen im Stiickgutverkehr erfaft, die innerhalb des Bundesge-
bietes (Versand- und Empfangsort im Bundesgebiet) durchgefiihrt wurden, nicht jedoch Sendungen, bei denen
nur der Empfangssort oder nur der Versandort im Bundesgebiet lagen oder Sendungen, die nur durch das Bun-
desgebiet durchgegangen sind.

Begriffsbeziehungen:

Im Stiickgutverkehr und im >>> Exprefigutverkehr (Eisenbahnstatistik) werden dhnliche Giiter befordert.

Die Gegenstinde, die im Exprefigutverkehr befordert werden, unterliegen jedoch strengeren Beschriankungen
hinsichtlich Umfang, Menge und Gewicht als die im Stiickgutverkehr beforderten Giiter, da sie zur Beforde-
rung im Gepickwagen geeignet sein miissen.

Im Unterschied zum Stiickgutverkehr werden im >>> Wagenladungsverkehr (Eisenbahnstatistik) keine einzel-
nen Frachtstiicke befordert.

Sowohl Stiickgiiter als auch Wagenladungen werden in der Regel in Giiterziigen transportiert.
Im Unterschied zum Stiickgutverkehr ist der >>> Dienstgutverkehr (Eisenbahnstatistik) nicht frachtpflichtig,

Zum Unterschied zwischen Stiickgutverkehr in der Eisenbahnstatistik und in den Statistiken des gewerblichen
Fernverkehrs und des Werkfernverkehrs siehe unter 2.

2. Statistiken des gewerblichen Fernverkehrs und des Werkfernverkehrs
Datennachweis: ab 1964

Begriffsinhalt:

Beim gewerblichen Fernverkehr deutscher Lastkraftfahrzeuge wird als Stiickgut das tarifliche Stiickgut erfafit;
beim gewerblichen Fernverkehr auslidndischer Fahrzeuge sind Sendungen bis 2 500 kg als Stiickgut ausgewie-
sen.

Im Werkfernverkehr deutscher wie auch auslindischer Fahrzeuge gelten Sendungen bis 500 kg als Stiickgut.
Im gewerblichen Fernverkehr wird der Stiickgutverkehr nach einem besonderen Tarif abgerechnet.
Im >>> Werkfernverkehr wird kein Frachtentgglt erhoben.

Begriffsbeziehungen:

Der Stiickgutverkehr im gewerblichen Fernverkehr ist im Unterschied zum Stiickgutverkehr in der Eisenbahn-
statistik nur teilweise frachtpflichtig.
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Studenten

Studentenstatistik

Datennachweis: ab Sommersemester 1967

Begriffsinhalt:

Als Studenten sind ordentliche (vollimmatrikulierte/eingeschriebene) Studierende an Hochschulen, ohne Beur-
laubte und ohne Gasthérer nachgewiesen.

Zu den Hochschulen rechnen >>> Universititen (einschl. technischer Universititen/ Hochschulen und anderer
gleichrangiger wissenschaftlicher Hochschulen), >>> Gesamthochschulen, >>> padagogische Hochschulen,
>>> theologische Hochschulen, >>> Kunsthochschulen und >>> Fachhochschulen.

Studentenwohnheimpliitze

Statistik der Studentenwohnheime
Datennachweis: ab 1967

Begriffsi.nhalt:

Plitze in Studentenwohnheimen, die mit offentlichen Mitteln errichtet sind oder gefordert werden.

In der Zahl der Studentenwohnheimplitze sind auch einige Wohnplitze in Privatquartieren (geméif Ziffer 13
der Richtlinien des Bundes und der Lander zum Ausbau von Wohnungen) enthalten.

Studienanfinger

Studentenstatistik
Datennachweis: ab Sommersemester 1967

Begriffsinhalt:

>>> Studenten im ersten >>> Hochschulsemester (Erstimmatrikulierte).

Der Begriff des Studienanfingers bezieht sich hier also auf den erstmaligen Beginn eines Hochschulstudiums.
Der Begriff des Studienanfangers wird ebenfalls fiir Studenten im ersten >>> Fachsemester verwendet.

Er bezieht sich dann auf den Beginn des Studiums in einem bestimmten Studiengang,

Studienziel Lehrer

Statistik der Studien- und Berufswiinsche
Datennachwelts: ab 1972

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen werden >>> Abiturienten und Schiiler der Abschlufiklassen der 12. Klassenstufe, die Lehrer
werden mochten - unabhingig davon, welche Fécher sie studieren wollen.
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Die Abiturienten und Schiiler der AbschluBklassen der 12. Klassenstufe mit Studienziel Lehrer sind - entspre-
chend dem Studienbereich des ersten angestrebten Studienfaches - auch bei den nach Studienfachgruppen ge-
gliederten Studienwilligen enthalten.

Anderungen im Zeitablauf:

1972 sind bei den Personen mit Studienziel Lehrer auch wehr- und zivildienstleistende Studienberechtigte ent-
halten.

Subventionen

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Zuschiisse, die der Staat oder Einrichtungen der Europdischen Gemeinschaften im Rahmen der Wirtschafts-
und Sozialpolitik an Unternehmen fiir laufende Produktionszwecke gewihren, sei es zur Beeinflussung der
Marktpreise oder zur Stiitzung Yon Produktion und Einkommen.

-

Zu den Subventionen rechnen

- Zuschiisse an die Landwirtschaft, wie z.B.
Zahlungen zum Ausgleich von Preisverlusten (z.B. im Rahmen der Europdischen Marktordnungen),
Zahlungen zur Férderung der Eier- und Gefliigelwirtschaft,
Zahlungen zur Treibstoffverbilligung, .
Zahlungen zum Ausgleich von Nachteilen der Landwirtschaft infolge der DM- Aufwertungen,

Zinsverbilligungszuschiisse an die Landwirtschaft, einbehaltene Umsatzsteuer;

- Zuschiisse an die Fischwirtschaft, wie z.B.
Fangprimien an die Fischerei,
Zahlungen zur Treibstoffverbilligung,
Zinsverbilligungszuschiisse fiir die Fischerei,

- Zuschiisse an die Energjewirtschaft und an den Bergbau, wie z.B.
Zahlungen zur Férderung des Steinkohleeinsatzes in der Elektrizitatswirtschaft, '
Zahlungen zur Stabilisierung des Kohleabsatzes, .
Zahlungen zur Treibstoffverbilligung,
Zinsverbilligungszuschiisse an die Energiewirtschaft und den Bergbau,
Zahlungen der Européischen Gemeinschaft fiir Kohle und Stahl (EGKS) an den Bergbau, einbehaltene Um-
satzsteuer;

- Zuschiisse an das Verarbeitende Gewerbe, wie z.B.
iibergebietlicher Ausgleich nach dem Milch- und Fettgesetz, Stiitzungsmafinahmen fiir die
Magermilchverarbeitung und -verwendung,
Beihilfen fiir die Verwendung von Milchfett zur Herstellung von Mischfutter,
Wihrungsausgleichsbetrige bei der Ein- und Ausfuhr,
Zahlungen zur Treibstoffverbilligung,
Zinsverbilligungszuschiisse an das Verarbeitende Gewerbe, einbehaltene Umsatzsteuer,

- Zahlungen an das Baugewerbe, wie z.B.
Lohnkostenzuschiisse;

- Zuschisse an den Handel, wie z.B.
Zuschiisse zu den Kosten der Vorratshaltung landwirtschaftlicher Erzeugnisse,
Erstattungen bei der Ausfuhr pflanzlicher und tierischer Erzeugnisse,
Zuschiisse zu den Kosten fiir Abbaumafinahmen bei Marktordnungswaren,
Zahlungen zum Ausgleich von Preisverlusten,
Zuschiisse zum Ausgleich von Wertverlusten bei Besténden landwirtschaftlicher Produkte infolge der DM-
Aufwertungen,
Wihrungsausgleichsbetrige bei der Ein- und Ausfuhr,
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Zuschiisse zur Einfuhr und Lagerung von Kohle,
einbehaltene Umsatzsteuer,

- Zuschiisse an den Verkehr und die Nachrichteniibermittlung, wie z.B.
Liquidititshilfe an die Deutsche Bundesbahn,
Zuschiisse an die Deutsche Bundesbahn fiir Betrieb und Unterhaltung hohengleicher Kreuzungen,
Zuschiisse an die Deutsche Bundesbahn zu Personalmehraufwendungen,
Zuschiisse an die Deutsche Bundesbahn und sonstige Verkehrstréiger zu den Kosten im Personennahver-
kehr,
Frachthilfen an die Deutsche Bundesbahn und andere Verkehrstrager fiir die Beforderung von Kohle, Erz,
Getreide,
Betriebszuschiisse an die Lufthansa,
Zahlungen zur Treibstoffverbilligung,
Zinsverbilligungszuschiisse u.d. an Verkehrsbetriebe, einbehaltene Umsatzsteuer;

- Zuschiisse auf dem Gebiet des Wohnungswesens, wie z.B.
Zinsverbilligungszuschiisse;

- Zuschiisse an sonstige Dienstleistungsbereiche, wie z.B.
Zinsverbilligungszuschiisse,
einbehaltene Umsatzsteuer. .

Die Zuordnung der Subventionen auf Wirtschaftsbereiche richtet sich nach dem Titigkeitsbereich des Empfan-
gers, der oft nicht mit dem letztlich Begjinstigten identisch ist.

Bei Zinszuschiissen gilt als Empfénger nicht das Kreditinstitut, sondern der Kreditnehmer.

‘Die Angaben iiber Subventionen beziehen sich weitgehend auf Zahlungsvorginge.

Die von Einrichtungen der Européischen Gemeinschaften an Unternehmen geleisteten Subventionen (z.B.
Zahlungen der Europdischen Gemeinschaft fiir Kohle und Stahl an den Bergbau) werden als laufende Ubertra-
gungen der iibrigen Welt an den Staat und - diesem Vorgehen entsprechend - auflerdem als Subventionen des
Staates an Unternehmen gebucht.

Begriffsbeziehungen:

1. Bruttoinlandsprodukt (zu Marktpreisen)

Abschreibungen

Nettoinlandsprodukt zu Marktpreisen

Indirekte Steuern

Subventionen

Nettoinlandsprodukt zu Faktorkosten

=Nettowertschépfung .

n+

2. Bruttosozialprodukt (zu Marktpreisen)

Abschreibungen

Nettosozialprodukt zu Marktpreisen
Indirekte Steuern

Subventionen *

Nettosozialprodukt zu Faktorkosten
=Volkseinkommen

I+

Sii\Bstoffsteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: 1950 bis 1965

Begriffsinhalt:

Ausgleichs- und Folgesteuer der >>> Zuckersteuer, die dem Bund zustand Mit der Siiistoffsteuer wurden die
Zyckersurrogate in Form der SiiBistoffe belastet.

Wegen ihres geringen Ertrages wurde die SiiBstoffsteuer durch das Steuerdnderungsgesetz 1965 abgeschafft.
748



	L 
	Lagerbestände
	Länder
	Landeslisten-Sitze
	Landessteuern
	Landes- und Bundesstraßen
	Landes-und Staatsstraßen
	Land für Verkehrszwecke
	Land- und Forstwirtschaft
	Land- und forstwirtschaftliches Vermögen
	Landwirtschaft
	Landwirtschaftliche Betriebe
	Landwirtschaftliche Betriebe, deren Inhaber einen oder mehrere Gewerbebetribe betreiben
	Landwirtschftliche Betriebe und Forstbetriebe
	Landwirtschaftliche Betriebsgebäude
	Landwirtschaftliche Gemischtbetriebe
	Landwirtschaftliche Maschinen
	Landwirtschaftliche Nutzfläche
	Landwirtschaftlicher Bau
	Landwirtschaftlicher genutzte Fläche
	Landwirtschaftsfläche
	Länge der benutzten Wasserstraßen
	Länge der Rohrfernleitungen
	Lastenausgleich
	Lastenausgleichabgaben
	Lastenausgleichfonds
	Lastenzuschuß
	Lastenzuschußempfänger
	Lastkraftwagen
	Laufende Ausgaben (Staat)
	Laufende Einkommensübertragungen vom Staat
	Laufende Einnahmen (Staat)
	Laufender Sachaufwand
	Laufende Übertragungen
	Laufende Übertragungen an bzw. von Institutionen der EG,
	Laufende Übertragungen an privaten Organisationen ohne Erwerbszweck
	Laufende Übertragungen im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit
	Laufende Übertragungen innerhalb des Staates
	Laufende Zuschüsse an andere Bereiche
	Laufende Zuschüsse und Schuldendiensthilfen von anderen Bereichen
	Laufende Zuweisungen an Organisationen ohne Erwerbszweck
	Laufende Zuweisungen an/vom öffentlichen Bereich
	Lebende Tiere
	Lebendgeborene
	Lebengeburten
	Leder
	Lederwaren und Schuhe
	Leerstehende Wohneinheiten
	Legehennenhaltungen
	Lederassen
	Lehramtsprüfung für allgemeine Schulen/berufliche Schulen
	Lehramtsstundenten
	Lehrer
	Leistungsgruppen
	Letzte inländische Verwendung (von Gütern)
	Letzter Verbrauch
	Letzte Verwendung von Gütern
	Leuchtmittelsteuer
	Liefer-, Lastkraftwagen und sonstige Straßenfahrzeuge
	Liefer- und Lastkraftwagen, Omnibusse und Straßenzugmaschinen
	Lieferungen aus/nach Berlin (West)
	Lieferungen des Bundesgebietes
	Linienlänge
	Linienverkehr
	Löhne und Gehälter
	Löhne und Gehälter je Beschäftigten
	Löhne und Gehälter je Beschäftigtenstunde
	Löhne und Gehälter je Produkteinheit
	Löhne und Gehälter je Umsatzeinheit
	Lohnsteuer
	Lohnsteuer der Lohnsteuerpflichtigen
	Lohnsteuerfälle
	Lohnsteuerpflichtige
	Lohnsumme
	Lohnsummesteuer
	Luftfahrzeugbestand
	M
	Mangels Masser abgelehnte Konkursanträge
	Marktfruchtbetriebe
	Markt- und Theaterfahrten
	Maschinenbauerzeugnisse
	Maschinen für die Landwirtschaft
	Maschinen für die Nahrungsmittelindustrie und verwandte Gebiete
	Maschinen für die ähnlichen Anlagen
	Maschinen für die maschinelle Anlagen
	Maschinen und maschinelle Anlagen Betriebs- und Geschäfts- ausstattung
	Massengut- und Mehrzweckschiffe
	Maßnahmen zur Verbesserung der Wohnverhältnisse ausländischer Arbeiternehmer und deren Familien
	Mastrassen
	Mastschweinehaltungen
	Materialverbrauch, Einsatz an Handelsware, Kosten für Lohnarbeiten
	Mathematik und Naturwissenschaften
	Medikamentöser Abbruch
	Medizinische Wissenschaften
	Mehrfamiliengebäude
	Mehrpersonenhaushalte
	Metallbearbeitungsmaschinen
	Miete
	Mietwohneinheiten
	Mietzuschuß
	Mietzuschußempfänger
	Milchkuhhaltungen
	Milchverwendungsarten
	Mineralölerzeugnisse
	Mineralölsteuer
	Mithelfende Familienangehörige
	Mittlere Reife
	Möbel
	Möbilität
	Mostmenge
	Mutterschaft
	N
	Nachrichten- und Informationstechnische Investitionsgüter
	Nachwuchskräfte
	Nahrungsmittel
	Nahrungsmittelmaschinen und Maschinen für verwandte Gebiete der Nahrungsmittelherstellung
	Nahrungsmittel pflanzlichen Ursprungs
	Nahrungsmittel tierischen Ursprungs
	Nahrungs- und Genußmittel
	Nahrungs- und Genußmittelgewerbe
	Nahrungs- und Genußmittelindustrien
	Nebenbahnen
	Nebenbetriebe
	NE-Metalle und -Metallhalbzeug
	Nettoanlagevermögen
	Nettoausgaben
	Nettoeinkommen
	Nettolandsprodukt zu Faktorkosten (Nettowertschöpfung)
	Nettoinvestitionen
	Nettolohn- und -gehaltsumme
	Nettoprämien für Schadenversicherungen
	Nettoproduktionswert ohne Umsatzteuer
	Nettosozialprodukt
	Nettoumsatz
	Nettowertschöpfung zu Faktorkosten
	Neuausleihungen
	Neuzulassungen fabrikneuer Kraftfahrzeuge und -anhänger
	Nichtabzusfähige Umsatzsteuer
	Nichtbundeseigene Eisenbahnen
	Nicht eingelöste Schecks (Rückschecks)
	Nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit
	Nichtentnommene Gewinne der Unternehmen (vor und nach der Einkommensumverteilung)
	Nichterwerbspersonen
	Nichterwerbstätige
	Nichtlandwirtschaftliche Betriebsgebäude
	Nichtöffentliche Bauherren
	Nichtwohngebäude
	Normalerweise geleistete Arbeitszeit je Woche
	Notopfer Berlin
	Nutzfläche
	Nutz- und Zuchttiere
	O
	Obstandanlage
	Obstgehölze
	Obusse
	Öd- und Unland, unkultivierte Moore, Gewässer
	Öffentliche Bauherren
	Öffentliche Fernsprechstellen
	Öffentliche Dienst
	Öffentliche Förderung
	Öffentlicher Gesamthaushalt
	Öffentlicher Gesundheitsdienst
	Öffentlicher Hochbau
	Öffentlicher Tiefbau
	Öffentlicher und Verkehrsbau
	Öffentliche Sicherheit und Ordnung
	Öffentliche Sicherheit und Ordnung Organisationen ohne Erwerbscharakter, Gebietskörperschaften, Sozialversicherung
	Organisationen ohne Erwerbszweck
	Ortsdurchfahrten
	P
	Pachtfläche der Betriebe
	Pachtfläche, deren Cerpächter natürliche Personen/ juristische Personen sind
	Pädagogische Hochschulen
	Paletten
	Papier- und Druckereinmaschinen
	Papier und Pappe
	Papier- und Pappewaren
	Parkanlagen, Sport-, Flug- und Übungsplätze
	Pauschalflugreiseverkehr (einschl. NAC-Charter)
	Pendler
	Pensionen
	Personalausgaben
	Personalgesellschaften
	Personalkraftwagen
	Personalkraftwagen und Kombinationskraftwagen
	Personenwagen
	Pfeifentabak
	Pferde
	Pflanzenbestände
	Pflanzliche Produkte
	Pflegetage der stationär behandelten Kranken
	Pflichtibeiträge  zur Sozialversicherung
	Pharmazeutische und kosmetische Artikel, Wasch- und Putzmittel
	Postscheckguthaben
	Postscheckgutschriften
	Postschecklastschriften
	Postparkasseneinzahlungen
	Postparkassenguthaben
	Postparkassenrückzahlungen
	Prämien für Kraftfahrzeugsversicherung
	Prämien für private Krankenversicherung
	Prämien für sonstige Schaden- und Unfallversicherung
	Prämien nach dem Wohnungsbauprämiengesetz zur Förderung des Wohnungsbaues
	Preisindex des Produzierenden Gewerbes für den Wareneingang
	Preisindex für die einfache Lebenshaltung eines Kindes
	Preisindex für die Lebenshaltung
	Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte
	Preisindex für die Lebenshaltung von 2.Personen-Haushalten von Renten- und Sozialhilfeempfängern
	Preisindex für die Lebenshaltung von 4-Personen-Arbeitnehmerhaushalten mit mittlerem Einkommen
	Preisindex für die Lebenshaltung von 4-Personen-Haushalten von Angestellten und Beamten mit höherem Einkommen
	Preisindizes für Instandhaltung
	Preisindizes für Neubau in Konventioneller Bauart
	Private Haushalte
	Private Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck
	Private Organisationen ohne Erwerbszweck
	Private Unternehmen
	Privater Verbrauch
	Privatsgleisanschlüsse
	Privathaushalte
	Privathaushalte mit ausländischer Bezugspersonen
	Privathaushalte mit deutschen Haushaltsvorstand/deutscher Bezugsperson
	Privatsquartiere
	Privatwaldbetriebe
	Produktionsindex für das Baugewerbe
	Produktionsindex für das Bauhauptgewerbe
	Produktionssteuern
	Produktionsunternehmen
	Produktionswert
	Produktionswert der privaten Haushalte
	Produktionswert der Unternehmen
	Produktionswert des Staates und der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck
	Produktivitäts-(Wachtums-)hilfen für Betriebe oder Wirtschaftszweige
	Produzierendes Gewerbes
	Psychiatrische Indikation
	Q
	Qualitätswein
	R
	Räume
	Rauminhalt
	Realschulen
	Realschul- oder gleichwertiger Abschluß
	Rebfläche im Ertrag
	Rebland
	Rebsorten
	Rechtlich unselbständig Wirtschaftsunternehmen
	Rechtsschutz
	Rechtswissenschaft
	Regelmäßige oder unregelmäßige Tätigkeit
	Regionale Strukturmaßnahmen
	Regionales Mietenniveau
	Reine Mietwohnungen
	Religionszugehörigkeit
	Rennwett- und Lotteriesteuer
	Renten der gesetzlichen Renten- und Unfallversicherung
	Renten, Unterstützungen u.ä.
	Rentenversicherung
	Rentenversicherung der Angestellten
	Rentenversicherung der Arbeiter
	Rentner, Pensionären
	Reproduzierbares Sachvermögen
	Richter
	Rindvieh
	Rindviehaltungen
	Rohbauarbeiten
	Rohbauland
	Rohertrag in v. H. des wirtschaftlichen Umsatzes
	Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe
	Rohstoffe
	Rohvermögen
	RO/RO_Schiffe einschl, Fährschiffe
	Rotmost
	Rückwaren/Ersatzleiferungen
	Rundfunk-, Fernsehr- und Phonotechnische Geräte
	S
	Sachanlagen 
	Saldo der haushaltstechnischen Verrechnungen
	Salzsteuer
	Salz zu Speisezwecken
	Schadenversicherungsleistungen
	Schadenversicherungstransaktionen
	Schafe
	Schankerlaubnissteuer
	Schaumwein
	Schaumweinsteuer
	Schienenfahrzeuge für die Personenbeförderung (Eigentumsbestand)
	Schiffahrt
	Schiffsbestand
	Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf usw.
	Schlachtmenge von Geflügel
	Schlepper
	Schiffs- und Schubfahrzeuge
	Schnittholz, Sperrholz und sonstiges bearbeitetes Holz
	Schönheitsreparaturen
	Schuhe, Textilien und Bekleidung
	Schulabgänger
	Schulartspezifischer Abschluß
	Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt
	Schuldenaufnahmen vom öffentlichen Bereich
	Schulden aus Kreditmarktmitteln
	Schulden beim öffentlichen Bereich
	Schuldendiensthilfen
	Schuldenstand
	 Schuldentilgung am Kreditmarkt
	Schulden und sonstige Abzüge
	Schuldverschreibungen
	Schulen des Gesundheitswesens
	Schulen und vorschulische Bildung
	Schüler
	Schülerfahren
	Schüler und Studierende
	Schulgebäude
	Schulkindergärten
	Schulen und Leichter
	Schwanggerschaftsabbrücke
	Schwangerschaftsabbrücke mit Komplikationen
	Schweine
	Schwerbehindertenausweis
	Seefischereifahrzeuge
	Seeschiffahrt
	Seefischiffe
	Selbstständige
	Selbstständige Handwerksunternehmen
	Selbstständige und mithelfende Familienangehörige
	Selbsststellte Anlagen
	Sitze im Deutschen Bundestag
	Sitzverteilung im Europaparlament
	Sonderformen des Linienverkehrs
	Sonderkraftfahrzeuge
	Sonderkrankenhäuser
	Sonderkulturerzeugnisse
	Sonderprogramm zur Einrichtungen von Wohnungen in Berlin
	Sonderschulen
	Sonder- und Beabachtungsheime
	Sonstige Darlehen einschließlich Landeskulturdarlehen
	Sonstige Einkünfte
	Sonstige Einnahmen
	Sonstige Gebäude mit Wohnraum
	Sonstige im Index erfaßte Investitionsgüter
	Sonstige im Index erfaßte Verbrauchsgüter
	Sonstige laufende Einkommenübertragungen, Untermiete
	Sonstige laufende Einnahmen
	Sonstige laufende Übertragungen
	Sonstige Regelungen
	Sonstiges Bildungswesen
	Sonstige schwere Notlage
	Sonstiges Vermögen
	Sonstige Vermögensübertragungen
	Sonstige Wohneinheiten
	Sozialbeiträge
	Soziale Leistungen
	Sozialer Wohnungsbau, Modernisierung, Heizenergieeinsparung
	Soziale Sachleistungen
	Soziale Sicherung, soziale Kriegsfolgeaufgaben, Wiedergutmachung
	Sozialhilfe
	Sozialkosten
	Sozialversicherung
	Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Arbeitnehmer
	Sozialversicherungsträger unter Aufsicht der Länder
	Sozialversicherungsträger unter Aufsicht des Bundes
	Spareinlagenbestand (einschl. verrechneter Bausparprämien) 
	Sparförderung
	Sparförderung und Vermögensbildung
	Spargeldeinzahlungen
	Spezialhandel
	Spielkartensteuer
	Spielwaren, Schmuck, Füllhalter u.ä.
	Sport
	Sprach- und Kulturwissenschaften
	Staat
	Staatsangehörigkeit ausländischer Arbeitnehmer
	Staatsforsten
	Staatshandelsländer
	Staatsverbrauch
	Stadtbahnen (einschl. Hoch-, U- und Schwebebahnen)
	Stadtschnellbahnen
	Stahlbauerzeugnisse und Schienenfahrzeuge
	Stahlbauten
	Stammkapital am 31.12
	Stationär behandelte Kranke
	Steine und Erden, Asbestwaren
	Sterbefälle
	Steuerbarer Umsatz
	Steuerbefreiung der gemeinnützigen Wohnungs- und Siedlungsunternehmen
	Steuerbefreiung der Organe der staatlichen Wohnungspolitik
	Steuereinnahmen der Länder (nach der Steuerverteilung)
	Steuereinnahmen des Bundes (nach der Steuerverteilung)
	Steuerermäßigungen
	Steuerliche Begünstigun von Beiträge an Bausparkassen
	Steuern im Zusammenhang mit dem Privaten Verbrauch
	Steuern ohne Einkommen- und  Vermögensteuern
	Steuern, Steuerähnliche Abgaben (ohne Münzeinnahmen
	Steuern von Umsatz
	Steuerpflichtige
	Steuerpflichtige Vermögen
	Steuervergünstigungen
	Stimmabgabe
	Straßen
	Straßenbahnen
	Straßenbau
	Straßenbrücken
	Straßen (einschl. Verwaltung)
	Straßenfahrzeuge
	Straßengüterverkehrsteuer
	Straßenlänge
	Straßenpersonenverkehr
	Straßenverkehrsunfälle
	Streckenlängen (Eigentumslänge am Jahresende)
	Streckenzielland
	Stromabgabe an Letztverbraucher
	Strombilanz
	Stückgutverkehr
	Studenten
	Studentenwohnheimplätze
	Studienanfänger
	Studienziel Lehrer
	Subventionen
	Süßstoffsteuer




















